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Ach, sind wir bunt ...

Wir sind bunt, will sagen, wir repräsentieren das denkbar umfassendste
demokratische Spektrum und uns eint die Stellungnahme gegen rechts
oder verwandte anti-demokratische Machenschaften.

Mit der spektral-invasiven Gesamtdisposition und jenen integrativen,
Mehrheitsabsprachen verpflichteten Selbstbestimmungsfähigkeiten
stellen wir den gelegentlich vorherrschenden Meinungs- und
Überzeugungsdurchschnitt im allgemeinen und die normative Abgrenzung
im besonderen in den Fokus unserer Absichten.

Bunter geht es wirklich nicht; gemahnt uns doch diese Dominanz nicht
zu überbietender Konvention an einen Buntstiftkasten, dessen Freiheit
und Funktion sich ausschließlich auf die ordentliche Bereitstellung
einer entsprechenden Auswahl von Farben beschränken läßt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. August 2019
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WALD/399: Hambacher Forst - die Gefahr ist nicht gebannt ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Sounds for Climate - Musik und Party für den Hambacher Wald und gegen
die Klimazerstörung



Am Samstag, dem 14.09.2019 findet zum ersten Mal das "Sounds for
Climate"-Festival im Tuchwerk Soers - fast in Hörweite des Hambi -
statt. Von 12 bis 22 Uhr soll mit guter Musik, veganem Essen, einem
Upcycling-Workshop und weiteren Programmpunkten mit Freude und
Kreativität auf die schönen Seiten eines nachhaltigen Lebens aufmerksam
gemacht werden.

Arne Siwitza, im Orga-Team für Technik und Bands zuständig, hatte früh
eine klare Vorstellung vom ersten Klimafestival Aachens: "Wir wollten
rebellische Gigs gegen die Zerstörung unserer Lebensgrundlage
organisieren". Das hat funktioniert: Hauptacts sind Bodo Wartke und die
Band Final Virus, außerdem treten das Gerd Schinkel Trio, die MUFAB
Circle Singers mit Viola Kramer", Klaus der Geiger & Marius Peters und
The Bloodstrings auf. Verschiedene Organisationen und
Initiativen der Klimagerechtigkeitsbewegung wie Extinction Rebellion,
die Bürgerenergiegenossenschaft Energiegewinner oder Aachen Unverpackt
sind mit Infoständen vertreten. Das vegane Catering übernehmen die
Coffee-Bee, der Lola Paroli Foodtruck, Pfannenzauber und die
Aktionsküche Nordeifel.

Schon während der Vorbereitung war die Resonanz gigantisch. So viele
Künstlerinnen und Künstler wollten dabei sein, dass die
Organisator*innen einigen sogar wieder absagen mussten. Ganz besonders
freut sich die Gruppe über den Auftritt von Bodo Wartke, der letztes
Jahr sein berühmtes Lied über den Hambacher Wald geschrieben hat, das er
hoffentlich auch spielen wird.

Ziel des Festivals ist vor allem, die Klimagerechtigkeitsbewegung und
ihre Erfolge einfach mal zu feiern. Rüdiger Haude vom Orga-Team nennt
das "seelische Nachhaltigkeit": "Bei Sounds for Climate tankt die
Klimabewegung Energie und Motivation, denn unser Kampf gegen die
Klimakiller à la RWE braucht einen langen Atem. Die Nachrichten rund um
die Klima-Thematik sind überwiegend bedrückend und jedem noch so
engagierten Menschen kann bei Alledem schonmal der Mut vergehen. Die
Untätigkeit der Politik frustriert Viele zusätzlich. Die politische
Auseinandersetzung soll nun mit Fröhlichkeit und Tanzen verknüpft werden.

Das bunte Angebot will aber auch ein Bewusstsein für die aktuelle
Situation schaffen, indem es Menschen zum Nachdenken anregt, die
vielleicht einfach nur kommen, um die eine oder andere Band zu sehen.
Auch die Erkenntnis, dass veganes Essen sehr lecker sein kann, ist
vielleicht für Manche neu. Sozialarbeiterin Vera Kirch vom Orga-Team
sagt: "Ich finde es besonders wichtig, den Leuten zu vermitteln, dass
nachhaltiges Handeln weniger mit Verzicht und Arbeit zutun hat, als mit
Selbstwirksamkeit und Spaß." Beim Upcycling-Workshop ist daher Jede*r
eingeladen, in geselliger Runde etwas Altem einen ganz neuen Wert zu
geben. Wenn zum Schluss sogar noch ein paar Spenden für die
Klimagerechtigkeitsbewegung zusammenkommen, würde das die Freude nochmal
vergrößern.

Organisiert wird das Festival vom "Hambi Support Aachen", der im letzten
Sommer die Verteidigung des Hambacher Waldes aktiv und erfolgreich
unterstützt hat. Die künstlerisch und kulturell außerordentlich gut
aufgestellte Aachener Gruppe konnte schon eine große Vielfalt von
Aktionen umsetzen, von einer Baumbesetzung auf dem Weihnachtsmarkt bis
hin zum Kinotrailer "May the Forst be with you", der in vielen Kinos
bundesweit zu sehen war.

Im letzten Jahr, vor allem rund um die höchst umstrittene Räumung im
Spätsommer 2018, war der Hambacher Wald in aller Munde. In diesem Jahr
ist es ruhiger um die bedrohte Region geworden. Die Klima- und
Naturzerstörung durch RWE und seine Tagebaue schreitet jedoch weiter
voran und das Thema bleibt hochaktuell. Der Konzern verfeuert nach wie
vor den CO2-intensivsten Brennstoff schlechthin, die Braunkohle, um
daraus Strom zu gewinnen. Jahrhunderte alte Dörfer werden noch immer für
diese ewig gestrige Technologie umgesiedelt, obwohl an ihren Standorten
wegen des unvermeidlich anstehenden Kohleausstiegs nie Kohle abgebaut
werden darf. Der Restwald trocknet aus, weil RWE noch immer Grundwasser
abpumpt und den Bäumen so nicht nur ihre Lebensgrundlage sondern auch
ihre Stabilität entzieht - ein auf allen Ebenen zerstörerisches
Geschäft. Gegen all diese Machenschaften und Entwicklungen stellt sich
"Sounds for Climate" mit konstruktiven und kreativen Mitteln.


14.09.2019

"Sounds for Climate"

12-22 Uhr, Tuchwerk Soers

http://www.facebook.com/soundsforclimate

Webpräsenzen der Künstler*innen und Beteiligten

Bodo Wartke

https://www.facebook.com/bodowartke/

https://www.bodowartke.de/

Final Virus

https://final-virus.com/home.html

https://www.facebook.com/finalvirus/

Gerd Schinkel

https://twitter.com/gerdschinkel?lang=en

Klaus der Geiger

https://www.klausdergeiger.de/

https://www.facebook.com/klaus.der.geiger/

The Bloodstrings

https://www.facebook.com/thebloodstrings/

Foodtruck Lolaparoli

https://www.road-food.mobi/wordpress/212-2/

https://www.facebook.com/LolaParoli-1606494336235501/

Pfannenzauber

https://pfannenzauber-aachen.de/

https://www.facebook.com/Pfannenzauber/

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 
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KOHLEALARM/634: Klimakampf und Kohlefront - halbherzig parteiisch ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. August 2019

Gericht stoppt Tagebau Jänschwalde aufgrund schwerer Versäumnisse des
Betreibers



Tagebau Jänschwalde muss ab 1. September 2019 in Sicherheitsbetrieb
gehen - Verwaltungsgericht Cottbus lehnt Antrag auf Fristverlängerung der
Betreiberin LEAG ab - Jahrelange Versäumnisse der LEAG sind verantwortlich
für kurzfristigen Stopp des Tagebaus

Berlin/Cottbus, 30.8.2019: Das Verwaltungsgericht Cottbus hat am Freitag
den Antrag der Tagebaubetreiberin LEAG abgelehnt, einen Beschluss vom 27.
Juni 2019 abzuändern. Die LEAG hatte beantragt, die Wirkung des
erfolgreichen Eilantrages der Umweltverbände gegen den Tagebaubetrieb erst
zum 30. November 2019 eintreten zu lassen, sofern auch bis dahin der Mangel
der fehlenden FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht geheilt werden könne. Bis
dahin wollte die LEAG den Tagebaubetrieb trotz der vom Gericht angenommenen
Rechtswidrigkeit aufrechterhalten. Deutsche Umwelthilfe (DUH) und Grüne
Liga bewerten den Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus als
überfälligen Beitrag für den Naturschutz vor Ort.

Nun muss die LEAG ab Sonntag, den 1. September 2019, den Tagebau auf einen
sogenannten Sicherheitsbetrieb herunterfahren. Damit bleibt lediglich die
Aufrechterhaltung einer etwaigen Wiederaufnahme der Kohleförderung
gewährleistet.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Der Stopp der
Braunkohleförderung schützt unmittelbar Pflanzen und Tiere in der Nähe des
Tagebaus Jänschwalde. Dass es zu einem kurzfristigen Anhalten des Tagebaus
kommt, ist allein dem abenteuerlichen Umgang von LEAG und Bergbehörde mit
europäischem Naturschutzrecht geschuldet."

Laut Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus ist der Hauptbetriebsplan
des Tagebaus rechtswidrig vom Landesbergamt Brandenburg (LBGR) genehmigt
worden, weil wichtige FFH-Verträglichkeitsprüfungen fehlen. Durch
Grundwasserabsenkungen bedroht der Tagebau geschützte Feucht- und
Moorgebiete in seinem Umfeld. Die Klagegemeinschaft von DUH und Grüner Liga
hatte deshalb gegen die Genehmigung des Hauptbetriebsplan geklagt.

Rene Schuster von der Grünen Liga: "Die LEAG-Beschäftigten haben darauf
vertraut, dass der Tagebau nach Recht und Gesetz geführt wird - sie sind
von den Entscheidungsträgern schwer enttäuscht worden. Bereits im Frühjahr
2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, dass der Bau einer
Grundwasserabdichtungswand nördlich des Tagebaues möglich und notwendig
ist. Unternehmen und Bergbehörde haben diesen Hinweis ignoriert. Der
Konflikt zwischen Tagebau und geschützten Feuchtgebieten wurde sehenden
Auges immer weiter verschärft. Der nunmehr eintretende Stillstand des
Tagebaues ist die direkte Folge der damaligen Fehlentscheidung."

Der die Umweltverbände in den Verfahren vertretende Rechtsanwalt Dirk
Teßmer: "Nachdem die Gerichte nun in beiden Instanzen bestätigt haben, dass
der Tagebau Jänschwalde rechtswidrig betrieben wird, ist die heutige
Entscheidung des Verwaltungsgerichts und die damit verbundene Aussetzung
der Betriebsplanzulassung die logische Konsequenz. Die LEAG hat die
Problematik der Einflüsse des Tagebaus auf die geschützten Feucht- und
Moorgebiete unterschätzt oder schlicht keine Lösung für die Problematik. Es
bleibt abzuwarten, wann die fehlende Verträglichkeitsstudie vorgelegt wird.
Dass festgestellt werden kann, dass der Tagebau mit der Erhaltung der Moore
und Feuchtgebiete vereinbar ist, kann ich mir kaum vorstellen.

Im Februar 2019 hatte die DUH in Zusammenarbeit mit der Grünen Liga beim
Verwaltungsgericht Cottbus Klage gegen die Genehmigung des
Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des Braunkohlentagebaus Jänschwalde
eingereicht. Die Klage zielt darauf ab, eine weitere Schädigung der
umliegenden europäischen Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiete (FFH-Gebiete) zu
verhindern. Aus Sicht der Umweltverbände besteht die Gefahr, dass der
Weiterbetrieb des Tagebaus mehrere geschützte Moorgebiete durch
Entwässerung zerstört. Zudem kann der Tagebau die Wiedernutzbarmachung der
abgebaggerten Landschaft selbst nach Einschätzung der Bergbehörde nicht
mehr finanzieren.

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und fast vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren
Austrocknungserscheinungen beobachtet werden. Bei der Prüfung des
Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für Wasser und
Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit des
vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu einer
Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zum Beschluss des Verwaltungsgerichts:

http://l.duh.de/p190830

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4360: Hamburg - Yoko Tawada und Sasha Rau, Sendbo-o-te (japanisch-deutsch), 12.09.2019


Literaturzentrum Hamburg - Programm im September 2019

Donnerstag, 12.9.2019, 19.30 Uhr

Japanisch-Deutsche Lesung mit Yoko Tawada und Sasha Rau

aus Sendbo-o-te (konkursbuch-Verlag)

Aus dem Japanischen von Peter Pörtner

Moderation: Stephan Samtleben



In ihrer glasklaren Sprache erzählt Yoko Tawada von den Auswirkungen
einer gigantischen Katastrophe, nach der Japan die Verbindungen zur
Außenwelt kappte. Viele Geschichten schimmern durch: wie Europäer mit
einem Inferno umgehen und wie Japaner. "... Tawadas locker
zusammengefügter Roman, der sich viele Abschweifungen und
Binnenerzählungen erlaubt, lässt sich als Kommentar zur Katastrophe
von Fukushima lesen." (Der Tagesspiegel).

Tawada ist Kleist-Preisträgerin von 2016 und hat "gerade den
renommierten amerikanischen National Book Award erhalten, auch
deutsche und asiatische Literaturpreise hat sie schon - dennoch ist
die in Berlin lebende Japanerin für viele noch eine Entdeckung"
(Denis Scheck, ARD)

In Kooperation mit dem AutorenZimmer des Deutschen Schauspielhauses

Yoko Tawada, geb. in Tokio, Studium der Literaturwissenschaft an der
Waseda-Universität und ab 1982 an der Universität Hamburg (Promotion
bei Sigrid Weigel in Zürich). Erste literarische Veröffentlichung
1986 mit ihrem Japan-Lesebuch im konkursbuch Verlag. Schreibt in
deutscher und japanischer Sprache: Essays, Theaterstücke, Prosa,
Hörspiele und Lyrik. 1992 erhielt sie den renommiertesten japanischen
Literaturpreis: den Akutagawa-Preis, danach für ihre zahlreichen
Veröffentlichungen in Deutschland viele Preise und Stipendien.

Sasha Rau, Schauspielerin und Autorin, arbeitet in Frankreich und im
deutschsprachigen Raum. Zusammenarbeit mit Christoph Marthaler,
Christian Benedetti und Gian Manuel Rau. Szenische Lesungen und
Aufführung ihrer Stücke beim Festival d'Avignon und dem
Stückefestival La Mousson d'été. 2012 wurde sie mit dem
KunstSalon-Autorenpreis für das Schauspiel Köln ausgezeichnet. Seit
der Spielzeit 2013-2014 gehört sie zum Ensemble des Deutschen
Schauspielhauses. Ihr Theatertext Reichshof kam 2016-17 zur
Uraufführung.

Eintritt: EUR 7,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4359: Kiel - Literatursommer 2019, Johan Harstad, "Max, Mischa und die Tet-Offensive", 16.09.19


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Montag - 16.09.2019 - 20:00 Uhr 

Literatursommer 2019

Johan Harstad liest aus seinem Roman "Max, Mischa und die Tet-Offensive"
.
Deutsche Texte: Thomas Böhm

Eintritt: 9,- / 6,- Euro



In Johan Harstads komplexem 1200 Seiten-Epos geht es um das
Erwachsenwerden, die Liebe und die Suche nach Heimat. Erzählt wird
die Geschichte von Max, dessen Familie Ende der 90er Jahre von
Norwegen in die USA auswanderte. Max leidet in den USA an Einsamkeit
und Heimatlosigkeit und findet erst Halt, als er die Künstlerin
Mischa kennenlernt. Die beiden ziehen nach Manhattan und für einen
Moment scheint es, als ob Max, nun ein engagierter Theaterregisseur,
ein Zuhause gefunden hätte. Max' Geschichte ist über Erinnerungen und
Erzählungen eingebettet in 50 Jahre amerikanische Zeitgeschichte -
von der kriegsentscheidenden Tet-Offensive der Vietkong in Vietnam,
über die Anschläge von 9/11 bis hin zu Hurrikan Sandy - und sie wird
über Filme, Theaterstücke und Ausstellungen zu einer fiktiven
Künstlerbiographie.

Thomas Böhm, deutscher Autor, Literaturvermittler und Moderator,
führt durch die Lesung und liest die deutschen Textauszüge.

Johan Harstad, geb. 1979, feierte seinen Durchbruch mit dem
Debütroman "Buzz Aldrin, wo warst du in all dem Durcheinander" (dt.
2006), welcher zum Bestseller avancierte und 2011 verfilmt wurde.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4358: Kiel - "Tagebuch 1944" und "Sonette für Hanna" von Hans Keilson, 12.09.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Donnerstag, 12.09.2019 - 19:00 Uhr

Rahmenprogramm zur Anne Frank-Ausstellung

"Tagebuch 1944" und "Sonette für Hanna" von Hans Keilson

Lesung mit Jos Versteegen und Marita Keilson-Lauritz

Eintritt: 6,- / 3,- Euro



In seinem "Tagebuch 1944" beschreibt Hans Keilson,
deutsch-niederländischer Arzt und deutsch-sprachiger Schriftsteller,
seine Erfahrungen mit der täglichen Bedrohung als Jude im
Nationalsozialismus. Keilson emigrierte 1936 in die Niederlande und
kümmerte sich als Arzt und Psychoanalytiker um jüdische Kinder, die
vor der Deportation in Sicherheit gebracht worden waren. Trotz der
mehr als schwierigen Situation findet Hans Keilson in seinem Werk
auch Platz für die Liebe und verfasste die "Sonette für Hanna", einen
Zyklus von 46 Sonetten, die er der jungen Hanna Sanders widmete. Aus
den beiden Werken lesen der niederländische Übersetzer Jos Versteegen
und Marita Keilson-Lauritz, die über 40 Jahre lang mit Hans Keilson
verheiratet war.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Der Landesbeauftragte für
politische Bildung S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1426: Berlin - KÖRPER·TEXTE IV. Nichts soll sie an der Umarmung hindern, Sprachkunst, Performances, 10.09.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im September 2019

Di. 10.9. 19.30 h 

KÖRPER·TEXTE IV: Nichts soll sie an der Umarmung hindern

Sprachkunst und Performances 

mit Mischa Badasyan, Ulrike Feibig, Allia Sadeghipour und Angelika
Waniek



Im vierten Teil der Reihe KÖRPER·TEXTE bewegen sich vier
Künstler·innen in vier Räumen des LCB entlang der Grenze zwischen
Sprachkunst und Performance.

Die aktivistischen Arbeiten von Mischa Badasyan befassen sich mit
aktuellen politischen und sozialen Themen wie Fremdheit, Rassismus,
Gewalt und Diskriminierung. Gleichzeitig feiern sie Intimität, den
menschlichen Körper und zwischenmenschlichen Kontakt.

Die LCB-Stipendiatin Ulrike Feibig analysiert in ihrer Performance
die Trau- und Trauerbräuche in verschiedenen Kulturkreisen. Sie
spielt mit Motiven aus volkstümlichen Texten, ritualisierten
Berührungen, dem Ver- und Enthüllen bestimmter Körperteile sowie mit
Aberglauben und Zauberei.

Allia Sadeghipour setzt sich mit Selbstermächtigung und Migration
auseinander. In einem performativen Gespräch mit dem Publikum
verbindet sie bekannte Redebeiträge und macht den Raum zur Weltbühne.

Die Performerin und Medienkünstlerin Angelika Waniek reflektiert
anhand von realen und fiktiven Geschichten (Frauen)Körper, deren
Gestaltungsmöglichkeiten, Erfahrungen und gesellschaftliche
Projektionen. Durch performatives Erzählen stellt sie kulturelle und
historische Narrative in Frage.

Auch an der Abendkasse!

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1911: Briefe gegen das Vergessen, September 2019


www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Briefe gegen das Vergessen - Aktion des Monats September 2019

- Russland - Oleg Sentsov

- Guinea - Aissatou Lamarana Diallo

- Togo - Rachad Maman



Täglich werden Menschen weltweit festgenommen, bedroht, gefoltert,
getötet. Weil sie ihre Meinung sagen, sich für die Menschenrechte in
ihrem Land einsetzen oder mit friedlichen Mitteln ihre Regierung
kritisieren. Gewaltlose politische Gefangene verschwinden oft für
Jahre hinter Gittern - ohne faires Gerichtsverfahren und unter
unterschiedlich schwierigen Haftbedingungen. Die Gefahr, dass sie
vergessen werden, ist groß. Darum brauchen sie unseren Schutz, unsere
Solidarität, unseren Einsatz!

Aus diesem Grund startet Amnesty International sogenannte "Briefe
gegen das Vergessen". Sie geben den Gefangenen Hoffnung und zeigen den
Verantwortlichen, dass die Gefangenen nicht in Vergessenheit geraten
sind. Die "Briefe gegen das Vergessen" wirken durch ihre enorme
Anzahl.

Wir brauchen Ihre Unterstützung. Gegen das Vergessen. Beteiligen Sie
sich an den Briefen gegen das Vergessen!


RUSSLAND


Oleg Sentsov

Der ukrainische Regisseur Oleg Sentsov (Senzow) wurde im Mai 2014 von
russischen Spezialeinheiten auf der Krim verhaftet und nach Russland
verbracht. Er hatte zuvor friedlich gegen die Intervention der
Russischen Föderation auf der Krim und die Annexion der Halbinsel
protestiert. Ein russisches Militärgericht verurteilte Oleg Sentsov am
25. August 2015 wegen "terroristischer Aktivitäten" zu 20 Jahren Haft.
Sein Mitangeklagter Aleksandr Kolchenko wurde wegen "Durchführung
terroristischer Handlungen" zu zehn Jahren Haft verurteilt. Amnesty
International stufte beide Verfahren in vielfacher Hinsicht als unfair
ein. So stützte sich das Urteil gegen Oleg Sentsov auf die Aussage
eines Zeugen, der seine Angaben widerrufen und angegeben hatte, sie
seien unter Folter erzwungen worden. Sentsov muss seine Strafe in
einer russischen Strafkolonie im westsibirischen Labytnangi am
Polarkreis verbüßen.

Bitte schreiben Sie bis 31. Oktober höflich formulierte Briefe
an den Präsidenten und fordern Sie ihn auf, Oleg Sentsov umgehend
freizulassen. Bitten Sie ihn zudem, sofort eine effiziente und
unparteiische Untersuchung sämtlicher Vorwürfe von Folter und weiteren
Misshandlungen zu veranlassen, die Oleg Sentsov, Aleksandr Kolchenko,
deren Rechtsbeistände und weitere Zeug_innen erheben.

Schreiben Sie in gutem Russisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Vladimir Vladimirovich Putin

Präsident der Russischen Föderation

Ul. Ilyinka, 23

103132 Moscow

RUSSISCHE FÖDERATION

(Anrede: Dear President / Sehr geehrter Herr Präsident)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Russischen Föderation

S. E. Herrn Sergei Nechaev

Unter den Linden 63-65, 10117 Berlin

Fax: 030 - 2299 397

E-Mail: info@russische-botschaft.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit bitte ich Sie, die Freilassung des ukrainischen Regisseurs
Oleg Sentsov zu veranlassen. Er hat friedlich gegen die Intervention
der Russischen Föderation auf der Krim und die Annexion der Halbinsel
protestiert. Ein russisches Militärgericht verurteilte Oleg Sentsov am
25. August 2015 wegen "terroristischer Aktivitäten" zu 20 Jahren Haft.
Sein Mitangeklagter Aleksandr Kolchenko wurde wegen "Durchführung
terroristischer Handlungen" zu zehn Jahren Haft verurteilt. Beide
Verfahren waren in vielfacher Hinsicht unfair. So stützte sich das
Urteil gegen Oleg Sentsov auf die Aussage eines Zeugen, der seine
Angaben widerrufen und angegeben hatte, sie seien unter Folter
erzwungen worden.

Bitte veranlassen Sie zudem umgehend eine effiziente und unparteiische
Untersuchung sämtlicher Vorwürfe von Folter und weiteren
Misshandlungen, die Oleg Sentsov, Aleksandr Kolchenko, deren
Rechtsbeistände und weitere Zeug_innen erheben.


GUINEA


Aissatou Lamarana Diallo

Seit vier Jahren fordert die Guineerin Aissatou Lamarana Diallo die
Aufklärung der Erschießung ihres Mannes Thierno Sadou Diallo durch
Sicherheitskräfte. Am 7. Mai 2015 hatte die Opposition zu Protesten
gegen eine Änderung des Wahlkalenders durch die Regierung aufgerufen.
Auch im Viertel Ratoma in der Hauptstadt Conakry, in dem Aissatou und
ihr Mann Thierno wohnten, sollten Demonstrationen stattfinden. Laut
Aussagen seiner Frau und Freunde interessierte sich Thierno Sadou
Diallo nicht für Politik oder Proteste. Deshalb verbrachte er den Tag
in einem ruhigeren Teil der Stadt. Am Abend kehrte er zurück, um bei
seiner schwangeren Frau und seinen zwei Kindern zu sein.

Gegen 19 Uhr führte die Polizei eine Razzia in Ratoma durch. Thierno
Sadou Diallo stand mit Freunden draußen, um zu sehen, was vor sich
ging. Fünf Personen in Gendarmerie-Uniformen kamen auf die Gruppe zu
und einer richtete eine Waffe auf sie. Aus Angst flüchtete sich die
Gruppe in eine Seitenstraße, wurde jedoch von den Sicherheitskräften
verfolgt. Ohne Vorwarnung feuerten sie zwei Schüsse ab, von denen
einer Thierno Sadou Diallo in den Rücken traf. Als die Freunde ihn in
eine nahe gelegene Klinik bringen wollten, versperrten die Gendarmen
mit ihren Pick-ups die Straße und schossen auf die Gruppe, die
versuchte, das Hindernis zu umgehen. Als die Freunde schließlich die
Klinik erreichten, war Thierno Sadou Diallo bereits tot.

Die Familie von Aissatou Lamarana Diallo reichte einen Tag nach den
Vorfällen Klage bei der Generalstaatsanwaltschaft ein. Bislang wurde
jedoch niemand angeklagt und zur Rechenschaft gezogen, und die Witwe
hat keine Entschädigung erhalten. Sie fordert Gerechtigkeit und eine
Entschädigungszahlung, damit sie für ihre drei Kinder sorgen und in
Würde leben kann.

Bitte schreiben Sie bis zum 31. Oktober höflich formulierte
Briefe an den Justizminister und fordern Sie ihn auf, eine
unabhängige Untersuchung der Ereignisse durchzuführen und die
Verantwortlichen vor Gericht zu stellen. Fordern Sie zudem eine
Entschädigung für die Witwe Aissatou Lamarana Diallo und ihre drei
kleinen Kinder.

Schreiben Sie in gutem Französisch, Englisch oder auf Deutsch
an: 

Excellence Monsieur Cheikh Sakho

Ministre de la justice, Garde des Sceaux

Ministère de la justice

BP. 564

Conakry

Republik Guinea

(Anrede: Sehr geehrter Herr Minister / Dear Minister)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Guinea

S. E. Herrn Mamadou Siradiou Diallo

Jägerstraße 67-69, 10117 Berlin

Fax: 030 - 200 743 333

E-Mail: info@amba-guinee.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Minister,

seit vier Jahren fordert Aissatou Lamarana Diallo die Aufklärung der
Erschießung ihres Mannes Thierno Sadou Diallo durch Sicherheitskräfte.

Thierno Sadou Diallo wurde am 7. Mai 2015 von Sicherheitskräften
getötet. Es besorgt mich sehr, dass seine Familie bislang weder
Gerechtigkeit erfahren noch eine Entschädigung erhalten hat. Die
Mutter von drei Kindern erstattete Anzeige bei der
Generalstaatsanwaltschaft. Doch bis heute ist niemand wegen der Tötung
ihres Mannes zur Rechenschaft gezogen worden, und sie hat keinerlei
Informationen über die Umstände erhalten, die zum Tod ihres Mannes
führten.

Am 7. Mai 2015 hatte die Opposition zu Protesten gegen eine Änderung
des Wahlkalenders durch die Regierung aufgerufen. Auch im Viertel
Ratoma in der Hauptstadt Conakry, in dem Aissatou und ihr Mann Thierno
wohnten, sollten Demonstrationen stattfinden. Gegen 19 Uhr führte die
Polizei eine Razzia in Ratoma durch. Thierno Sadou Diallo stand mit
Freunden draußen, um zu sehen, was vor sich ging. Fünf Personen in
Gendarmerie-Uniformen kamen auf die Gruppe zu und einer richtete eine
Waffe auf sie. Ohne Vorwarnung feuerten sie zwei Schüsse ab, von denen
einer Thierno Sadou Diallo in den Rücken traf. Als die Freunde ihn in
eine nahe gelegene Klinik bringen wollten, versperrten die Gendarmen
mit ihren Pick-ups die Straße und schossen auf die Gruppe, die
versuchte, das Hindernis zu umgehen. Als die Freunde schließlich die
Klinik erreichten, war Thierno Sadou Diallo bereits tot.

Ich fordere Sie höflich auf, umgehend eine unparteiische Untersuchung
der Ereignisse durchzuführen, die zum Tod von Thierno Sadou Diallo
führten. Sorgen Sie bitte dafür, dass Aissatou Lamarana Diallo
umfassend entschädigt wird, sodass sie mit ihren Kindern unabhängig
und in Würde leben kann.

Stellen Sie darüber hinaus bitte sicher, dass
Menschenrechtsverletzungen in Guinea strafrechtlich verfolgt werden
und dass das guineische Recht den Verpflichtungen unter dem
Völkerrecht und internationalen Abkommen gerecht wird.

Zudem möchte ich Sie bitten, eine unabhängige Kontrollstelle
einzurichten, die den Regulierungsrahmen und die Tätigkeit der
Sicherheitsbehörden überprüft.


TOGO


Rachad Maman

Am Morgen des 20. September 2017 nahm der Schüler Rachad Maman
gemeinsam mit seinem Vater in Bafilo im Norden Togos an einer
pro-demokratischen Protestveranstaltung teil. Bei der Demonstration
forderten zahlreiche friedlich Protestierende Verfassungsreformen,
unter anderem die Einführung einer Begrenzung des Präsidentenamtes auf
zwei Amtszeiten. Außerdem rief die Menge Präsident Faure Gnassingbé
zum Rücktritt auf. Als Sicherheitskräfte das Feuer auf mehrere
friedliche Demonstrierende eröffneten, wurde der 14-jährige Schüler
von einem Schuss in die Brust getroffen. Zwei Tage nach der
Protestveranstaltung starb Rachad Maman an seinen Verletzungen. Seine
Familie hat bis heute keine Unterstützung und Entschädigung erhalten.

Bitte schreiben Sie bis 31. Oktober höflich formulierte Briefe
an den Präsidenten und fordern Sie ihn auf, umgehend eine sorgfältige
und unparteiische Untersuchung der Tötung von Rachad Maman einzuleiten
und alle mutmaßlich Verantwortlichen in einem Verfahren vor Gericht zu
stellen, das internationalen Standards entspricht. Bitten Sie ihn
zudem um eine Entschädigung für die Familie von Rachad Maman.
Appellieren Sie an ihn, den Einsatz der Armee in Situationen zu
verbieten, in denen die öffentliche Ordnung gefährdet scheint, und die
Regelungen zur Gewaltanwendung entsprechend internationaler Standards
abzuändern. Bitten Sie ihn, sicherzustellen, dass Sicherheitskräfte
weder Blendgranaten noch Tränengas oder andere Chemikalien
völkerrechtswidrig gegen friedliche Protestierende einsetzen und dass
die Polizeiarbeit bei Demonstrationen internationalen Standards
entspricht.

Schreiben Sie in gutem Französisch, Englisch oder auf Deutsch
an:

Faure Gnassingbé

Présidence de la République du Togo

Lomé

TOGO

Twitter: @FEGnassingbe und @PresidenceTgnrede: Dear President / Sehr
geehrter Herr Präsident)

(Standardbrief Luftpost bis 20 g: 1,10 EUR)

Senden Sie bitte eine Kopie Ihres Schreibens an:

Botschaft der Republik Togo

S. E. Herrn Komi Bayédzè Dagoh

Grabbeallee 43, 13156 Berlin

Fax: 030 - 499 089 67

E-Mail: info@ambatogoberlin.de

(Standardbrief: 0,80 EUR)


Dein Appell

Sehr geehrter Herr Präsident,

Am Morgen des 20. September 2017 nahm der Schüler Rachad Maman
gemeinsam mit seinem Vater in Bafilo im Norden Togos an einer
pro-demokratischen Protestveranstaltung teil. Bei der Demonstration
forderten zahlreiche friedlich Protestierende Verfassungsreformen,
unter anderem die Einführung einer Begrenzung des Präsidentenamtes auf
zwei Amtszeiten. Außerdem rief die Menge Präsident Faure Gnassingbé
zum Rücktritt auf. Als Sicherheitskräfte das Feuer auf mehrere
friedliche Demonstrierende eröffneten, wurde der 14-jährige Schüler
von einem Schuss in die Brust getroffen. Zwei Tage nach der
Protestveranstaltung starb Rachad Maman an seinen Verletzungen. Seine
Familie hat bis heute keine Unterstützung und Entschädigung erhalten.

Ich bitte Sie hiermit, umgehend eine sorgfältige und unparteiische
Untersuchung der Tötung von Rachad Maman einzuleiten und alle
mutmaßlich Verantwortlichen in einem Verfahren vor Gericht zu stellen,
das internationalen Standards entspricht. Zudem bitte ich Sie um eine
Entschädigung für die Familie von Rachad Maman. Ich appelliere an Sie,
den Einsatz der Armee in Situationen zu verbieten, in denen die
öffentliche Ordnung gefährdet scheint, und die Regelungen zur
Gewaltanwendung entsprechend internationaler Standards abzuändern.
Stellen Sie bitte außerdem sicher, dass Sicherheitskräfte weder
Blendgranaten noch Tränengas oder andere Chemikalien
völkerrechtswidrig gegen friedliche Protestierende einsetzen und dass
die Polizeiarbeit bei Demonstrationen internationalen Standards
entspricht.

 * 

Quelle:

www.amnesty.de/mitmachen/briefe-gegen-das-vergessen

Herausgeber: amnesty international

Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V., 53108 Bonn

Telefon: 0228/98 37 30, E-Mail: info@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/174: Neumann-Kaffeeplantage - Unterstützung des Mediationsverfahrens gefordert


Fian - Pressemitteilung vom 5. September 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

FIAN fordert ugandischen Präsidenten und Bundesregierung zur
Unterstützung des Mediationsverfahrens im Fall Neumann-Kaffeeplantage
auf



Im Fall der entschädigungslosen Zwangsvertreibung durch die ugandische
Armee zugunsten der Kaffeeplantage der deutschen Neumann Kaffee Gruppe
fordert die Menschenrechtsorganisation FIAN den Präsidenten Ugandas auf,
dass sich die Regierung Ugandas konstruktiv und ohne weitere Verzögerung an
der Mediation beteiligt. Diese wurde vom Hohen Gericht in Kampala am 1.
Juli 2019 angeordnet und sollte ursprünglich am 28. August abgeschlossen
sein. Mit Schreiben vom 27. August hat die Staatsanwaltschaft die Anwälte
der Vertriebenen zu einem Treffen am 10. September eingeladen, um die
nächsten Schritte der Mediation zu besprechen.

Im August 2001 zerstörte die ugandische Armee vier Dörfer im Bezirk Mubende
und vertrieb ihre Bewohner gewaltsam, um Platz für die Kaweri Coffee
Plantation Ltd. zu machen, eine 100%ige Tochtergesellschaft der Neumann
Kaffee Gruppe (NKG) mit Sitz in Hamburg. Rund 4.000 Bewohner wurden nicht
entschädigt. Ihr Menschenrecht auf Nahrung und damit verbundene Rechte
werden infolge dieser Vertreibung immer noch verletzt. Im Jahr 2002
verklagten sie die ugandische Regierung und die ugandische
Tochtergesellschaft der Neumann Kaffee Group. Das Gerichtsverfahren ist bis
heute anhängig unter der Nr. 2563 von 2016 (früher Nr. 179 von 2002),
Baleke Kayira Peter & andere versus Staatsanwalt und Kaweri Coffee
Plantation Ltd.

Obwohl der zuständige Richter am 1. Juli 2019 den Abschluss des
Mediationsverfahrens bis zum 28. August 2019 angeordnet hat, wurde dieses
noch nicht begonnen. Daher ist das für den 10. September geplante Treffen
zwischen den Vertretern der Kläger und der Staatsanwaltschaft von großer
Bedeutung. FIAN begrüßt dieses Treffen.

Nach Aussagen der Bundesregierung hat die deutsche Botschaft in Uganda in
den letzten Wochen die Bemühungen um einen Vergleich verstärkt. FIAN
begrüßt auch dies und fordert die Bundesregierung auf, dieses Bemühen
fortzusetzen, damit die Vertriebenen Wiedergutmachung erfahren. FIAN
bekräftigt sein Engagement, alle Maßnahmen zu unterstützen, die das Leiden
der von der brutalen Vertreibung Betroffenen beenden können.
Das Einladungsschreiben der ugandischen Staatsanwaltschaft für das kommende
Treffen können Sie hier lesen.


Weitere Informationen:

www.fian.de/fallarbeit/kaweriuganda/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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DISKUSSION/100: Hanau - "zusammenleben.zusammenhalten" am 20. September 2019


Stadt Hanau

"zusammenleben.zusammenhalten" in der langen Nacht der
Volkshochschulen am 20. September

Podiumsdiskussion zum Thema "Bock auf Zukunft" mit Bürgermeister Axel
Weiss-Thiel und anderen Gästen



Die Volkshochschulfamilie feiert im Jahr 2019 ihr 100jähriges
Bestehen. Dieses bundesweite Jubiläum nimmt sie zum Anlass für eine
"Lange Nacht der Volkshochschulen", die am 20. September 2019
stattfindet. Rund 400 Volkshochschulen öffnen an diesem Freitag ab 18
Uhr ihre Türen. Es ist die größte Publikumsaktion in der Geschichte
der Volkshochschulen.

Der Abend steht unter dem Motto "zusammenleben. zusammenhalten" und
bildet den Auftakt für ein vhs-Semester, das die politische Bildung in
den Mittelpunkt stellt. Volkshochschulen initiieren in der Langen
Nacht und darüber hinaus den gesellschaftlichen Dialog von Menschen
unterschiedlicher Herkunft und Orientierung. Viele binden dabei auch
namhafte Akteure aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft vor Ort
ein.

23 Organisationen, darunter Parteien, Stiftungen, Verbände und
öffentlich-rechtliche Sender unterstützen die Lange Nacht auf
Bundesebene als Kooperationspartner (www.volkshochschule.de/Lange-Nacht). 
Klimawandel, Fake News und die Bedeutung der Weiterbildung für
den gesellschaftlichen Zusammenhalt werden Themen dezentraler
Podiumsdiskussionen in Mainz, Potsdam, Haar und Duisburg sein.

Auch die Volkshochschule Hanau stellt ein aktuelles gesellschaftliches
Thema in den Mittelpunkt einer Podiumsdiskussion. Unter dem
Veranstaltungstitel "Bock auf Zukunft" diskutieren Bürgermeister Axel
Weiss-Thiel, Tim Koczkowiak von der Grünen Jugend Main-Kinzig, der
Journalist Volker Siefert sowie die Erziehungswissenschaftlerin Dr.
Susanne Maurer über die Fridays-for-Future-Bewegung. Denn am selben
Tag, dem 20.09.2019, hat die Fridays-for-Future-Bewegung weltweit alle
Generationen aufgerufen, sich an Klimaschutz-Demonstrationen zu
beteiligen. Die Podiumsdiskussion findet um 19.00 Uhr in der Aula der
Tümpelgartenschule am Ulanenplatz in Hanau statt.

Bereits ab 18 Uhr öffnet die vhs Hanau am Ulanenplatz 4 ihre Türen zu
den Kursräumen. Eine Nacht lang besteht für alle großen und kleinen
Besucherinnen und Besucher die Möglichkeit, an mehr als 25
verschiedenen Kursangeboten kostenlos teilzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/6483: Hamburg - Harald Martenstein, Best-of-Abend, 19.09.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im September 2019

Donnerstag, 19.9.2019, 19.30 Uhr

Harald Martenstein

Der Herbst kommt - Martenstein auch



»Viel Feind, viel Ehr« - kaum ein anderer weiß so genau, was es heißt,
mit dieser Lebensweisheit umzugehen. Harald Martenstein ist einer der
meistgelesenen Autoren Deutschlands, dessen Fans gierig auf seine
Betrachtungen warten - und dessen Gegner (darunter auch nicht selten
Gegnerinnen) wutschnaubend auf seine unorthodoxen Ansichten reagieren.

Stets wagt er sich an die großen Themen der Gegenwart, subjektiv,
überraschend, oft sehr witzig. Ob es um politische Korrektheit, um
Migration, Feminismus oder um scheiternde Utopien geht: er hat keine
Angst davor, sich unbeliebt zu machen und dem Mainstream zu
widersprechen. Egal, ob es um weltpolitisches Scheitern oder um
Alltagsprobleme als Vater, als Berliner, als Mann oder Deutscher geht.

Harald Martenstein, geboren 1953, ist Autor der Kolumne »Martenstein«
im »Zeit-Magazin« und Redakteur beim Berliner »Tagesspiegel«. 2004
erhielt er den Egon-Erwin-Kisch-Preis. Sein Roman »Heimweg« wurde im
September 2007 mit der Corine ausgezeichnet, 2010 erhielt er den
Curt-Goetz-Ring.

Erleben Sie den großen alten weißen Mann des deutschen Journalismus
mit seinem Best-of-Abend.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 14,-/10,-

Karten ab 15.8. an allen Reservix-Vorverkaufsstellen, in der
Buchhandlung Samtleben, über diese Website, bei der Hotline 0180.60 15
729 sowie ggfs. an der Abendkasse. Mitglieder des Literaturhaus e.V.
können ab 9.8. unter T 040.22 70 20 11 buchen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6482: Magdeburg - "Tränen habe ich nicht mehr, ... jetzt kommen die Worte", 11.9.


Landeshauptstadt Magdeburg

Lesung der Stadtschreiberin: "Tränen habe ich nicht mehr, Schreie
hatte ich nie, jetzt kommen die Worte" 

Am 11.09. um 19.00 Uhr im KUBUS 2025/Auszug aus Romanmanuskript



Der September hat begonnen und damit der letzte Amtsmonat der
diesjährigen Magdeburger Stadtschreiberin Nele Heyse. Aus diesem
Anlass möchte Heyse ihr Schaffen mit einem Ausschnitt aus ihrem
Romanskript "Zerbrechliche Welten" am 11. September 2019 den
Magdeburgerinnen und Magdeburgern vorstellen. Die Lesung beginnt um
19.00 Uhr im KUBUS 2025 hinter dem Kunstmuseum Kloster Unser Lieben
Frauen.

Nele Heyse liest dann den Text "Tränen habe ich nicht mehr, Schreie
hatte ich nie, jetzt kommen die Worte", der von einer alten Dame
handelt, die in der DDR sozialisiert wurde und einem jungen Mann aus
ihrem Leben berichtet, der sich aus enttäuschter Liebe aktiv seiner
Zukunft entzogen hat. Ihr hilft letztendlich selber die Liebe noch
einmal ganz neu anzufangen. Eine berührende und wandlungsträchtige
Handlung, die Lust macht, mehr über den Roman bei Nele Heyses
Marathonlesung am 28. und 29. September 2019 jeweils ab 12.00 Uhr im
Forum Gestaltung zu erfahren.

Der Eintritt zur Lesung ist frei!

Biographie Nele Heyse

Nele Heyse wurde 1954 in Meiningen geboren und wuchs in Weimar auf und
ging dort bis zum Abitur zur Schule. Acht Jahre davon absolvierte sie
auf der Sprachheilschule, weil sie unter Stottern litt. Da sie sich
nur im Spiel und im Schreiben von ihren massiven Sprachhemmungen
befreit fühlte, stand für sie schon früh fest, Schauspielerin zu
werden und das Schreiben daneben nie aufzugeben. Von 1973 bis 1977
studierte sie an der Berliner Schauspielschule, der späteren
"Hochschule für Schauspielkunst Ernst Busch". Nach dem Studium ging
sie vielfältige Engagements ein in unterschiedlichen Orten.

So begann sie am Berliner Ensemble, es folgten die Theater in
Meiningen und Schwerin. 1984 verließ Nele Heyse mit ihrem Sohn die
DDR. Es folgten Festengagements in Basel, Mannheim, Bremen, Leipzig
und am Deutschen Theater Berlin. Seit 2001 ist sie gastierend
unterwegs, u.a. in München, Zürich, Bozen, Tel Aviv, Weimar und Halle.
In den Freiräumen widmet sie sich dem Schreiben und bemühte sich um
erste Veröffentlichungen in Verlagen. So erschien 2013 der erste
Roman: "HALTEWUNSCHTASTE" im Mitteldeutschen Verlag, 2016 folgte
ebenda der Lyrikband: "ZEIT IST EINE KUGEL" (mit einem Vorwort von
Christoph Hein) und 2017: "HUNDERTEINS EINSATZGESCHICHTEN" (Vorwort 
H.-E. Wenzel), Geschichten, die jeweils in nur einem Satz erzählt werden.
Der Roman Haltewunschtaste erschien auch als Hörbuch im BUCHFUNK
Leipzig.

Davor veröffentlichte Nele Heyse in Literaturzeitschriften,
Anthologien oder Theaterprogrammen bzw. las oder spielte ihre Texte.
Als Schauspielerin war es ihr schon immer ein Bedürfnis, mit ihren
Texten lesend, vortragend oder auch spielend an die Öffentlichkeit zu
treten. So existiert eine größere Menge noch nicht publizierter Texte,
die zum Teil schon deutschlandweit, aber auch in Israel oder auf
Übersee vor Publikum bestanden haben.

Im Rahmen der Aufgaben als Stadtschreiberin hat sie sich sehr aktiv
von März bis zum jetzigen September in der Stadt eingebracht, zum
Beispiel in einer Wandellesung im Klosterbergegarten, einer Lesung im
Café Central, mit einer Performance auf dem Heinz-Kunstmarkt in Buckau
oder auch als Schauspielerin in der diesjährigen Aufführung von
"Olvenstedt probiert's", bei der sie sich selber als Stadtschreiberin
spielte.

Anknüpfend an den Erfolg ihrer Geschichten in nur einem Satz, die sich
befreundete Künstlerkollegen z.T. für ihre Programme ausliehen und die
sie selbst auch gern in Wunschlesungen - auf Zuruf der Zuhörerschaft -
präsentieren, wollte sie während des Magdeburg-Aufenthalts ihr
Vorhaben "33 DreisatzLiebesgeschichten" zu schreiben, verwirklichen.
Auch diese sollen von einem bildenden Künstler illustriert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. September 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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SEMINAR/338: Cuxhaven - Poetry-Slam-Workshop in der Bibliothek am 14.9.2019


Stadt Cuxhaven

Poetry-Slam-Workshop in der Bibliothek



Am Sonnabend, den 14. September findet von 11 Uhr bis 16 Uhr in der
Stadtbibliothek Cuxhaven ein Poetry-Slam-Workshop mit Bas Böttcher
statt. Wer Lust hat, mit Worten zu spielen, zu texten und eine
Bühnenperformance zu gestalten, dem hilft der "erste deutsche
Slam-Poet" gern weiter und gibt auch Tipps für Stilmittel und
Ausdrucksformen. Die Möglichkeit einer Abschlusspräsentation per
mp3-Tonaufnahme bietet die optimale Vorbereitung für den Nordsee-Slam
des Jugendbeirates am Freitag, den 20. September im Haus der
Jugend/Mehrgenerationenhaus. Der Cuxhavener Nordsee-Slam ist eine
Aktion des Jugendbeirates Cuxhaven und findet 2019 zum sechsten Mal
statt. Jugendliche können sich dabei auf einer Bühne im
Poeten-Wettstreit sowohl poetisch als auch musikalisch präsentieren.
Zum Workshop sind ganz besonders Jugendliche ab 14 Jahren herzlich
eingeladen. Die Teilnehmeranzahl des Workshops ist auf 30 Teilnehmer
begrenzt, um Voranmeldung wird gebeten unter Tel.: 04721/70070800 oder
per E-Mail: stadtbibliothek@cuxhaven.de. Der Eintritt zur
Veranstaltung ist frei!

Zahlreiche und vielfältige Veranstaltungen unter dem Motto "Eine
Bibliothek für alle" finden bis zum 30. September statt. Die
Veranstaltungsreihe wird gefördert durch das Bundesprogramm
"Demokratie leben!" des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, die VGH-Stiftung und die "Bibliotheksgesellschaft
Cuxhaven". Feiern Sie mit uns!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 1. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSICHTEN/8732: Und morgen, den 6. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.09.2019 bis zum 07.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8732 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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MELDUNG/057: Geisteswissenschaftler - Bessere Berufschancen als gedacht (idw)


Stifterverband - 04.09.2019

Geisteswissenschaftler: Bessere Berufschancen als gedacht



Philosophen, Linguisten, Historiker und Ethnologen haben es auf dem
Arbeitsmarkt schwer, glauben viele. Neue Studien des Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW) und des Stifterverbandes, gefördert von der
Gerda Henkel Stiftung, zeigen jedoch: Die beruflichen Perspektiven von
Geisteswissenschaftlern sind deutlich besser als oft angenommen.

Der Taxi fahrende promovierte Geisteswissenschaftler galt lange als
Paradebeispiel für ein langes Studium, das beruflich in eine Sackgasse
führt. Mit der Realität hat das aber wenig zu tun. Das ist das Ergebnis
von zwei neuen IW-Studien, die in Kooperation mit dem Stifterverband und
der Gerda Henkel Stiftung entstanden sind: Zwar stehen andere Akademiker
noch besser da, aber von den insgesamt 505.000 Geisteswissenschaftlern in
Deutschland arbeiteten im Jahr 2016 immerhin rund 140.000 als
Führungskräfte.

Insgesamt gestaltet sich die Beschäftigungssituation der Literatur- und
Sprachwissenschaftler, Philosophen, Historiker und Theologen höchst
unterschiedlich. Gemessen am Anforderungsniveau der Tätigkeit, an
Führungsaufgaben und am monatlichen Nettoeinkommen stehen männliche und
berufserfahrene Geisteswissenschaftler nahezu ebenso gut da wie der
Durchschnitt aller Akademiker. Überdurchschnittlich gut schneiden
promovierte Geisteswissenschaftler ab: Von ihnen kommt jeder Dritte auf
ein monatliches Nettoeinkommen von 4.000 Euro und mehr. Junge
geisteswissenschaftliche Berufsanfänger mit Bachelorabschluss dagegen
verdienen meist weniger als der Durchschnitt aller Akademiker, haben
seltener Führungsaufgaben und arbeiten an weniger anspruchsvollen
Aufgaben.

Geisteswissenschaftlerinnen machen seltener Karriere

Besonders schwer haben es Geisteswissenschaftlerinnen: Sie schaffen es
meist nicht in für Akademiker übliche Positionen, selbst wenn sie Vollzeit
arbeiten. Es gelingt nur einem kleinen Teil der jungen Bachelorabsolventen
und der Geisteswissenschaftlerinnen, in gut dotierte Karrierepositionen
aufzusteigen.

Ein weiteres Studienergebnis: Geisteswissenschaftler sind flexibel und
lernfähig. Etwa jeder Zweite arbeitet in Berufen und Branchen, die nichts
mehr mit dem geisteswissenschaftlichen Studium zu tun haben. Besonders
groß ist der Sprung bei den rund 12.000 Geisteswissenschaftlern, die in
naturwissenschaftliche und informationstechnische Berufe gewechselt sind.
Meist sind es aber Berufe mit kommunikativen Aufgaben oder im
Dienstleistungssektor, beispielsweise Vertriebsmanager oder
Personalverantwortlicher.

Mehr Chancen mit digitalen Kenntnissen

Grundsätzlich haben Geisteswissenschaftler viele Chancen in der
Wirtschaft: Bereits heute sind sie in jedem vierten Unternehmen
anzutreffen, bei großen Unternehmen mit mehr als 249 Mitarbeitern sogar in
vier von zehn. Kommunikationsfähigkeit und Kooperationsfähigkeit zählen
für die Unternehmen zu den wichtigsten überfachlichen Kompetenzen, die
zudem mit der Digitalisierung noch wichtiger werden - und beide
Fähigkeiten bringen Geisteswissenschaftler verstärkt mit.

Allerdings reicht das für gute Zukunftschancen noch nicht aus. Geht es um
IT-Kenntnisse und digitale Medien im betriebswirtschaftlichen Einsatz,
haben Geisteswissenschaftler nach Ansicht der Unternehmen einen deutlichen
Nachholbedarf. Hinzu kommt: Der Fachkräftemangel erstreckt sich vor allem
über MINT-Berufe. Unternehmen, die bereits Geisteswissenschaftler
beschäftigen, signalisieren im Zuge der Digitalisierung bessere
Einstellungschancen. Zusätzliche Möglichkeiten ergeben sich auch aus
veränderten Rekrutierungsstrategien: Für knapp zwei Drittel der
Unternehmen kommt es in der digitalen Arbeitswelt vermehrt darauf an, dass
sich Mitarbeiter schnell in neue Themen einarbeiten können - und hier
punkten Geisteswissenschaftler. Damit Geisteswissenschaftler ihre Stärken
in der Arbeitswelt 4.0 nutzen können, sollten sie sich schon während des
Studiums digitale Kenntnisse aneignen. Die Initiative "Future Skills" des
Stifterverbandes fördert diese Kompetenzen.

Die Studien basieren auf Daten des Mikrozensus. Zu den künftigen
Beschäftigungschancen wurden 1.100 Unternehmen im Rahmen des
IW-Personalpanels befragt. Die Studien zum Downloaden finden Sie unter:

https://www.future-skills.net/analysen/geisteswissenschaftler




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/016: Wie in Italien im Umfeld der radikalen Linken die Brigate Rosse entstanden - 1. Teil (Gerhard Feldbauer)


Wie an der Wende zu den 1970er Jahre in Italien im Umfeld der radikalen
Linken die Brigate Rosse entstanden

Wie die Geheimdienste der USA und ihre italienischen Komplizen darauf
von Anfang an Einfluß nahmen

Mit verheerenden, bis in die Gegenwart reichenden Folgen

Eine Spurensuche auf den Pfaden der Geschichte

1. Teil: Die Gründergeneration unter Curcio-Franceschini 1969-1974/75


von Gerhard Feldbauer, 31. August 2019



In seiner Arbeit »Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im
Kommunismus« [1] hat Lenin dessen schädliche und gefährliche
Auswirkungen auf die Arbeiterbewegung tiefgründig herausgearbeitet.
Er charakterisierte sie als eine pseudorevolutionäre,
linksopportunistische, sektiererische Strömung, die zur Ablehnung der
Bündnispolitik, zur Isolierung von den arbeitenden Massen führt.

Zur Einführung in das Thema

Die Bildung des Collettivo Politico Metropolitano in Italien vor
50 Jahren im September 1969 als Vorläufer der ein Jahr später
gegründeten linksextremen Brigate Rosse (BR) sehe ich als Anlass, sich
mit den bis in die Gegenwart wirkenden und in der tiefen Krise der
Linken sich zeigenden verhängnisvollen Folgen dieser Strategie des
individuellen Terrors zu befassen. Dabei sollen die vielseitigen
Aspekte, darunter die Differenzierung in eine »moderate«, unter den
Gründern Renato Curcio und Alberto Franceschini verfolgte Linie, und
des im Ergebnis der Manipulierung durch die CIA durchgesetzten
terroristischen Tötungskurses, aber auch die Unterschätzung dieser
Gefahr, die ja nun nicht mehr als »eine Kinderkrankheit« betrachtet
werden konnte, durch die Kommunistische Partei Italiens (IKP) und die
fehlende, der Situation entsprechende Auseinandersetzung mit ihr,
einbezogen werden. Was auch unter dem Gesichtspunkt zu sehen ist, dass
in der IKP selbst die andere Erscheinung, die des rechten
Opportunismus in Gestalt einer reformistischen, an der
Sozialdemokratie orientierten Strömung, Fuß fasste und auf die nicht
grundsätzlich abzulehnende Zusammenarbeit mit der großbürgerlichen
Democrazia Cristiana (DC), die »Historischer Kompromiss« genannte
Bündnispolitik, Einfluss nahm.

Der von den BR wie von einigen anderen linksextremen Gruppen später
praktizierte individuelle Terror mit Mordanschlägen arbeitete als eine
dem Marxismus fremde und den revolutionären Zielen der
Arbeiterbewegung schädliche Taktik der von der CIA und der
italienischen Reaktion verfolgten »Spannungsstrategie« zur Errichtung
eines faschistischen Regimes »der starken Hand« in die Hände. Zum
individuellen Terror hatte Lenin bereits nach dem Attentat seines
ältesten Bruders Alexander Iljitsch Uljanow [2] am 1. März 1887 auf
Zar Alexander III. Stellung genommen. Sein Bruder gehörte der
kleinbürgerlich-demokratischen Gruppe der Narodniki (Volkstümler) an.
Der Anschlag scheiterte und Alexander wurde mit weiteren Attentätern
am 20. Mai 1887 mit 21 Jahren hingerichtet. Lenin würdigte den Mut
seines Bruders, lehnte jedoch den Weg des terroristischen Kampfes ab.
»Nein, wir werden einen solchen Weg nicht gehen«, beschloss er, »einen
solchen Weg dürfen wir nicht gehen«. [3] Nicht zuletzt wird an den
folgenden Darlegungen wieder einmal ersichtlich, wie aktuell Lenins
Ansichten dazu noch heute sind.

Erster Teil

Die Gründergeneration unter Curcio-Franceschini 1969-1974/75

Ende der 60er Jahre entstand in Italien eine radikale Linke, die sich
als Teil der in diesen Jahren in den USA, Lateinamerika, Westeuropa,
Japan und in einigen Entwicklungsländern entstandenen so genannten
Neuen Linken betrachtete.

Die radikale italienische Linke

Auf die größtenteils aus jungen Menschen, überwiegend Intellektuellen
und Studenten, bestehende Bewegung wirkten viele Faktoren ein: Die
barbarische Aggression der USA gegen Vietnam, die Black Power in
Nordamerika, der Guerillakampf im Süden des Kontinents, der vielerorts
siegreiche Befreiungskampf in Asien, Afrika und Lateinamerika, auch
die palästinensische Bewegung. Ein erster Höhepunkt der »Neuen Linken«
war in Westeuropa die studentische Protestbewegung 1968, der 1969 der
»heiße Herbst« der Arbeiterbewegung folgte. Die linksradikalen Gruppen
orientierten sich an oft extrem unterschiedlichen Leitfiguren wie
Ernesto Che Guevara und Daniel Cohn-Bendit, Ho Chi Minh und Mao
Zedong, Malcolm X, Stokely Charmichael und Patrice Lumumba, Jean Paul
Sartre und Frantz Fanon, Rudi Dutschke, Benno Ohnesorg und Ulrike
Meinhof.

Die bekanntesten Organisationen des linksradikalen Spektrums in
Italien waren Lotta Continua und Potere Operaio. Anhänger beider
Gruppen, denen deren Kurs nicht radikal genug war, gründeten Mitte der
70er Jahre die Autonomia Operaia. Den extremen Flügel der radikalen
Linken bildeten die Brigate Rosse, eine Prima Linea und die Nuclei
Armati Proletari. [4] Lotta Continua und Potere Operaio praktizierten
Gewalt und bewaffnete Auseinandersetzungen, verfielen jedoch nicht dem
Extremismus der drei letztgenannten Gruppen. Das ist im Zusammenhang
damit zu sehen, daß vor allem diese Gruppen und hier in erster Linie
die Brigate Rosse Objekt der Infiltration durch Polizei und
Geheimdienste waren.

Triebkraft soziale Misere

In Italien, das im Mezzogiorno, der bereits in den Elendsvierteln am
südlichen Stadtrand von Rom begann, Merkmale eines Entwicklungslandes
aufwies, wirkte die soziale Lage als Triebkraft des Linksradikalismus
unvergleichlich stärker als in westlichen Ländern nördlich der Alpen.
Hier fanden radikale Forderungen unter den von den Krisenauswirkungen
besonders betroffenen Bevölkerungsschichten - Arbeitslosen,
Akademikern, perspektivlosen Jugendlichen, Studenten - zunehmend
Anklang. Unter ihnen befanden sich Angehörige der städtischen
Mittelschichten, Vertreter der Intelligenz, die einen hochgradigen
Proletarisierungsprozeß erlebten. In den 70er Jahren gab es zwei
Millionen Arbeitslose, darunter 350.000 mit Hochschulabschluß, und
drei Millionen Kurzarbeiter. 50 Prozent der Hochschulabsolventen
gingen einer Arbeit nach, die weit unter ihrer Qualifikation lag.
Akademiker arbeiteten als Verkäufer, Sekretäre, Taxifahrer,
Busschaffner, ja selbst als Straßenkehrer. Trotzdem nahmen
Zehntausende Jugendliche weiterhin ein Studium auf. Die Universitäten
wurden so zu »Parkplätzen« für Arbeitslose und gleichzeitig zu Zentren
linksradikaler Umtriebe. Anhänger fanden die radikalen Studenten vor
allem unter den Jugendlichen in den Armenvierteln der Großstädte. »In
Rom ist ein großer Teil des ärmsten Proletariats der Vorstadtghettos
in der Autonomia Operaia (Arbeiterunabhängigkeit) gelandet«, schrieb
»Panorama« in seiner Nr. 571/1977.

Als ein weiterer Motor des Linksradikalismus waren die historischen
Wurzeln des Anarchismus zu sehen. Hatte doch einer der bekanntesten
Führer aus der Entstehungszeit des Anarchismus, Michail
Alexandrowitsch Bakunin, von 1864 bis 1867 dort gewirkt, im Auftrag
von Karl Marx die erste italienische Sektion der IAA gegründet und
Grundlagen für den Beginn der revolutionären Arbeiterbewegung gelegt.

Das Attentat auf der Piazza Fontana

Die radikale italienische Linke entstand im Widerstand gegen die
faschistischen Umtriebe, die verfassungsmäßige Ordnung zu stürzen und
eine am Erbe Mussolinis orientierte Diktatur zu errichten. Ein
bestimmender Faktor, der den italienischen Linksradikalismus und in
den 70er Jahren den von den meisten dieser Gruppen geführten
bewaffneten Kampf gegen den Repressionsapparat des herrschenden
Regimes stimulierte, war das Blutbad auf der Piazza Fontana in der
Mailänder Landwirtschaftsbank am 12. Dezember 1969. An diesem Tag
explodierte um 16.37 Uhr eine mehrere Kilogramm schwere Bombe. 14
Menschen waren sofort tot, zwei weitere starben im Krankenhaus, etwa
100 wurden verletzt. Die Attentäter waren zwei bekannte
neofaschistische Terroristen, Franco Fredda und Giovanni Ventura.
Organisator des Anschlags war der Chef der faschistischen Terrorbanden
des MSI [5] Pino Rauti, Jahrgang 1926, ein Altfaschist aus Mussolinis
Sàlo-Republik [6], der als Freiwilliger in den Schwarzhemden, einer
italienischen SS, an der Seite der Hitlerwehrmacht gekämpft hatte. Als
angebliche Täter wurden jedoch jahrelang Anarchisten und andere
außerparlamentarische Linke verfolgt. Es war der erste Akt der
Spanungsstrategie der CIA, der dem im Dezember 1970 unter dem
MSI-Vorsitzenden Valerio Borghese [7] mit Hilfe von Nato-Militärs
versuchten Putsch zur Errichtung eines Regimes der »Starken Hand« zur
Ausschaltung der Linken den Weg ebnen sollte.

Gramsci ein Bezugspunkt

Schließlich ergaben sich Unterschiede gegenüber anderen
westeuropäischen Ländern daraus, daß die »Neue Linke« in Italien
stärker aus der Arbeiterbewegung und ihren Parteien hervorging und
außerdem über eine bestimmte Massenbasis verfügte, vor allem unter den
Arbeitern der Turiner Werke von FIAT, des größten Privatkonzerns des
Landes. Für die kämpferischen Traditionen der Industrie- und
Arbeitermetropole, auf die sich die BR unter der Führung von Curcio
und Franceschini beriefen, standen unter anderem folgende Ereignisse:
Im August 1917 der Arbeiteraufstand gegen den imperialistischen Krieg,
zu dessen Organisatoren Gramsci gehörte, der dann 1920, Monate vor der
Gründung der IKP am 21. Januar 1921, im FIAT-Werk die erste
kommunistische Zelle bildete. Von Turin, wo die Arbeiter im April 1945
die Werke des Kriegsproduzenten Agnelli besetzten und die
Konzernleitung davonjagten, ging der bewaffneten Aufstand aus, mit dem
die italienische Resistenza einen großen Beitrag zum Sieg über den
Faschismus leistete. Bei FIAT fanden in der Nachkriegsgeschichte die
entschiedensten Arbeiterkämpfe statt, gegen die die Agnellis
rücksichtslos ihre privaten Knüppelgarden einsetzten.

7.000 bis 11.000 im bewaffneten Kampf

Während die RAF in der Bundesrepublik sich zum großen Teil aus
Intellektuellen zusammensetzte und nicht viel mehr als 1000 aktive
Anhänger zählte, haben in Italien, wie Primo Moroni in »Die Beute«
Nr. 2/1994 schrieb, »zwischen 7000 und 11000 den bewaffneten Kampf
praktiziert«. Die zum linksradikalen Spektrum zählende Democrazia
Proletaria, die sich nach der Einstellung des bewaffneten Widerstandes
1976 an den Parlamentswahlen beteiligte, erreichte 1,5 Prozent
Stimmen, was etwa einer halben Million Wähler entsprach.

Zu den Brigadisten, die aus den Reihen der Arbeiterparteien kamen,
gehörte Alberto Franceschini, mit Curcio Gründer der BR und bis zu
seiner Verhaftung 1975 die Nummer zwei der Organisation. Er war Sohn
eines Kommunisten und bis zu seinem Austritt aus der IKP 1969 selbst
leitender Funktionär ihres Jugendverbandes. Roberto Ognibene,
ebenfalls zur Gründergeneration der BR gehörend, war Sohn eines
sozialistischen Stadtrates in der Emilia Romagna. Wie Franceschini
gab es nicht wenige Linksradikale, die Söhne, Töchter oder Enkel von
Kommunisten und Sozialisten waren, darunter auch von Partisanen der
Resistenza. Die Zeitschrift, die die BR längere Zeit herausgaben, trug
den Namen »Nuova Resistenza«. Viele italienische Linksradikale
glaubten, mit dem bewaffneten Widerstand gegen das herrschende Regime
und seinen brutal gegen sie vorgehenden Repressionsapparat im Geist
der Resistenza zu handeln, in der Tradition des Volkshelden Garibaldi
zu stehen, wie überhaupt vom Recht der Unterdrückten auf bewaffneten
Widerstand gegen eine Ausbeuterherrschaft Gebrauch zu machen.

Gegner des Compromesso storico

Ein radikale Tendenzen begünstigender Faktor war schließlich die
Politik des Compromesso storico, mit dem sich die IKP das Ziel
stellte, in einer von der Democrazia Cristiana geführten bürgerlichen
Regierung mitzuarbeiten. Obwohl offiziell erst nach dem faschistischen
Putsch in Chile verkündet, begann sie in ihrer Orientierung bereits
Mitte der 60er Jahre und führte 1968/69 auf Betreiben der in der IKP
Fuß fassenden sozialdemokratischen Strömung zum Ausschluß von über
10.000 Mitgliedern der innerparteilichen Opposition bzw. zum Verlassen
der Partei von Opponenten. Sichtbar wurde diese Haltung vor allem nach
den Anschlägen am 12. Dezember 1969 in Mailand. Die IKP ging auf
Distanz und ließ es an einer klaren Solidarität mit den unschuldig
eingesperrten und angeklagten Anarchisten und außerparlamentarischen
Linken fehlen.

Zwei Linien in den Brigate Rosse

In bürgerlichen Darstellungen über die BR herrscht in der
Bundesrepublik durchgängig deren Charakterisierung ausschließlich als
terroristische Organisation vor. Abgesehen davon, daß kaum die
sozialen Wurzeln und politischen Ursachen (neofaschistische Gefahr und
mit dieser liierte staatliche Repression) aufgezeigt werden, fehlt
eine Differenzierung der politischen Linie der BR unter der Führung
von Curcio und Franceschini bis 1974/75 und dem unter Mario Moretti
und Corrado Simioni einsetzenden Tötungskurs. Unter Curcio und
Franceschini orientieren sich die BR in ihrer Anfangsphase auf die
Arbeiterbewegung und postulierten sich als eine deren Interessen
wahrnehmende radikale Organisation. Die blutige Etappe der BR, die
»bleiernen Jahre«, begannen unter Moretti/Simioni und in diesem
Zusammenhang mit der verstärkten Infiltration durch V-Leute und
Einflußagenten der Polizei und Geheimdienste. Hinzuzufügen ist, daß
jedoch auch linke Darstellungen, darunter marxistische, von einer in
dieser Hinsicht eingeengten Sicht nicht frei sind.

Die programmatischen Grundsätze der BR entsprangen in der
Gründungsphase dem ungestümen Aufbegehren einer jungen Generation, die
sich dem beginnenden reformistischen und auf Klassenzusammenarbeit mit
der Bourgeoisie ausgerichteten Weg der IKP entgegenstellten.

Der Einfluß Mao Zedongs

Es gelang ihnen insgesamt jedoch nicht, ein dem Reifegrad und den
Kampfbedingungen der italienischen Arbeiterbewegung entsprechendes
revolutionäres Programm auszuarbeiten und zu praktizieren. Das war
nicht unwesentlich auf den damaligen Einfluß der von Mao Zedong
geprägten Ideologie der KP Chinas zurückzuführen und später vor allem
auf den pseudorevolutionär getarnten Einfluß von Geheimdienstagenten.
Es gab aber zu Beginn einige marxistische Ansätze in den
programmatischen Dokumenten der BR, die von Antonio Gramsci ausgingen,
aber auch Ideen des Mitbegründers der IKP, Amadeo Bordiga, der zum
Linkssektierertum neigte, beeinflußten die Gründergeneration. [8]

»Offen gesagt«

Renato Curcio und Mauro Rostagno, beide Studenten der Soziologischen
Fakultät von Trentino, verfassten im Herbst 1968 die Schrift »Fuori
dei Denti« (Offen gesagt), in der die Autoren sich grundsätzlich zur
Studentenbewegung und zur Strategie der Neuen Linken in Italien
äußerten. Sie wiesen darin die Losung »Fascisti, Borghesi, ancora
pochi Mesi« (Faschisten, Bourgeois, Ihr habt nur noch wenige Monate)
zurück und wandten sich gegen »Abenteurertum« in jeglicher Form. »Das
ist kein revolutionärer, sondern ein vorrevolutionärer Moment. Daher
muß gesagt werden, daß es Abenteurertum entspricht, die Massen glauben
zu machen, daß die Machtübernahme eine leichte und schnelle
Angelegenheit sei. Es muß im Gegenteil betont werden: Es wird ein
schwieriger und langwieriger Prozeß sein.« [9]

Das Collettivo Politico Metropolitano

Auf dieser Grundlage entstand am 8. September 1969 in Mailand das
Collettivo Politico Metropolitano (Politisches Großstadtkollektiv),
das in seiner Entschließung darauf orientierte, »die vielen sozialen
Einpunkt-Kämpfe in einen homogenen sozialen Kampf zu transformieren«.
Auf einem Kongreß in Chiavari bei Genua im Dezember 1969 ging Curcio
von Gramscis Begriff des »Stellungskrieges« als einer langen Periode
von Klassenkämpfen aus, in denen die Revolution nicht auf der
Tagesordnung steht, und erklärte: Es gehe daher »nicht so sehr darum,
sofort zu siegen und alles zu erobern, sondern in einem lang
andauernden Kampf zu wachsen und die mächtigen Hindernisse, die die
Bewegung auf ihrem Weg antrifft, dazu zu benutzen, den Sprung von
einer spontanen Massenbewegung zu einer organisierten, revolutionären
Bewegung zu schaffen.« [10] Es gelang den Gruppen des
Großstadtkollektivs, bei FIAT, Pirelli, Sit Siemens und in weiteren
Betrieben Zellen zu bilden und den radikalsten Teil der Arbeiter
anzuführen. Franceschini schätzte ein: »Bei Pirelli kannten sie (die
ArbeiterInnen) uns alle, Namen für Namen. >Heimlich< bewegten wir uns
dort nur in dem Sinne, daß wir in der Clandestinität der Massen
lebten, deren proletarisches Gesetz des Schweigens all' unsere
illegalen Handlungen nach außen zu verbergen wußte.« [11] Auch
Versammlungen, die die BR in Arbeitervierteln von Mailand, Turin,
Genua und anderen Städten organisierten, fanden beträchtlichen Zulauf.
Ihr Aktionsradius blieb jedoch fast ausschließlich auf den
industrialisierten Norden beschränkt. Erst Mitte der 70er Jahre
begaben sie sich nach Rom, wo unter Moretti dort dann eine Kolonne
aufgebaut wurde.

Strategische Fehleinschätzungen

Strategische und taktische Fehleinschätzungen der Gründergeneration
der BR lagen unter anderem in einer nicht vorhandenen Differenzierung
der Staatsmacht, darunter liberaler Kräfte, wie sie Moro
repräsentierte, oder in der Definition des Neofaschismus. Das
Paktieren mit neofaschistischen Kräften, die Nutzung ihres Potentials
oder die Anwendung extremer Methoden durch den bürgerlichen
Repressionsapparat wurden gleichgesetzt mit Faschismus. Das zeigte
sich im Fall des entführten Genueser Richters Mario Sossi, den die BR
in Plakat-Aktionen als Faschisten anprangerten, oder wenn die Nutzung
der neofaschistischen CISNAL-Gewerkschaft durch FIAT-Manager zur
Unterdrückung des Widerstandes der Arbeiter als »FIAT-Faschismus«
charakterisiert wurde. Übersehen wurde dabei zum Beispiel, daß sich
die Agnellis auf Grund der Konkurrenzsituation zur amerikanischen
Industrie der Weltgendarmenrolle der USA und ihrer Vorherrschaft in
Italien in bestimmtem Maße widersetzten. Ab Mitte der 70er Jahre
favorisierte Gianni Agnelli Moros Politik des Historischen
Kompromisses mit der IKP, weil er darauf setzte, daß die Kommunisten
sich in der Regierungsverantwortung verschleißen würden.

Die Brigadegründung

Die Konstituierung als Brigate Rosse erfolgte im August 1970 auf einer
Beratung in Pecorile in der Emilia Romagna. Mit der Bezeichnung
Brigate wollte man, wie Curcio erklärte, an der Struktur der
Partisanen anknüpfen. Die Farbe »rot« entnahm man dagegen nicht aus
den Fahnen der Arbeiterbewegung, sondern von der RAF. Mara Cagol,
Curcios Frau, begründete das damit, daß »die Befreiung von Andreas
Baader durch die Genossen der Roten Armee Fraktion, die erste
Stadtguerillaaktion in Europa« gewesen sei. »Armee« hielt man auf sich
bezogen für »etwas übertrieben«, aber »Brigate Rosse« fand man in
Ordnung. Ihren fünfzackigen Stern im Kreis bildeten die Roten Brigaden
laut Curcio dem »schiefen Stern der Tupamaros« nach. [12] Nach dieser
Namensgebung organisierten sich die BR in Mailand, Turin, Genua sowie
weiteren Städten und später in Rom in Kolonnen.

»Bewaffnete Propaganda«

Unter Führung von Curcio und Franceschini praktizierten die BR die
sogenannte »bewaffnete Propaganda«, Aktionen zur Einschüchterung der
Konzernmanager und gleichzeitig zur Unterstützung der sozialen Kämpfe
der Arbeiter, vor allem ihrer Tarifkämpfe. Brandsätze wurden geworfen
und Fahrzeuge in Brand gesetzt, das Wirken der neofaschistischen, im
Dienst der Unternehmer stehenden Gewerkschaft CISNAL und ihrer
Unternehmerspitzel entlarvt und diese oft auch verprügelt. Es wurden
die Auflösung der privaten Werkspolizei gefordert, Sabotage im
Produktionsprozeß organisiert, die Aufhebung des mörderischen
Akkordtempos verlangt und viele ähnliche Aktionen durchgeführt. Später
gingen die BR dazu über, Personen, darunter auch solche aus dem
Repressionsapparat der Justiz, zu entführen, die sie in der Phase
unter Curcio und Franceschini nach einiger Zeit wieder freiließen. An
dem Zuspruch, den die BR, wenn auch in begrenzter Weise, zu dieser
Zeit unter Arbeitern fanden, zeigte sich, daß sie in Lücken stießen,
die durch die Aufgabe kämpferischer Positionen durch die IKP in den
Betrieben entstanden. Ihre Aktionen übten auch einen gewissen Druck
auf die IKP und die von ihr dominierte Gewerkschaft CGIL aus, diesen
Feldern in der sozialen Auseinandersetzung wieder stärker Rechnung zu
tragen.

In den Versuchen, in den Betrieben Fuß zu fassen, widerspiegelt sich
die bereits erwähnte Anknüpfung Curcios an Gramsci, konkret seiner
Auffassung zur Rolle der Fabrikräte als Machtorgane der Arbeiterklasse
in den mit dem Turiner Aufstand 1917 beginnenden revolutionären
Kämpfen. Curcio und anderen Brigadisten wollten den Arbeitern in der
Auseinandersetzung mit den Padroni Machtpositionen in den Betrieben
verschaffen. Allerdings schlugen sich Curcios Gedanken in keinen
weiteren politischen Leitsätzen oder programmatischen Papieren nieder.
Das mußte sich zwangsläufig vor allem daraus ergeben, daß zwischen dem
von Curcio 1969 postulierten Anknüpfen an Gramsci und dem im Herbst
1970 eingeschlagenen Kurs der »bewaffneten Propaganda« ein tiefer
Widerspruch klaffte. Diese Vorgehensweise entsprang auch bereits in
der frühen Phase letzten Endes den Methoden des individuellen Terrors
oder kam ihnen nahe. Sie öffnete dem Abenteurertum, gegen das sich die
BR-Gründer doch ausgesprochen hatten, Tür und Tor und machte die Roten
Brigaden für die bereits gegen sie konzipierte Infiltration und
Manipulierung durch die Geheimdienste anfällig.

Zu den Aktionen

Die erste Aktion der »bewaffneten Propaganda« war am 17. September
1970 das Anzünden des Pkw des Siemensmanagers Giuseppe Leoni in
Mailand, nachdem anschließend eine Liste mit Namen der »Spitzel der
Padroni«, die von »der proletarischen Rache getroffen werden müßten«,
verteilt wurde. Weitere Aktionen in Robin-Hood-Manier waren
Brandanschläge auf die Autos des Sicherheitschefs (27. November) und
des Personalchefs (8. Dezember) von Pirelli in Mailand und am 25.
Januar 1971 auf acht Lkws des Reifenkonzerns. Am 3. März entführten
Brigadisten den verhaßten Spitzenmanager Idalgo Macchiarini, Direktor
für Arbeitsorganisation, darunter auch für die Geschwindigkeit der
Fließbänder. Sie hielten ihn 20 Minuten lang fest und fotografierten
ihn mit einem Schild auf der Brust, auf dem stand: »Zuschlagen und
abhauen! Nichts wird ungestraft bleiben! Einen treffen, um Hundert zu
erziehen!« Auf einem Flugblatt klagten die BR Macchiarini der
Kollaboration mit den Neofaschisten an. Die Entführung löst unter den
Pirelliarbeitern wahre Begeisterungsstürme aus, wurde gleichzeitig
aber von einem Rechtsruck in der DC und einer Repressionswelle
begleitet. 1972 wurde der DC-Bewerber Giovanni Leone nur dank der
Stimmen der neofaschistischen MSI-Partei zum Staatspräsidenten
gewählt. Im Januar 1973 wurden Protestdemonstrationen gegen den
MSI-Parteitag in Rom von der Polizei blutig niedergeschlagen.

Die BR antworteten darauf am 12. Februar 1973 morgens in Turin mit der
Entführung des Provinzsekretärs der CISNAL-Gewerkschaft Bruno Labate.
Vier Stunden befand er sich in ihrer Hand, ehe sie ihn mittags vor den
Augen der FIAT-Belegschaft an einem Lichtmast vor dem Werktor des
Betriebes anketteten. Kein Arbeiter rührte eine Hand, ihn zu befreien.
Erst die von der Konzernleitung herbeigerufenen Carabinieri holten den
Neofaschisten von seinem Pranger. Auf einem Schild, das ihm um den
Hals gehängt worden war, stand: »Das ist Bruno Labate, Provinzsekretär
der CISNAL, einer faschistischen Pseudo-Gewerkschaft, die die
Unternehmer in den Fabriken am Leben erhalten, um die Arbeiter zu
spalten, um die Streikbrecher zu organisieren, um Aggressionen und
Provokationen gezielt einzusetzen, um alle möglichen Arten von
Spitzeln in die Abteilungen einzuschleusen.« Nachdem am 28. Juni 1973
der Manager von Alfa Romeo Michele Micuzzi entführt, aber nach wenigen
Stunden wieder freigelassen worden war, wurde am 10. Dezember der
Personalchef von FIAT, Ettore Amerio, der eng mit der CISNAL
zusammenarbeitete, als Geisel genommen.

Die neue Qualität dieser Aktion bestand darin, daß Amerio eine Woche
lang festgehalten und für seine Freilassung erstmals Bedingungen
gestellt wurden. Die BR verlangten die Rücknahme von angekündigten
Maßnahmen zur Kurzarbeit bzw. von Entlassungen, Aussagen Amerios über
Umstrukturierungsmaßnahmen und das Spitzelsystem der CISNAL sowie eine
wahrheitsgemäße und vollständige Berichterstattung in der FIAT-Zeitung
»La Stampa« sowie im »Corriere della Sera«, an dem Agnelli Anteile
besaß. Den Forderungen wurde im Wesentlichen entsprochen. Besonders
die Rücknahme der Entlassungen erhöhte das Prestige der BR unter den
FIAT-Arbeitern. [13]

Individueller Terror schwächte die Arbeiterbewegung

Dieser zeitweilige Widerhall konnte freilich nicht darüber
hinwegtäuschen, daß diese Aktionen weder der von den BR beanspruchten
Rolle einer »kommunistischen Avantgarde« entsprachen, noch der bei der
Gründung des Großstadtkollektivs im September 1969 proklamierten
Aufgabe, »die vielen sozialen Einpunktkämpfe in einen homogenen
sozialen Kampf zu transformieren«. Die Aktionen blieben im Gegenteil,
um bei der Wortwahl zu bleiben, »Einpunktkämpfe«, bei denen zudem die
Arbeiter ausgeschlossen, zu passiven Zuschauern degradiert wurden. Um
soziale Forderungen durchzusetzen, mußten die Massen aber in die
Kämpfe einbezogen werden, damit sie in den gemeinsamen Aktionen
Bewußtsein entwickeln und auf einen revolutionären Anlauf vorbereitet
werden konnten, dessen Zeitpunkt nicht vorhersehbar war.

Seit den schweren Niederlagen der Anarchistenaufstände in den 70er
Jahren des 19. Jahrhunderts gehörte es zu den wichtigsten Lehren der
italienischen Arbeiterbewegung, daß individueller Terror keine
Massenkämpfe ersetzen kann. Der später unter Moretti/Simioni forcierte
individuelle Terror in Form zahlreicher Morde schwächte die
Arbeiterbewegung, indem er sie der verstärkt einsetzenden Repression
des Staatsapparates, dem damit die willkommenen Begründungen für das
Vorgehen gegen Links geliefert wurden, aussetzte und ihre
politisch-ideologische Entwicklung hemmte. Schließlich war der Haß von
Brigadisten wie Moretti und anderen gegenüber der IKP, deren über zwei
Millionen Mitglieder ja mehrheitlich aus der Arbeiterklasse kamen,
nicht zu rechtfertigen - auch nicht mit den zunehmenden
reformistischen Tendenzen, die in Gestalt des Historischen
Kompromisses zu einer Klassenzusammenarbeit auch mit rechten Kräften
in der DC führten. Eine erschreckende Konsequenz dieses Hasses war es,
daß die BR im Januar 1979 ein IKP-Mitglied, den Arbeiter Guido Rossa
von den Italsider-Stahlwerken, ermordeten, weil er einen ihm bekannten
Brigadisten bei der Polizei angezeigt hatte. Den Schaden, den die BR
unter Moretti in der Arbeiterbewegung und der Linken anrichteten,
faßte Rossana Rossanda im Interview mit Moretti in dem Satz zusammen:
»Krieg in Deinen Kopf, daß Ihr auf die Bewegung und nicht auf den
Staat geschossen habt«. [14]

(wird fortgesetzt)


Fußnoten:

[1] Werke, Bd. 31. Berlin/DDR, 1959, S. 8 bis 106.

[2] Uljanow, bürgerlicher Name Lenins.

[3] Siehe W. I. Lenin. Biographie. Berlin/DDR 1982, S. 29, auch Unser
Bruder Wodja. Berlin/DDR 1956, S. 20 ff.

[4] Die Studie befasst sich im Wesentlichen mit den BR.

[5] Movimento Sociale Italiano. Unter diesem Namen wurde am
26. Dezember 1946 die verbotene faschistische Partei Mussolinis wieder
gegründet.

[6] Die nach dem Sturz Mussolinis im Juli 1943 und der Okkupation
Nord- und Mittelitaliens durch die Hitlerwehrmacht unter ihrem
Besatzungsregime proklamierte Repubblica Sociale Italiana (RSI, die
nach ihrem Sitz in Sàlo am Gardasee kurz so bezeichnet wurde).

[7] Borghese war unter Mussolini in der RSI Chef der berüchtigten
Decima Maas, der zur Partisanenbekämpfung eingesetzten 10.
Torpedoboot-Flottille. Er wurde 1946 wegen wenigstens 800fachen Mordes
als Kriegsverbrecher verurteilt, aber im Rahmen der so genannten
»Amnestie der Versöhnung« bereits 1947 begnadigt.

[8] Giorgio Galli: Il Partito armato. Gli »Anni di piombe« in Italia,
1968-1986. Mailand 1993, S. 58.

[9] Renato Curcio/Mauro Rostagno: Fuori dei Denti. Neuauflage Mailand
1980, S. 85 f.

[10] Stefan Seifert: Lotta armata. Bwaffneter Kampf in Italien. Die
Geschichte der Roten Brigaden. Berlin, Amsterdamm 1991, S. 31 f.

[11] Ebd. S. 50.

[12] Renato Curcio: Mit offenem Blick. Berlin 1997, S. 10 f.

[13] Sergio Flamigni: Convergenze parallele. Le Brigate Rosse, i
Servici segreti e il Delitto Moro. Mailand 1998, S. 98. Der Autor war
als Vertreter der IKP, später Linkspartei PDS, Mitglied der
Parlamentskommission zur Untersuchung des Mordes an Aldo Moro. Er hat
dazu fünf Bücher verfasst. Siehe ferner Seifert, S. 37 ff.

[14] Mario Moretti: Brigate Rosse. Eine italienische Geschichte.
Interview von Carla Mosca und Rossana Rossanda. Hamburg 1996, S. 200.
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LESUNG/1903: Braunschweig - "Der Wal nimmt ein Bad" von Susanne Straßer am 12. September 2019


Stadt Braunschweig

"Der Wal nimmt ein Bad" von Susanne Straßer 

Bilderbuchkino in der Weststadt



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die Geschichte "Der Wal nimmt ein
Bad" von Susanne Straßer am Donnerstag, 12. September, um 16.30 Uhr,
in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu
sehen. Eingeladen sind Kinder von vier bis sechs Jahren und ihre
Eltern. Im Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist frei.
Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6857. Das nächste Bilderbuchkino findet in der
Weststadt am Donnerstag, 14. November, statt.

In der Geschichte geht es um einen Wal, der heute Badetag hat. Was der
Wal genießt wollen die anderen auch, das kennt man ja. Da stehen sie
schon und möchten mit in den Schaum: die Schildkröte, weil der Rücken
schmerzt, der Biber, weil er friert, der Flamingo, weil die Beine
schmutzig sind, und der Eisbär, weil sein Fell riecht. Der Wal ist
geduldig, in der Wanne wird es eng. Erst als auch das Kind samt Schiff
ins Wasser steigt verschafft sich der Wal Platz auf seine Art. Dann
ist endlich Ruhe und das ist herrlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1430: Unna - "Wenn ich groß bin, werde ich Seehund!" am 24. September 2019


Stadt Unna

Wenn ich groß bin, werde ich Seehund! am 24. September 



Das Kindertheater startet am 24. September 2019 um 15 Uhr mit dem
Stück "Wenn ich groß bin, werde ich Seehund!". Das Theater Kunstdünger
aus Valley (Oberbayern) zeigt ein Stück, das von seinen Bildern der
Über- und Unterwasserwelten sowie seiner oft nur leise angedeuteten
Geschichte lebt.

Inhalt: Obwohl Mama nie ins Wasser geht, weiß sie, was es unter Wasser
alles gibt: Neunaugen, Hofdugongs, Tintenprinzen, Meertrolle und
Heringskönige. Und Seehunde, die an Land gehen, ihr Fell abstreifen
und Menschen werden. Das Fell hüten sie wie einen Schatz, damit sie
wieder zurück ins Meer können, wenn sie genug Mensch gewesen sind. Als
das Mädchen plötzlich ein Seehundfell unter dem Sofa entdeckt, glaubt
sie, sein Papa ist ein Seehund. Doch eines Morgens ist Mama weg...

Einzelkarten kosten 5 Euro für Kinder und 5,50 Euro für Erwachsene.
Anmeldung und Information bei den Kulturbetrieben Unna unter der
Telefonnummer 02303/103-722. Karten gibt es beim i-Punkt im zib oder
an der Tageskasse.

Ort: Stadthalle Unna

Zeit: maximal eine Stunde

Zielgruppe: für Menschen ab 3-4 Jahren

Info und Anmeldung:

Kreisstadt Unna

zib, Bereich Kultur

Lindenplatz 1

59423 Unna

T.: 02303/103-722

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 16. August 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSTELLUNG/9736: Freiburg - Streetart und Künstliche Intelligenz, 14.09.-12.10.2019


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Ausstellung zu Streetart und Künstlicher Intelligenz

Das Projekt "Stadtwandforschung" der Universität Freiburg stellt
gemeinsame Werke aus Kunst und Forschung vor: Vernissage am 14. September



Berlin, 4. September 2019 - Pflegende Roboter, eine "Black Box" und
Computersysteme, die lernen, Gesichtsausdrücke zu deuten: Das sind einige
der Themen der Kunstwerke, die im Projekt "Stadtwandforschung: Künstliche
Intelligenz und Streetart" der Universität in der Freiburger Innenstadt
verwirklicht wurden. Fünf Künstlerinnen und Künstler aus dem Bereich
Streetart - Innerfields, Mr. Woodland, Smy und Fritz Boogie, Marc C. Woehr
und Sare - haben sich mit Forschenden aus Informatik, Robotik, Ethik und
Medizin über das Thema Künstliche Intelligenz (KI) ausgetauscht und ihre
Eindrücke an Freiburger Fassaden gebracht. Wie die Werke entstanden sind
und welche Menschen und Themen dahinterstecken, erfahren Interessierte in
der Ausstellung im Kulturaggregat e.V., Hildastraße 5, 79102 Freiburg.
Dort sind die Ergebnisse des Projekts in Form von Fotodrucken,
interaktiven Exponaten und Videos dargestellt.

Eröffnet wird die Ausstellung am 14. September 2019 um 18 Uhr. Um 21 Uhr
spielt zudem die Freiburger Musikerin Zweatlana. Besucherinnen und
Besucher können bis zum 12. Oktober 2019 zu den üblichen Öffnungszeiten
des Kulturaggregats vorbeikommen: montags und mittwochs von 15 bis 19 Uhr,
samstags von 13 bis 18 Uhr. Der Eintritt ist frei, die Ausstellungstexte
sind auf Deutsch.

Vielfältiges Rahmenprogramm: von Science-Fiction-Filmen bis zu
Robotik-Workshops

Das Rahmenprogramm bietet Interessierten viele Möglichkeiten, sich zu
informieren und selbst aktiv zu werden. Am 21. September können sie sich
an Workshops zu Robotik und zur Stencil- Kunst - Streetart mithilfe von
Schablonen - beteiligen. Die Teilnahme ist kostenlos und nur mit Anmeldung
möglich: zum Robotik-Workshop an Reto Schölly, reto@reto-schoelly.de,
zur Stencil- Kunst an Steffen Heisch, stefen@kultur-aggregat.de.

In Kooperation mit dem "KI Science Film on Tour" - einem weiteren Projekt
im Wissenschaftsjahr 2019 - werden am 28. September ab 20 Uhr im "Reality
Check" im Kulturaggregat Kurzfilme gezeigt und diskutiert. Dort können
sich Filmbegeisterte zudem vom 16. September bis zum 7. Oktober immer
montags ab 20 Uhr zum Montagskino einfinden: Zu sehen gibt es
Dokumentationen und Science-Fiction-Spielfilme zum Thema KI mit
anschließendem Publikumsgespräch. Der Eintritt ist frei.

Interaktive Stadtführungen mit eigener App

Nach Ende der Ausstellung ab Mitte Oktober sind interaktive Führungen und
Diskussionsveranstaltungen an den Wänden geplant. Außerdem ermöglicht
eine App ab Dezember Besuchern in Freiburg, von Wand zu Wand zu spazieren
und sich dabei über KI zu informieren.

Das Ziel von "Stadtwandforschung" ist, Kunst und Wissenschaft in die
Freiburger Innenstadt zu bringen: mit Streetart zum Thema KI auf fünf
großformatigen Wandbildern, sogenannten Murals, und auf einer Straßenbahn.
Mit dem Projekt leistet die Universität Freiburg ihren Beitrag zum
"Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz", einer Initiative des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung.


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Systeme und Anwendungen, die auf Künstlicher Intelligenz basieren, sind
schon heute vielfach Bestandteil unseres Lebens: Industrieroboter, die
schwere oder eintönige Arbeiten übernehmen, oder smarte Computer, die in
kurzer Zeit riesige Datenmengen verarbeiten können - und damit für
Wissenschaft und Forschung unverzichtbar sind. Ganz abgesehen von
virtuellen Assistenzsystemen, die zu unseren alltäglichen Begleitern
geworden sind. Digitalisierung und Automatisierung werden in Zukunft
weiter fortschreiten. Welche Chancen gehen damit einher? Und welchen
Herausforderungen müssen wir uns stellen? Welche Auswirkungen hat diese
Entwicklung auf unser gesellschaftliches Miteinander?
Im Wissenschaftsjahr 2019 sind Bürgerinnen und Bürger aufgerufen, im
Dialog mit Wissenschaft und Forschung Antworten auf diese und weitere
Fragen zu finden. Die Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit
Wissenschaft im Dialog (WiD).


Das gesamte Ausstellungsprogramm finden Sie unter dem folgenden Link:

http://www.nexusexperiments.uni-freiburg.de/fileadmin/user_upload/KI_AusstellungFlyer_Oeffnungszeiten_S_Seite_2.jpg

Weitere Informationen:

http://www.wissenschaftsjahr.de

http://www.stadtwandforschung.de

http://www.nexusexperiments.uni-freiburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1930

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz, 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEGENWIND/821: Der Aufstand der schlesischen Weber


Gegenwind Nr. 371 - August 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Der Aufstand der schlesischen Weber

Vor 175 Jahren betritt das Proletariat die politische und theoretische
Bühne in Deutschland

von Günther Stamer



Altdeutschland, wir weben dein Leichentuch,

Wir weben hinein den dreifachen Fluch,

Wir weben, wir weben!

(Heinrich Heine, 1845)


Im Zusammenhang mit der letztjährig erfolgten Würdigung des
Kieler Matrosenaufstand vor 100 Jahren wurde vielfach davon
gesprochen, dass die Matrosen und Arbeiter damit "das Signal" für
tiefgreifende gesellschaftliche Veränderungen gegeben hätten. Gleiches
muss man den schlesischen Webern attestieren, die vor 175 Jahren mit
ihrem "Aufstand" das Proletariat auf die politische, theoretische und
literarische Bühne in Deutschland brachten. Und schon zwei Wochen
vorher streikten 200 Eisenbahnarbeiter in Kiel - bis das Militär dem
Ausstand ein gewaltsames Ende bereiteten.

"Das Blutgericht"

Zu Beginn der 40er Jahre des 19. Jahrhunderts herrschten in allen
textilindustriellen Regionen des Deutschen Bundes große Not; 1843/1844
steigerten eine akute Absatzkrise, gepaart mit Missernten die Lage
extrem. Besonders katastrophal war die Lage der Spinner und Weber in
zu Preußen gehörenden Schlesien.

Grundlage der Ausbeutungsverhältnisse der Weber war das
frühindustrielle sogenannte "Verlagssystem". Das bedeutete, der
Kaufmann (der "Verleger", auch "Fabrikherr" genannt) gab das Garn an
die Weber aus, die daraus zu Hause mit ihrem Webstuhl das Gewebe
herstellten und für die fertige Ware wiederum ausgezahlt wurden.
Formal selbständig, waren die Weber dem Kaufmann tatsächlich restlos
ausgeliefert. Da vor allem für den Exportmarkt produziert wurde,
wälzte der Verleger jede nachteilige Preisentwicklung aufgrund von
Absatzschwankungen und der technisch überlegenen englischen
Konkurrenz, die mit günstigerem und höherwertigem Maschinengarn
arbeitete, auf den Heimweber ab, indem er den Lohn kürzte und weniger
Aufträge vergab.

Der Hass auf die Fabrikherren schlug sich in einem Lied nieder, das
die Weber "Das Blutgericht" nannten und bei ihren Zusammenkünften
sangen. In einer der Strophen heißt es

"Ihr Schurken all, ihr Satansbrut,

Ihr höllischen Dämone,

Ihr freßt der Armen Hab und Gut

Und Fluch wird Euch zum Lohne."

Besonders verhasst war der Fabrikant Zwanziger, der in Peterswaldau
und Langenbielau über fünftausend Heimarbeiter beschäftigte. Am 4.
Juni 1844 marschierten mehrere Hundert Weber zu seiner Villa, drangen
in die Geschäftsräume und das Warenlager ein, plünderten die Kasse und
zerrissen die Geschäftsbücher, Wechsel und Rechnungen. In den
folgenden beiden Tagen breitete sich dieser Aufruhr aus, bis er am 6.
Juni vom Militär niedergeschlagen wurde. Zurück blieben elf Tote und
26 schwerverletzte Weber.

Im nachfolgenden Prozess verurteilte der Kriminalsenat des
königlich-preußischen Oberlandesgerichts zu Breslau am 31. August 1844
achtzig revoltierende Weber zu insgesamt 203 Jahren Zuchthaus und 90
Jahren Festungshaft.

Eine ganze Reihe von Streiks und Demonstrationen erschütterten
daraufhin in jenen Tagen den Deutschen Bund: In Berlin streikten die
Textilarbeiter, in Magdeburg die Arbeiter der Zuckerfabriken, in
Aachen die Tuchweber, in Sachsen und Preußen die Eisenbahnarbeiter.

Nicht nur Maschinensturm und Hungerrevolte

Der schlesische Weberaufstand erlangte breiten Widerhall in der
Öffentlichkeit wie kein anderer proletarischer Protest zuvor im
Deutschen Bund. Dabei wurde der Aufstand der Weber gemeinhin als
"Hungerrevolte" oder "Maschinensturm" gewertet. Beide Deutungen
beschreiben allerdings nur Teilaspekte der Aktionen. Der Aufstand war
in seinem Kern kein Gefecht gegen die fortschreitende
Industrialisierung, kein verzweifelter Abwehrkampf der Handarbeit
gegen die Maschinenarbeit. Nicht in der Konkurrenz der Maschine,
sondern im Verhalten der Kaufleute, der "Fabrikherren" erblickten die
Weber die Quelle ihres Elends.

Charakteristisch für die bisherigen, der vorindustriellen Proteste
war, dass sie sich gegen die Obrigkeit, nicht gegen die Unternehmer
richteten. Erst im Laufe des 19. Jahrhunderts wird der Fabrikant dann
Adressat des Protestes, dem Haus, Maschinen und die Fabrik zerstört
wird. Eine neue Qualität der Proteste beginnt mit dem Weberaufstand.
Hier richtete sich der Protest nicht vorrangig gegen die "Maschine an
sich" sondern um die Anschaffung von "neuen Vorspinn- und
Klarspinnmaschinen" in deren Folge viele Weber arbeitslos geworden
waren.

So müssen die Zerstörungen von Maschinen, Fabrikgebäuden, Villen
während des Weberaufstandes also nicht uneingeschränkt als
"rückwärtsgewandt" oder als "anachronistisch-chaotischer" Aktionismus
betrachtet werden, sondern als probates Mittel im Arbeitskampf. Der
britische Historiker Eric Hobsbawm nannte solches Verhalten mit Blick
auf ähnliche Aktionen in England wenige Jahrzehnte zuvor als
"collective bargaining by riot" (Tarifverhandlungen durch Aufruhr).

Aufrührerische Weber sind frühe Proletarier

Ein Blick auf die Arbeitsbedingungen der aufrührerischen Weber macht
deutlich, dass hier Grundelemente des modernen
Lohnarbeitsverhältnisses vorhanden waren. Arbeiter, außerhalb der
Zunftordnungen stehend, produzierten im Rahmen eines
Vertragsverhältnisses für Privatunternehmer, die das Rohmaterial
lieferten und die geleistete Arbeit auf Stücklohnbasis bezahlten.
Oftmals waren auch die Produktionsmittel (der Webstuhl zum Beispiel)
durch Verschuldung der Arbeiter in den Besitz des Unternehmers
übergegangen. Auch hinsichtlich der Monotonie der Arbeit wies die
Verlagsarbeit Ähnlichkeiten mit moderner Lohnarbeit auf, denn die
Unternehmer teilten häufig die verschiedenen Arbeitsgänge des
Gesamtprozesses (etwa Spinnen, Weben, Walken, Färben) zwischen
verschiedene Produzenten auf.

In zwei Punkten unterschied sich die Verlagsarbeit allerdings von den
gängigen Formen von fabrikmäßiger Produktion: Der Arbeiter produzierte
zuhause und in den Arbeitsprozess war seine gesamte Familie
eingeschlossen.

Im Verlagssystem waren also Elemente traditioneller und moderner
Produktionsverhältnisse miteinander verquickt. "Für die begriffliche
Unterscheidung zu kleinen Handwerksbetrieben ist entscheidend, dass
sie beim Verkauf ihrer Produkte nicht mehr zwischen verschiedenen
Abnehmern wählen konnten, sondern an einen Abnehmer gebunden waren,
von dem sie die Rohstoffe und/oder Halbfertigprodukte zur
auftragsgemäßen Bearbeitung übernahmen. Insofern verkauften sie im
Grunde nicht mehr ihr Arbeitsprodukt für einen bestimmten Preis auf
dem Markt, sondern ihre Arbeitsleistung für einen bestimmten Lohn.
Anders als selbständige Handwerker und ähnlich den Arbeitern in
Betrieben waren sie Lohnarbeiter."(1)

Das Proletariat erreicht die "Theorie"

In der deutschen Öffentlichkeit löste der Weberaufstand von 1844 eine
erste große Debatte über die entstehende Arbeiterbewegung und über die
"soziale Frage" aus. Die öffentlichen Debatten wurden einerseits
begleitet von einer Welle sentimentaler Gedichte, Erzählungen und
Dramen, andererseits durch praktische Maßnahmen.
"Revolutionsvermeidung durch Sozialreform" wurde zum Beispiel
Leitmotiv des "Centralvereins für das Wohl der arbeitenden Classen",
in dem das besitzende und gebildete Bürgertum Preußens die "sittlichen
und wirtschaftlichen Zustand der arbeitenden Classen" verbessern
wollten.

Dass dem Weberaufstand nicht bloß lokale Bedeutung zukomme, stellten
auch deutsche Frühsozialisten und Radikaldemokraten fest. So z.B.
Wilhelm Wolff (der spätere Mitbegründer des Bundes der Kommunisten),
der in seinem 1845 veröffentlichten Bericht "Das Elend und der Aufruhr
in Schlesien" feststellt: "Die Proletarier Deutschlands haben hier
eine Niederlage, aber nur zum Scheine, erlitten. Jene schlesischen
Weber sind die verlornen Posten einer siegreichen Zukunft."

Vor dem Hintergrund des Aufstandes der schlesischen Weber kam es zu
intensiven Diskussionen zwischen führenden deutschen Radikalen, die
die Zeitschrift "Vorwärts!" herausgaben und den Leitern des auf
frühkommunistischen Positionen stehenden "Bundes der Gerechten".

Bezeichnend für die "deutschen Verhältnisse" war, dass diese
Diskussion in Paris stattfand. Mit den Karlsbader Beschlüssen (1819)
hatten sich die deutschen Fürsten in seltener Eintracht auf eine
staatenübergreifende Verfolgung jeder Form von radikaldemokratischer
Gesinnung geeinigt, was rigorose Pressezensur sowie die Überwachung
der Universitäten und aller verdächtigen Vereine (einschließlich der
Turnvereine) beinhaltete. Dies hatte zur Folge, dass die deutsche
Kolonie in Paris im Jahre 1844 auf über 40.000 Mitglieder angewachsen
war und sich demokratische und Gesellen-Organisationen sowie die
ersten kommunistischen Vereinigungen Deutschlands - als
"Auslandsorganisationen" - gegründet hatten.

In der Diskussion der linken Deutschen in Paris ging es
leidenschaftlich darum, wie der Kampf um bürgerliche Volkssouveränität
in Gestalt einer deutschen Republik (die nationale Frage) und die
zarten Pflänzchen einer deutschen Arbeiterbewegung (die soziale Frage)
gegen die territorialen Feudal-Fürsten und die Früh-Kapitalisten
strategisch-taktisch verzahnt werden könne.

Und Karl Marx, neben Heinrich Heine und Georg Herwegh wohl der
bekannteste Deutsche in diesem Kreis, schreibt: "Der schlesische
Aufstand beginnt gerade damit, womit die französischen und englischen
Arbeiter-Aufstände enden, mit dem Bewusstsein über das Wesen des
Proletariats. Die Aktion selbst trägt diesen überlegenen Charakter.
Nicht nur die Maschinen, diese Rivalen des Arbeiters, werden zerstört,
sondern auch die Kaufmannsbücher, die Titel des Eigentums, und während
alle andern Bewegungen sich zunächst nur gegen die Industrieherrn, den
sichtbaren Feind, kehrten, kehrt sich diese Bewegung zugleich gegen
den Bankier, den versteckten Feind."(2)

Streik Kieler Eisenbahnarbeiter

Der Weberaufstand ist im historischen Gedächtnis verwurzelt (nicht
zuletzt durch das Drama von Gerhart Hauptmann und Heinrich Heines
Gedicht). Weit weniger bekannt ist, dass im Jahr des Weberaufstandes
bereits fünf größere Eisenbahnarbeiterstreiks und für das Jahr 1845
bereits dreizehn Streiks von Eisenbahnarbeitern dokumentiert sind.(3)

Fast zeitgleich mit dem Weberaufstand kam es am 23. Mai 1844 in Kiel
zu einem Streik der beim Bau der Eisenbahnlinie Kiel-Altona
beschäftigten Arbeiter. 200 Arbeiter legten die Arbeit nieder und
zogen von Gaarden in die Stadt Kiel zum Eisenbahnbüro, um für eine
Erhöhung des Vorschusses auf den Akkordlohn zu kämpfen. Sie weigerten
sich, wieder an die Arbeit zu gehen, solange man ihnen nicht einen
höheren Vorschuss auf ihren Akkordlohn bewilligte. "Es musste Militär
eingesetzt werden, das den Haufen vertrieb. (...) Dieser
Eisenbahnarbeiterstreik war der erste in Schleswig-Holstein. Er wirkte
wie das Brandzeichen des neu heraufziehenden industriellen
Zeitalters."(4) Das "Kieler Correspondenzblatt" (Nr. 42/1844) schrieb
darüber: "Es zogen (...) gegen zweihundert Arbeiter in die Stadt,
umlagerten das Eisenbahnbüro in drohender Stellung und weigerten sich,
der Aufforderung des Sectionsingenieurs, sich hinweg zu begeben und
wieder an die Arbeit zu gehen, Folge zu leisten. Als Grund ihrer
Widersetzlichkeit führten sie an, dass ihnen ein zu geringer Vorschuss
auf ihren Accordlohn bewilligt werde. Das hinzu gerufene Militär,
welches leider erst spät in gehöriger Anzahl eintraf, vertrieb den
tumultuierenden Haufen aus der Stadt. Die Folge wird sein, dass viele
Arbeiter die Eisenbahnarbeit verlassen müssen und eine Anzahl bestraft
wird."(5)
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Kabul: Gewaltige Explosion erschüttert den Einigungsprozess

Von Bill Van Auken
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Am Montag explodierte eine riesige Autobombe vor dem "Green Village" in
Kabul. Praktisch gleichzeitig gab der US-Sondergesandte für Afghanistan,
Zalmay Khalilzad, im Landesfernsehen ein Abkommen der USA mit den Taliban
bekannt.

Der Selbstmordanschlag, für den die Taliban die Verantwortung übernommen
haben, tötete mindestens 16 Menschen und verwundete mindestens 119. Das
"Green Village", dem der Anschlag galt, ist der Standort der meisten
internationalen Organisationen und Söldnerstützpunkte.

Am Dienstagmorgen versammelten sich wütende Bewohner der angrenzenden
Stadtviertel zu Protesten. Sie forderten den Abzug der ausländischen
Söldner, weil ihre Anwesenheit immer wieder zu Anschlägen führt. Alle
Todesopfer waren Afghanen, und die meisten von ihnen Zivilisten. Nur drei
der Getöteten gehörten der afghanischen Polizei oder Armee an.

Während ihrer Kundgebung kletterten afghanische Zivilisten über die Mauern
und zündeten auf dem Gelände mehrere gepanzerte Autos an. Andere warfen
Steine und Molotowcocktails über die Mauern. Die afghanische
Bereitschaftspolizei wurde mobilisiert, um die "unangemeldete
Demonstration" zu unterdrücken, und mindestens fünf Demonstranten wurden
durch den Einsatz scharfer Munition verletzt.

Die Taliban, die die Verantwortung für den Anschlag übernahmen,
bezeichneten ihn als ihre Antwort auf die Bombardierung afghanischer Dörfer
und Häuser durch die US-Besatzungstruppen und die afghanischen
Sicherheitskräfte.

Das vorläufige Abkommen, das Khalilzad im Fernsehen ankündigte, soll
angeblich die Intervention des US-Imperialismus in Afghanistan beenden. Mit
seiner 18-jährigen Dauer ist dies der längste Krieg in der Geschichte der
USA. Das Abkommen wurde von der amerikanischen Regierung und den Taliban in
neun Verhandlungsrunden seit dem letzten Januar in Doha ausgehandelt.

Laut Khalilzad sieht das Abkommen den Rückzug von etwa 5.400 US-Soldaten
aus Afghanistan vor. Er soll in etwa fünf Monate nach Unterzeichnung des
Abkommens beginnen. Als Gegenleistung sollen die Taliban garantieren, dass
sie weder Al-Qaida, noch dem Islamischen Staat und seinem afghanischen
Ableger oder irgendeiner anderen bewaffneten Gruppe die Nutzung des von
ihnen kontrollierten Gebiets erlauben, um Anschläge auf die USA oder ein
anderes Land vorzubereiten oder auszuführen.

Khalilzad erklärte in der Sendung des afghanischen Tolo-TV: "Wir haben uns
darauf geeinigt, dass wir innerhalb von 135 Tagen fünf Stützpunkte
verlassen, die wir momentan kontrollieren, sofern die Bedingungen sich so
entwickeln, wie in dem Abkommen vorgesehen."

Der Rückzug der verbliebenen 8.600 US-Soldaten soll von "Bedingungen
abhängen" und an weitere Verhandlungen zwischen den Taliban und dem von den
USA unterstützten Regime in Kabul geknüpft sein, das bei den Verhandlungen
in Doha ausgeschlossen war. Die Taliban hatten sich nur zu Verhandlungen
mit Washington bereit erklärt, nicht jedoch mit dem Regime von Präsident
Ashraf Ghani, da dieser nur eine Marionette der US-geführten Besatzung sei.

Dass die USA zugestimmt haben, Ghanis Regierung von den Verhandlungen
auszuschließen, bestätigt anschaulich die Einschätzung der Taliban über das
Regime. Erst kurz vor der Fernsehsendung legte der US-Sondergesandte
Khalilzad der Ghani-Regierung den Einigungsentwurf vor, der ohne ihre
Teilnahme ausgehandelt worden war.

Nun soll eine Runde "afghanisch-afghanischer" Verhandlungen zu einem
dauerhaften Waffenstillstand in dem langen und blutigen Konflikt führen und
die Grundlagen für eine Übergangsregierung schaffen. Dieser Regierung
sollen dann auch die Taliban angehören, obwohl ihr Sturz im Oktober 2001
das erklärte Ziel der US-Intervention gewesen war.

Die Taliban beharren darauf, dass die politische Opposition und andere
Gruppen an den Verhandlungen beteiligt sein müssen, und dass die jetzige
Regierung dann nur noch eine Fraktion stellen dürfe.

Was Ghani betrifft, so strebt er Neuwahlen für den 28. September an, um
sich vor den Verhandlungen eine gewisse Legitimität zu verschaffen. Sowohl
die Taliban als auch Khalilzad haben dies jedoch abgelehnt. Letzterer
bezeichnete die von den USA unterstützte Regierung als "das größte
Hindernis" für ein Friedensabkommen. Auch Ghanis Gegner, zu denen der
Regierungschef Abdullah Abdullah gehört, haben bereits angekündigt, im
Interesse des "Friedens" auf die Wahl verzichten zu wollen. Abdullah
Abdullah war bei der Wahl 2014 Ghanis stärkster Rivale und teilt zurzeit
angeblich die Macht mit ihm. Zweifellos sind sie bemüht, sich alle Optionen
offen zu halten, falls die Taliban wieder an die Macht kommen.

In Erklärungen an ihre Anhänger haben die Taliban-Führer das Ergebnis der
Verhandlungen mit den USA als den dritten historischen Triumph der
afghanischen Bevölkerung gegen die Fremdherrschaft dargestellt. Der erste
war die Vertreibung der Briten im 19. Jahrhundert und der zweite die der
Sowjettruppen Ende der 1980er Jahre. Die Taliban deuteten auch an, dass
ihre Bewegung in der Lage sei, die Macht in Kabul zu übernehmen.

Ein Diplomat, der die Verhandlungen in Doha beobachtete, hat gegenüber
Reuters erklärt, der Einigungsentwurf sehe ein Ende der US-Luftangriffe auf
die Taliban vor. Im Gegenzug würde die islamistische Miliz alle Angriffe
auf die US-geführten Besatzungstruppen einstellen, einschließlich der
"Insider-Anschläge", bei denen Taliban-Sympathisanten innerhalb der
afghanischen Sicherheitskräfte amerikanische "Berater" angreifen.

Ohne US-Luftunterstützung wären die afghanischen Sicherheitskräfte weit
weniger in der Lage, eine Offensive der Taliban abzuwehren. Die Taliban
haben bereits größere Teile des afghanischen Staatsgebiets unter ihre
Kontrolle gebracht als jemals seit ihrem Sturz durch den Überfall der USA
im Jahr 2001. Sie kontrollieren oder beanspruchen die Kontrolle über fast
die Hälfte des Landes.

Der Entwurf des Abkommens zwischen den USA und den Taliban muss noch von 
US-Präsident Donald Trump und dem Taliban-Führungsrat (Quetta Shura) in
Pakistan gebilligt werden. Trump hat bisher widersprüchliche Bemerkungen
über seine Haltung zu diesem Abkommen gemacht.

Letzten Monat hatte er vor Reportern über die seit 18 Jahren andauernde 
US-Besatzung erklärt: "Irgendwann muss man sagen, das ist lange genug."

Berichten zufolge will Trump den Rückzug aus Afghanistan vor der Wahl von
2020 durchsetzen. Allerdings deutete er auch an, dass sich die USA nie
vollständig aus Afghanistan zurückziehen werden: "Es ist ein gefährliches
Land, und deshalb müssen wir weiterhin ein Auge darauf haben ... Wir werden
dort eine Präsenz unterhalten. Wir reduzieren diese Präsenz deutlich, und
wir werden immer eine haben. Wir werden zuverlässige
Geheimdienstinformationen haben."

Letzten Donnerstag erklärte Trump gegenüber Fox Radio, die US-Truppenstärke
werde auf 8.600 Soldaten verringert werden, "von da ab werden wir dann
entscheiden, was passiert".

Trump wiederholte zum dritten Mal in nur einem Monat seine Aussage: "Wir
könnten diesen Krieg in sehr kurzer Zeit gewinnen, wenn ich bereit wäre,
zehn Millionen Menschen zu töten."

Diese implizite Drohung, ein Land mit Atomwaffen von der Landkarte
auszuradieren, ist nicht bloß eine bösartige Obsession des derzeitigen
Bewohners des Weißen Hauses. Sie gibt Aufschluss über das kriminelle Wesen
des US-Establishments und seines Militär- und Geheimdienstapparats, der
weltweit Gewalt, Aggression und Krieg einsetzt, um den Niedergang der
wirtschaftlichen Hegemonie des US-Imperialismus auszugleichen.

Generalstabschef Joseph Dunford deutete ebenfalls an, dass ein
vollständiger Rückzug - die Hauptforderung der Taliban - alles andere als
gesichert sei. Letzten Mittwoch erklärte Dunford vor der Presse: "Ich
glaube, dazu ist es zu früh. Ich benutze das Wort 'Rückzug' jetzt noch
nicht. Wir werden sicherstellen ... dass Afghanistan keine Zufluchtsstätte
[für al-Qaida-nahe Kräfte] wird."

Beobachter vermuten, dass der Deal zwischen den USA und den Taliban auch
Geheimklauseln enthalten könnte, um es Washington zu erlauben, 
"Rest-Streitkräfte" aus CIA-Agenten und Söldnern im Land zu behalten. Schon heute
sind 2.500 von ihnen in Afghanistan tätig. Die CIA hat in den letzten 18
Jahren ein Netzwerk aus bewaffneten Milizen errichtet, die nur ihr allein
Rechenschaft schuldig sind. Die Khost Protection Force ist die bekannteste
dieser bewaffneten Gruppen, und sie sind berüchtigt für Folter und
Misshandlung der Zivilbevölkerung.

Wenn in Kabul ein Regime regiert, in dem die Taliban den Ton angeben, dann
ist auch keineswegs ausgeschlossen, dass die USA einen Deal mit diesem
Regime im Sinne der Interessen und Ziele des US-Imperialismus anstreben,
die von Anfang an hinter der Intervention von 2001 steckten: Im Zentrum
dieser Interessen steht die Vorherrschaft der USA über die energiereiche
Kaspische Senke, sowie die Sicherung eines Brückenkopfs für das US-Militär
in einer strategisch wichtigen Weltregion, die an die ehemalige
Sowjetunion, an China und Südasien grenzt.

Die reaktionäre islamistische Ideologie der Taliban basiert größtenteils
auf dem Wahhabismus, und dessen Träger ist die saudische Monarchie, der
wichtigste Verbündete der USA in der arabischen Welt.

Khalilzad, der amerikanische Sondergesandte für Afghanistan, begann seine
Karriere in den 1980er Jahren als Geheimdienstberater der US-Regierung.
Damals orchestrierte die CIA den Sturz der afghanischen Regierung, die von
der Sowjetunion unterstützt wurde, und rüstete eine Truppe
unterschiedlicher islamistischer Milizen mit Waffen und Geldmitteln in
Milliardenhöhe aus. Aus diesen Milizen gingen sowohl die Taliban als auch
al-Qaida hervor.

Nachdem sich die Taliban in den 1990ern die Kontrolle über das Land
gesichert hatten, war Khalilzad als Berater des Ölkonzerns Unocal tätig.
Unocal wollte eine Erdgaspipeline quer durchs Land von der Kaspischen Senke
nach Pakistan verlegen, und Khalilzad verhandelte zu diesem Zweck mit der
islamistischen Regierung und war bemüht, sich dafür die Anerkennung der USA
zu sichern.

Keiner weiß heute, ob es wirklich zu dem Abkommen zwischen den USA und den
Taliban kommen wird. Unabhängig davon ist jedoch klar, dass die letzten 18
Jahre Krieg und Besatzung für die afghanische Bevölkerung katastrophale
Folgen hatten.

Während die Zahl der direkten Todesopfer konservativ auf 175.000 geschätzt
wird, liegt sie unter Berücksichtigung der indirekten Todesfälle wohl näher
bei einer Million. Gleichzeitig wurden viele Millionen Menschen aus ihrer
Heimat vertrieben. Zu den getöteten Afghanen kommt noch die Zahl von 2.300
US-Soldaten und 1.100 Soldaten anderer Nationen hinzu, die dieser Krieg
getötet hat.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Naturgesetze schließen keine Kompromisse

Eindrücke vom 1. Sommerkongress der Fridays for Future

von Angela Klein



Er machte einen sehr wohlbehüteten Eindruck, dieser 1. Kongress von
Fridays for Future. 1.600 ausschließlich junge Leute hatten sich
Anfang August im Revierpark in Dortmund getroffen, um ihre Kenntnisse
zu vertiefen, Handlungsstrategien zu entwerfen und sich besser zu
vernetzen. Die wenigen Alten, die zu sehen waren, waren entweder
Presseleute oder Referierende oder Orgahelfende.


Mit großer Akribie wurde kontrolliert, wer sich auf dem Kongress
tummelt: Anmeldungen waren nur für die Altersgruppen zwischen 14 und
28 Jahren zugelassen; bei der Anmeldung mussten die jungen Leute ihren
Personalausweis vorzeigen; jeder und jede bekam ein Bändchen um das
Handgelenk - mit verschiedenen Farben je nach Alter und Funktion,
manche trugen auch zwei, drei Bändchen; vor dem Eingang zu den Panels
wurde kontrolliert; die Presse hatte in den Workshops und auf den
Vernetzungstreffen nachzufragen, ob sie der Diskussion beiwohnen darf
(was umstandlos bewilligt wurde). Die Jüngeren, oder die kein Zelt
dabei hatten, waren in einer Turnhalle untergebracht; überall gab es
Helfergruppen und die Organisation funktionierte prima. Eine
großartige Leistung!

Übrigens: Von wegen die Jugend von heute ist nur noch digital
unterwegs und digital ist effizienter als analog. Zur Vorbereitung des
Kongresses hatte die Stadt Dortmund den Organisatorinnen eine Wohnung
mit zehn Zimmern zur Verfügung gestellt. Dort haben sie eine Woche
lang zusammengesessen und den Kongress vorbereitet.

Das inhaltliche Programm war ebenfalls eng geführt, im großen und
ganzen entsprach es dem kritischen rot-grünen Mainstream der großen
Umwelt-NGOs. Es gab, auf zwei halbe und einen ganzen Tag verteilt,
sechs Plenarveranstaltungen (Panels) und etwa 110 Workshops, viele
davon wurden als Doppeleinheiten angeboten - ein Mix aus
Sachinformation, der Erschließung neuer Handlungsmöglichkeiten und der
Verbesserung der eigenen Kommunikationsfähigkeiten.

Die Sachinformationen waren manchmal regelrechte Schulstunden, etwa
über die Chemie der Atmosphäre, internationale Klimapolitik
einschließlich der Simulation von UN-Klimaverhandlungen, den Umgang
mit Messdaten - die Referenten nicht immer große Namen, aber kompetent
und auf umfassende Ertüchtigung in der Auseinandersetzung um die
Klimapolitik ausgerichtet. Diesbezüglich erinnerte der Kongress an die
frühen Zeiten der Anti-AKW-Bewegung, die ebenfalls eine
Alphabetisierung der Bürgerinitiativen in Sachen Atomtechnologie
betrieben hatten.

Die überwiegende Zahl der Workshops beschäftigte sich jedoch mit
Fragen wie: Wie kann ich mein Umfeld beeinflussen? Wie lerne ich
besser zu argumentieren und zu überzeugen? Was kann ich in der
Schule/Hochschule, aber auch in der Kommune tun, um Schritte in
Richtung Klimaneutralität zu gehen? Da gab es neben dem Workshop über
"Energiewende selber machen" eben auch den "Wie bearbeite ich
Politiker?", "Wie kann man der Kohleindustrie den Geldhahn zudrehen?"
bis hin zur Kampagne gegen Firmenwagen.

Die Vermittlung von Fertigkeiten war groß geschrieben. Ein Workshop
hieß: "Wie du eine außergewöhnliche Rede hältst", ein anderer: "Jeder
kann alles sein", es gab "Skills for Organizing", "Argumente gegen
Klimawandelleugner" usf.


Who is who?

Das Niveau der Diskussion war beeindruckend, den jungen Leute mangelt
es nicht an Selbstbewusstsein. Da hat der Bewegungsforscher Dieter
Rucht ganz recht, bei F4F sind die gut Gebildeten überrepräsentiert,
die Mehrheit kommt seinen Forschungen zufolge aus einem akademischen
Elternhaus und hat Abitur oder strebt es an. Die meisten AktivistInnen
sind zwischen 14 und 19 Jahre alt - über die Jüngeren gibt es keine
statistischen Erhebungen. Mehr als die Hälfte ist weiblich - damit ist
F4F die erste Bewegung, die mehrheitlich von Frauen getragen wird;
auch die Gesichter, die sie in der Öffentlichkeit repräsentieren, sind
überwiegend weiblich. Politisch verorten sie sich eher links,
identifizieren sich aber mit keiner politischen Partei. Nach ihren
Präferenzen befragt, neigen 36 Prozent zu den Grünen, 12 Prozent zur
LINKEN; gerade einmal 1,5 Prozent zur CDU und 3,2 Prozent zur SPD.

Der Forderungskatalog, den sie mit Wissenschaftlern zusammen
erarbeitet haben, ist denkbar einfach, er lässt sich in drei
Hauptforderungen zusammenfassen:

Die Kernaussage ist: Die Politiker sind inkompetent, sie haben nichts
begriffen und gegen den Klimawandel bislang nichts unternommen. Da es
um ihre Zukunft geht, müssen die jungen Leute diese nun selbst in die
Hand nehmen. Und das heißt: demonstrieren, mit kreativen Aktionen
Aufmerksamkeit erringen, in den Medien präsent sein, Politiker in die
Mangel nehmen, Bündnisse schließen, vorsichtig zivilen Ungehorsam
üben. Nach ihrer Demo in der Dortmunder Innenstadt am Freitag
vormittag zogen diverse "Tentakel" vor große Kaufhäuser; bei Saturn
stürmte ein Trupp in umgekehrter Fahrtrichtung die Rolltreppe hoch
- und bekam prompt Hausverbot.


Vielversprechend

Das Themenspektrum der angebotenen politischen Workshops auf dem
Kongress war nicht sehr viel anders als auf den Klimacamps auch, nur
weniger radikal und noch stärker auf unmittelbare praktische Umsetzung
gerichtet. Es ist angekommen, dass Klimawandel und das Aufhalten
desselben etwas mit gesellschaftlichen Verhältnissen zu tun hat; dass
es nicht reicht, die Antriebsart zu ändern, sondern ein
gesellschaftlicher Umbau dafür nötig ist. Klimagerechtigkeit ist ein
Thema, nicht nur in bezug auf die Länder des Südens, ebenso Kritik am
Auto, Ernährung, Konsumverhalten, Energiewende. Es gab sogar einen
Workshop zu Rojava. Es wurden das Verhältnis von Klimawandel zu
unserer Wirtschaftsweise und Pfade der Transformation untersucht.
Kapitalismuskritik kommt vor, die Arbeiterbewegung nicht.

Sicher kann man bemängeln, dass vieles nicht weit genug geht, so etwa
wird das E-Auto noch kaum in Frage gestellt, auch die CO2-Steuer
nicht. Die Fridays kommen primär vom Gedanken der Rettung der Umwelt
her, die Kritik an der Gesellschaft leitet sich davon ab. In dem Punkt
aber legen sie sich mit den Mächtigen an.

Aufschlussreich dafür war der Panel über die CO2-Steuer. Dazu waren
der Vorsitzende der Wirtschaftsweisen eingeladen, die jährlich ein
Sachverständigengutachten über die wirtschaftliche Lage abgeben, ein
Vertreter von Ver.di und eine Frau, die in der internationalen
Klimabewegung aktiv ist. Der Oberweise wollte die Fridays
vereinnahmen, dozierte über die Notwendigkeit, Gemeingüter zu
bepreisen, damit sie weniger genutzt würden - ob über Emissionshandel
oder über eine CO2-Steuer, darüber wollte er an der Stelle nicht
streiten. Die Vertreterin der Fridays, Carla Reemtsma, 22 Jahre alt,
hatte dem nichts entgegenzusetzen, wie auch - tutete der Vertreter von
Ver.di doch genau in dasselbe Horn. So schien es gar keine Kontroverse
zu geben, da meldete sich die Referentin zu den internationalen
Aspekten des Klimaschutzes zu Wort und mahnte an, das dürfe keine
nationale Aufgabe bleiben. Der Oberweise ergriff die Gelegenheit
sogleich beim Schopf und verkehrte die Aussage nun dahingehend, wenn
die anderen Länder nicht mitziehen würden, machten Alleingänge gar
keinen Sinn, nur auf dem Weg internationaler Vereinbarungen seien
Fortschritte möglich.

Das aber brachte die Vertreterin der Fridays auf die Palme: Wenn
Deutschland nicht einmal die Ziele verwirkliche, die es selber
unterschrieben habe, könne es sich nicht anmaßen, von anderen Ländern
genau dies zu verlangen. Tosender Beifall. Dann kartete noch jemand
aus dem Publikum nach und wies daraufhin, dass der Oberweise zugleich
für das Institut für neue soziale Marktwirtschaft aktiv sein, das gar
nicht das 1,5-Grad-, sondern das 2-Grad-Ziel propagiere. Und schon war
er unten durch.

Das sind wunderbare Lernprozesse, von denen wird es noch viele geben.

Weil dieser Protest aus der Mitte der Gesellschaft kommt - und
weil er soviel Wasser auf die Mühlen der Grünen spült -, macht er
allen Parteien Beine (außer der AfD), sie müssen was tun, oder
wenigstens so tun als ob. Da sie aber bestenfalls Palliativmaßnahmen
hinbekommen werden, die Bewegung aber von der Unbedingtheit - und
gesellschaftlichen Sprengkraft - ihrer Forderungen lebt ("Naturgesetze
kennen keine Kompromisse"), ist deren Radikalisierung so sicher wie
das Amen in der Kirche.

 * 

Quelle:
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VORWÄRTS/1496: Solidarität fegt Repression weg


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 25/26 vom 23. August 2019

Solidarität fegt Repression weg

Starker und erfolgreicher Protestes gegen die Entlassungen 
in Basel

von Sabine Hunziker



Der politische Aktivismus im Frauen*streikjahr bringt auch
Repression gegen die Bewegung, wie unter anderem die Kündigung zweier
Mitarbeiterinnen in Basel und die Vorladungen der Staatsanwalt in
Zürich beweisen. Es zeigt sich aber auch wieder, dass Solidarität
Stärke entwickelt.

Aus Anlass des zehnjährigen Jubiläums der Verankerung des
Gleichberechtigungsartikels hatte unter anderem der Schweizerische
Gewerkschaftsbund zum Protest gegen die zögerliche Umsetzung des
Verfassungsartikels und gegen die anhaltenden Ungleichheiten in
zahlreichen Bereichen von Gesellschaft, Wirtschaft und Politik
aufgerufen. Am 14. Juni 1991 nahmen Hunderttausende von Frauen in der
ganzen Schweiz an Protest- und Streikaktionen teil, um eine totale
Umsetzung des Gleichstellungsartikels zu fordern, der seit 1981 in der
Verfassung steht. 1991 wurde so eine der bisher grössten
Streikaktionen in der Schweizer Geschichte.


Rückzieher dank Solidarität

Fast dreissig Jahre nach dem ersten wurde im Rahmen eines
Frauen*streikjahres ein zweiter Streik organisiert. Auch hier war der
Missstand da, dass einerseits der Verfassungsartikel beispielsweise
bezüglich Lohn in einigen Betrieben nicht umgesetzt und sanktionslos
blieb und andererseits der Protest dagegen kriminalisiert wurde.

Ein Beispiel von Repression im Frauen*streikjahr sind die Kündigungen
zweier Mitarbeiter*innen im Basler Kunstmuseum. Nicht wie viele andere
Aktivist*innen, die entweder am Streiktag frei genommen oder "Glück"
hatten, dass ihr Betrieb ihnen einen Freiraum gab oder sich sogar bei
Aktionen beteiligt hatte, blieben zwei Aktivist*innen im Kunstmuseum
im klassischen Sinn des Streikes der Arbeit fern. Nachdem die
Kündigungen aufgrund der Teilnahme am Frauen*streik bekannt wurden,
organisierten solidarische Frauen* eine Spontankundgebung vor dem
Kunstmuseum. Später lancierten Frauen* eine Petition, die in kürzester
Zeit 3600 Unterschriften erzielte. So unter Druck geraten, nahm das
Museum die Kündigung wieder zurück. Dass es überhaupt zu Kündigungen
kam, zeigte, dass Repression gegen Frauen*, die aktiv für ihre Rechte
eintreten, Tatsache ist. Aus diesem Fall gelernt, hat das
Frauen*streik-Komitee Basel aufgerufen, künftig Drohungen,
Anfeindungen, Gewalt oder andere Formen der Repression bei ihnen zu
melden.


Wegen Stadtverschönerung ...

Auch das Frauen*streikkollektiv in Zürich kämpft aktiv gegen
Repression. Am 21. August mussten Aktivist*innen vor die
Staatsanwaltschaft. Anklagepunkt: Ehrverletzung/Beschimpfung. Wie
schnell es gehen kann und man bei der Teilnahme einer Aktion
Repression erfährt, sieht man bei diesem Beispiel der Zürcher
Aktivist*innen, die im April 2019 Statuen in der ganzen Stadt Zürich
verschönert haben. In ihrer Medienmitteilung "Zürcher
Frauen*streikkollektiv zur Stadtverschönerung" schreiben sie: "Heut
Morgen früh sind die Statuen dieser Stadt aus ihrer Starre erwacht.
Sie können und wollen dem patriarchalen Geschehen in diesem Land nicht
mehr weiter zusehen. Sie solidarisieren sich allesamt mit den
Forderungen des feministischen Streiks und verweigern ab sofort die
ihnen zugewiesene, in Blei gegossene, in Stein gemeisselte Rolle." So
trugen Statuen auf ihren Sockel an diesem Morgen im April
Pussy-Riot-Mützen, violette Schleifen oder kleine Transparente mit
Infos.


... gestoppt und eingekesselt

So wiesen die "Verschönerungen" darauf hin, dass auch in der Schweiz
tagtäglich Frauen zu Objekten degradiert und sexistisch angemacht
werden, dass auch hierzulande Frauen* ermordet werden, weil sie
Frauen* sind, dass Vergewaltigung in der Ehe in der Schweiz erst seit
wenigen Jahren strafbar ist und dass nach wie vor nur ein Bruchteil
der Fälle sexueller Belästigung (ob am Arbeitsplatz oder in der
Familie) bis hin zu Vergewaltigung strafrechtlich verfolgt wird. Alle
Statuen riefen: "Ni una menos! Unsere Körper gehören uns!"

Bei einer dieser Statuen am Zürichsee wurden Aktivist*innen von einer
Polizeipatrouille gestoppt und von mehreren Polizist*innen
eingekesselt. Wegen "Unfug" mussten sich die Aktivist*innen ausweisen,
denn die Polizei liess - im Sinne von "Pflicht ist Pflicht" - nicht
mit sich reden. Weil sich die Feminist*innen weigerten, ihr Werk
kaputt zu machen, zog ein Polizist ein Sackmesser, riss und schnitt
alles von der Statue herunter und zerstörte die ganze Aktion. Darauf
kritisierte eine der Aktivist*innen das sexistische Verhalten der
Polizei. Die Polizei versucht nun den Spiess umzudrehen und daraus
eine Ehrverletzung/Beschimpfung zu machen. "Wir scheissen sowieso auf
Ehre. Es geht um unsere Würde", so die Aktivist*innen.

Die Mitglieder des Kollektivs denken nun darüber nach, eine AG
Repression zu gründen: Eine Busse für eine, ist eine Busse an alle!
Solidarität ist eine Waffe.

 * 
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THEMENREIHE/431: ARD-alpha - Marie Curie, 6.-7.9.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Die Bahnbrecherin

Programmschwerpunkt Marie Curie


Freitag, 6. September 2019, 20.15 Uhr: Marie Curie

Spielfilm Polen, Frankreich, Deutschland 2016

BR Mediathek: nach Ausstrahlung bis 13. September 2019

Samstag, 7. September 2019, ab 22.35 Uhr: Marie Curie

Vierteilige Doku-Reihe, 2016

Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre



Sie schrieb Wissenschaftsgeschichte und erfuhr höchste Anerkennung,
ihr Name ist mit bahnbrechenden naturwissenschaftlichen Erkenntnissen
genauso verbunden wie mit der Frauenemanzipation und einem Privatleben
voller emotionaler Höhen und Tiefen: ARD-alpha widmet der zweifachen
Nobelpreisträgerin Marie Curie, geboren 1864 in Warschau, zwei
Sendeabende.

Auf den Spielfilm "Marie Curie" am 6. September um 20.15 Uhr folgt
tags darauf um 22.35 Uhr die gleichnamige Doku-Reihe, in der die
Wissenschaftlerin selbst in Briefen und Tagebuchaufzeichnungen zu Wort
kommt. Flankiert werden ihre Niederschriften von verschiedenen
Historikern und Physikern, darunter auch von der Physikerin Hélène
Langevin-Joliot, ihrer Enkelin.

Der Spielfilm "Marie Curie" am 6. September 2019, 20.15 Uhr, ist ein
sehr persönliches Porträt der zweifachen Nobelpreisträgerin. In seinem
Mittelpunkt steht die Zeit zwischen diesen beiden Auszeichnungen. Die
Auswertung von Originaldokumenten - Briefen, Tagebüchern,
Zeitungsartikeln und Laborberichten - ermöglicht einen intimen
Einblick in dieses so erfolgreiche wie schwierige Leben. "'Marie
Curie' ist ein feinfühliges Porträt über eine frühe Feministin,
anspruchsvoll und ehrlich. Großartige Kinounterhaltung, die die Jury
mit dem Prädikat besonders wertvoll auszeichnet", urteilte die
Deutsche Film- und Medienbewertung.

Die erste Folge der vierteiligen Doku-Reihe "Marie Curie", "Das
Geheimnis der Radioaktivität" am 7. September 2019 um 22.35 Uhr, zeigt
ein Stück Forschungsgeschichte: wie die Polin Marie Sklodowska als
Studentin an der renommierten Universität Sorbonne zunächst alleine,
dann gemeinsam mit ihrem späteren Mann Pierre Curie zu den
Erkenntnissen kam, für die das Ehepaar zusammen mit Henri Becquerel
1903 den Physik-Nobelpreis erhielt. Ausweis ihrer wissenschaftlichen
Exzellenz ist endgültig ihr zweiter Nobelpreis in Chemie im Jahr 1911.
Deutlich werden der enorme Einsatz, den diese Erfolge verlangten, und
die Willensstärke und Leidenschaft, mit denen Marie Curie ihre
wissenschaftlichen Ziele verfolgte.

Die Wissenschaftlerin setzte ihrem Heimatland mit der Benennung des
von ihr entdeckten Elements Polonium ein Denkmal. Folge 2 der Doku-
Reihe, "Polonium, Polen und die Welt" um 23.05 Uhr, beleuchtet den
biografischen und historischen Hintergrund: das seit 1815 dreigeteilte
Polen und den Machtanspruch des zaristischen Russlands, der zu Unruhen
und Aufständen führte. Auch Maries Familie war davon betroffen. Obwohl
Marie Curie von 1891 bis zu ihrem Tod 1934 in Paris lebte, blieb ihr
Engagement für ihr Heimatland ungebrochen.

Folge 3, "Frau, Mutter, Forscherin", erzählt um 23.35 Uhr vom Leben
der Wissenschaftlerin, von ihren hellen, glücklichen sowie von ihren
dunklen Phasen. Der Film blickt auf Marie Curie auch als emotionale
Frau, auf ihre Liebe zu Pierre Curie und ihre Trauer über seinen Tod,
auf die Beziehung zu ihren beiden Töchtern und auf die zu ihrem
Kollegen und Liebhaber Paul Langevin. Es ist ein für die Zeit
ungewöhnlich selbstbestimmtes, an Erfolgen reiches Leben, aber
vielleicht nicht unbedingt ein glückliches.

Die letzte Folge "Im Einsatz für Frankreich" um 0.05 Uhr berichtet von
Curies Engagement im Ersten Weltkrieg, durch Röntgenstrahlen Geschosse
im Körper der Verwundeten zu lokalisieren. Nach dem Krieg arbeitete
sie endlich im eigenen Radiuminstitut und wurde wegweisend für die
onkologische Forschung. Die Radium-Faszination trieb bis in die 1930er-
Jahre allerdings auch toxische Blüten, man gab es ins Badewasser und
in die Zahncreme. Die Curies selbst schädigten sich durch ihre Arbeit
extrem. Dennoch begründeten sie eine einmalige Forscherfamilie, die
mit insgesamt fünf Nobelpreisen ausgezeichnet wurde.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. September 2019
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FEATURE/1305: WDR 3 - Der Schriftsteller Leonardo Sciascia, 7./8.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 22. August
2019

Der Schriftsteller Leonardo Sciascia - Aufklären über die Mafia

Feature von Regine Igel

Produktion WDR 2019

WDR 3 Kulturfeature

07.09.2019, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3

(Wdh.): 08.09.2019, 15.04 - 16.00 Uhr | WDR 3



Es waren nicht einfach "Kriminalromane", mit denen der vor 30 Jahren
verstorbene Literat der italienischen Gesellschaft den Spiegel vor
hielt. Seine Bücher über die sizilianische Mafia, die Korruption im
römischen Parlament und die Zersetzung der bürgerlichen Gesellschaft
stellen ihn in eine Reihe mit Italo Calvino und Pier Paolo Pasolini.

Vor fast einem Jahrhundert in der sizilianischen Provinz Agrigent
geboren, thematisierte Leonardo Sciascia mit seinem 1961 erschienen
Roman "Der Tag der Eule" öffentlich die Existenz eines lange
verleugneten Phänomens: Der Mafia, die nicht nur Wirtschaft und
soziales Leben einer Region kontrolliert, sondern sich mit ihrer
Beziehung zu den Mächtigen auch der Justiz entzieht und für politische
Zwecke einspannen lässt. Später, lange vor Berlusconi, prangerte der
Intellektuelle die Korruption der Eliten seines Landes an und startete
mit Büchern wie "Tote Richter reden nicht" oder "Die Affäre Moro" den
Angriff auf den römischen "Palazzo", die politische Klasse und ihren
Staatsapparat. Im Ausland vor allem durch die Verfilmung seiner Romane
(unter anderem "Die Macht und ihr Preis" von Francesco Rosi) bekannt,
gehört er in Italien immer noch zur Schullektüre. Mit gutem Grund.

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Leonardo Sciascia: Der Tag der Eule.

Aus dem Italienischen von Arianna Giachi,

Wagenbach Verlag Berlin 2009, 144 Seiten, 9,90 Euro

Redaktion: Thomas Nachtigall

 * 
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MELDUNG/1951: Deutschlandfunk Kultur - Geschichte(n) der Programmiersprachen, 7.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Alles nur Routinen!

Geschichte(n) der Programmiersprachen in einer Langen Nacht

Von Florian Felix Weyh

Lange Nacht

Samstag, 7. September 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Programmiersprachen sind jung, veralten aber rasch. Der Terminus
Sprache ist irreführend: Niemand kann sich in Programmiersprachen
unterhalten. Doch längst steuern sie unser Leben bis in private
Details hinein. Höchste Zeit, sich auch als Laie einmal damit zu
beschäftigen. Von lochkartengesteuerten Webstühlen im 19. Jahrhundert
bis zum Spaghetticode des mit dem ersten Homecomputer C64 populär
gewordenen "Basic", vom russischen Ternärcomputer mit dreiwertiger
Logik bis zur Utopie des schönen Codes reicht das Spektrum dieser
"Langen Nacht". Am Ende weiß man vom Plankalkül des Konrad Zuse über
die Kinder-Programmiersprache "Logo" bis hin zur fast unsterblichen
Universalsprache "C++": Das sind alles nur nachvollziehbare Routinen!
Wer Angst davor hat, entmündigt sich selbst.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019
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MUSIK/2996: Deutschlandfunk - Der Dirigent François-Xavier Roth, 7.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Dirigent François-Xavier Roth

Samstag, 7. September 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



François-Xavier Roth entwickelte schon früh eine Vorstellung davon,
wie ein Orchester klingen könnte, heute dirigiert er Orchester wie die
Wiener und Berliner Philharmoniker. Ein Querdenker und Charismatiker
ist er, bekannt für ungewöhnliche Programme und engagierte
Education-Arbeit. 1971 wurde François-Xavier Roth in dem Pariser
Vorort Neuilly-sur-Seine geboren. Seit 2015 ist er
Generalmusikdirektor der Stadt Köln. Musiker des Gürzenich-Orchesters
beschreiben die Zusammenarbeit als inspirierend und erfüllend. Vor
seinem Umzug ins Rheinland war François-Xavier Roth Chefdirigent des
SWR Sinfonieorchesters Baden-Baden und Freiburg. Seit zwei Jahren ist
er erster Gastdirigent des London Symphony Orchestra. Mit Les Siècles
gründete der umtriebige Franzose sein eigenes Orchester, das je nach
Repertoire auf modernen oder historischen Instrumenten spielt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019
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MUSIK/2995: WDR 3 - Cristian Mâcelaru mit Werken von Mahler, Widmann und Dvorák, 6.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. September
2019

Cristian Mâcelaru startet mit Mahler, Widmann und Dvořák
in seine erste Saison als Chefdirigent des WDR
Sinfonieorchesters

WDR Sinfonieorchester, Cristian Mâcelaru, Simona Šaturová,
Michael Nagy, Chor des Bayerischen Rundfunks, WDR Rundfunkchor

6. September 2019, ab 20.04 Uhr, WDR 3

Livestream auf wdr3.de und WDR Fernsehen: 15. September | 8.45 Uhr



Mit Werken von Mahler, Widmann und Dvorák beginnt Cristian
Mâcelaru seine erste Saison als Chefdirigent beim WDR
Sinfonieorchester. Am 6. und 7. September wird er in der Kölner
Philharmonie mit Gustav Mahlers Sinfonie Nr. 4, Jörg Widmanns "Tanz
auf dem Vulkan" und Antonín Dvoráks "Te Deum" seine Vielseitigkeit als
Dirigent unter Beweis stellen.

Cristian Mâcelaru verfügt über ein breites Repertoire von der
Klassik und Romantik bis zur zeitgenössischen Musik. Seit 2016 ist er
Music Director des Cabrillo Festival of Contemporary Music, dem
ältesten amerikanischen Festival für zeitgenössische Musik. Mit
Leidenschaft widmet er sich der Musikvermittlung für ein breites
Publikum, ist offen für innovative Konzertformen und digitale
Musikprojekte. Er sucht immer einen Weg, mit dem Publikum zu
kommunizieren: "Wenn Musik Emotionen weckt und das Publikum diese
spiegelt, entsteht immer etwas Größeres", so der Dirigent.

Neu ist seine Videoreihe "Kurz und Klassik mit Cristian
Mâcelaru", bei der er Werke aus seinen Konzertprogrammen mit dem
WDR Sinfonieorchester vorstellt. Seine Videoeinführung zu Dvořáks
"Te Deum" macht den Auftakt, sie steht ab sofort online:

WDR Mediathek:

https://www1.wdr.de/orchester-und-chor/sinfonieorchester/werkeinfuehrungen/dvorak-te-deum-104.html

Cristian Mâcelarus Karriere als Dirigent hat sich innerhalb
kürzester Zeit rasant entwickelt. Als jüngstes von zehn Kindern 1980
in Temeswar (Rumänien) geboren, startete er seine musikalische
Karriere als Geiger. Als Dirigent debütierte er mit Puccinis "Madame
Butterfly" 2010 im Alter von 30 Jahren an der Houston Grand Opera.
Internationales Aufsehen erregte er 2012, als er beim Chicago Symphony
Orchestra für Pierre Boulez einsprang.

Mittlerweile hat der 39-Jährige sich bei den bedeutenden
amerikanischen und europäischen Orchestern einen Namen gemacht und
dirigierte u.a. das New York Philharmonic, Los Angeles Philharmonic
und Cleveland Orchestra. Eine besonders enge Zusammenarbeit verbindet
er mit dem Philadelphia Orchestra, an dessen Pult er in mehr als 150
Konzerten stand. Das Concertgebouw Orchester Amsterdam, das
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks, das Gewandhausorchester
Leipzig, das Orchestre National de France oder das BBC Symphony
Orchestra luden ihn ebenfalls ein. Mit dem WDR Sinfonieorchester
arbeitete er zum ersten Mal im Februar 2017 zusammen.

Das Programm des Antrittskonzerts wird am 7. September in der Kölner
Philharmonie wiederholt. Die Solopartien in Dvoráks "Te Deum"
übernehmen Simona Šaturová, Sopran und Michael Nagy, Bariton; es
singen der Chor des Bayerischen Rundfunks und der WDR Rundfunkchor
(Einstudierung Robert Blank).

WDR-Ensembles eröffnen Konzertsaison im Kölner Funkhaus und im
Land

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/08/20190830_konzertsaison.html

 * 
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PREIS/336: 1LIVE und WDR COSMO für Deutschen Radiopreis 2019 nominiert (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

1LIVE und WDR COSMO für Deutschen Radiopreis 2019 nominiert



1LIVE und WDR COSMO stehen im Finale des Deutschen Radiopreises 2019.
Die unabhängige Jury des Grimme-Instituts hat beide WDR-Programme in
der Kategorie "Beste Programmaktion" nominiert. Für 1LIVE geht "Die
dunkle Seite - Mobbing" und für WDR COSMO "COSMO UNITED - Fußball
verbindet" an den Start. Der Deutsche Radiopreis wird am Mittwoch, 25.
September, in der Hamburger Elbphilharmonie verliehen.

"1LIVE Die dunkle Seite" ist ein Format, in dem sich die WDR-Welle
multimedial mit den Schattenseiten des Lebens beschäftigt. Nachdem
sich im Frühjahr 2018 alles um Depressionen und depressive Stimmungen
drehte, ging es im März 2019 um das Thema Mobbing. Bei "Mobbing
zerstört" kamen nicht nur 1LIVE-Hörer*innen und Expert*innen, sondern
auch zahlreiche Stars aus den Bereichen Unterhaltung und Musik zu
Wort, die von ihren persönlichen Erfahrungen berichteten und Stellung
bezogen. Dazu zählten u.a. Lena, Chris Tall, Namika, Bosse, Max
Giesinger, Bülent Ceylan, Samy Deluxe und Joris.

https://diedunkleseite.1live.de/mobbing/

COSMO UNITED

Schneider und Freches

© WDR/Annika Fußwinkel

"COSMO UNITED - Fußball verbindet" ist ein grenzüberschreitendes
Event, ein starkes Zeichen für Respekt und Toleranz. Im Fußball finden
Geflüchtete Ablenkung. Was so simpel erscheint, ist nicht immer
einfach. Darüber berichtete COSMO und organisierte ein exklusives
Coaching durch den Trainer-Stab von Fortuna Düsseldorf sowie ein
Freundschaftsspiel gegen ein Allstar-Team aus Promis, Hörer*innen und
dem Düsseldorfer Bündnis "Wilkommen im Fußball", live kommentiert von
Holger Dahl (ARD-Bundesligakonferenz). COSMO UNITED ist ein
Flüchtlingsteam mit Leidenschaft für Fußball, das aus einer
COSMO-Aktion im September 2018 entstanden ist: Ein Team der Redaktion
war für eine Woche in eine Düsseldorfer Flüchtlingsunterkunft gezogen
und hatte täglich vier Stunden live von dort gesendet.

https://www1.wdr.de/radio/cosmo/programm/cosmo-united/aktion-100.html

154 Radioprogramme haben in diesem Jahr ihre besten Produktionen und
Protagonisten eingeschickt und beteiligen sich mit insgesamt 442
Einreichungen am Wettbewerb. Stifter des Deutschen Radiopreises sind
die Hörfunkprogramme der ARD, Deutschlandradio und die privaten
Radiosender in Deutschland. Gesellschafter sind die Radiozentrale -
eine gemeinsame Plattform privater und öffentlich-rechtlicher Sender
zur Stärkung des Hörfunks - und die NDR Media, die
Vermarktungsgesellschaft des NDR. Zu den Kooperationspartnern zählen
das Grimme-Institut, die Freie und Hansestadt Hamburg sowie die
Radio-Vermarkter AS&S Radio und RMS. Die Federführung liegt beim
Norddeutschen Rundfunk (NDR).

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. September 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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KURSUS/1939: Mönchengladbach - Tastaturtraining am PC ab 19. September 2019


Stadt Mönchengladbach

Tastaturtraining am PC



Wer es satt ist, im Zwei-Finger-Suchsystem über die PC-Tastatur zu
schleichen und dabei mit den Augen auf den Tasten zu kleben, der ist
bei diesem VHS-Kurs genau richtig. Zunächst geht es in dem Kurs ab
Donnerstag, 19. September, 18 bis 19.30 Uhr, mit einfachen Fließtexten
los. Dann wird die Schreibfertigkeit auf 100 Anschläge pro Minute
gesteigert. Am Ende kann man eine Prüfung ablegen, in der die
Bewertungstabelle für 10-Minuten-Abschreibproben in Schulen und
Lehrgängen angewendet wird.

Entgelt: 107 Euro

Information und Anmeldung: vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/249: Leer - "Medienkonsum - was ist noch normal?" am 12. September


Landkreis Leer

Medienkonsum - was ist noch normal?

Vortrag am 12. September im Treffpunkt Anleger Moormerland



Der Treffpunkt Anleger in Moormerland, Eschenweg 8, bietet am
Donnerstag, 12. September, um 20 Uhr einen Vortrag zum Thema
"Medienkonsum - was ist noch normal?" an.

Medienkonsum und Nutzung des Internets gehören zum Alltag und sind
kaum wegzudenken. Im Vortrag von Dana Fritsch, Sozialpädagogin bei der
Diakonie, Fachstelle für Sucht und Suchtprävention Leer, geht es um
problematischen Mediengebrauch und Mediensucht, sowie um die möglichen
Auswirkungen für Betroffene oder Gefährdete. Es sollen aber auch Ideen
aufgezeigt werden, um einen angemessenen Umgang mit den verschiedenen
Medien zu erreichen. Zudem wird das Angebot der Mediensprechstunde
vorgestellt.

Aus organisatorischen Gründen bitten die Mitarbeiterinnen des Anlegers
um telefonische Anmeldung bis zum 9. September unter der Telefonnummer
04954/937262.

Die Veranstaltung findet in Kooperation zwischen dem Treffpunkt
Anleger Moormerland und der Präventionsarbeit der Gemeinde Moormerland
statt.

Treffpunkt Anleger

Eschenweg 8

26802 Moormerland/Jheringsfehn

Telefon 04954/937262

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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DROGEN/384: Tag des alkoholgeschädigten Kindes am 9.9.19 - Alkoholfrei in der Schwangerschaft (BZgA)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 03.09.2019

BZgA zum Tag des alkoholgeschädigten Kindes - Alkoholfrei in der Schwangerschaft



Zum Tag des alkoholgeschädigten Kindes am 09. September 2019 weist die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) darauf hin, dass
Alkoholkonsum in der Schwangerschaft zu schwerwiegenden Schädigungen des
Kindes führen kann.

Zum Tag des alkoholgeschädigten Kindes am 09. September 2019 weist die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) darauf hin, dass
Alkoholkonsum in der Schwangerschaft zu schwerwiegenden Schädigungen des
Kindes führen kann.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Alkohol ist ein
Zellgift - das gilt in jedem Alter. Allerdings gefährdet jeder Schluck
Alkohol, den Schwangere trinken, doppelt: Insbesondere beeinflusst er die
Entwicklung des ungeborenen Kindes negativ. Frauen sollten daher für die
gesamte Dauer der Schwangerschaft vollständig auf Alkohol verzichten.
Alkohol gelangt aus dem Blut der Mutter direkt in den Kreislauf des
Ungeborenen und verteilt sich in dessen Körper. Das Zellgift Alkohol kann
bereits in kleinen Mengen die wachsenden Organe und insbesondere das
Nervensystem schädigen. Diese Schädigungen sind vollständig vermeidbar,
wenn werdende Mütter in der Schwangerschaft keinen Alkohol trinken.
Hilfreich für Schwangere ist dabei die Unterstützung durch den Partner und
das Umfeld."

Nach aktuellen Schätzungen werden in Deutschland mehr als 10.000 Kinder
pro Jahr mit Fetalen Alkoholspektrum-Störungen geboren. Rund 3.000 Kinder
weisen das Vollbild des Fetalen Alkoholsyndroms auf. Betroffene des
Fetalen Alkoholsyndroms (FAS) sind in der Regel ein Leben lang auf Hilfe
angewiesen. Selbst weniger ausgeprägte Fetale Alkoholspektrum-Störungen
(FASD) führen zu vielfältigen körperlichen, kognitiven und sozialen
Einschränkungen, die oft erst im Schulalter entdeckt und relevant werden.

Um Paare für die Risiken des Konsums von Alkohol in der Schwangerschaft zu
sensibilisieren, bietet die BZgA für Schwangere und ihre Partner
Informationsmaterialien zur Entstehung und Vermeidung Fetaler
Alkoholspektrum-Störungen.

Werdende Mütter, denen es schwerfällt, auf Alkohol zu verzichten,
unterstützt das Internetportal IRIS anonym unter 

www.iris-plattform.de
beim Konsumstopp.

Die mit Alkoholkonsum während der Schwangerschaft verbundenen Risiken
können auch in den Vorsorgeuntersuchungen und der
Schwangerschaftsbetreuung angesprochen werden. Dazu stellt die BZgA
Fachkräften der Schwangerenvorsorge einen Leitfaden für die Beratung von
Schwangeren zum Alkoholverzicht zur Verfügung.

Angebote der BZgA zum Thema:

Kostenfreie BZgA-Informationsmaterialien zum Thema alkoholfreie
Schwangerschaft

Faltblatt "Informationen zum Thema Alkohol für Schwangere und ihre
Partner"

Broschüre "Andere Umstände - neue Verantwortung". Informationen und Tipps
zum Alkoholverzicht während der Schwangerschaft und Stillzeit

Broschüre "Lecker & gesund hoch zwei - Alkoholfreie Drinks nicht nur für
Schwangere"

Kostenfreie BZgA-Informationsmaterialien für gynäkologische Fachkräfte und
Hebammen zur Beratung von Schwangeren:
Praxismodule "Bewusst verzichten: Alkoholfrei in der Schwangerschaft"

Bestellung der kostenlosen Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung

50819 Köln

Fax: 0221 8992257

E-Mail: order@bzga.de

www.bzga.de/infomaterialien/

Weitere Informationen der BZgA zum Thema unter:

www.kenn-dein-limit.de/alkohol/schwangerschaft-und-stillzeit

www.familienplanung.de/schwangerschaft/das-baby-vor-gefahren-schuetzen/alkohol/

Online-Beratungsangebot IRIS:

www.iris-plattform.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1189: Digitaler Biomarker sagt Nutzen eines implantierbaren Schrittmachers voraus (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 02.09.2019

Eingebauter Notarzt erforderlich? 

Digitaler Biomarker sagt Nutzen eines implantierbaren Schrittmachers voraus



Wer profitiert von einem implantierbaren Defibrillator und wer nicht?
Diese bisher ungelöste Frage kann erstmals mithilfe eines digitalen
Biomarkers beantwortet werden. Das haben Wissenschaftler des Deutschen
Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) an den Standorten München und
Göttingen mit einer großen europäischen Studie gezeigt.

Der plötzliche Herztod kommt schnell und unerwartet. Meistens wird er
durch bösartige Herzrhythmusstörungen ausgelöst, die unvermittelt
entstehen und innerhalb von Minuten zu irreversiblen Hirnschäden führen.
Das Risiko für solche Herzrhythmusstörungen steigt, wenn die Pumpleistung
des Herzens erheblich eingeschränkt ist. Ärzte setzen diesen Patienten
deshalb prophylaktisch einen sogenannten Defibrillator (implantable
cardioverter defibrillator, ICD) ein. Das Gerät ähnelt einem Schrittmacher
und überwacht den Herzrhythmus. Kommt es zu gefährlichen
Rhythmusstörungen, zum Beispiel einem lebensbedrohlichen Kammerflimmern,
gibt es einen elektrischen Schock ab. Der Stromstoß bringt das Herz wieder
in den richtigen Takt und verhindert so den plötzlichen Herztod.

Tatsächlich ist der ICD aber oft unnötig, denn bei den meisten
Herzschwäche-Patienten treten keine lebensbedrohlichen
Herzrhythmusstörungen auf. Das liegt daran, dass Ärzte die Erkrankung
immer besser behandeln können. Der implantierbare Schrittmacher hat zudem
erhebliche Nebenwirkungen, es kann zum Beispiel zu Infektionen oder
falschen Schockabgaben kommen. Etwa jeder vierte Patient mit ICD erleidet
schwerwiegende Komplikationen. In der EU verursacht die prophylaktische
ICD-Therapie jährlich Kosten von rund zwei Milliarden Euro. Bislang war es
jedoch nicht möglich vorherzusagen, welche Patienten tatsächlich von der
Implantation eines ICD profitieren.

Die DZHK-Wissenschaftler Professor Axel Bauer vom Klinikum der
Ludwig-Maximilians-Universität München, aktuell Medizinische Universität
Innsbruck, Professor Georg Schmidt von der Technischen Universität München
und Professor Markus Zabel von der Universitätsmedizin Göttingen haben nun
mit einer großen europäischen Studie gezeigt, dass ein digitaler Biomarker
geeignet ist, um herauszufinden, wem die Implantation eines ICD nutzt.
Bauer erklärt: "Wir berechnen den digitalen Biomarker anhand von Daten aus
dem EKG. Konkret handelt es sich um eine computerbasierte EKG-Methode, die
sogenannte Periodic Repolarization Dynamics (PRD). Damit können wir die
Effekte des Stressnerven auf den Herzmuskel sichtbar machen, die bei
vorgeschädigten Herzen das Risiko für bösartige Herzrhythmusstörungen
erhöhen." In vorangegangenen Studien konnten Bauer und seine Kollegen
bereits zeigen, dass eine erhöhte PRD mit einer erhöhten Neigung zu
bösartigen Herzrhythmusstörungen und plötzlichem Herztod einhergeht.

Internationale Studie belegt Vorhersagekraft

Die aktuelle Studie EU-CERT-ICD belegt nun ihre Hypothese, dass PRD auch
geeignet ist, um herauszufiltern, wer von einem implantierbaren
Defibrillator profitiert. An dem großen europäischen Projekt mit 1.371
Patienten beteiligten sich 44 Zentren in 15 Ländern. "Maßgeblich für den
Erfolg des Projektes war auch die standortübergreifende Kooperation
innerhalb des DZHK, die unterschiedliche Expertisen zusammengeführt hat",
sagt Bauer.

Direkt zu Beginn erhielten alle Studienteilnehmer ein 24-Stunden-EKG,
anhand dessen die Wissenschaftler den PRD-Wert berechneten. Mithilfe
statistischer Methoden untersuchten sie, wie sich die ICD-Therapie auf das
Überleben der Patienten auswirkte. Es zeigte sich, dass die Implantation
eines ICD bei Patienten mit erhöhter PRD die Sterblichkeit am stärksten
senkte, bei niedrigerer PRD nutzte die Defibrillator-Implantation den
Patienten deutlich weniger.

"Mit unserem Verfahren gelingt es erstmals vorherzusagen, welchen
therapeutischen Effekt eine prophylaktischen ICD-Implantation auf das
Überleben hat", fasst Bauer zusammen. "Unsere Ergebnisse werden daher die
Entscheidung für oder gegen die Implantation eines ICD zukünftig
maßgeblich beeinflussen." Vielen Patienten könne damit ein unnötiger
operativer Eingriff und die mit der ICD-Therapie verbundenen
Nebenwirkungen erspart bleiben. Vorteilhaft ist zusätzlich, dass es sich
um ein vergleichsweise einfaches, EKG-basiertes Verfahren handelt, das
nicht-invasiv und daher auch schonend für die Patienten ist. Die Forscher
rechnen daher damit, dass es bald in die klinische Routine aufgenommen
wird.

In der DZHK-Studie SMART-MI-DZHK9 wenden die Wissenschaftler den digitalen
Biomarker PRD bereits an. Weitere Informationen zur Studie finden Sie
unter

https://pip.dzhk.de/aktuelle-dzhk-studien/studie/detail/smartmidzhk9/

sowie unter

https://smart-mi.dzhk.de/


Originalpublikation:

Axel Bauer, Mathias Klemm, Konstantinos D Rizas, Wolfgang Hamm, Lukas von
Stülpnagel, Michael Dommasch, Alexander Steger, Andrezej Lubinski,
Panagiota Flevari, Markus Harden, Tim Friede, Stefan Kääb, Bela Merkely,
Christian Sticherling, Rik Willems, Heikki Huikuri, Marek Malik, Georg
Schmidt*, Markus Zabel*, and the EU-CERT-ICD investigators. "Prediction of
mortality benefit based on periodic repolarisation dynamics in patients
undergoing prophylactic implantation of implantable cardioverter
defibrillators: a prospective, controlled, multicentre cohort study".

The Lancet (2019), September 2, 2019.

DOI: https://doi.org/10.1016/S0140-6736(19)31996-8

Weitere Informationen finden Sie unter

https://dzhk.de/aktuelles/news/artikel/eingebauter-notarzt-erforderlich-digitaler-biomarker-sagt-nutzen-eines-implantierbaren-schrittm/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1758

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 02.09.2019
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INFEKTION/1823: Neue Erkenntnisse zur Therapie des Helicobacter-Keims und der Mikrobiota (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 03.09.2019

Neue Erkenntnisse zur Therapie des Helicobacter-Keims und der Mikrobiota werden in Innsbruck präsentiert



Nach dem Karies-Erreger ist der "Helicobacter pylori" der häufigste
pathogene Keim der Menschheit. Fast 90 Prozent der PatientInnen mit einem
Magenkarzinom hatten zuvor eine Infektion mit diesem Bakterium. Auch in
der komplexen Darmwelt des Menschen, der Mikrobiota, wird die Ursache für
Krebserkrankungen vermutet. Ab Donnerstag treffen sich in Innsbruck
internationale Top-ForscherInnen, um über die aktuellsten Erkenntnisse und
Therapien zu diskutieren.

Als der Helicobacter-Keim in den 1980iger Jahren per Zufall entdeckt
wurde, ging die Fachwelt noch davon aus, dass im sauren Milieu der
Magenschleimhaut keine Bakterien wachsen können. Der Pathologe Robin
Warren und der medizinische Registrator Barry Marshall, beide forschten in
Australien, erhielten 2005 den Nobelpreis für ihre überraschende
Entdeckung von "Helicobacter pylori". Pioniere auf diesem Gebiet gründeten
1987 in Europa eine renommierte Studiengruppe zur Erforschung des
Erregers, die bis heute besteht. Seit 2018 ist Herbert Tilg, Direktor der
Univ.-Klinik für Innere Medizin I, Vorsitzender der "Europäischen
Helicobacter und Mikrobiota Studiengruppe" (EHMSG). Tilg ist derzeit der
einzige Experte aus Österreich im Vorstand der EHMSG. Auf Grund der
rasanten Forschungsergebnisse zur Keimwelt des Darms, hat sich das
Forschungsziel der renommierten Vereinigung mittlerweile um das
Themengebiet Mikrobiota erweitert. Jährlich findet ein Treffen statt, bei
dem sich internationale Top-ExpertInnen über neue Erkenntnisse und
Therapiemöglichkeiten austauschen. Dieses Meeting mit 500 bis 600
TeilnehmerInnen aus aller Welt findet vom 5. bis 7. September erstmals in
Innsbruck statt.

Helicobacter-Therapie: Massiver Rückgang von Magengeschwüren

Für die meisten Menschen ist eine Helicobacter-Infektion harmlos. Nur bei
einem aus sechs Betroffenen kommt es in der Folge zu einer Magenerkrankung
wie einer Entzündung, einem Geschwür oder Krebs. Die Übertragung folgt von
Mensch zu Mensch. "Der gesteigerte Hygienestandard hat hierbei in den
letzten Jahrzehnten zu einem Rückgang der Infektionsrate geführt. Auch die
Behandlungsmöglichkeiten sind sehr gut, es gibt daher wesentlich weniger
Magengeschwüre, die noch durch diesen Erreger verursacht sind", erklärt
Herbert Tilg. Die Behandlung der Infektion erfolgt mit mehreren
Antibiotika. "Dabei stellt die Bildung von Resistenzen derzeit eine der
größten Herausforderung dar", sagt Tilg. Mehrere Vorträge beim
EHMSG-Meeting in Innsbruck beschäftigen sich daher mit diesem Thema. Auch der
Forschungsbedarf ist noch sehr groß. "Wir können noch nicht vorhersagen,
wer nach einer Helicobacter-Infektion erkrankt und wer nicht." Dabei ist
diese Erkenntnis sehr wichtig, denn fast 90 Prozent der PatientInnen mit
einem Magen-Karzinom hatten zuvor eine Helicobacter-Infektion.

Mikrobiota: Welche Rolle spielt die Keimwelt bei Krebserkrankungen?

Jeder Mensch hat rund ein Kilogramm an Keimen in seinem Darm. "Die
Erforschung der Mikrobiota ist weltweit eines der wichtigsten
Forschungsthemen. Es gibt zunehmend Hinweise, dass die gastrointestinale
Mikrobiota auch bei verschiedenen Krebsformen im Verdauungstrakt, eine
Rolle spielt", sagt Herbert Tilg. Weitere Forschungsergebnisse dazu tragen
dazu bei, dass Krebserkrankungen der Speiseröhre, des Magen oder Dickdarms
zukünftig besser therapiebar werden könnten.

Stuhltransplantationen bei Diabetes, Lebererkrankung und chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen

Bei der Stuhltransplantation wird möglichst frischer Stuhl eines gesunden
Menschen mit Kochsalzlösung erst verdünnt und dann gefiltert, um grobe
Anteile zu entfernen und dann im Rahmen einer Darmspiegelung in den
Verdauungstrakt eingebracht. "Wir haben hier die Hoffnung, dass wir
zukünftig mit dieser Methode vielen Betroffenen helfen können. Nach
neuesten Erkenntnissen könnten Patientinnen und Patienten mit Diabetes,
chronisch-entzündlichen Darmerkrankungen und mit Lebererkrankungen
profitieren. Das ist ein aktuell sehr stark diskutiertes Thema in der
Fachwelt, daher beschäftigen sich sehr viele der Vorträge bei unserem
Meeting in Innsbruck mit Stuhltransplantationen." Derzeit wird diese
Behandlungsmethode bereits bei einigen wenigen Darmerkrankungen
erfolgreich angewendet. "Allerdings müssen wir noch besser verstehen,
warum die Behandlung erfolgreich ist, bevor sie bei weiteren Erkrankungen
eingesetzt werden kann", sagt der Experte.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.i-med.ac.at/pr/presse/2019/37.html

[Pressebild zum Herunterladen]

https://www.helicobacter.org/

[Europäische Helicobacter und Mikrobiota Studiengruppe]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Universität Innsbruck - 03.09.2019
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LEBER/260: Diagnose Fettleberentzündung - die gefährliche Volkskrankheit für Groß und Klein (idw)


Deutsche Leberstiftung - 03.09.2019

Diagnose Fettleberentzündung: die gefährliche Volkskrankheit für Groß und Klein!



Gemeinsamkeiten bei Groß und Klein sind häufig positiv: Ob
Fußballbegeisterung, die Tochter und Vater teilen oder Freude am Garten,
die der Sohn gemeinsam mit der Mutter erlebt. Es kann schön sein, wenn
zwei Generationen etwas gemeinsam haben, aber nicht, wenn es sich dabei um
eine Erkrankung handelt. Die steigenden Zahlen der Erwachsenen und Kinder
mit der Diagnose nicht-alkoholische Fettlebererkrankung (NAFLD) sind
alarmierend. Die Ausrichter des 20. Deutschen Lebertages am 20. November
2019 - Deutsche Leberhilfe e. V., Deutsche Leberstiftung und Gastro-Liga
e. V. - weisen auf diese große medizinische Herausforderung unter dem
Motto: "Jeder Tag ist Leber-Tag" hin.

"In Deutschland hat rund ein Drittel der Erwachsenen eine durch
Fetteinlagerung vergrößerte Leber - und die Zahl nimmt stetig zu. Auch
bereits jedes dritte übergewichtige Kind leidet an diesem Problem",
erklärt Professor Dr. Christoph Sarrazin, Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Leberhilfe e. V., und warnt: "Die nicht-alkoholische Fettleber
macht sich bei Kindern wie auch bei Erwachsenen am Anfang nur in seltenen
Fällen bemerkbar, doch auch ohne Krankheitssymptome ist sie ein großes
Gesundheitsrisiko. Es besteht die Gefahr einer Leberentzündung und die
Gefahr der Entwicklung einer nicht mehr umkehrbaren Vernarbung des
Lebergewebes, einer sogenannten Fibrose, die sich zu einer Leberzirrhose
entwickeln kann. Vor allem bei einer bestehenden Leberzirrhose ist auch
bei Kindern und Jugendlichen das Risiko für einen Leberzellkrebs deutlich
erhöht."

Eine aktuelle Studie belegt, dass bereits in der frühen Kindheit die
Weichen für die Entwicklung von Übergewicht und Fettleibigkeit
(Adipositas) - beide Faktoren gelten als Ursachen für die Entstehung einer
nicht-alkoholischen Fettleber - gestellt werden. Ein weiteres
Studienergebnis ist, dass die Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr zum
Normalgewicht in der Jugend bei kleinen Kindern mit Adipositas bei weniger
als 20 Prozent liegt. Und manchen Kindern wird Übergewicht von ihren
übergewichtigen Müttern "in die Wiege gelegt", sie haben ein deutlich
höheres Risiko für kindliches Übergewicht als Kinder von normalgewichtigen
Müttern. Diese "Generation Pommes", wie sie in den Medien betitelt wird,
muss dann mit allen negativen Konsequenzen beispielsweise für die
Entwicklung von gefährlichen Folgeerkrankungen bereits in jungen Jahren
leben.

Der körperliche Zustand von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen steht
seit einiger Zeit im Interesse der Öffentlichkeit und wird massenmedial
präsentiert. Doch offensichtlich wird das Gefahrenpotential, das von
Übergewicht und Adipositas ausgeht, noch nicht ausreichend berücksichtigt
- auch nicht von manchen Ärzten. Bei Menschen jeden Alters mit Übergewicht
oder Adipositas ist es sinnvoll, die Transaminasen (GPT und GOT,
Leberenzyme, die durch einen einfachen Bluttest bestimmt werden können) zu
kontrollieren; denn diese Patientengruppe hat ein hohes Risiko für eine
nicht-alkoholische Fettlebererkrankung. Sind die Transaminasen erhöht, und
bleiben sie sechs Monate hoch, sollte nach der Ursache geforscht und
Gegenmaßnahmen eingeleitet werden.

"Die primären Ursachen für eine nicht-alkoholische Fettleber sind
Bewegungsmangel, der immer mehr Erwachsene und auch Kinder betrifft, sowie
kohlenhydratreiches Essen und Übergewicht. Es gibt derzeit keine
Medikamente, die zur Behandlung der nicht-alkoholischen Fettleber
zugelassen sind. Eine Fettleber und auch eine Fettleberentzündung können
sich zurückbilden, wenn die Betroffenen ihren Lebensstil konsequent
ändern. Neben ausreichender Bewegung und einer verringerten Kalorienzufuhr
sollte der Verzehr von Kohlenhydraten, gesättigten Fetten sowie
Fruchtzucker eingeschränkt werden", sagt Professor Sarrazin.

Mehr Infos zum 20. Deutschen Lebertag unter: 

http://www.lebertag.org

Alle Institutionen, die im Rahmen des Deutschen Lebertages mit einer
lokalen Veranstaltung aufklären und informieren möchten, werden von den
Ausrichtern bei der Pressearbeit und mit Veranstaltungsmaterialien
unterstützt. Informationen, Anmeldungen und Downloads unter

http://www.lebertag.org

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lebertag.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1419
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PARKINSON/174: Forschung - Bindeprotein verhindert Fibrillenwachstum (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 03.09.2019

Parkinsonforschung: Bindeprotein verhindert Fibrillenwachstum

Physikalische Biologie: Veröffentlichung in eLife



Verschiedene neurodegenerative Erkrankungen wie Parkinson hängen eng mit
der Verklumpung eines bestimmten Proteins, des α-Synuclein, zusammen. Ein
internationales Kooperationsprojekt unter Beteiligung der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU), des Forschungszentrums Jülich (FZJ) und der
RWTH Aachen hat nun die Mechanismen aufgeklärt, wie ein bestimmtes, von
ihnen entdecktes Bindeprotein die Verklumpung verhindert. In der
Zeitschrift eLife beschreiben sie außerdem, dass sich die
Parkinson-Symptome in Fruchtfliegen durch das Bindeprotein verbessern.




[image: Darstellung: © HHU / Wolfgang Hoyer]

Aggregationshemmer Beta-Wrapin AS69 (grau) bindet spezifische Region im ungeordneten Parkinson-Protein Alpha-Synuclein (orange) und verhindert Verlängerung und Neubildung von Proteinfibrillen
(rot).

Darstellung: © HHU / Wolfgang Hoyer



Man beobachtet bei Patienten mit der Parkinson-Krankheit, dass sich in
deren Nervengewebe Proteinklumpen anlagern, die wiederum aus der
Verkettung von Einzelbausteinen (Monomeren) des Proteins α-Synuclein zu
sogenannten Amyloidfibrillen bestehen. Ähnliche Ablagerungen findet man
auch bei anderen neurodegenerativen Erkrankungen wie der Alzheimer-Demenz.
Die Forschung sucht nach Ansätzen, wie die Bildung von Fibrillen gehemmt
werden kann und ob dies ein Weg zur Heilung der Krankheiten ist.

Bereits im Jahr 2014 beschrieben Düsseldorfer Forscher um Prof. Dr.
Wolfgang Hoyer, dass eine Klasse maßgeschneiderter Bindeproteine, die
β-Wrapine, die Verklumpung des α-Synucleins verhindern kann. Hoyer: "Wir
haben in der Folge mit Forschungspartnern erkundet, wie genau die
β-Wrapine wirken und wo diese in den Prozess der Aggregation der
α-Synucleine eingreifen."

Die Kooperation um Studienerstautor Emil D. Agerschou und Prof. Hoyer vom
Institut für Physikalische Biologie der HHU und dem FZJ, Prof. Dr.
Alexander Büll (Technische Universität Dänemarks) und Prof. Dr. Björn
Falkenburger (Technische Universität Dresden) sowie weiteren Partnern an
der University of Cambridge und dem Deutschen Zentrum für
Neurodegenerative Erkrankungen in Bonn stellen nun in der Zeitschrift
eLife ihre Ergebnisse vor.

Sie fanden heraus, dass die β-Wrapine zum einen die Verlängerung der
Amyloidfibrillen um weitere Bausteine verhindern. Dazu fangen die
β-Wrapine die Monomere ab und bilden mit ihnen chemische Komplexe.

Besonders effektiv wirken die β-Wrapine aber aufgrund einer weiteren
Eigenschaft, wie Emil Agerschou herausstellt: "Die β-Wrapine verhindern,
dass sich Fibrillenkeime überhaupt erst bilden. Bemerkenswert ist, dass
bereits sehr kleine Mengen der Wrapine ausreichen, also nicht pro Monomer
auch ein Bindeprotein vorhanden sein muss." Man spricht hier von einem
sub-stöchiometrischen Effekt, der den Prozess besonders effektiv macht.
Verantwortlich für diese Keimverhinderung sind die bereits erwähnten
Komplexe aus Bindeprotein und Monomer.

"Wir haben vor einigen Jahren entdeckt, dass sich Fibrillen von
α-Synuclein unter gewissen Bedingungen in einer Art Kettenreaktion schnell
vermehren können. Wir waren sehr erstaunt zu sehen, dass die β-Wrapine
diese Kettenreaktion sehr effizient unterbinden", fügt Prof. Büll hinzu:
"Wir glauben nun verstanden zu haben, wie dies erreicht wird."

Die Forscher haben darüber hinaus die Wirkung der β-Wrapine nicht nur im
Reagenzglas, sondern auch in Zellkulturen und im Tiermodell untersucht.
Bei erkrankten Fruchtfliegen (Drosophila), die mit β-Wrapinen behandelt
wurden, verbesserte sich die Motorik in einem Kletterparcours merklich.

Prof. Hoyer ist noch vorsichtig, wenn es um einen möglichen
therapeutischen Nutzen geht: "Die positiven Resultate bei Lebewesen geben
die Hoffnung, dass man mit den β-Wrapinen möglicherweise einen Pfad für
einen Wirkstoff gefunden hat. Der Weg zu einem möglichen Einsatz beim
Menschen ist allerdings noch lang."


Originalpublikation:

E. D. Agerschou, T. Saridaki, P. Flagmeier, C. Galvagnion, D. Komnig, L.
Heid, V. Prasad, H. Shaykhalishahi, D. Willbold, C. M. Dobson, A. Voigt,
B. H. Falkenburger, W. Hoyer, A. K. Buell, An engineered monomer
binding-protein for α-Synuclein efficiently inhibits the proliferation of amyloid
fibrils, eLife 2019;8:e46112

DOI: 10.7554/eLife.46112


Weitere Informationen finden Sie unter

https://elifesciences.org/articles/46112

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution223
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FORSCHUNG/269: Traumata hinterlassen epigenetische Spuren (idw)


Max-Planck-Institut für Psychiatrie - 03.09.2019

Traumata hinterlassen epigenetische Spuren



In einer jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Translational
Psychiatry veröffentlichten Studie untersuchten Forscherinnen und Forscher
des Max-Planck-Instituts für Psychiatrie (MPI) molekulare Mechanismen die
an der Entstehung einer Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS)
beteiligt sind. Dafür suchten sie bei Menschen und Mäusen Veränderungen
auf molekularer Ebene, die nach traumatischen Ereignissen auftreten. Sie
konnten zeigen, dass traumatische Erlebnisse bei Menschen und Mäusen zu
ähnlichen molekularen Veränderungen führen.

Eine PTBS ist eine psychische Erkrankung, die nach traumatischen
Erfahrungen entstehen kann. Größere Aufmerksamkeit bekam diese Störung
erstmals als viele Soldaten, die aus dem Irakkrieg zurückkehrten, ähnliche
psychische Probleme zeigten. Doch auch andere traumatische Ereignisse wie
sexueller Missbrauch, ein Verkehrsunfall, Naturkatastrophen oder
Gewalterlebnisse können eine PTBS auslösen. Nicht alle Menschen, die
Traumatisches erleben, entwickeln jedoch eine PTBS.

Die Erkenntnisse aus der aktuellen Studie könnten dazu beitragen, das
Risiko einer PTBS frühzeitig einzuschätzen und so eine erneute
Traumatisierung zu verhindern.

Translationaler Ansatz ermöglicht neue Erkenntnisse der Epigenetik

Der translationale Ansatz des MPI ermöglicht Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, ihre Forschung am Menschen und im Mausmodell
durchzuführen. Spezialisten beider Bereiche untersuchten die Rolle des
Transkriptor-Faktors GILZ (Glukokortikoid-induzierter Leucin-Zipper).
GILZ wird durch das Gen Tsc22d3 kodiert, das auf dem X-Chromosom sitzt,
wird von Glukokortikoiden hochreguliert und wirkt entzündungshemmend.

In Blutproben aus einer Kohorte von stark traumatisierten Amerikanern
maßen die MPI-Forscherinnen und Forscher GILZ-mRna, Moleküle, die
Erbinformation in sich tragen und für deren Übertragung zuständig sind,
sowie den epigenetischen Prozess der GILZ-Methylierung. Im Mausmodell
erzeugten sie zu verschiedenen Zeitpunkten Traumata: Ein Modellstressor
stimulierte pränatal die biologische Aktivierung der zentralen
Stressantwort, der andere verursachte PTBS-ähnliches Verhalten im
Erwachsenenalter.

Die Direktorin des MPI Elisabeth Binder fasst die Erkenntnisse aus den
menschlichen Blutproben zusammen: "Interessanterweise sahen wir bei den
Männern, dass mehr traumatische Ereignisse in ihrem Leben zu niedrigeren
GILZ- mRNA-Werten und umso höherer GILZ-Methylierung führten. Deshalb
nehmen wir an, dass GILZ die Reaktion auf Stress beeinflusst."

Die männlichen Mäuse, die pränatalem und späterem Stress ausgesetzt waren,
zeigten dreimal so häufig PTBS-ähnliches Verhalten wie die Tiere in der
Kontrollgruppe. Zudem ging die erhöhte Stressanfälligkeit mit einer
reduzierten GLIZ- mRNA und anderen epigenetischen Veränderungen einher.

MPI-Direktor Alon Chen, der neurobiologische Vorgänge in Zusammenhang mit
Stress im Mausmodell erforscht, erklärt: "Wir wollten herausfinden, wie
die Mäuse auf verringerte GLIZ reagierten. So sahen wir, dass 70 Prozent
der Versuchstiere mit reduziertem GLIZ PTBS-ähnliches Verhalten zeigten,
während es bei den nicht behandelten Mäusen nur 10 Prozent waren."


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41398-019-0509-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2061
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VORTRAG/098: Empowerment-Strategien zur Entwicklung von Hilfestrukturen für psychisch erkrankte Menschen (SozPsy)


Soziale Psychiatrie Nr. 164 - Heft 02/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Gegen Resignation und Stillstand - Empowerment-Strategien zur
Entwicklung von Hilfestrukturen für Menschen mit einer psychischen
Erkrankung

Von Henning Daßler



Ausgehend von den ungelösten Problemen der Psychiatriereform
benennt der Beitrag Maßstäbe psychiatrischer Versorgungsqualität.
Mittels des Konzepts der »Sozialen Innovation« werden hemmende
Faktoren und Empowerment-Strategien zur Entwicklung von
Hilfestrukturen für psychisch erkrankte Menschen beschrieben.


Einleitung

Als ich die Anfrage für meinen Vortrag erhielt (1), hat mich das aus
zwei Gründen sehr gefreut. Zum einen, weil ich in Sachsen-Anhalt in
einer für mich wichtigen biografischen Phase viele Erfahrungen in der
Sozialpsychiatrie und Behindertenhilfe sammeln durfte. Zum anderen ist
es auch ein wichtiges Signal für die Sozialpsychiatrie in diesem
Bundesland, dass die diesjährige Jahrestagung der DGSP nach langer
Zeit wieder in Magdeburg stattfindet. Dies ist auch vor dem
Hintergrund zu sehen, dass die Entwicklung der gemeindepsychiatrischen
Versorgung hier seit der Wiedervereinigung in mancherlei Hinsicht
nicht optimal verlaufen ist.

Frau Dr. Theren, Vertreterin des hiesigen Sozialministeriums, hat in
ihrem Grußwort wichtige Entwicklungen in Aussicht gestellt: Die
Novellierung des PsychKG Sachsen-Anhalt und die nach 20 Jahren längst
überfällige Wiederaufnahme der Landespsychiatrieplanung bilden
unverzichtbare Voraussetzungen, um den Anschluss an bundesweite
Entwicklungen wiederzugewinnen und veränderten Rahmenbedingungen
Rechnung tragen zu können.

Der Titel meines Beitrages verweist auf die Folgen einer schwierigen
Versorgungssituation und stagnierenden Entwicklung für die Menschen,
die als Betroffene, Angehörige und Profis von gemeindepsychiatrischen
Hilfen abhängig bzw. für sie verantwortlich sind. Inhaltlich möchte
ich mich damit auseinandersetzen, wie Maßstäbe psychiatrischer
Versorgungsqualität aus heutiger Sicht beschrieben werden können,
welche Faktoren sich innovationshemmend auswirken, und ich möchte
Hinweise geben, wie Prozesse der (Selbst-)»Ermächtigung« wirken und
wie ihnen begegnet werden kann.


Ungleiche Lebensverhältnisse und Versorgungssituation

Unterschiedliche Versorgungsbedingungen zeigen sich quantitativ, so
z.B. in der Dichte der fachärztlichen Versorgung, der Höhe der für die
gemeindepsychiatrische Versorgung bereitgestellten finanziellen Mittel
oder den geltenden Personalschlüsseln in Einrichtungen. Qualitative
Unterschiede bestehen z.B. hinsichtlich der Differenziertheit,
Vernetzung und Kooperation von regionalen Versorgungsstrukturen,
insbesondere auch bezüglich der Frage der Berücksichtigung und
Einbeziehung von Betroffenen und Angehörigen und bei der Herausbildung
trialogischer Arbeitsweisen. In soziokultureller Hinsicht zeigen sich
regionale Unterschiede in Bezug auf die Akzeptanz, Ausgrenzung und
Stigmatisierung von Betroffenen. In sozial- und gesundheitspolitischer
Perspektive sehen wir einen unterschiedlichen Stellenwert des Themas
der psychiatrischen Versorgung im regionalen politischen Diskurs.

Die Einflussfaktoren auf diese Aspekte sind nicht immer einfach zu
bestimmen und auch vielfältig. Einfache Trennlinien (»alte« vs. »neue«
Bundesländer, »arme« vs. »reiche« Regionen, städtischer vs. ländlicher
Raum) sind hier wenig sinnvoll.

Dies wird in der Gemeindepsychiatrie augenfällig, wenn man die
unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den sogenannten neuen
Bundesländern vergleicht. Ich durfte dies erfahren, als ich zu Beginn
der 2000er Jahre meinen beruflichen Schwerpunkt von
Mecklenburg-Vorpommern nach Sachsen-Anhalt verlegte und erlebte, wie
unterschiedlich Psychiatriepolitik und psychiatrische Versorgung
angesichts vergleichbarer schwieriger Rahmenbedingungen gestaltet
werden kann.


Maßstäbe für die Entwicklung gemeindepsychiatrischer Strukturen 

Ausgangspunkt

Die Ziele der Psychiatriereform der vergangenen 25 Jahre wurden
maßgeblich durch den Personenzentrierten Ansatz geprägt. Dessen
Inhalte hat Peter Kruckenberg prägnant in einem Katalog
zusammengefasst, der Anforderungen an das gemeindepsychiatrische
Hilfesystem beschreibt:


	Flexibilität der Unterstützung

	Orientierung an Bedürfnissen und Ressourcen der Betroffenen

	Lebensweltorientierung

	Integrierte Form der Hilfegewährung

	Passgenauigkeit der Hilfen

	Größtmögliche Selbstbestimmung

	Geringstmöglicher Eingriff in die Lebensverhältnisse

	Partnerschaftliche Abstimmung mit dem Betroffenen

	Gerechte Lastenverteilung (Betroffene, Umfeld, Gemeinschaft)

	Koordination auf kommunaler Ebene

	Regionale Einbindung



(Gromann 2001)

Instrumente zur Erreichung dieser Ziele wurden in den Empfehlungen der
vom Bundesministerium für Gesundheit in den 1990ern eingesetzten
Expertenkommission zur Personalbemessung im komplementären Bereich
beschrieben:

- Ebene der Erbringung von Hilfen: individuelle, bedarfsbezogene
Integrations- und Rehabilitationsplanung unter Mitwirkung der
Betroffenen (IBRP), Bestimmung koordinierender Bezugspersonen

- Ebene der Gebietskörperschaft: personenbezogene Hilfeerbringung
unter Einbeziehung mehrerer Hilfeanbieter in einem
gemeindepsychiatrischen Verbund und Organisation von
Hilfeplankonferenzen

- regionalen Steuerung von Ressourcen: regionale Psychiatrieplanung
und Kostensteuerung

- Ebene des Sozialrechts: Kooperation von Kostenträgern und
Entwicklung von Komplexleistungsprogrammen (z.B. in Form von Psychiatriebudgets)

Für eine entsprechend dieser Ziele und Vorgaben vorgenommene
Einschätzung der Qualität regionaler Hilfestrukturen wurden von der
Aktion Psychisch Kranke und der BAG Gemeindepsychiatrische Verbünde
Kriterien und Instrumente entwickelt (Kunze 2004).

Zwischenbilanz

Heinrich Kunze hat vor einigen Jahren die wichtigsten Stationen der
deutschen Psychiatriereform nachgezeichnet und ein kritisches Resümee
gezogen (Kunze 2015). Dabei wird deutlich, dass wichtige Leitbegriffe
und -gedanken der aktuellen Reform des Behindertenrechts in der
Psychiatriereform ihren Ausgangspunkt hatten. Dazu gehört nicht nur
der Begriff der »Personenzentrierung«, das Recht der Betroffenen auf
Mitsprache und eine Sensibilisierung für die Bedeutung dessen, was wir
heute »Sozialraum« nennen, sondern auch die Skepsis gegenüber
Stufenmodellen der Rehabilitation und sozialen Eingliederung, wie sie
zunächst noch - etwa im Modell der »therapeutischen Kette« - leitend
waren.

Im Licht dieser Ansprüche werden die ungelösten Probleme der
Psychiatriereform erkennbar, die von Ingmar Steinhart und Günther
Wienberg - darin Kunzes Kritik aufgreifend - zusammengefasst werden
(Steinhart & Wienberg 2017):

- Im Bereich der stationären Behandlung zeigt sich ein
(Wieder-)Anstieg der stationären Krankenhausbetten, ein durch eine
verkürzte Behandlungsdauer induzierter Anstieg von Drehtüreffekten,
ein ungeplanter Aufwuchs stationärer Kapazitäten im psychosomatischen
Bereich und im Maßregelvollzug.

- Bei der ambulanten psychiatrischen Behandlung zeigen sich
nachhaltige Probleme einer bedarfsdeckenden Versorgung, ein bundesweit
sehr uneinheitliches Leistungsspektrum der psychiatrischen
Institutsambulanzen und eine mangelnde Verfügbarkeit wichtiger
SGB-V-Leistungen wie ambulante psychiatrische Pflege und ambulante
Soziotherapie.

- Der Bereich der Teilhabeleistungen ist durch einen hohen Anteil
stationärer Angebote gekennzeichnet. Insbesondere Menschen mit einem
hohen Unterstützungsbedarf werden häufig gemeindefern versorgt. Eine
hohe Zahl psychisch erkrankter Menschen arbeitet in Werkstätten ohne
reale Perspektive auf einen Zugang zum ersten Arbeitsmarkt.

- Strukturell weist das gemeindepsychiatrische Hilfesystem noch an
vielen Stellen Probleme auf: Der Anspruch auf eine personen- und
lebensweltorientierte Hilfe wird nur begrenzt eingelöst; der Grundsatz
ambulant vor stationär nur unzureichend umgesetzt. Wahlmöglichkeiten
bzgl. der Ausgestaltung der Hilfe sind nur unzureichend vorhanden bzw.
durch die Grenzen der Institutionen bestimmt. Fallkoordination und die
persönliche Kontinuität der professionellen Bezugspersonen sind
verbesserungswürdig. Die wissenschaftliche Evidenz der verfügbaren
Angebote ist in Deutschland unzureichend. Gleichzeitig zeigen sich
trotz eines quantitativen Ausbaus der Hilfeangebote Lücken in der
Versorgung, z.B. im Bereich psychisch erkrankter wohnungsloser
Menschen.

Diese Kritikpunkte müssen auch vor dem Hintergrund internationaler
Entwicklungen betrachtet werden, die zunehmend auch die
bundesdeutschen Maßstäbe der Versorgung beeinflussen. Dabei sind zwei
Entwicklungen von maßgeblicher Bedeutung: die Orientierung an
internationalen Erkenntnissen der Evidenzforschung, wie sie sich in
den Leitlinien »Psychosoziale Therapien« der DGPPN ausdrückt und die
Konkretisierung menschenrechtlicher Ansprüche von Menschen mit
Behinderungen durch die UN-Behindertenrechtskonvention, die u.a. im
aktuellen Bundesteilhabegesetz ihren Niederschlag gefunden hat. Beide
Entwicklungsstränge beeinflussen maßgeblich aktuelle Reformansätze in
der Gemeindepsychiatrie.

Im Bereich der psychiatrischen Krankenversorgung zielen einige dieser
Reformansätze auf einen Abbau der genannten Defizite und eine stärker
ambulant ausgerichtete Form der Versorgung. Zu nennen sind hier die
seit einigen Jahren in verschiedenen Modellen umgesetzte
sektorenübergreifende Integrierte Versorgung (§ 140a SGB V), die
Modellvorhaben für eine sektorenübergreifende Leistungserbringung nach
64b SGB V und die stationsäquivalente Behandlung nach dem Gesetz zur
Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergütung für psychiatrische
und psychosomatische Leistungen (PsychVVG). Ohne auf diese Modelle
hier ausführlich eingehen zu können, ist der Hinweis notwendig, dass
sie neben wichtigen Verbesserungen in Richtung einer stärker ambulant
ausgerichteten psychiatrischen Versorgung auch noch zu klärende Fragen
aufwerfen. Diese betreffen insbesondere die Einbeziehung schwer
erkrankter Betroffener, die Gefahr einer weiteren Zersplitterung der
Versorgungslandschaft und die unzureichende Vernetzung mit
Teilhabeleistungen im Bereich der Eingliederungshilfe.

Für den Bereich der Teilhabeleistungen stärkt das Bundesteilhabegesetz
die Betroffenenorientierung durch weitgehende Vorgaben für die
Beteiligung von Menschen mit Behinderung an der Planung und Gestaltung
der Hilfen. Offene Fragen und Kritik aus gemeindepsychiatrischer
Perspektive beziehen sich auf den Ausschluss der Leistungserbringer
aus dem Prozess der Gesamtplanung (§ 117 SGB IX), die Änderung
der Zugangskriterien zur Eingliederungshilfe (§ 99 SGB IX) und
den neuen Begriff der Assistenzleistungen (§ 78 SGB IX). Hier
sind die weiteren Entwicklungen abzuwarten. Insbesondere die
Gestaltung der Landesrahmenverträge nach § 131 SGB IX wird hier
noch wesentlich die gemeindepsychiatrische Versorgung beeinflussen.


Personenzentrierung und das Funktionale Basismodell 

Eine aktuelle Vision für ein zeitgemäßes gemeindepsychiatrisches
Versorgungsmodell für Menschen mit schwerwiegenden psychischen
Erkrankungen, das die genannten Entwicklungen berücksichtigt, haben
Günther Wienberg und Ingmar Steinhart vorgelegt (Steinhart & Wienberg
2017). Sie plädieren für einen konsequent ambulant ausgerichteten
integrierten Ansatz der psychiatrischen Versorgung, der sowohl die
Evidenz international erprobter Versorgungsansätze als auch die
Anforderungen der UN-BRK berücksichtigt. Die Autoren benennen als
wichtigste Eckpunkte:

- Die primäre Ausrichtung am Bedarf von Menschen mit schweren
psychischen Erkrankungen (mind. zwei Jahre Krankheitsdauer, gewisse
Schwere der Beeinträchtigung, z.B. nach der »Global Assessment of
Functioning«-Skala)

- Eine konsequente Orientierung an den Grundsätzen der UN-Behindertenrechtskonvention

- Die Berücksichtigung der wissenschaftlichen Evidenz (S3-Leitlinie
Psychosoziale Therapien)

- Eine Einbeziehung der Erfahrungen der in Deutschland erprobten
krankenhausalternativen Behandlungsmodelle

Das Funktionale Basismodell dient der Beschreibung eines
Mindeststandards für eine bedarfsgerechte Versorgung. Das Modell ist
funktional ausgerichtet, d.h. Fragen der institutionellen Zuordnung
und Finanzierung einzelner Leistungen treten zugunsten einer
Betrachtung der zu erfüllenden Aufgaben in den Hintergrund.(2)

Unterschieden werden drei Kernfunktionen: Steuerung, Behandlung /
Unterstützung und Erschließung.

Die erste Kernfunktion (Steuerung) differenziert sich in die beiden
Teilfunktionen:

- Fallunspezifische Steuerung (Gesundheitsförderung/Prävention,
Sozialraumarbeit)

- Fallspezifische Steuerung (niedrigschwellige Beratung)

Die zweite Kernfunktion (multiprofessionelle und mobile Behandlung und
Unterstützung) beinhaltet die wichtigsten der in der S3-Leitlinie
Psychosoziale Therapien beschriebenen international bewährten
ambulanten Versorgungsmodelle sowie eine multiprofessionelle
Teilhabeunterstützung und Fallsteuerung durch eine koordinierende
Bezugsperson. Für die organisatorische Umsetzung werden ambulante
mobile multiprofessionelle Teams vorgeschlagen, die je für die
Bereiche Behandlung und Teilhabeunterstützung zuständig sind.

Die dritte Kernfunktion (Erschließung) bezieht sich wiederum auf die
Bereiche

- Behandlung (Peer-Unterstützung, Psychotherapie,
krankenhausalternative Rückzugsorte, Krankenhausbehandlung) und

- Rehabilitation/Teilhabe (medizinische und berufliche Reha, Arbeit
und Beschäftigung, Wohnen, Kontakt und Begegnung, Kultur und Freizeit,
Politik).

Auch wenn sich hinsichtlich der Umsetzung und konkreten Ausgestaltung
noch viele Fragen stellen, stellt das Modell einen begrüßenswerten
Ansatz dar, da es alle aktuellen und relevanten Entwicklungen und
Aspekte der psychiatrischen Versorgung aufgreift und in einer
Gesamtperspektive zu integrieren versucht. Damit ist es gelungen, ein
positives Leitbild zu beschreiben, das wesentliche Rahmenbedingungen
der Versorgung berücksichtigt, an Leitgedanken der Psychiatriereform
anknüpft und für die sozialpolitische und fachliche Diskussion eine
wichtige Orientierung bieten kann.


Psychiatriereform als soziale Innovation: Hemmnisse bei
Reorganisationsprozessen

Dass der Versuch, soziale Innovation durch sozialrechtliche Reformen
zu bewirken, nicht generell von Erfolg belohnt wird, ist eine
leidvolle Erfahrung der vergangenen Jahrzehnte. Als Beispiele genannt
seien die ambulante Soziotherapie (§ 37a SGB V), die Allgemeinen
Servicestellen nach § 22 SGB IX a.F. und das Persönliche Budget
(§ 17 SGB IX a.F.). Mittlerweile hat sich das Persönliche Budget
auf einem niedrigen Niveau etabliert, auf dem es zu stagnieren
scheint. Von einem »Systemwechsel« durch das Persönliche Budget
spricht niemand mehr.

Im Vergleich dazu lässt sich sagen, dass durch die Reformen im Bereich
des SGB V in der gemeindepsychiatrischen Versorgung doch einiges in
Bewegung geraten ist. Hier lassen sich - z.B. durch die Integrierte
Versorgung - wesentliche Neuerungen und Verbesserungen für psychisch
erkrankte Menschen erkennen.

Eine wichtige Frage ist, unter welchen Voraussetzungen es gelingt, neu
entstandene Handlungsoptionen für eine im Sinne der Psychiatriereform
fruchtbare Entwicklung zu nutzen. Um diese Frage zu erörtern,
erscheint ein Rückgriff auf theoretische Beiträge zur Frage der
»Sozialen Innovation« geeignet, ein Konzept, das seit einigen Jahren
auch in der Sozialen Arbeit diskutiert wird.

Der Begriff der Innovation entstammt eigentlich der Ökonomie und wurde
dort insbesondere durch Joseph Schumpeter bekannt (Schumpeter 1912).
Dieser hatte Innovation als einen Prozess »kreativer Zerstörung«
beschrieben, in dem eine Planung, Erzeugung und Durchsetzung neuer
Verfahren der Produktion von Gütern, der Erschließung von
Absatzmärkten oder der Gestaltung von Organisationsprozessen erfolgt.

Als Element Sozialer Arbeit hat Wolf Rainer Wendt den Begriff
aufgegriffen und als Produkt- und Prozessinnovation thematisiert
(Wendt 2005). Er nimmt die »Soziale Innovation« in den Blick, die als
eine spezielle Form gesellschaftlichen Wandels bzw. gesellschaftlicher
Modernisierung verstanden werden kann (Gillwald 2000). Dabei ist der
Begriff in der Regel positiv konnotiert, d.h., es wird davon
ausgegangen, dass soziale Innovation mit dem Erreichen positiv
bewerteter Ziele einhergeht.

Sozialrechtliche Reformen werden häufig mit dem Ziel sozialer
Innovation gerechtfertigt. Inwieweit dies wirklich gelingt, ist oft
nur nachträglich zu beurteilen und wird nicht selten kontrovers
diskutiert. Dies zeigt sehr anschaulich die aktuelle Debatte um die
sogenannte Hartz-IV-Reform. Die für die Gemeindepsychiatrie relevanten
Beispiele der ambulanten Soziotherapie und des Persönlichen Budgets
habe ich bereits genannt. An ihnen lässt sich aufzeigen, dass
Innovationspotenziale durch gegenläufige Interessenlagen an ihrer
Entfaltung gehindert werden können, wodurch gesetzliche Neuerungen
nicht zu den intendierten sozialen Innovationen führen.

Wenn Innovationen ohne strukturelle und organisatorische Veränderungen
nicht zu haben sind, stellt sich die Frage, was in Bezug auf diese
Anpassungen fördernd und hemmend wirkt. Hier liefern Modelle, die sich
mit der Wirkung von Widerständen und Pfadabhängigkeiten bei der
organisatorischen Neuausrichtung von Unternehmen und Organisationen
beschäftigen, gute Beschreibungen.

Mit dem Begriff der Pfadabhängigkeit wird in der Ökonomie versucht zu
erklären, warum sich optimale Lösungen nicht immer auf dem Markt
durchsetzen. Pfadabhängigkeiten resultieren aus positiven
Rückkoppelungseffekten, welche die Wirkung einmal getroffener
Entscheidungen in die Zukunft perpetuieren (Schäcke 2006).

Pfadabhängigkeiten helfen den historischen Hintergrund gewachsener
organisatorischer Strukturen zu verstehen. Pfadabhängige Prozesse
bieten eine Möglichkeit, deren Inflexibilität und Ineffizienz zu
erklären. Dabei zeigen sie die Tendenz, sich im Zuge ihrer Anwendung
selbst zu verstärken und sogenannte Lock-in-Effekte auszubilden, die
Veränderungen erschweren (ebd.).

Wie sich dies bei der Gestaltung von Versorgungssystemen für Menschen
mit Behinderungen in einer Region auswirken kann, illustriert sehr gut
die Dissertation von Brigitte McManama, die in den 1990er Jahren als
Enthospitalisierungsbeauftragte für das Sozialministerium des Landes
Sachsen-Anhalt gearbeitet hat. Ihre Arbeit beschreibt detailliert, wie
frühe politische Weichenstellungen langfristig die
Versorgungssituation in diesem Bundesland geprägt haben (McManama
2010).

Der Wirtschaftswissenschaftler Mirco Schäcke hat eine Reihe von
»Reproduktionsmechanismen« identifiziert, die als sich selbst
verstärkende Rückkoppelungen Innovationen behindern können.
Veränderungsstrategien (»Change Management«) sollten diese
Reproduktionsmechanismen berücksichtigen und gezielt bei ihnen
ansetzen.

Koordinationseffekte

Koordinationseffekte beschreiben die Vermeidung von Innovation
aufgrund etablierter Kooperations- und Verhaltensmuster. So werden
z.B. stationäre Angebote durch gefestigte Akquise-Beziehungen und
Entlastungseffekte für »Umsatzmittler« (z.B. gesetzliche Betreuer und
Verwaltungen) fortlaufend gestärkt, was u.a. erklärt, warum auch in
Regionen mit einem Überangebot stationärer Einrichtungen Heime zum
Teil lange Wartelisten haben. Als Koordinationseffekte werden aber
auch etablierte Konflikte - z.B. zwischen Leistungsanbietern und
Kostenträgern - beschrieben, die zu einer Kultur des Misstrauens
führen, in der jeder Veränderungsschritt einer Seite durch die Angst
vor Übervorteilung vermieden wird. Veränderungsansätze zielen auf eine
Identifizierung und das Aufbrechen etablierter Verhaltensmuster.
Eingefahrene Konfliktkonstellationen bedürfen einer Entwicklung
vertrauensbildender Normen, die sich in der Regel nur über
Vertrauensvorschüsse erreichen lassen.

Investitionseffekte

Einmal getätigte Investitionen können im hohen Maße das zukünftige
Handeln von Organisationen beeinflussen. Dies wird in der
psychiatrischen Versorgung besonders in der Bedeutung von Immobilien
deutlich. Nach wie vor bilden (teil-)stationäre Angebote für viele
Akteure das wirtschaftliche Rückgrat. Eine sinkende Nachfrage führt in
der Regel eher zu dem Bemühen, über eine Verbesserung von
Akquise-Strategien Belegung zu sichern als zu der Entscheidung,
Heimplätze abzubauen. Eine Vermeidung von »Sunk Costs« ist dabei das
vorherrschende Ziel.

Für eine erfolgreiche Veränderung müssen Entscheidungen bzgl. der
Kosten für einen Systemwechsel getroffen werden. Beispiele dafür sind
die 2006 abgeschlossene Rahmenzielvereinbarung zur Ambulantisierung
zwischen den Landschaftsverbänden und den Spitzenverbänden der freien
Wohlfahrtspflege in Nordrhein-Westfalen und der Rückbau von Immobilien
im Rahmen der Neuausrichtung der Stiftung Alsterdorf in Hamburg.

Machteffekte

Asymmetrische Machtkonstellationen werden durch die Praxis der
Machtausübung noch verstärkt und können so zunehmend zum
Innovationshemmnis werden. Dabei ist es bezogen auf
gemeindepsychiatrische Versorgungsstrukturen grundsätzlich
gleichgültig, ob Machtverhältnisse zwischen Leistungsanbietern und
Kostenträgern, innerhalb von Verbänden oder innerhalb von
Organisationen wie Krankenhäusern, Trägern der Behindertenhilfe oder
Verwaltungen betrachtet werden. Asymmetrische Machtkonstellationen
beinhalten die Tendenz, Innovationen zu behindern und müssen in Bezug
auf ihre Innovationsfähigkeit kritisch betrachtet werden. Dabei bilden
sich unter Umständen auch Machtbündnisse über Interessengrenzen
hinweg. So ist bei der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes
mancherorts ein bei Leistungsanbietern und Leistungsträgern
gleichermaßen vorhandenes Bedürfnis zu beobachten, bestehende
Strukturen möglichst unangetastet zu lassen und Leitbegriffe wie
Personenzentrierung und Sozialraumeinbindung weitgehend systemtreu
auszudeuten.

Eine Einflussnahme auf innovationshemmende Machtverhältnisse verlangt
eine aktive Lobbyarbeit, wie sie in den Organisationen der
Selbstvertretung und in den Fachverbänden erfolgen muss. Für die
Durchsetzung von Innovationen ist auch eine Bildung von
Interessenkoalitionen entscheidend, die über die Grenzen von
Organisationen und ökonomischen Eigeninteressen hinweg Bündnisse von
Fachlichkeit etabliert. In Bezug auf die Gemeindepsychiatrie geht es
vor allem darum, die Ansprüche und Bedarfe der Betroffenen und die
Leitziele der Psychiatriereform offensiv zu vertreten und ihre
Berücksichtigung sozialpolitisch einzufordern. Darüber hinaus ist aber
auch darauf zu achten, dass gemeindepsychiatrische Belange nicht Opfer
von administrativen Fehlentscheidungen und Machtkompromissen in
Organisationen und Verbänden werden.

Lerneffekte

Etablierte mentale Modelle können die Wahrnehmung von Akteuren
verengen und Verhaltensänderungen behindern. Lerneffekte wirken auf
der Ebene von Individuen und Gruppen und sind ein Innovationshemmnis
in Organisationen, dem in der Regel versucht wird, durch Maßnahmen der
Weiterbildung und Organisations- bzw. Personalentwicklung zu begegnen.
Ihr Einfluss wird aus meiner Sicht weitgehend unterschätzt.
Innovationsmodelle, die nicht in der Lage sind, der Ebene alltäglicher
Versorgungswirklichkeit zu entsprechen und diesbezügliche
Herausforderungen zu beantworten, sind daher oft zum Scheitern
verurteilt. Dies zeigen u.a. praktische Erfahrungen bei der Einführung
des Persönlichen Budgets oder dem Einsatz von Genesungsbegleitern.
Daher ist es wichtig, Innovationen mit Mitarbeitenden in Einrichtungen
und Verwaltungen, Betroffenen und Angehörigen zu diskutieren und
gemeinsam umzusetzen.

Komplementaritätseffekte

Komplementaritätseffekte beschreiben die Auswirkung von Merkmalen der
Organisationsstruktur (Zentralisierung, Formalisierung, Komplexität)
auf Innovationsprozesse. Bekannt sind die Schwierigkeiten großer
Organisationen, sich auf Veränderungen einzustellen und Innovationen
umzusetzen. Im Kontext der Eingliederungshilfe spiegeln z.B. die
unterschiedlichen Ansätze einer Regelung der Zuständigkeit zwischen
örtlichen und überörtlichen Trägern der Sozialhilfe auch den Versuch,
über eine Umorganisation Innovation zu befördern. In Bereich der
Leistungsanbieter erscheinen kleine flexible Organisationen oft
innovationsfähiger. Andererseits fehlen ihnen oft auch Ressourcen für
eine innovative »Produktentwicklung«, da keine Möglichkeiten einer
Quersubventionierung bestehen.


Aspekte von Empowerment

Unzulänglichkeiten der psychiatrischen Versorgung und das Ausbleiben
von Innovation werden im gemeindepsychiatrischen Alltag von den
Beteiligten, d.h. Betroffenen, Angehörigen und professionell Tätigen,
auch als »Entmächtigung« erlebt, d.h. als ein fundamentaler Mangel an
Selbstwirksamkeit in Bezug auf die Beeinflussbarkeit der eigenen
Lebens- und Arbeitssituation. Dabei kommen die beschriebenen
innovationshemmenden Mechanismen zum Tragen, insbesondere auch dann,
wenn sie mit einem Mangel an Ressourcen von Mitteln und Zeit
einhergehen. Für Betroffene und Angehörige kann sich dies in einer
Unflexibilität von Verwaltungen oder Leistungsanbietern äußern oder in
dem Erleben, mit seinen individuellen Bedürfnissen und Problemen nicht
hinreichend wahrgenommen zu werden. Mitarbeitende machen unter
Umständen die Erfahrung, den eigenen beruflichen Auftrag nur
unzureichend erfüllen zu können und den eigenen fachlichen Ansprüchen
nicht zu genügen. Dies kann mit dem Eindruck einhergehen, sich in als
sinnentleert erlebten Verwaltungstätigkeiten zu erschöpfen.
Leitungskräfte erleben ihren Alltag nicht selten dominiert durch einen
wirtschaftlichen Überlebenskampf, in dem fachliche Gesichtspunkte
zurückstehen müssen und Ressourcen für die Mitarbeit in fachlichen
Netzwerken und für die Entwicklung von Konzepten fehlen. Damit
entsteht auch der Eindruck, sich zunehmend von einem Fachdiskurs zu
entfremden bzw. von wichtigen Informationen und Entwicklungen
abgekoppelt zu sein. Gleichzeitig wächst mit der Entwicklung
fachlicher Standards und der Veränderung rechtlicher Rahmenbedingungen
ein Innovationsdruck, der beantwortet werden muss.

Aspekte von Entmächtigung lassen sich vielerorts in unterschiedlichem
Ausmaß beobachten; in besonderer Ausprägung habe ich sie während
meiner aktiven Zeit in Sachsen-Anhalt erlebt. Sie bestimmten auch
danach viele Gespräche, die ich mit Menschen führen konnte, die sich
hier für gemeindepsychiatrische Belange engagierten. Damals wie heute
stellt sich die Frage nach Perspektiven für eine Bewältigung des
Erlebens von Machtlosigkeit in seinen unterschiedlichen Facetten.

Aus meiner Sicht kann es gerade für gemeindepsychiatrische Profis
hilfreich sein, sich an den Empowerment-Strategien zu orientieren, die
sich bei Psychiatrieerfahrenen und Angehörigen bewährt haben. Diese
sind auch deswegen gute Vorbilder, weil sie im Vergleich zu Profis
noch unmittelbarer und folgenreicher mit Missständen konfrontiert sind
und diesen noch weniger ausweichen können. Wolfgang Stark hat in
seinem Phasenmodell zur Beschreibung von Empowerment-Prozessen darauf
hingewiesen, dass Betroffene den Beginn ihrer Mobilisierung häufig als
Folge eines heilsamen Schocks und einer Entmystifizierung von Experten
und Autoritäten beschreiben (Stark 1996). Damit nehmen Ängste ab, und
es entwickelt sich die Fähigkeit und Motivation zur Artikulation
eigener Interessen und zur Selbstorganisation. Mit dem Engagement
wächst die Einsicht in politische Zusammenhänge und die sozialen
Rollen der Akteure. Ein Ergebnis von Empowerment ist eine
Stabilisierung der inneren Überzeugung und eine Fähigkeit zum
langfristigen Engagement, die Stark unter Verweis auf den chilenischen
Autoren Antonio Skármeta als Haltung einer »brennenden Geduld«
beschreibt.

Empowerment-Prozessen können auch Gesundheitseffekte zugeschrieben
werden. Bekanntermaßen hat Aaron Antonovsky in seinen
Kohärenzkriterien für salutogenetische Entwicklungen das Gefühl der
Verstehbarkeit, die Handhabbarkeit und das Erleben von Sinnhaftigkeit
als wesentliche Elemente von Gesundheit herausgestellt (Antonovsky
1997). Diese Faktoren werden durch theoretische Analyse, fachliche
Debatten, Lobbystrategien und die Bildung von Netzwerken genährt.
Daher erscheint es angesichts von schwierigen Ausgangsbedingungen in
der psychiatrischen Versorgung wichtig und notwendig,
Entwicklungsfragen zu erkennen, tragfähige Zielvorstellungen zu
entwickeln und Innovationshemmnisse zu benennen. Eine an den
Bedürfnissen der Praxis orientierte wissenschaftliche und theoretische
Auseinandersetzung vermittelt dabei eine heilsame emotionale Distanz,
liefert aber auch die argumentative Grundlage, die zusammen mit
»brennender Geduld« erforderlich ist, um Veränderungen herbeizuführen.


Prof. Dr. Henning Daßler, Dipl.-Pädagoge, Hochschule
Fulda


Anmerkungen

(1) Der Beitrag basiert auf dem vom Autor gehaltenen Vortrag auf der
DGSP-Jahrestagung 2018 in Magdeburg.

(2) Das Funktionale Basismodell als Grafik siehe: Steinhart & Wienberg
(2016), S. 66, auch veröffentlicht in: Soziale Psychiatrie, 01/2019,
S. 5
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MEDIEN/1031: Leopoldina veröffentlicht Papier zum Thema gesundheitliche Ungleichheit (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 03.09.2019

Soziale Schicht und Lebenserwartung: Leopoldina veröffentlicht Papier zum Thema gesundheitliche Ungleichheit



Die Lebenserwartung in Deutschland ist in den vergangenen Jahren immer
weiter gestiegen. Gründe dafür sind wachsender Wohlstand, sozial- und
arbeitspolitische Verbesserungen und der Zugang der Bevölkerung zu einem
leistungsfähigen Gesundheitssystem. Diese Faktoren scheinen allerdings
nicht allen sozialen Schichten gleichermaßen zugute zu kommen. Denn immer
noch sterben Menschen mit geringerem sozialem Status viele Jahre früher
als sozial besser gestellte Menschen. Dies konstatiert das von Prof. Dr.
Johannes Siegrist und Prof. Dr. Ursula M. Staudinger herausgegebene Papier
mit dem Titel "Gesundheitliche Ungleichheit im Lebensverlauf".

Die Autorinnen und Autoren der in der Publikation veröffentlichten
Beiträge untersuchen, welche Einflüsse in verschiedenen Abschnitten des
Lebens zu dieser Ungleichheit beitragen und wie man diese mindern kann.
Unterschiede in der Sterblichkeit durchziehen die gesamte soziale
Schichtungsstruktur der Gesellschaft. Bereits die Mitglieder der
zweithöchsten von fünf Einkommensschichten haben eine geringere
durchschnittliche Lebenserwartung als die der obersten Schicht, schreiben
Siegrist und Staudinger in ihrer Einleitung. Dieser Trend setze sich auf
jeder nachfolgenden Stufe der Einkommensdifferenzierung fort. Der
Unterschied in der durchschnittlichen Lebenserwartung zwischen der
niedrigsten und der obersten sozialen Schicht beträgt mehr als acht Jahre
bei Männern und mehr als vier Jahre bei Frauen und ist einer der am besten
gesicherten Befunde der epidemiologischen Forschung.

Die heute erschienene Leopoldina-Publikation "Gesundheitliche Ungleichheit
im Lebensverlauf" enthält Kurzfassungen von Beiträgen einer gleichnamigen
Tagung, die im November 2018 in Berlin stattgefunden hat. Dabei wurden
drei Zielsetzungen verfolgt: Erstens sollten die Referentinnen und
Referenten einen möglichst aktuellen und gesicherten Wissensstand
vorstellen. Dazu wurde Expertise aus verschiedenen Disziplinen einbezogen,
insbesondere der Epidemiologie, der Soziologie, der Psychologie und der
Ökonomie. Zweitens sollte der wissenschaftliche Diskurs im Vordergrund
stehen. Unter anderem thematisieren die Beiträge deswegen ungelöste Fragen
und Widersprüche bezüglich der Kausalität von sozialer und
gesundheitlicher Ungleichheit. Drittens lag ein Fokus auf der Perspektive
des Lebensverlaufes. Dabei gehen die Autorinnen und Autoren der Frage
nach, in welchem Lebensabschnitt in Abhängigkeit von der sozialen Lage
welche Weichen für Gesundheit und Krankheit gestellt werden.

Leopoldina-Forum Nr.2: "Gesundheitliche Ungleichheit im Lebensverlauf -
Neue Forschungsergebnisse und ihre Bedeutung für die Prävention", Hrsg.:
Johannes Siegrist und Ursula M. Staudinger, ISBN 978-3-8047-4034-1, 58
Seiten.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/gesundheitliche-ungleichheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743
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LABEL/5127: Warner Music Medien Newsletter KW 36 - Reeperbahn Festival 2019 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 36

Hamburg, 4. September 2019



WARNER MUSIC MIGHT @ Reeperbahn Festival 2019

Aufgehorcht! Das diesjährige Reeperbahn Festival steht wieder vor der
Tür und damit auch die 14. Warner Music Night [1], die am 20.09. im
Hamburger Docks stattfindet. Mit von der hochkarätigen und
internationalen Partie sind in diesem Jahr neben der vor Kurzem für
einen britischen Mercury Prize nominierten UK-Rockband Foals (23:15
Uhr) noch die amerikanische Pop-Sängerin Charlotte Lawrence (21:00
Uhr) sowie die Ravensburger Folk-Pop-Newcomer Provinz (22:00). Hosten
wird den Abend der Hamburger Rapper Disarstar. Alle eben erwähnten
Acts stehen für Interviews zur Verfügung.

Alle Warner-Highlights des Reeperbahn Festivals nun im Überblick:


FOALS

Mit über 1,7 Millionen weltweit verkauften Alben und über 650
Millionen Streams gehören Foals zu den wichtigsten Rock-Bands
weltweit. "Sie sind wohl die Band, die modernen Alternative Rock
am besten verkörpert", lobt The Independent.

Im März veröffentlichten sie den mittlerweile für einen Mercury Prize
nominierten ersten Teil ihres epochalen Doppelalbums "Everything Not
Saved Will Be Lost". "Part 2" erscheint dann am 18. Oktober.

Einen Vorgeschmack auf Teil zwei gibt der Track "Black Bull" [2], der
von Annie Mac prompt zur "Hottest Record in the World" erklärt wurde.


PROVINZ

Die deutsche Folk-Pop-Band Provinz stammt tatsächlich aus der Nähe
von Ravensburg und verantwortet einige der besten Songs, die in den
letzten Jahren in Deutschland veröffentlicht wurden.

Im Mai präsentierte die junge Band ihre hochgelobte, live im Studio
eingespielte und gemeinsam mit Tim Tautorat (u.a. AnnenMayKantereit,
Faber, KLAN) produzierte Debüt-EP "Reicht dir das", mit großartigen
Singles wie "Neonlicht" oder dem zuletzt veröffentlichten "Was uns
high macht" [3].

Den Sommer über brachten Provinz ihre Debüt-EP bei zahlreichen
Festivals live auf die Bühne und zählen hierzulande aktuell zu den
vielversprechendsten Newcomern.


CHARLOTTE LAWRENCE

In Los Angeles geboren und aufgewachsen, liefert die gefeierte
19-jährige Pop-Sängerin Charlotte Lawrence dunkle, emotionale Texte
zu mitreißenden Alt-Pop-Melodien.

"Es fällt mir leichter, über traurige Gefühle zu schreiben",
sagt sie und generierte mit Hits wie "Just The Same" oder "Sleep
Talking" Millionen von Streams.

Im Juli enthüllte sie mit "Why Do You Love Me" ihr Label-Debüt auf
Atlantic Records / Gold Tooth Music, auf dem sie das Spannungsfeld
zwischen Pop und Rock erkundet. Und auch das begleitende Musikvideo
[4] punktet mit einer herrlich düsteren Ästhetik.


YOUNG THE GIANT

Die kalifornischen Indie-Rocker von Young The Giant verschmelzen
Anleihen aus der gesamten Rock-Historie - von Prog-Rock über Boogie
Metal, Southern und Soft Rock bis New Wave - zu ihrem ganz eigenen
Sound.

Dafür wurden sie unter anderen schon von der New York Times mit Lob
überschüttet und Sänger Sameer Gadhia sogar als "eine der großen
zeitgenössischen Stimmen des Rock" betitelt.

Auf ihren mittlerweile vier Alben perfektioniert die Band ihre
spezielle Vision eines Sounds zwischen geballter Live-Energie und
direktem Hi-Fi-Studio-Klang.


CARLIE HANSON

Von Tastemakern wie Taylor Swift längst zum Liebling erkoren,
veröffentlichte die junge Alt-Pop-Querdenkerin Carlie Hanson Anfang
Juni ihre eindrucksvolle Debüt-EP "Junk".

Ihre darauf enthaltene Single "Back In my Arms" wurde von Esquire zu
einem der "Best Songs Of Summer 2019" gekürt und binnen der ersten
Woche nach Veröffentlichung bereits über eine halbe Millionen Mal
gestreamt.

Auch das emotional aufgeladene Musikvideo [5] zum Song überzeugt mit
einer Reife und Weisheit, die weit über Carlie Hansons 19 Lebensjahre
hinausreicht.


INGRID ANDRESS

Bevor sie 2019 selbst ins Schweinwerferlicht trat, schrieb die heute
in Nashville lebende Country-Pop-Musikerin und Songwriterin Ingrid
Andress an Hits wie "Steady 1234" von Vice oder "Boys" von Charli
XCX.

In ihrer emotional tiefgründigen, genreübergreifenden Musik,
unterläuft Ingrid Andresss immer wieder bestehende, an sie als Frau
gesetzte Erwartungen.

Im März schon begeisterte sie hierzulande live beim "Country To
Country"-Festival in Berlin, unter anderem auch mit ihren bisherigen
Singles "Lady Like" [6], "Both", "More Hearts Than Mine" und "We're
Not Friends".


JC STEWART

Viel mehr als seine Gitarre und seine Stimme braucht der
selbsterklärte "Professional Sadboy" aus dem Norden Irlands nicht, um
Musik von außerordentlicher Tiefe und Ehrlichkeit zu performen.

Sein Gesang ist pure Emotion, seine Melodien und Chords immer von
echter Sehnsucht getragen und trotzdem ist seine Kunst von einer
ansteckenden Leichtigkeit geprägt.

Bereits veröffentlichte Songs wie "Bones" [7] oder "Have You Had
Enough Wine" [8] zeigen einen Künstler, der seine musikalische Vision
nicht nur klar vor Augen hat, sondern auch imstande ist, sie
umzusetzen.


WEITERE WARNER ACTS BEIM RBF 2019

• BALCONY

• CARLOS CIPA

• HYYTS



[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=414b0114998ffeb49e4257d7dc59738b88f81cc2662a74b8a7360506c4a8a650e25910e6f1bf26a429c55fbd11fe8843

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=414b0114998ffeb48b52b2052e92b80bdd9439258956ac79885383f1ca31474ebe1df9dc9db99109362c5bbc963f5d11

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=414b0114998ffeb47873e700fe192b2d178e139f3e342cb5590b177779f06483af0f30589bccdcdcff4d682ae1289d37

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=414b0114998ffeb48b91f03d7edacc3191e51955aa6c3ba338353488124ca0f7dbb93d63da43da9fc3e52f7b62922c30

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=02599eb62b2fb5e4f9122f5af20ea36e8f9cbc197ec5dd71b56b157ca5c7c126ea02135c4e795cf63214500369aef581

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=02599eb62b2fb5e421d184ff1bee679f4f208c68b408c56ea1cdbb77e8126ff687045a303abac1c0779ed4bed3cd0bfb

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=02599eb62b2fb5e434bd61fbc8f710e59416a65be479951c2b87ffb11c698cb70d11916d0dd3ec2f296435ff817676a4

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=02599eb62b2fb5e4ad9cfa017a860f505cc73d28c5a1e8183a6e918abe13a06bbd593ef4d582818aefa1ed1c711465f0

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10235: Herten - Schloßkonzert mit Sonaten für Cello und Klavier am 22.9.2019


Stadt Herten

Hertener Schlosskonzert im September

Musikalische Nachwuchsförderung auf höchstem Niveau



Herten. Das nächste Hertener Schlosskonzert der Musikschule steht ganz
im Zeichen der Jugend. Die zwei Brüder Lionel und Demian Martin
präsentieren am Sonntag, 22. September, ab 11 Uhr virtuose Klänge vom
Cello und Klavier im Festsaal des Schlosses Herten. Auch der WDR ist
wieder vor Ort und zeichnet das Konzert auf. Ulrike Froleyks moderiert
im Anschluss einen "After Concert Talk" mit den beiden jungen
Talenten.

Lionel und Demian Martin wurden in Filderstadt geboren und verbrachten
einen Teil ihrer Kindheit in Australien. Lionel, geboren 2003, erhielt
für sein Cello-Spiel schon zahlreiche Preise bei "Jugend musiziert"
und wurde als "Prix Young Artist of the Year" nominiert. Seit 2017 ist
er Stipendiat der Anne-Sophie Mutter Stiftung. Demian, geboren 1998,
ist Klavier-Student an der Musikhochschule Lübeck. Bei seinen
Auftritten improvisiert er auf Zuruf durch alle musikalischen Stile
hinweg und tritt zudem regelmäßig als Konzertmoderator und
Klavierkabarettist auf. Zusammen präsentieren die Künstler eine
Mischung aus Sonaten für Cello und Klavier - von weltberühmten
Komponisten wie Johann Sebastian Bach oder Ludwig van Beethoven.

Kartenvorverkauf und Preise

Karten sind ab sofort in der Geschäftsstelle der Musikschule, 
Konrad-Adenauer-Str. 23, 45699 Herten erhältlich. Der Eintrittspreis ist für
alle Sitzkategorien einheitlich und beträgt 16 Euro. Schülerinnen und
Schüler bis 14 Jahre haben freien Eintritt. Der "After Concert Talk"
ist im Preis inbegriffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. September 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KLASSIK/10234: Köln - Cristian Mâcelaru mit Werken von Mahler, Widmann und Dvorák, 6. + 7.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. September
2019

Cristian Mâcelaru startet mit Mahler, Widmann und Dvořák
in seine erste Saison als Chefdirigent des WDR
Sinfonieorchesters

WDR Sinfonieorchester, Cristian Mâcelaru, Simona Šaturová,
Michael Nagy, Chor des Bayerischen Rundfunks, WDR Rundfunkchor

Freitag 6. und Samstag 7. September, Kölner Philharmonie

Konzertbeginn 20.00 Uhr, Einführung mit Cristian Mâcelaru 19.00
Uhr



Mit Werken von Mahler, Widmann und Dvorák beginnt Cristian
Mâcelaru seine erste Saison als Chefdirigent beim WDR
Sinfonieorchester. Am 6. und 7. September wird er in der Kölner
Philharmonie mit Gustav Mahlers Sinfonie Nr. 4, Jörg Widmanns "Tanz
auf dem Vulkan" und Antonín Dvoráks "Te Deum" seine Vielseitigkeit als
Dirigent unter Beweis stellen.

Cristian Mâcelaru verfügt über ein breites Repertoire von der
Klassik und Romantik bis zur zeitgenössischen Musik. Seit 2016 ist er
Music Director des Cabrillo Festival of Contemporary Music, dem
ältesten amerikanischen Festival für zeitgenössische Musik. Mit
Leidenschaft widmet er sich der Musikvermittlung für ein breites
Publikum, ist offen für innovative Konzertformen und digitale
Musikprojekte. Er sucht immer einen Weg, mit dem Publikum zu
kommunizieren: "Wenn Musik Emotionen weckt und das Publikum diese
spiegelt, entsteht immer etwas Größeres", so der Dirigent.

Neu ist seine Videoreihe "Kurz und Klassik mit Cristian
Mâcelaru", bei der er Werke aus seinen Konzertprogrammen mit dem
WDR Sinfonieorchester vorstellt. Seine Videoeinführung zu Dvořáks
"Te Deum" macht den Auftakt, sie steht ab sofort online:

WDR Mediathek:

https://www1.wdr.de/orchester-und-chor/sinfonieorchester/werkeinfuehrungen/dvorak-te-deum-104.html

Cristian Mâcelarus Karriere als Dirigent hat sich innerhalb
kürzester Zeit rasant entwickelt. Als jüngstes von zehn Kindern 1980
in Temeswar (Rumänien) geboren, startete er seine musikalische
Karriere als Geiger. Als Dirigent debütierte er mit Puccinis "Madame
Butterfly" 2010 im Alter von 30 Jahren an der Houston Grand Opera.
Internationales Aufsehen erregte er 2012, als er beim Chicago Symphony
Orchestra für Pierre Boulez einsprang.

Mittlerweile hat der 39-Jährige sich bei den bedeutenden
amerikanischen und europäischen Orchestern einen Namen gemacht und
dirigierte u.a. das New York Philharmonic, Los Angeles Philharmonic
und Cleveland Orchestra. Eine besonders enge Zusammenarbeit verbindet
er mit dem Philadelphia Orchestra, an dessen Pult er in mehr als 150
Konzerten stand. Das Concertgebouw Orchester Amsterdam, das
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks, das Gewandhausorchester
Leipzig, das Orchestre National de France oder das BBC Symphony
Orchestra luden ihn ebenfalls ein. Mit dem WDR Sinfonieorchester
arbeitete er zum ersten Mal im Februar 2017 zusammen.

Das Programm des Antrittskonzerts wird am 7. September in der Kölner
Philharmonie wiederholt. Die Solopartien in Dvoráks "Te Deum"
übernehmen Simona Šaturová, Sopran und Michael Nagy, Bariton; es
singen der Chor des Bayerischen Rundfunks und der WDR Rundfunkchor
(Einstudierung Robert Blank).


Übertragungen im WDR:

6. September: Livestream auf wdr3.de und WDR 3 live ab 20.04 Uhr

WDR Fernsehen: 15. September | 8.45 Uhr

WDR-Ensembles eröffnen Konzertsaison im Kölner Funkhaus und im
Land

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/08/20190830_konzertsaison.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. September 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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AUSLAND/9154: Aus aller Welt - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neue Koalition aus Fünf-Sterne-Bewegung und Sozialdemokraten

Italien hat eine neue Regierung. Die Minister der populistischen
Fünf-Sterne-Bewegung und der sozialdemokratischen PD sowie der
parteilose Regierungschef Giuseppe Conte legten am Donnerstag vor
Präsident Sergio Mattarella in Rom ihren Amtseid ab. In dem neuen
Kabinett stellen die Sozialdemokraten neun und die
Fünf-Sterne-Bewegung elf Minister. Insgesamt stehen sieben Frauen in
der Regierung, darunter auch die neue, parteilose Innenministerin
Luciana Lamorgese. Sie tritt die Nachfolge des umstrittenen
Innenministers Matteo Salvini an, der im Sommer eine Regierungskrise
ausgelöst hatte.

5. September 2019
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JUSTIZ/9154: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Großeinsatz gegen Schleuserkriminalität

Die Bundespolizei hat am Mittwoch in drei Bundesländern Razzien im
Schleuser-Milieu durchgeführt. Schwerpunkt der Polizeiaktion war
Bremen. In der Hansestadt wurden 23 Wohnungen und Geschäftsräume
durchsucht, zwei weitere Objekte waren in Niedersachsen und Bayern.
Bei der Aktion waren mehr als 600 Beamte im Einsatz. Festnahmen gab
es nicht. Dafür wurde diverses Beweismaterial wie Handys und PCs
sichergestellt. Die Ermittlungen richten sich nach Angaben der
Behörden gegen eine achtköpfige mutmaßliche Schleuserbande, die
Arbeitskräfte in Albanien angeworben und illegal in Deutschland
beschäftigt haben soll.

5. September 2019
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MILITÄR/9151: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Explosion im Zentrum von Kabul

Im Regierungsviertel der afghanischen Hauptstadt Kabul sind am
Donnerstagmorgen mindestens zehn Menschen bei einem Anschlag getötet
worden. Mehr als 30 Menschen wurden zudem verletzt, als nahe einem
Kontrollposten im Bezirk Schaschdarak eine Autobombe explodierte. Die
Taliban übernahmen die Verantwortung für die Tat. Erst am Montag waren
mindestens 16 Menschen bei einem Taliban-Anschlag auf ein Wohngebiet
im Osten von Kabul getötet worden.

5. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9153: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gespräche zwischen CDU und Grünen in Brandenburg

In Brandenburg hat der Parteirat der Grünen am Mittwochabend für die
Aufnahme von Sondierungsgesprächen mit SPD, CDU und Linken gestimmt.
Ein erstes Treffen mit Spitzenvertretern der CDU in Potsdam war nach
Darstellung der Grünen zufriedenstellend verlaufen. Man habe in
konstruktiver und respektvoller Atmosphäre auf Augenhöhe miteinander
geredet, teilten die Grünen-Spitzenkandidaten Ursula Nonnemacher und
Benjamin Raschke mit. Die SPD hatte die Landtagswahl am Sonntag trotz
großer Verluste gewonnen, für eine rot-rote Mehrheit reicht es jedoch
nicht mehr. Möglich wäre ein Regierungsbündnis aus SPD, Grünen und
Linkspartei, die aber nur eine Mehrheit von einer Stimme hätte. Eine
Kenia-Koalition aus SPD, CDU und Grünen hätte eine
Fünf-Stimmen-Mehrheit im Landtag.

5. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9151: Tragisches und Kurioses - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Katamaran im Jadebusen gekentert

Zwei vor Wilhelmshaven im Jadefahrwasser treibende Segler sind lebend
geborgen worden. Die Ehefrau eines Seglers hatte die Havarie von Land
aus beobachtet und die Behörden alarmiert. Ein schnelles Schlauchboot
der Wasserschutzpolizei erreichte nach kurzer Zeit den gekenterten
Katamaran, an dessen Rumpf sich ein 75jähriger klammerte. Ein
gleichaltriger Mitsegler, der schon zwei Stunden zuvor über Bord
gegangen war, wurde wenig später im Bereich der ehemaligen 3.
Hafeneinfahrt entdeckt. Beide Männer wurden mit Verdacht auf
Unterkühlung in ein Krankenhaus gebracht.

5. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8236: Aus Forschung und Technik - 05.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Trümmerteile fliegen an Orbitalstation vorbei

Es befinden sich derzeit keine Trümmerstücke in der Erdumlaufbahn, die
der Internationalen Raumstation ISS gefährlich werden könnten. Nach
einer Überprüfung von NASA-Daten gaben die russische Weltraumbehörde
Roskosmos und das wissenschaftliche Zentrum für Raketen und
Raumfahrzeuge TsNIIMash in Koroljow Entwarnung. Wie Roskosmos am
Donnerstag der Nachrichtenagentur Tass mitteilte, muß die
Orbitalstation kein Ausweichmanöver durchführen, um mögliche
Kollisionen mit Weltraummüll zu vermeiden. Die Berechnungen des
TsNIIMash-Zentrums auf der Grundlage der verfügbaren Daten über den
erdnahen Weltraum hätten die Berichte der US-Raumfahrtbehörde über
Weltraumschrott widerlegt. Es gebe keine Bedrohung für die
ISS-Besatzung, hieß es.

5. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8250: Aus aller Welt - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Erdogan fordert mehr EU-Gelder für die Flüchtlingsabwehr

Die Europäische Union und Ankara haben einen Deal zur Lenkung der
Flucht von Menschen unter anderem aus den Kriegsgebieten Syriens und
Afghanistans. Die Türkei verhindert, daß die Kriegsflüchtlinge nach
Griechenland übersetzen können und nimmt diejenigen auf, die dennoch
auf einer der Ägäisinseln Asyl beantragen konnten, aber abgelehnt
wurden. Im Gegenzug unterstützt Brüssel die Flüchtlingspolitik der
Türkei finanziell. Außerdem nimmt die EU Menschen auf, die vor dem
Krieg in Syrien in die Türkei geflohen sind. Die bislang erfolgte
Unterstützung ist dem türkischen Präsidenten Erdogan zu gering. Er
warnte die EU, wenn diese die Hilfe für die syrischen Flüchtlinge in
der Türkei nicht erhöhe, könne sich sein Land gezwungen sehen, diese
über die Grenze nach Europa ziehen zu lassen. In der Türkei haben in
acht Jahren Syrienkrieg rund 3,6 Millionen Flüchtlinge aus dem
Nachbarland Schutz gefunden.

5. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8206: Medizin und Gesundheitswesen - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Ärzte lassen sich meist nicht gegen Grippe impfen

Jahr für Jahr wiederholt es sich. Zum Ende des Sommers hin warnen die
Seuchenwächter des Robert Koch-Instituts (RKI), daß die kommenden
Grippewellen wohl einen schweren Verlauf nehmen werden und sich
insbesondere Senioren, Schwangere und chronisch Kranke gegen Grippe
impfen lassen sollten. Auch Beschäftigten des Gesundheitswesens wird
eine Impfung empfohlen. Zum einen sind sie als Anlaufstelle für
Grippekranke besonders gefährdet, zum anderen soll sichergestellt
werden, daß die Gesundheitsbevölkerung auf keinen Fall in Gefahr
gerät. Offenbar stößt diese Forderung auf wenig Gehör. Nach einer
Umfrage des Robert-Koch-Instituts (RKI) lassen sich von den Ärzten
und Pflegekräften in deutschen Krankenhäusern nur 40,1 Prozent gegen
Grippe impfen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, lag die
Impfquote der Ärzte bei 61,4 Prozent, die des Pflegepersonals bei
32,5 Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8238: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorermittlungen der Staatsanwaltschaft Mailand gegen Matteo Salvini

Die Staatsanwaltschaft in Mailand hat Vorermittlungen gegen den
Lega-Vorsitzenden Matteo Salvini eingeleitet. Die deutsche Kapitänin
Carola Rackete vom Rettungsschiff Sea-Watch hatte den bis dahin
amtierenden Innenminister wegen schwerwiegend diffamierendem
Verhalten und Anstiftung zu einem Verbrechen verklagt. Gegenüber dem
Nachrichtenmagazin Der Spiegel sagte Rackete, sie finde die
Entscheidung der Staatsanwaltschaft gut. Diese zeige, daß die
italienische Justiz unabhängig arbeite. Ihr selbst sei es wichtig,
sich gegen Haßreden deutlich zu positionieren. Salvinis Worte
befeuerten Rassismus. Sie hätten konkrete Auswirkungen auf
Flüchtlinge und Migranten. Gegen Rackete selbst laufen in Italien
Strafermittlungen, weil sie Ende Juni mit ihrem Schiff und
zahlreichen Bootsflüchtlingen an Bord ohne behördliche Erlaubnis den
Hafen von Lampedusa angesteuert hatte. Das könnte von der
italienischen Justiz als Beihilfe zur illegalen Einwanderung
ausgelegt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8227: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Autobombe der Taliban detoniert in Kabul

Bei einer Detonation in der afghanischen Hauptstadt Kabul sind am
Donnerstagmorgen nach Angaben des Innenministeriums mindestens zehn
Menschen getötet und 42 verletzt worden. Die Taliban-Miliz übernahm
die Verantwortung für die vermutlich von einem Selbstmordattentäter
unter Einsatz eines sprengstoffbeladenen Minibusses durchgeführte
Attacke im Stadtzentrum. Die Explosion erfolgte in der Nähe eines mit
Sicherheitskräften des Geheimdienstes NDS, der Polizei und der Armee
besetzten Kontrollpostens. In dem Stadtbezirk Schasch Darak liegen
Einrichtungen des NDS und das Hauptquartier der örtlichen
NATO-Mission "Resolute Support". Einem Taliban-Sprecher zufolge
detonierte die Autobombe, als ein Konvoi von Ausländern die Stelle
passierte. Bei Anschlägen in Kabul sind im laufenden Jahr mehr als
200 Menschen getötet worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8241: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



SPD und Grüne wollen den öffentlichen Personennahverkehr fördern

Sozialdemokraten und Grüne verfolgen in der Klimapolitik ähnliche
Ziele. Beide Parteien wollen den öffentlichen Personennahverkehr
ausbauen.

Die SPD plant die Einführung einer CO2-Abgabe zur Subventionierung
der Fahrkarten für Busse und Bahnen. In einem Papier der
SPD-Bundestagsfraktion heißt es laut Süddeutscher Zeitung unter
anderem, man wolle, daß jede und jeder flächendeckend mit Bus und
Bahn zu bezahlbaren Preisen, egal ob in der Großstadt oder auf dem
Land, unterwegs sein könne. Dafür sollen Kommunen darin unterstützt
werden, schrittweise ein Jahresticket zu 365 Euro für den Nahverkehr
einzuführen.

Die Grünen haben in die Diskussion den Vorschlag eingebracht,
verbesserte Nahverkehrsangebote über Schulden zu finanzieren, und
zwar unter Ausschöpfung der EU-Defizitkriterien. In dem Fall könnten
rund 35 Milliarden Euro für einen Bundesinvestitionsfonds mobilisiert
werden. Darüber sprach der Co-Bundesvorsitzende Habeck mit der
Süddeutschen Zeitung. Demnach würde die vom Grundgesetz
vorgeschriebene Schuldenbremse an eine Investitionspflicht gebunden.
Das Konzept liegt gerade auf dem Tisch der Bundestagsfraktion bei
ihrer Klausurtagung in Weimar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8239: Arbeit, Soziales und Familie - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Staatlicher Unterhaltsvorschuß wird meist nicht zurückgezahlt

Wenn der Staat getrennt lebenden Elternteilen einen
Unterhaltsvorschuß zahlt, bekommt er das Geld in 61 Prozent der Fälle
nicht mehr zurück, weil die Betroffenen zur Zahlung nicht imstande
sind. In 26 Prozent verfügen die Betroffenen über ein Einkommen,
welches ihnen erlaubt, den Unterhaltsvorschuß zurückzuzahlen, sie tun
es aber nicht oder nur unvollständig. Die aktuellen Zahlen stellte
Bundesfamilienministerin Giffey vor. 2018 versorgte der Staat über
den Unterhaltsvorschuß bundesweit rund 806.000 Kinder und Jugendliche
mit einem alleinerziehenden Elternteil, der vom anderen Elternteil
keine Unterstützung erhält.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8217: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Umweltschützer kritisieren Verschwendung von Lebensmitteln

Umweltschützer kritisieren schon seit einiger Zeit die Verschwendung
von Lebensmitteln. Schließlich schädigt das das Klima. So landen
allein in Deutschland jedes Jahr 18 Millionen Tonnen an Nahrung auf
dem Müll. Das entspricht knapp einem Drittel des Gesamtverbrauchs
hierzulande. Dabei sollen fast 40 Prozent auf Privathaushalte fallen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8227: Märkte und Finanzen - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburg soll weltgrößte Hydrolyseanlage bekommen

Im Hamburger Hafen soll die mit Abstand größte Hydrolyseanlage der
Welt mit einer Leistung von 100 Megawatt entstehen.
Wirtschaftssenator Michael Westhagemann führt nach eigenen Angaben
dazu Gespräche mit Investoren und potentiellen Kunden. Eine
abschließende Entscheidung zum Bau der Anlage könnte im laufenden
Jahr getroffen werden, sagte der parteilose Politiker der Deutschen
Presse-Agentur. Die von Siemens zu bauende Hydrolyseanlage mit einer
Leistung von 100 Megawatt könnte z. B. mit Hilfe überflüssigen
Windstroms bis zu 22.000 Kubikmeter Wasserstoff in der Stunde
produzieren. Das hochexplosive Gas läßt sich in Tanks leicht
speichern. Es kann unter anderem zur Synthese von
Kohlenwasserstoffen, zum Antrieb von Fahrzeugen mit Brennstoffzelle
und zur Produktion von Fernwärme verwendet werden. Der
Wirtschaftssenator, ein ehemaliger Siemensmanager, rechnet mit
Anlagenkosten im dreistelligen Millionenbereich und der Förderung
durch die EU und den Bund. Die Bundesregierung will noch im laufenden
Jahr eine eigene Wasserstoffstrategie vorstellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8240: Aus Forschung und Technik - 05.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Noch viele weiße Flecken auf der Erde

Eigentlich sollte man denken, daß Tier- und Pflanzenwelt der Erde
von Forschung und Wissenschaft hinlänglich durchforstet wurden. Das
ist nicht der Fall. Noch heute werden unter anderem im Regenwald des
Amazonas im Schnitt alle zwei Tage eine neue Tier- oder Pflanzenart
entdeckt. Das ergab ein Report der Naturschutzorganisation WWF. Nach
diesem wurden in den letzten beiden Jahren nicht weniger als 381 neue
Arten identifiziert. Bei den neu entdeckten Arten handelt es sich um
216 Pflanzen, 93 Fische, 32 Amphibien, 20 Säugetiere, 19 Reptilien
und eine Vogelart.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/688: Chemisches Element Kalium in der Atmosphäre eines Exoplaneten entdeckt (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 04.09.2019

Chemisches Element Kalium in der Atmosphäre eines Exoplaneten entdeckt



Ein Team von Astronominnen und Astronomen unter der Leitung von
AIP-Doktorand Engin Keles entdeckte das chemische Element Kalium in der
Atmosphäre eines Exoplaneten erstmals mit hochauflösender Spektroskopie
und mit überzeugend starkem Signal. Das Potsdam Echelle Polarimetric and
Spectroscopic Instrument (PEPSI) am Large Binocular Telescope (LBT) in
Arizona wurde zur Untersuchung der Atmosphäre auf dem jupiterähnlichen
Exoplaneten HD189733b verwendet.

Die chemischen Elemente Natrium und Kalium werden schon seit den frühesten
theoretischen Vorhersagen vor 20 Jahren vor allem in der Atmosphäre von
"heißen Jupitern" erwartet, einige tausend Kelvin heißen Gasplaneten, die
eng um ferne Sterne kreisen. Während Natrium schon früh auch in
hoch-auflösenden Messungen gefunden werden konnte, war dies bei Kalium nicht
der Fall, was der Atmosphärenchemie und -physik einige Rätsel aufgab.

Die Elemente können entdeckt werden, wenn man das Lichtspektrums des
Heimatsterns analysiert, während der Planet von der Erde aus gesehen vor
ihm vorbeizieht. Die unterschiedlichen Elemente hinterlassen im
Lichtspektrum spezifische Absorptionssignale, dunkle Linien, die auf die
chemische Zusammensetzung der Atmosphäre Rückschlüsse ziehen lassen.
Wolken in der Atmosphäre der heißen Jupiter können diese
Absorptionssignale jedoch stark abschwächen und damit den Nachweis der
entsprechenden Elemente erschweren. Selbst für den bisher am besten
untersuchten heißen Jupiter HD189733b gab es bisher nur sehr vage und
ungenaue Kenntnisse zur Kaliumabsorption in der Atmosphäre. Der 64
Lichtjahre entfernte, in etwa jupitergroße Exoplanet, umkreist seinen
Heimatstern - einen Roten Riesen - 30 mal näher als die Erde die Sonne und
braucht dafür nur 53 Stunden. Erst mit der großen Lichtsammelfläche der
zwei 8,4-Meter-Spiegel am LBT und den hohen spektralen
Auflösungsmöglichkeiten von PEPSI gelang es nun zum ersten Mal, Kalium in
den atmosphärischen Schichten über den Wolken definitiv nachzuweisen. Mit
den neuen Messungen können Forscherinnen und Forscher nun die
Absorptionssignale von Kalium und Natrium vergleichen und damit mehr über
Kondensations- und Ionisationsprozesse in diesen Exoplanetenatmosphären
erfahren.

Die hierfür am LBT angewendete Technik heißt Transmissionsspektroskopie.
Dazu ist es erforderlich, dass der Exoplanet vor seinem Heimatstern
vorbeizieht. "Wir haben eine Zeitreihe von Lichtspektren während des
Vorbeizugs des Planeten vor seinem Stern aufgenommen und die
Absorptionstiefe verglichen", erklärt der Hauptautor der Studie, Engin
Keles, AIP-Doktorand in der Gruppe Sternphysik und Exoplaneten. "Während
des Transits entdeckten wir dann die Kaliumsignatur, die vor und nach dem
Transit wie erwartet verschwand, was darauf hindeutet, dass die
planetarische Atmosphäre die Absorption verursacht." Untersuchungen
anderer Teams zielten bereits darauf ab, Kalium auf demselben Exoplaneten
zu entdecken, jedoch wurde entweder nichts gefunden oder das Gefundene war
zu schwach, um statistisch bedeutsam zu sein. Bisher gab es keinen
signifikanten Nachweis von Kalium in hochauflösenden Beobachtungen von
Exoplaneten. "Unsere Beobachtungen haben den Durchbruch geschafft", betont
Projekt-Mitverantwortlicher Dr. Matthias Mallonn, dem PEPSI-Projektleiter
Prof. Klaus Strassmeier zustimmt: "PEPSI ist für diese Aufgabe gut
geeignet, da es auf Grund seiner hohen spektralen Auflösung mehr Photonen
pro Pixel aus sehr schmalen Spektrallinien sammeln kann als jede andere
Teleskop-Spektrograph-Kombination." "Sowohl als Spektrograph als auch als
Polarimeter hat PEPSI bereits bedeutende Beiträge zur Sternphysik
geleistet", ergänzt Christian Veillet, Direktor des LBT-Observatoriums.
"Dieser starke Nachweis von Kalium in der Atmosphäre eines Exoplaneten
etabliert PEPSI als erstaunliches Werkzeug zur Charakterisierung von
Exoplaneten und als einzigartige Bereicherung für die Mitglieder der
LBT-Gemeinschaft." Das Team, bestehend aus Kolleginnen und Kollegen aus
Dänemark, den Niederlanden, der Schweiz, Italien und den USA, präsentiert
seine Ergebnisse nun in der Zeitschrift Monthly Notices of the Royal
Astronomical Society.


Originalpublikation:

Engin Keles, Matthias Mallonn, Carolina von Essen, Thorsten A. Carroll,
Xanthippi Alexoudi, Lorenzo Pino, Ilya Ilyin, Katja Poppenhäger, Daniel
Kitzmann, Valerio Nascimbeni, Jake D. Turner,
Klaus G. Strassmeier (2019),

MNRAS,

"The potassium absorption on HD189733b and HD209458b"

https://doi.org/10.1093/mnrasl/slz123

Weitere Informationen unter:

http://lbtonews.blogspot.com

https://pepsi.aip.de/
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/259: DNA-Reparatur - Zur Seite geschwenkt (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 03.09.2019

DNA-Reparatur - Zur Seite geschwenkt



LMU-Wissenschaftler haben erstmals die vollständige Architektur eines
Schlüsselenzyms der DNA-Reparatur aufgeklärt und zeigen, dass
Strukturänderungen für seine Funktion eine wichtige Rolle spielen.

DNA-Schäden können schwere Folgen für die Zelle und den ganzen Organismus
nach sich ziehen. Besonders gefährlich ist es, wenn beide Stränge der
DNA-Doppelhelix reißen. Solche Doppelstrangbrüche, die etwa durch Strahlung
oder Umweltgifte entstehen, können die Zelle zum Absterben bringen.
Deshalb besitzt die Zelle effiziente Reparaturmechanismen für
Doppelstrangbrüche. Eine zentrale Rolle spielt dabei der sogenannte
MR-Komplex, der Bruchstellen erkennt und deren Reparatur einleitet. Einem
Team um Professor Karl-Peter Hopfner, Inhaber des Lehrstuhls für
Structural Molecular Biology am Genzentrum der LMU, ist es nun erstmals
gelungen, die Architektur dieses komplizierten Komplexes vollständig
darzustellen und seine strukturellen Mechanismen aufzuklären. Über ihre
Ergebnisse berichten die Wissenschaftler im Fachmagazin Molecular Cell.

Frühere Untersuchungen der Wissenschaftler zeigten bereits, dass der
MR-Komplex aus insgesamt vier Enzymen besteht: Zwei Nukleasen, die DNA
spalten, und zwei ATPasen, die das Molekül ATP spalten und auf diese Weise
Energie gewinnen. Der Komplex hat zunächst eine offene Struktur. Erkennt
er einen Doppelstrangbruch, bindet er an die DNA und wirkt als eine Art
molekularer Klettverschluss, der die Bruchstelle umschließt und deren
Reparatur einleitet, indem er DNA-Bauteile abspaltet und so die
Bruchstelle für weitere Reparaturenzyme "säubert". "Welche strukturellen
Mechanismen dabei ablaufen, war bisher unklar, denn der Komplex hat eine
komplizierte Architektur", sagt Lisa Käshammer, die Erstautorin des
Papers: An den ATPasen hängen sogenannte Coiled-Coils, das sind
Proteinstrukturen, bei denen mehrere schraubenförmig gedrehte
Aminosäureketten umeinander gewunden sind. Diese Coiled-Coils sind sehr
lang und flexibel, deshalb lassen sie sich mit den bisher verwendeten
kristallographischen Methoden nicht darstellen.

Mithilfe der Kryo-Elektronenmikroskopie gelang es den Wissenschaftlern
nun, den MR-Komplex des Bakteriums E. coli erstmals vollständig
strukturell zu untersuchen. In Bakterien ist der MR-Komplex etwas weniger
komplex als in Eukaryonten, seine Struktur ist aber weitgehend
konserviert, d.h. sie stimmt in Bakterien und Eukaryonten überein. Mit
ihren Ergebnissen haben die Wissenschaftler die bisher offene Frage
geklärt, wie die Nukleasen überhaupt an die DNA binden können: "In den
bisher bekannten Strukturen war die DNA immer relativ weit vom aktiven
Zentrum der Nuklease weg oder so gebunden, dass das aktive Zentrum
blockiert war", sagt Käshammer. Nun zeigte sich, dass eine elegante
Drehung das Problem löst: Wenn DNA gebunden wird, schwenkt die Nuklease um
etwa 120 Grad auf die Seite. Dadurch bildet sich ein Kanal, in dem die DNA
ins aktive Zentrum der Nuklease binden kann.

Ein weiteres zentrales Ergebnis der neuen Studie ist die Funktion der
Coiled-Coils: Wie die Wissenschaftler zeigen, legen sich diese Strukturen
wie eine schmale Klammer um die DNA und sind aktiv an deren Bindung und
Verarbeitung beteiligt. "Unsere Erkenntnisse sind ein wichtiger Schritt,
um die komplexen Mechanismen der Reparatur von DNA-Doppelstrangbrüchen
besser zu verstehen", sagt Hopfner. Ein besseres Verständnis der
Funktionsweise des Komplexes könnte auch medizinisch interessant sein, da
Doppelstrangbrüche auch bei der Entstehung von Krebs eine wichtige Rolle
spielen.


Originalpublikation:

Mechanism of DNA end sensing and processing by the Mre11-Rad50 complex

Lisa Käshammer, Jan-Hinnerk Saathoff, Fabian Gut, Joseph Bartho, Aaron
Alt, Brigitte Kessler, Katja Lammens, Karl-Peter Hopfner

Molecular Cell 2019

https://www.cell.com/molecular-cell/fulltext/S1097-2765(19)30590-8
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/492: Neues Klimamodell für den Weltklimarat (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
04.09.2019

Neues Klimamodell für den Weltklimarat

AWI-Klimamodellrechnungen erstmals mit Grundlage für den Sachstandsbericht
des IPCC



Klimaforscher vom Alfred-Wegener-Institut beliefern jetzt erstmals die
Datenbank für den Weltklimarat direkt mit Ergebnissen aus ihren globalen
Computermodellierungen. Die Daten sind von besonderem Interesse, weil das
zugrundeliegende, am AWI entwickelte Modell das Meereis und die Ozeane
deutlich besser auflöst als herkömmliche Verfahren. Die Ergebnisse werden
weltweit von Klimawissenschaftlern und Stakeholdern genutzt, um die Folgen
des Klimawandels für den Menschen und die Natur zu bestimmen.

Wie stark wird sich die Erde in den kommenden Jahrzehnten durch den
Klimawandel aufheizen? Wie wird sich dadurch unsere Welt verändern? Diese
gehören zu den wohl drängendsten Fragen unserer Zeit. Weltweit versuchen
Forscherinnen und Forscher mit Klimarechenmodellen eine Antwort darauf zu
finden. Doch das Klima der Erde ist eine ausgesprochen komplexe
Angelegenheit und dessen Modellierung auf Supercomputern schwierig. Jedes
Klimamodell hat seine Stärken und Schwächen. Um die Entwicklung des
künftigen Klimas besser abschätzen zu können, werden deshalb weltweit die
Ergebnisse vieler verschiedener Klimamodelle miteinander verglichen. Denn
im Vergleich wird deutlich, welcher Klimatrend am wahrscheinlichsten ist
und mit welchen Unsicherheiten die Prognosen behaftet sind. An diesem
aufwendigen internationalen Vergleich, dem sogenannten Coupled Model
Intercomparison Project (CMIP), sind weltweit insgesamt rund 50
Forschungseinrichtungen beteiligt. Das Projekt ist von enormer Bedeutung,
weil die Ergebnisse in eine internationale Datenbank einfließen und die
Grundlage für den neuen großen Bericht des Weltklimarates
(Intergovernmental Panel on Climate Change, IPCC) bilden, der im Jahr 2021
erscheinen wird - des 6. Sachstandsberichts (Sixth Assessment Reports,
AR6).

Nur drei Institutionen aus Deutschland

Erstmals ist jetzt auch das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung (AWI) mit einem eigenen Modell an diesem
wichtigen internationalen Vergleichsprojekt beteiligt. Erst vor wenigen
Tagen haben die AWI-Forscherinnen und Forscher die ersten ausführlichen
Ergebnisse ihrer Klimarechnungen in die internationale CMIP-Datenbank
eingestellt. "Es ist schon etwas Besonderes, zu jenen Institutionen zu
gehören, die direkt einen wichtigen Beitrag zur Datenbasis für den
kommenden Weltklimabericht liefern", sagt der Meteorologe Dr. Tido
Semmler, der für das AWI die Arbeit im internationalen Vergleichsprojekt
CMIP koordiniert. "Aus Deutschland sind nur drei Forschungseinrichtungen
dabei - das Max-Planck-Institut für Meteorologie in Hamburg, das Deutsche
Zentrum für Luft- und Raumfahrt und wir." Zudem spielt das Deutsche
Klimarechenzentrum (DKRZ) in Hamburg eine zentrale Rolle, da es den drei
Institutionen Rechenzeit und Speicherplatz zur Verfügung stellt sowie
Unterstützung bei der Durchführung der Simulationen und Bereitstellung der
Daten gibt.

Dass das AWI jetzt erstmals dabei ist, hat einen besonderen Grund: Die
Experten setzen eine neue und bislang kaum verbreitete Methode ein, um das
Klima zu simulieren - ein sogenanntes "unstrukturiertes Gitter", was in
der Klimaforschung einer kleinen Revolution gleichkommt. Denn bisher
arbeiten fast alle Forschungsgruppen der Welt mit sogenannten
"strukturierten Gittern". Das Prinzip dieser Gitter ist schnell erklärt:
Da die Modellierung des Klimas weltweit viel zu komplex ist, teilen
Klimaforscher die Erde und die Atmosphäre in Gitterboxen auf, Würfel mit
einer Kantenlänge von üblicherweise 100 Kilometern. In diesen Gitterboxen
lassen sich die biologischen, chemischen und physikalischen Vorgänge, die
das Klima beeinflussen, mithilfe von Supercomputern berechnen. Ein Problem
besteht aber darin, dass eine Kantenlänge von 100 Kilometern viel zu grob
ist, um wichtige Prozesse direkt zu berücksichtigen - etwa die wenige
Kilometer großen Ozeanwirbel im Golfstrom oder andere wichtige
Meeresströmungen, die zu verstärktem Austausch von Wärme und Feuchtigkeit
zwischen der Atmosphäre und dem Meer führen. Viele Klimamodelle können
daher den Verlauf des Golfstroms nicht naturgetreu nachbilden. Der
Golfstrom entspringt im Golf von Mexiko, wandert an der Küste Floridas gen
Norden und zweigt dann nach Osten Richtung Europa ab. In vielen Modellen
bewegt sich der Strom aber viel zu weit nach Norden durch die fehlende
Berücksichtigung der kleinen Wirbel.

Ein Netz, das sich anpassen lässt

Ideal wäre ein feineres globales Gitternetz mit einer Maschenweite von nur
zehn Kilometern oder weniger. Damit würde sich die Zahl der
Einzelrechnungen aber vervielfachen. Selbst für Klimasimulationen, die nur
wenige Jahre überspannen, würde ein Großrechner Wochen benötigen. Die
Experten vom AWI aber haben mit dem "unstrukturierten Gitter" eine
Alternative entwickelt. Bei diesem Gitter lassen sich die Gitterboxen für
bestimmte ausgewählte und wichtige Gebiete verkleinern - etwa auf zehn
Kilometer. Während das Klima für den ganzen Globus mit Gitterboxen
normaler Kantenlänge gerechnet wird, zoomt man sich mit dem flexibel
anpassbaren Gitter gewissermaßen in bestimmte Gebiete wie den Golfstrom
hinein. Mit dem unstrukturierten Gitter hat die Klimamodellierung nun eine
neue interessante Dimension bekommen, die für den CMIP-Prozess sehr
wichtig ist.

Ein einzigartiger direkter Vergleich

"Für Klimamodellierungen kombiniert man in der Regel verschiedene Modelle,
die unterschiedliche Dinge berechnen - beispielsweise ein Modell, das im
Detail den Ozean modelliert und ein zweites, das die Vorgänge in der
Atmosphäre beschreibt", sagt Tido Semmler. "Das unstrukturierte Gitter
kommt in dem von uns entwickelten Ozeanmodell FESOM zum Einsatz. Für die
Atmosphäre hingegen nutzen wir ein herkömmliches strukturiertes Modell,
das am Max-Planck-Institut für Meteorologie entwickelt worden ist." Und
das macht den Vergleich im Rahmen von CMIP besonders interessant: Das 
Max-Planck-Institut für Meteorologie nämlich koppelt das Atmosphärenmodell 
mit seinem eigenen Ozeanmodell, das auf einem herkömmlichen strukturierten
Gitter basiert. Die Kollegen vom AWI aber verbinden das Atmosphärenmodell
mit ihrem Ozeanmodell, in dem das unstrukturierte Gitter arbeitet. "Die
CMIP-Partner und wir sind sehr gespannt auf den direkten Vergleich dieser
Ergebnisse", sagt Tido Semmler.

Wichtige Daten für die Klimafolgenforschung

Die Ergebnisse der rund 50 Klimamodelle, die das AWI und die anderen 
CMIP-Partner aktuell in die internationale Datenbank einspeisen, werden in 
den kommenden zwei Jahren von vielen anderen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern genutzt werden. Vor allem jenen Experten, die sich mit
den Folgen für den Menschen und die Lebensräume der Erde befassen. Diese
Forschungsergebnisse wiederum werden dann die Grundlage für die Berichte
des Weltklimarates sein; des 6. Sachstandsberichts, und auch des
zusammenfassenden Berichts des Weltklimarates, des Synthesis-Reports, der
vor allem Empfehlungen für die Politik enthalten wird.

Beispielhafte Ergebnisse aus der Modellrechnung (siehe Grafik): Die
Entwicklung der globalen Mitteltemperatur von 1850 bis 2100 nach
Berechnungen mit dem neuen AWI-Klimamodell.

Das AWI-Klimamodell enthält die wesentlichen natürlichen Treiber der
Erdtemperatur wie solare Einstrahlung, natürliche Treibhausgas- und
Aerosolkonzentrationen und vulkanische Aerosole. Die graue Linie steht für
den Kontrolllauf mit diesen natürlichen Treibern und
Treibhausgaskonzentrationen aus dem Jahr 1850 von 284 ppm CO2. Die
schwarzen Linien zeigen die historische Entwicklung der globalen
Mitteltemperatur mit sich erhöhenden Treibhausgaskonzentrationen ab 1850
bis zu 400 ppm CO2 heute, die zu einer globalen Netto-Erwärmung von etwa 1
°C geführt haben. Die farbigen Linien zeigen die mögliche zukünftige
Entwicklung der globalen Mitteltemperatur je nach Emissionsszenario.

Die Schwankungen in den Linien geben die natürlichen Variationen in der
globalen Mitteltemperatur wieder, die es auch ohne Ausstoß von
Treibhausgasen gibt. Im Falle der historischen Entwicklung (schwarze
Linien) und des mittelhohen Szenarios (etwa 4 °C Erwärmung bei 871 ppm CO2
in 2100) für die Zukunft (gelbe Linien) sind jeweils mehrere Rechnungen
durchgeführt worden, um die Unsicherheit in den Ergebnissen abzuschätzen.
Die AWI-Berechnungen haben eine Schwankungsbreite von etwa einem halben
Grad Celsius. Es wird klar, dass die verschiedenen Simulationen sehr
ähnliche Ergebnisse liefern und damit die Ergebnisse robust sind.

Für das niedrige Emissionsszenario (445 ppm CO2 in 2100) müssen starke
Anstrengungen unternommen werden, den Ausstoß der Treibhausgase zu
reduzieren, so dass der Anstieg der globalen Mitteltemperatur auf 2 °C
begrenzt werden kann; beim hohen Emissionsszenario (1142 ppm CO2 in 2100)
wird davon ausgegangen, dass es keine Bemühungen gibt, den Ausstoß der
Treibhausgase zu reduzieren, so dass der Anstieg der globalen
Mitteltemperatur nach den vorliegenden Berechnungen etwa 5 °C beträgt.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/837: Ein Elektron mehr oder weniger - Molekül verformt sich beim Laden (idw)


Universität Regensburg - 04.09.2019

Ein Elektron mehr oder weniger: Molekül verformt sich beim Laden

Regensburger Physiker messen Verformung mithilfe der Rasterkraftmikroskopie



Photosynthese, Verbrennung, Stromfluss in organischen Halbleitern -
Elektronentransferprozesse sind allgegenwärtig. Bei einem
Elektronentransfer nimmt ein Atom oder Molekül Elektronen auf oder gibt
sie ab. Dabei passt sich die molekulare Struktur an die geänderte
Ladungsanzahl an. Diese strukturellen Änderungen verformen ein Molekül
manchmal sehr stark. In vielen Fällen sind die Änderungen aber auch sehr
gering und machen nur einen Bruchteil des Durchmessers eines Atoms aus.
Die Rasterkraftmikroskopie (RKM) bietet die faszinierende Möglichkeit, die
Struktur einzelner Moleküle mit einer Genauigkeit von wenigen billionstel
Metern aufzulösen. Dazu fährt man mit einer atomar feinen Spitze über das
zu untersuchende Molekül und misst die Kräfte, die das Molekül auf die
Spitze ausübt.

Dies hat eine Regensburger Forschergruppe unter der Leitung von Professor
Jascha Repp in Zusammenarbeit mit Forschern von IBM Zürich ausgenutzt, um
die strukturellen Änderungen in einem Molekül zu messen, wenn es ein
einzelnes Elektron aufnimmt. Dazu haben die Physiker zunächst ein
neutrales Molekül mittels RKM abgebildet. Anschließend fügten sie dem
Molekül mit der feinen leitenden Spitze des Mikroskops ein Elektron hinzu,
um dann dasselbe Molekül unter identischen Bedingungen im negativ
geladenen Zustand zu messen.

Durch Vergleich der Messungen mit simulierten Bildern, konnten die
Forscher sehen, wie das Molekül aufgrund des einzelnen zusätzlichen
Elektrons relaxiert. Die gemessen Änderungen in den RKM Aufnahmen konnten
sie auf strukturelle Änderungen von etwa fünf billionstel Meter
zurückführen.


Originalpublikation:

P. Scheuerer, L.L. Patera, F. Simbürger, F. Queck, I. Swart, B. Schuler,
L. Gross, N. Moll, and J. Repp,

"Charge-Induced Structural Changes in a Single Molecule Investigated by
Atomic Force Microscopy",

Physical Review Letters (2019)

DOI: 10.1103/PhysRevLett.123.066001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 04.09.2019

WWW: http://idw-online.de
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AKTION/666: Rhein-Sieg-Kreis - 4. Demenzwoche mit Infos zu Demenz und Alzheimer vom 20.-27.9.19


Rhein-Sieg-Kreis

4. Demenzwoche Bonn/Rhein-Sieg: Informationen zu den Themen Demenz
und Alzheimer



Rhein-Sieg-Kreis (an) - Es fängt häufig ganz harmlos an: Der
Haustürschlüssel ist schon wieder verlegt, Namen oder Wörter entfallen
plötzlich aus dem Gedächtnis oder mitten im Satz wird der Faden
verloren. Bei Betroffenen und Angehörigen, die in dieser Situation mit
der Diagnose "Alzheimer" oder "Demenz" konfrontiert werden, herrscht
große Unsicherheit und auch Angst. Was kommt jetzt auf mich zu? Wer
kann mir helfen? Wie kann mein Leben mit der Diagnose ausse

Um diese und weitere Fragen zu beantworten, findet rund um den
Welt-Alzheimertag am 21. September bereits zum vierten Mal die
"Demenzwoche Bonn/Rhein-Sieg" statt. Sie geht von Freitag, 20.
September 2019, bis Freitag, 27. September 2019. Denn trotz
mittlerweile gewachsener öffentlicher Bekanntheit ist es von enormer
Bedeutung über das Thema "Demenz" weiter zu informieren, darüber zu
sprechen, aktuelle Bedarfe zu erkennen, vorhandene Hilfen aufzuzeigen
sowie Unterstützungsmöglichkeiten auszubauen.

Die "Woche der Demenz" ist eine Kooperationsveranstaltung des
Rhein-Sieg-Kreises, der Bundesstadt Bonn und des Regionalbüros Alter,
Pflege und Demenz - Köln und das südliche Rheinland. Unter der
Schirmherrschaft von Landrat Sebastian Schuster und Bonns
Oberbürgermeister Ashok Sridharan bündelt die Demenzwoche
Veranstaltungen verschiedener Akteure an unterschiedlichen Orten rund
um das wichtige Thema.

Zum Auftakt laden die Veranstalter am Freitag, 20. September 2019, von
9:30 Uhr bis 13:00 Uhr in die Aula der Steyler Missionare nach Sankt
Augustin ein. Unter anderem wird der ehemalige Bundesminister Franz
Müntefering als Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Senioren-Organisationen (BAGSO) über die gesellschaftliche
Herausforderung von Demenz und die kommunale Verantwortung sprechen.
Prof. Dr. Anja Schneider, Direktorin der Klinik für Neurodegenerative
Erkrankungen und Gerontopsychiatrie am Universitätsklinikum Bonn,
informiert an diesem Abend über Früherkennung und Prävention.

Einen Tag später, dem Welt-Alzheimertag am Samstag, 21. September
2019, stellt der Arbeitskreis Demenz der Bundesstadt Bonn im Rahmen
des Aktionstages "Demenz verstehen und handeln" die breite Vielfalt
der Hilfsangebote und Hilfsmöglichkeiten vor. Im Haus der Bildung,
Mülheimer Platz 1, in Bonn werden von 10:30 Uhr bis 16:30 Uhr
Vorträge, Workshops, musisch-kulturelle Beiträge, Gesprächsgruppen,
Beratung und eine Infobörse angeboten.

Die darauffolgenden Tage der Demenzwoche stehen unter dem Motto der
gesellschaftlichen und kulturellen Teilhabe für Menschen mit Demenz
und deren Angehörige. Angeboten werden z.B. der Besuch einer
Bilderausstellung, begleitete Spaziergänge, eine Tanzveranstaltung
oder Theateraufführungen.

Das komplette Programm der 4. Demenzwoche Bonn/Rhein-Sieg kann im
Internet unter www.rsk-gesundheitsportal.de/demenzwoche abgerufen
werden. Die Broschüre liegt zudem u.a. im Kreishaus in Siegburg, in
der Außenstelle der Kreisverwaltung in Meckenheim und auch im Haus der
Bonner Altenhilfe in Bonn aus.

Das detaillierte Programm des Aktionstages "Demenz verstehen und
helfen" ist ebenfalls im Haus der Bonner Altenhilfe erhältlich oder
kann auf der Internetseite der VHS unter www.vhs-bonn.de abgerufen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 20. August 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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SEMINAR/474: Bocholt - Schulung zum Betreuungsrecht für Ehrenamtliche am 23.9.2019


Stadt Bocholt

Betreuungsrecht: Mit Hilfsmitteln den Alltag erleichtern

Kostenlose Schulung für ehrenamtliche Betreuer und Bevollmächtigte am
Montag, 23. September, ab 18:30 Uhr im Rathaus



Bocholt (PID). Welche Hilfsmittel gibt es, um auf Unterstützung
angewiesenen Menschen den Alltag zu erleichtern oder deren
Selbstständigkeit zu erhalten? Welche Finanzierungsmöglichkeiten
bestehen? Diese Fragen stellen sich viele ehrenamtliche Betreuer oder
Bevollmächtigte, weil sie im Rahmen der Vertretung im Bereich der
Gesundheitssorge auch für die medizinische, berufliche und soziale
Rehabilitation zuständig sind.

Antworten darauf gibt jetzt eine kostenlose Schulung. Sie findet am
Montag, 23. September, ab 18:30 Uhr im Rathaus am Berliner Platz
statt. Referieren wird Dipl. Sozialarbeiterin Susanne Zachej vom
Sozialdienst katholischer Frauen (SkF). Anmeldungen nimmt der SkF
unter Tel. 02871 2518-220 entgegen.

Veranstalter und Rahmen

Veranstaltet wird die Fortbildung von den Betreuungsvereinen der AWO
und des SKF in Kooperation mit der Betreuungsstelle der Stadt Bocholt.
Die Veranstaltung ist Teil einer zehnteiligen Reihe unter dem Titel
"Gut geschult - gut vertreten", die sich mit unterschiedlichen Themen
rund ums Betreuungsrecht beschäftigt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 1. September 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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AUSSEN/2173: Jemen - Bundesregierung muss endlich handeln


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. September 2019

Jemen: Bundesregierung muss endlich handeln



Zur jüngsten Eskalation von Gewalt in Jemen erklärt Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik:

Die Lage im Jemen hat sich in den letzten Tagen massiv verschärft.
Allein bei einem saudischen Luftangriff auf ein Gefängnis der
Huthi-Rebellen starben über 100 Menschen. Besonders beunruhigend ist,
dass inzwischen auch innerhalb der von Saudi Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten geführten Anti-Huthi-Allianz Kämpfe
ausgebrochen sind. Bisher hatten beide Staaten die jemenitische
Zentralregierung unterstützt. Zuletzt vertrieben jedoch Truppen des
von den Emiraten unterstützten südjemenitischen Übergangsrats
Einheiten der Zentralregierung aus Aden. In der Folge bombardierten
die Emirate sogar zu Hilfe eilende Regierungstruppen. Damit weitet
sich der Jemenkrieg bedrohlich aus.

Heiko Maas hat den Jemenkrieg als ein Schwerpunktthema der deutschen
Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat genannt. Damit dies nicht nur eine
leere Phrase bleibt, muss die Bundesregierung jetzt direkt und über
die Vereinten Nationen auf den jemenitischen Präsidenten und dessen
Schutzmacht Saudi Arabien einwirken, die jemenitische Regierung
endlich repräsentativer zu gestalten. Es ist essenziell, dass auch
andere einflussreiche jemenitische Akteure in Präsident Hadis
Regierung repräsentiert werden. Dies gilt insbesondere für den
südlichen Jemen, dessen Vertreter sich seit Langem politisch wie
wirtschaftlich marginalisiert sehen. Nur so können die neu
ausgebrochenen Kämpfe zwischen Truppen der Zentralregierung und des
südlichen Übergangsrates gestoppt werden. Und nur so können später
auch tragfähige Verhandlungen mit den Huthis geführt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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BILDUNG/1036: Beste KI-Köpfe in Deutschland halten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. September 2019

Beste KI-Köpfe in Deutschland halten

Durch Einrichtung von KI-Exzellenz-Professuren Spitzenwissenschaftler
zum Bleiben motivieren



Bei der Klausur des Vorstandes der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag wurde am heutigen Donnerstag die Initiative der
Arbeitsgruppe Bildung und Forschung zur Verbesserung der KI-Kompetenz
in Deutschland beschlossen. Dazu erklärt der forschungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert
Rupprecht:

"Mit hoch dotierten KI-Exzellenz-Professuren wollen wir Spitzenkräfte
der Künstlichen Intelligenz am deutschen Innovationsstandort halten.
Die Nachfrage nach KI-Experten ist weltweit derart hoch, dass in
Deutschland ausgebildete Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit
besonderen Angeboten ins Ausland gelockt werden. Hier wollen wir mit
den KI-Exzellenz-Professuren etwas entgegensetzen. Wir wollen und
können nicht mit Millionengehältern mithalten. Wir können aber für
herausragende Spitzenkräfte die Arbeitsbedingungen ein Stück weit
noch attraktiver machen und so die besten Köpfe auf dem Gebiet der
Künstlichen Intelligenz in Deutschland halten.

Künstliche Intelligenz ist ein zentrales Zukunftsthema, das uns alle
betrifft und die Entwicklung unserer Gesellschaft massiv beeinflussen
wird. Unser Ziel ist es, dass KI dem Menschen nützt und zu einer
besseren Zukunft beitragen wird. Um das zu erreichen, brauchen wir
kluge Köpfe, die KI durchblicken und zu unserem Wohle vorantreiben.
Wir investieren bereits stark in unseren Wissenschaftsstandort und
sind durchaus international wettbewerbsfähig.

Wir können es uns nicht erlauben, erst mit viel Engagement
KI-Experten auf hohem Niveau auszubilden, die dann ihr Wirken ins
Ausland verlagern. Es reicht nicht aus, nur internationale
Talentschmiede zu sein. Wir müssen die Talente auch in der eigenen
Mannschaft aufstellen und halten können, wenn wir international
mitspielen wollen.

Die KI-Exzellenzprofessuren sind ein neues Instrument, das eine
dauerhafte Zusammenarbeit von Bund und Ländern ermöglicht. Wir nutzen
die bestehenden Professuren als Ausgangsbasis und werten diese durch
zusätzliche Unterstützung des Bundes auf. Wir sind davon überzeugt,
dass es sinnvoller ist, gute Leute gleich in Deutschland zu halten,
statt sie später mit viel Mühe zurückzuholen. Unsere Politik ist nach
vorne ausgerichtet, auf die wesentlichen Zukunftsthemen, zu denen KI
zweifelsohne zählt."

Hintergrund:

Mit bis zu 70 KI-Exzellenz-Professuren soll ein forschungspolitisches
Instrument geschaffen werden, das Professuren mit Bundesmitteln
aufwertet und so die Motivationslage bei Spitzenkräften ändert. Neben
einer Aufstockung des Jahresgehaltes um bis zu 200.000 Euro soll auch
eine Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen ermöglicht werden,
beispielsweise die Reduzierung der Lehrtätigkeit und eine
wirtschaftliche Betätigung zur Förderung des Transfers von Wissen in
die Anwendung. Über einen Zeitraum von 10 Jahren würde der Bund ca.
140 Mio. Euro für die KI-Exzellenz-Professuren investieren. Die
KI-Strategie der Bundesregierung, für die 3 Milliarden Euro
vorgesehen sind, bietet dafür den Rahmen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/979: Letzte Chancen zur Vermeidung eines ungeordneten Brexits nutzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2019

Letzte Chancen zur Vermeidung eines ungeordneten Brexits
nutzen

Parlamentarier ziehen das Verfahren wieder an sich



Das britische Unterhaus hat am heutigen Mittwoch mit einem Gesetz den
ungeregelten Austritt Großbritanniens aus der EU am 31. Oktober
verhindert. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Die Entscheidung des britischen Parlaments ist gut für das
Vereinigte Königreich und für die Europäische Union. Auf beiden
Seiten des Kanals will niemand einen ungeregelten Brexit, denn er
wäre für alle die denkbar schlechteste Lösung - vor allem aber für
die Briten selbst. Durch seine ständige Drohung mit dem ungeregelten
Austritt hat Premierminister Johnson viel Vertrauen in seinem Land,
aber auch bei den Europäern zerstört.

Die Unionsfraktion findet es richtig, dass das britische Unterhaus
das Verfahren zum Brexit wieder an sich gezogen hat. Für uns ist
schwer nachvollziehbar, warum die Regierung Johnson mit einem
Verfahrenstrick den gewählten Abgeordneten eine mehrwöchige Pause
verordnet und auf diese Weise versucht hat, sie in einer
entscheidenden Phase des Austrittsprozesses zu entmachten. Gut, dass
das Parlament dies verhindert hat!

Der 'Backstop', die Auffanglösung für die Grenze auf der irischen
Insel, ist eine gute, pragmatische Lösung für ein sehr komplexes
Problem. Die Ideologen aus dem Brexit-Lager lehnen diese Lösung ab,
ohne bislang eine praktikable Alternativlösung anzubieten. Sollte die
britische Regierung nun einen tragfähigen Vorschlag für eine
Alternative unterbreiten, kann der britische EU-Austritt über den 31.
Oktober hinaus verschoben werden. Aber nur, wenn die Zeit für
ernsthafte Verhandlungen genutzt wird. Verhandeln können wir dabei
jedoch nur über eine Lösung im Rahmen der künftigen Beziehungen. Das
Austrittsabkommen selbst ist und bleibt ausverhandelt."

 * 
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BUNDESTAG/8829: Heute im Bundestag Nr. 974 - 05.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 974

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. September 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Keine GZD-Korrekturbitten im März

2. Übermittlung von Rentenmitteilungen

3. Vorsorgesparen für Privatanleger

4. Grüne fragen nach Facebook-Währung

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMJV

6. Geprüfte Rechnungen der Fraktionen



1. Keine GZD-Korrekturbitten im März

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat im März 2019
keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe
erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12788)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12319). Die GZD gebe in
Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

2. Übermittlung von Rentenmitteilungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung
sowie weitere Träger von Versorgungseinrichtungen der zentralen
Zulagenstelle für Altersvermögen die vorgeschriebenen
Rentenbezugsmitteilungen rechtzeitig übermittelt haben, will die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12535) erfahren. Unter
anderem wird auch danach gefragt, wie hoch die bei nicht rechtzeitiger
Übermittlung festzusetzenden Verspätungsgelder waren.

 * 

3. Vorsorgesparen für Privatanleger

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die derzeitigen
Möglichkeiten des Vorsorgesparens für Privatanleger angesichts des
anhaltenden Niedrigzinsniveaus und des mutmaßlich von der Europäischen
Zentralbank angestrebten neuen "symmetrischen Inflationsziels"
beurteilt, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/12537)
erfahren. Außerdem wird nach einer weiteren Herabsetzung des
Schwellenwertes für anonyme Edelmetallkäufe gefragt

 * 

4. Grüne fragen nach Facebook-Währung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die finanzpolitischen Aspekte zu den Plänen von
Facebook zur Einführung einer digitalen Währung macht die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zum Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/12540).
Gefragt wird, ob es Treffen von der Regierung mit Vertretern von
Facebook gegeben habe und welche Kenntnisse über die Planungen der
sogenannten Libra-Allianz bestehen. Außerdem geht es um mögliche
Gefahren für die nationale und globale Finanzstabilität durch die
digitale Währung Libra.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMJV

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium der Justiz und
für Verbraucherschutz (BMJV) im April 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12644) danach, aus welchen Anlässen das BMJV
im April dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Geprüfte Rechnungen der Fraktionen

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die geprüften Rechnungen der sechs
Bundestags-Fraktionen für 2018 liegen jetzt als Unterrichtung
(19/12890) durch den Bundestagspräsidenten vor. Wie aus der Unterlage
hervorgeht, haben die Wirtschaftsprüfer keine Einwendungen gegen die
Rechnungslegung der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Linken und
Grünen geltend gemacht, sie entsprach den gesetzlichen Vorgaben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8828: Heute im Bundestag Nr. 973 - 05.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 973

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. September 2019, Redaktionsschluss: 11.44 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des Kanzleramts

2. Keine Korrekturbitten des BPA

3. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten

4. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des Bamf

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKG



1. Keine Korrekturbitten des Kanzleramts

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundeskanzleramt hat im April 2019 in keinem Fall
bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12851) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12344) der
AfD-Fraktion hervor.

Das Kanzleramt gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des BPA

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundespresseamt (BPA) hat im März 2019 in keinem
Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12852) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12306) der
AfD-Fraktion hervor.

Das BPA gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen die Bundesanstalt für den Digitalfunk
der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) im Mai
2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12673) danach, aus
welchen Anlässen die Bundesanstalt im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) im Mai 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12672) danach, aus welchen Anlässen das BBK
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des Bamf

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) im Mai 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12671) danach, aus welchen Anlässen das Bamf im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BKG

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Kartographie und
Geodäsie (BKG) im Mai 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12669) danach, aus welchen Anlässen das BKG im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8827: Heute im Bundestag Nr. 972 - 05.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 972

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. September 2019, Redaktionsschluss: 10.48 Uhr

1. Sammlungen nicht im Zentraldepot

2. Korrekturbitten der BKM im März 2019

3. Korrekturbitten des BMG

4. Standortentscheidung für Batteriezelle

5. Bundesrat zur beruflichen Bildung

6. BMBF-Korrekturbitten im April 2019



1. Sammlungen nicht im Zentraldepot

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Sammlungen in den Depots des Ethnologischen
Museums und des Museums für Asiatische Kunst in Berlin werden nicht in
das zurzeit in Planung befindliche Zentraldepot in Friedrichshagen
verlagert. Stattdessen sollen sie am Standort Dahlem verbleiben. Als
Grund führt die Bundesregierung in einer Antwort (19/12807) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12050) neue Planungen im Humboldt
Forum an.

 * 

2. Korrekturbitten der BKM im März 2019

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien (BKM) gibt lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn von der BKM veröffentlichte Informationen oder Angaben
über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und
die BKM einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Das
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/12818) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12298). Die Fraktion hatte sich
darin nach Korrekturbitten der BKM im März 2019 erkundigt.

 * 

3. Korrekturbitten des BMG

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesgesundheitsministerium (BMG)
im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12642) danach, aus
welchen Anlässen das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien
ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Standortentscheidung für Batteriezelle

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL Am 28. Juni 2019 hat das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF), gemeinsam mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie (BMWi) öffentlich verkündet, dass Münster als
Standort für die "Forschungsfertigung Batteriezelle" (FFB) ausgewählt
worden ist. Der Bund beabsichtigt bis zu 500 Millionen Euro in Aufbau
und Betrieb der FFB zu investieren, schreibt die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/12663). Für diese
Forschungsfertigung seien neben Münster auch die Standorte Ulm,
Augsburg, Dresden, Salzgitter und Itzehoe im Auswahlverfahren gewesen.

Rund um diese für den Mobilitätsstandort Deutschland wichtige
innovations- und industriepolitische Förderentscheidung sind nach
Ansicht der Fraktion auch nach der Sondersitzung des Ausschusses für
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung vom 24. Juli 2019
viele Fragen offen geblieben, es würden sich neue Widersprüche
ergeben.

Die Grünen möchten unter anderem wissen, welche Personen im BMBF und
darüber hinaus an der Erarbeitung des Dachkonzepts "Forschungsfabrik
Batterie" beteiligt waren und an welchem Tag das BMBF dieses
Dachkonzept beschlossen hat. Zudem interessiert die Fraktion, nach
welchen Kriterien und durch welchen Prozess die
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) als zukünftige Bauherrin und Betreiberin
der Forschungsfertigung Batteriezelle (FFB) ausgewählt worden ist.

 * 

5. Bundesrat zur beruflichen Bildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Der Bundesrat hat sich in einer Stellungnahme und
Gegenäußerung (19/12798) zum von der Bundesregierung geplanten
"Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stärkung der
beruflichen Bildung" (19/10815) in mehr als 20 Punkten nicht
zugestimmt. Darunter fallen der Vorschlag der Bundesregierung, auf die
automatische Streckung der Ausbildungsdauer bei Teilzeit zu
verzichten, die Statistikmerkmale der Berufsbildungsstatistik zu
erweitern und der Vorschlag, Berufsschulnoten auch ohne den Willen der
Absolventen auf dem Zeugnis der zuständigen Stelle auszuweisen.

 * 

6. BMBF-Korrekturbitten im April 2019

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion fragt die Bundesregierung erneut,
"aus welchen Anlässen" das das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12625) danach, "aus welchen Anlässen" das BMBF im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. In der
Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf eine frühere Kleine
Anfrage (19/7472) weisen die Abgeordneten darauf hin, dass nicht nach
einer Gesamtübersicht gefragt worden war, sondern nach konkret und
detailliert aufzuschlüsselnden Korrekturbitten.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8826: Heute im Bundestag Nr. 971 - 05.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 971

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. September 2019, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Anhörung zur Grundsteuerreform

2. Freier Zugang zu Daten

3. Bilanz der Wohnungspolitik im Bund

4. Korrekturbitten des BMWi

5. Chemischer Zustand der Gewässer schlecht

6. Korrekturbitten des Kanzleramts



1. Anhörung zur Grundsteuerreform

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Reform der Grundsteuer ist Thema einer
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch, den 11.
September, ab 15 Uhr im Europasaal 4.900 des Paul-Löbe-Hauses.
Grundlage der Anhörung ist ein Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts
(19/11085). Danach soll für die Erhebung der Steuer in Zukunft nicht
allein auf den Bodenwert zurückgegriffen werden, sondern es sollen
auch Erträge wie Mieteinnahmen berücksichtigt werden. Für die
Bundesländer ist eine Öffnungsklausel vorgesehen, damit sie die
Grundsteuer nach anderen Bewertungsverfahren erheben können. Auch in
Zukunft werden die Gemeinden die Höhe der Grundsteuer mit örtlichen
Hebesätzen bestimmen können. Um strukturelle Erhöhungen der Steuer zu
vermeiden, appellieren CDU/CSU- und SPD-Fraktion an die Kommunen, die
Hebesätze entsprechend abzusenken.

Außerdem geht es in der Anhörung um den ebenfalls von den
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von
baureifen Grundstücken für die Bebauung (19/11086). Städte und
Gemeinden sollen die Möglichkeit der Festlegung eines erhöhten,
einheitlichen Hebesatzes auf baureife Grundstücke erhalten. Mit dem
erhöhten Satz könne über die Grundsteuer ein finanzieller Anreiz
geschaffen werden, baureife Grundstücke einer sachgerechten und
sinnvollen Nutzung durch Bebauung zuzuführen, heißt es in dem
Gesetzentwurf. Auf der Tagesordnung stehen zudem Anträge zur
Grundsteuer von AfD-Fraktion (19/11125), FDP-Fraktion (19/11144) sowie
der Fraktion Die Linke (19/7980).

Als Sachverständige sind geladen: Bund der Steuerzahler Deutschland,
Bundesverband der kommunalen Spitzenverbände, Deutscher Mieterbund,
Deutscher Steuerberaterverband, Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin), Deutscher Industrie- und
Handelskammertag (DIHK), Bundesverband deutscher Wohnungs- und
Immobilienunternehmen (GdW), Haus & Grund Deutschland - Zentralverband
der Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Professor Johanna
Hey (Universität zu Köln), ifo Institut - Leibniz-Institut für
Wirtschaftsforschung an der Universität München, Professor Lorenz J.
Jarass, Professor Gregor Kirchhof (Universität Augsburg), Professor
Dirk Löhr (Hochschule Trier), Netzwerk Steuergerechtigkeit c/o WEED -
Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung, Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und Professor Joachim Wieland
(Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Freier Zugang zu Daten

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Informationen des öffentlichen Sektors, die
teilweise oder vollständig aus Steuermitteln finanziert wurden, sollen
grundsätzlich für alle Menschen zeitnah, maschinenlesbar, vollständig,
kostenfrei und ohne Einschränkungen nachnutzbar sein. Dies fordert die
Fraktion Die Linke in einem Antrag (19/12633). Das bedeutet nach
Auffassung der Fraktion, dass alle Daten, die von Kommunal-,
Landes- und Bundesverwaltung erhoben würden, veröffentlicht werden
müssten. Als Beispiele werden genannt Wetterdaten, Verkehrsdaten,
Katasterdaten und Statistiken sowie solche Dokumente und
Informationen, die im Rahmen staatlichen Handelns anfallen, wie zum
Beispiel Gesetzentwürfe und Haushaltsentwürfe. Das gleiche soll für
bibliografische Daten, Archivgut und Medien, die ausschließlich durch
Bundesmittel entstanden sind, gelten. Die Bundesregierung wird
aufgefordert, wie im Koalitionsvertrag angekündigt, ein Open
Data-Gesetz vorzulegen.

 * 

3. Bilanz der Wohnungspolitik im Bund

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Zahl der Sozialwohnungen in Deutschland hat sich
seit 2006 nahezu halbiert. Wie aus der Antwort (19/12786) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12348) der Fraktion Die
Linke hervorgeht, sank die Zahl der gebundenen Mietwohnungen von rund
2,094 Millionen im Jahr 2006 auf 1,176 Millionen im Jahr 2018.

In der Antwort liefert die Bundesregierung weiteres umfangreiches
Daten- und Zahlenmaterial zum Wohnungsmarkt in Deutschland -
beispielsweise zur Mietenentwicklung bundesweit und auf Ballungsräume
sowie Regionen bezogen, zur Entwicklung der Wohnkostenbelastung und
zum Wohnungsbestand des Bundes. Aufgeführt werden außerdem etwa die 15
größten Wohnungsunternehmen Deutschlands.

 * 

4. Korrekturbitten des BMWi

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) hat im März
2019 in keinem Fall "unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um
Korrekturen von Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/12774) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12303, 19/12305, 19/12329, 19/12332, 19/12338,
19/12345) hervor. Das Bundesministerium und seine
Geschäftsbereichbehörden würden "in selten auftretenden Fällen einem
Medium dann einen Hinweis" geben, wenn die vom Ministerium oder seinen
Geschäftsbereichsbehörden veröffentlichten Informationen oder Angaben
über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben seien und
ein Hinweis für geeignet und angemessen erachtet werde. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise besteht nicht, und eine
solche Dokumentation wurde auch nicht durchgeführt", führt die
Bundesregierung aus.

 * 

5. Chemischer Zustand der Gewässer schlecht

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Im Jahr 2015 sind alle Oberflächengewässer in
Deutschland hinsichtlich ihres chemischen Zustands als "nicht gut"
eingestuft worden. Hauptgrund dafür sei die Überschreitung der
Qualitätsnorm für Quecksilber in Lebewesen, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/12699) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12099). Darin hatte sich die
Fraktion erkundigt, welcher Anteil der Oberflächengewässer in
Deutschland nicht in einem guten chemischen Zustand im Sinne der
EU-Wasserrahmenrichtlinie ist.

Würden Quecksilber sowie die langlebigen Substanzen BDE, PAK und TBT
nicht mitbewertet, erreichen 83 Prozent der Wasserkörper den "guten"
chemischen Zustand während ihn sechs Prozent verfehlen und elf Prozent
nicht bewertet wurden, heißt es in der Antwort weiter. Die Belastung
der Gewässer mit den 45 prioritären Stoffen sei vor allem für
diejenigen rückläufig, für die Regulierungsmaßnahmen ergriffen wurden.
Für die Stoffe, die nicht in der Liste der prioritären Stoffe erfasst
seien, lägen "Kenntnisse zum Ausmaß der Gewässerbelastung erst mit der
zweiten Aktualisierung der Bewirtschaftspläne" im Jahr 2021 vor,
schreibt die Bundesregierung weiter.

 * 

6. Korrekturbitten des Kanzleramts

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundeskanzleramt im Mai 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12668) danach, aus welchen Anlässen das Amt
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8825: Heute im Bundestag Nr. 970 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 970

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 13.26 Uhr

1. Abschwächung des Flächenverbrauchs

2. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

3. Korrekturbitten des BVL im April

4. Korrekturbitten des BSA im April

5. Korrekturbitten des BMEL im April



1. Abschwächung des Flächenverbrauchs

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und
Verkehrszwecke hat sich in ihrer Dynamik abgeschwächt. Das stellt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/12697) auf eine Kleine Anfrage
(19/11956) der AFD-Fraktion zu direkten und indirekten
Landnutzungsänderungen fest. Die Flächeninanspruchnahme für
Siedlungs- und Verkehrszwecke habe in Deutschland im Zeitraum von 2014
bis 2017 durchschnittlich 58 Hektar pro Tag gegenüber 73 Hektar pro
Tag im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2013 und 120 Hektar pro Tag im
Durchschnitt der Jahre 1993 bis 2003 betragen. Gemessen an dem Ziel
der Bundesregierung, die tägliche Flächenneuinanspruchnahme für
Siedlung und Verkehr bis zum Jahr 2030 auf unter 30 Hektar pro Tag zu
reduzieren und bis 2050 das Ziel keiner Flächenneuinanspruchnahme zu
erreichen, sei der Wert allerdings noch immer zu hoch. Außerdem sei
die Abnahme von Agrarflächen höher als 58 Hektar pro Tag, weil
zusätzlich Flächen für Photovoltaikanlagen, Forst-, Naturschutz- und
Gewässerflächen umgewandelt würden. Für diese Nutzungsänderungen lägen
aber keine Daten vor.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des Ministeriums

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) hat im März 2019 in keinem Fall bei Medien um
eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort
(19/12549) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12292) der
AfD-Fraktion hervor. Das Ministerium gebe lediglich in Einzelfällen
einem Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Korrekturbitten des BVL im April

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) im April 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12657) danach, aus welchen Anlässen das BVL
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten des BSA im April

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundessortenamt (BSA) im April 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12654) danach, aus welchen Anlässen das BSA
im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten des BMEL im April

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12626) danach, aus welchen Anlässen das BMEL im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8824: Heute im Bundestag Nr. 969 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 969

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 12.31 Uhr

1. Entwicklung der Verteidigungsausgaben

2. Keine Korrekturbitten des BMG

3. 2.162 Eisenbahnbrücken in Niedersachsen

4. Potenzial bei Senkrechtstartern erkannt

5. Masterplan Ladeinfrastruktur in Arbeit

6. Für Schwerpunktsetzung noch zu früh



1. Entwicklung der Verteidigungsausgaben

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Daten zur Entwicklung der Verteidigungsausgaben
seit 1955 sind öffentlich zugänglich. Darauf weist die Bundesregierung
in einer Antwort (19/12780) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12000) hin. "Rückblickend können der in Federführung des
Bundesministeriums der Finanzen erstellten und öffentlich zugänglichen
Haushaltsrechnung des Bundes für die Jahre 1955 bis 2018 die
Rechnungen aller Einzelpläne und damit auch die des Einzelplans 14
entnommen werden", schreibt die Bundesregierung mit Verweis auf den
Einzelplan des Bundesministeriums der Verteidigung.

Diese Daten entsprächen der Betrachtung von Verteidigungsausgaben im
Sinne des Bundeshaushaltes. "Der Begriff der Verteidigungsausgaben
nach Nato-Kriterien ist weiter definiert. Er enthält neben den
Ausgaben des Einzelplans 14 auch Ausgaben aus anderen Einzelplänen",
führt die Bundesregierung weiter aus. Die "detaillierte
Gesamtübersicht der Ausgaben außerhalb des Einzelplans 14", die als
Verteidigungsausgaben angerechnet und an die Nato gemeldet werden, hat
die Bundesregierung als "VS-vertraulich" eingestuft.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des BMG

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) hat im März
2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gebeten. Das geht aus der
Antwort (19/12789) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/12295) der AfD-Fraktion hervor.

Die BMG gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. 2.162 Eisenbahnbrücken in Niedersachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Niedersachsen gibt es nach Regierungsangaben
2.162 Eisenbahnbrücken, wovon 60 (rund 2,8 Prozent) in den kommenden
Jahren sanierungsbedürftig sind. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/12581) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12094) hervor. Nach Auskunft der DB Netz AG würden im Rahmen der
Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung LuFV II (2015 bis 2019) nach
aktuellem Stand 65 kennzahlenrelevante Eisenbahnüberführungen in
Niedersachsen erneuert, wofür rund 292 Millionen Euro eingesetzt
werden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

4. Potenzial bei Senkrechtstartern erkannt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Hinblick auf Senkrechtstarter (Fluggeräte, die
senkrecht starten und landen können) im Sinne urbaner
Luftmobilitätskonzepte sieht die Bundesregierung nach eigener Aussage
ein großes Potenzial bei elektrischen Antriebssystemen. So heißt es in
der Antwort der Regierung (19/12583) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/12171). Die Bundesregierung stehe im ständigen Dialog
mit den relevanten Akteuren. Der Austausch diene insbesondere dazu,
Handlungsbedarf bei Forschung oder Genehmigungsverfahren zu
identifizieren. Hier unterstütze die Bundesregierung Unternehmen bei
den Kontakten zur Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit
(EASA), die für die Bauvorschriften in der sogenannten
"eVToL"-Kategorie zuständig ist. Im Bereich der Forschung sei dem
Handlungsbedarf mit dem Luftfahrtforschungsprogramm LuFo des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) und dem
Ideen- und Förderaufruf für unbemannte Luftfahrtsysteme und Flugtaxis
des BMVI Rechnung getragen worden.

 * 

5. Masterplan Ladeinfrastruktur in Arbeit

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zum Erreichen der Klimaschutzziele ist es nach
Ansicht der Bundesregierung erforderlich, "dass bei Pkw in erheblichem
Umfang elektrische Antriebstechnologien eingesetzt werden". Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/12584) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/12188) hervor. Voraussetzung dafür, dass sich Nutzer
für E-Pkw entscheiden, sei eine bedarfsgerechte Ladeinfrastruktur,
heißt es in der Antwort. Die Bundesregierung verfolge weiterhin das
Ziel, die Infrastruktur für die Elektromobilität zu schaffen. Dazu
erarbeite sie derzeit unter Einbeziehung von Vertretern der Industrie,
Netzbetreibern und Verbraucherverbänden einen "Masterplan
Ladeinfrastruktur".

Die Bundesregierung plane keine Einführung eines eigenen Stromnetzes
für Elektrozapfsäulen, heißt es in der Vorlage weiter. "Der Aufbau
eines zweiten Stromnetzes neben dem regulären Stromnetz wäre nicht
zweckdienlich und würde zu hohen zusätzlichen Kosten für die Nutzer
führen."

Dem Einwand der AfD-Fraktion, dass "die zertifizierten
Grünstrom-Lieferverträge lediglich auf dem Papier zu 100 Prozent aus
erneuerbaren Quellen stammen, aber in der Praxis der normale Strommix
geliefert wird", entgegnet die Regierung: "Ökostrom unterscheidet sich
physikalisch nicht von Strom, der nicht aus erneuerbaren Energien
stammt." Es sei physikalisch unmöglich, Strom, der aus dem Stromnetz
bezogen wird, einer Erzeugungsquelle zuzuordnen. Beim Bezug von
Ökostrom sei aber garantiert, "dass in der Menge, in der Strom aus dem
Stromnetz entnommen wird, auch Strom aus erneuerbaren Quellen dem
Stromnetz zugeführt wird".

 * 

6. Für Schwerpunktsetzung noch zu früh

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für eine konkrete Schwerpunktsetzung bezüglich der
EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands in der zweiten Jahreshälfte 2020
ist es laut Bundesregierung noch zu früh. Das schreibt die Regierung
in ihrer Antwort (19/12498) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12132), die sich nach der Schwerpunktsetzung in der
Verkehrspolitik erkundigt hat.

Der gemeinsame Programmentwurf jeder Trio-Präsidentschaft werde dem
Rat der Europäischen Union spätestens einen Monat bevor der erste
Mitgliedstaat den Vorsitz übernimmt, zur Billigung vorgelegt, heißt es
in der Antwort. Dies werde für das Trio - bestehend aus Deutschland,
Portugal und Slowenien - voraussichtlich Ende Mai 2020 sein. Erste
Gespräche zwischen der Bundesregierung und den Partnern zu möglichen
Inhalten des Trio-Programms hätten bereits stattgefunden, schreibt die
Bundesregierung. "Für eine konkrete Schwerpunktsetzung ist es jedoch
noch zu früh." Neben der Strategischen Agenda des Europäischen Rates
werde das Arbeitsprogramm der künftigen Europäischen Kommission in
diese Schwerpunktsetzung einbezogen werden. Letztere soll ihre
Amtsgeschäfte zum 1. November 2019 aufnehmen, heißt es in der Vorlage.

 * 
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BUNDESTAG/8823: Heute im Bundestag Nr. 968 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 968

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 11.42 Uhr

1. Noch keine Details zur Ganztagsbetreuung

2. Korrekturbitten des Familienministeriums

3. Arbeiten im Rentenalter

4. Leiharbeit in Deutschland

5. Korrekturen des Bundesversicherungsamtes

6. Korrekturen des Arbeitsministeriums



1. Noch keine Details zur Ganztagsbetreuung

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann noch keine genauen Angaben
zur Umsetzung des von ihr geplanten Rechtsanspruches auf
Ganztagsbetreuung in der Grundschule machen. "Die finanziellen,
rechtlichen und zeitlichen Umsetzungsschritte zur Vorbereitung eines
Rechtsanspruchs auf ganztägige Bildungs- und Betreuungsangebote sind
Gegenstand von Gesprächen innerhalb der Bundesregierung und mit den
Ländern. Bedarfe und Kosten ergeben sich aus den Ergebnissen dieser
Gespräche und können daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht beziffert
werden", heißt es in einer Antwort (19/12791) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/12287).

 * 

2. Korrekturbitten des Familienministeriums

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ) hat im März 2019 in keinem Fall "unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um Korrekturen von
Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/12790) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12294) hervor. Das Bundesministerium gebe "in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMFSFJ veröffentlichte
Informationen oder Angaben über die Bundesregierung objektiv
unzutreffend wiedergegeben sind und das BMFSFJ einen Hinweis für
geeignet und angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung
dieser Hinweise besteht nicht, und eine solche Dokumentation wurde
auch nicht durchgeführt", führt die Bundesregierung aus.

 * 

3. Arbeiten im Rentenalter

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 arbeiteten rund 980.000 Rentner in
einem sogenannten Minijob. Das sei ein Anteil von 20,7 Prozent an
allen ausschließlich geringfügig entlohnten Beschäftigten, wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12486) auf eine Kleine Anfrage
(19/11407) der AfD-Fraktion schreibt. Im Juni 2010 waren demnach noch
14,7 Prozent dieser Beschäftigtengruppe im Rentenalter. Einer
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung gingen 2018 rund 246.000
Menschen im Rentenalter nach. Die Bundesregierung betont, dass allein
die Armutsrisikoquote nichts über individuelle Bedürftigkeit aussage,
weil sie lediglich eine statistische Messgröße für die
Einkommensverteilung sei. So würden zum Beispiel zwischen zwei und
vier Prozent der Haushalte eine Kleinstrente unter 250 Euro beziehen,
bei Ehepaaren würden diese Kleinstrenten aber nur vier Prozent des
gesamten Haushaltsbruttoeinkommens ausmachen, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Leiharbeit in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juni 2018 gab es 1,02 Millionen Leiharbeitnehmer
(sozialversicherungspflichtig und ausschließlich geringfügig
Beschäftigte) in Deutschland. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12700) auf eine Kleine Anfrage (19/11884) der
Fraktion Die Linke. Bezogen auf alle Beschäftigten betrug der Anteil
der Leiharbeitskräfte demnach 2,7 Prozent. Im Jahr 2013 lag der Anteil
bei 2,5 Prozent. Von den 1,02 Millionen Leiharbeitnehmern im Jahr 2018
waren 951.000 sozialversicherungspflichtig (davon 798.000 in Vollzeit
und 142.000 in Teilzeit) und 67.000 ausschließlich geringfügig
beschäftigt. Aus der Antwort geht weiter hervor, dass das
Medianentgelt der sozialversicherungspflichtig beschäftigten
Leiharbeiter der Kerngruppe im Jahr 2018 bei 1.928 Euro pro Monat lag.
Im Vergleich dazu betrug das Medianentgelt für alle
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der Kerngruppe 3.304 Euro
pro Monat.

 * 

5. Korrekturen des Bundesversicherungsamtes

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12658)
zur Korrekturbitten des Bundesversicherungsamtes (BVersA) im April
2019 gestellt. Darin geht es um Korrekturen von Berichterstattungen
über das BVersA in diesem Monat.

 * 

6. Korrekturen des Arbeitsministeriums

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/12624)
zur Korrekturbitten des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
(BMAS) im April 2019 gestellt. Darin geht es um Korrekturen von
Berichterstattungen über des BMAS in diesem Monat.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1912: Regierungspressekonferenz vom 4. September 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 4. September 2019

Regierungspressekonferenz vom 4. September 2019

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Einführung und
Verwendung des Tierwohlkennzeichens, Aktionsprogramm Insektenschutz,
Hightech-Strategie 2025, Entwurf eines Zweiten Nationalen Aktionsplans zur
Teilnahme am Open Government Partnership), Beginn des Cum-Ex-Prozesses in
Bonn, Mord an einem georgischen Staatsangehörigen in Berlin, Reise der
Bundeskanzlerin nach China, Nuklearabkommen mit dem Iran, Austritts
Großbritanniens aus der Europäischen Union, deutsche Rüstungsexporte,
Treffen im Bundeswirtschaftsministerium zum Thema Windenergie, Bericht
einer UN-Expertenkommission zu im Jemen verübten Kriegsverbrechen,
Luftangriff bei Kundus im Jahr 2009, Polizeiaktion am Rande einer
AfD-Demonstration in Hannover im August 2019, Wirtschaftskrise in
Argentinien


Sprecher: StS Seibert, Strüder (BMBF), Petermann (BMI), Kuhn (BMF),
Adebahr (AA), Krüger (BMJV), Baron (BMWi),Fichtner (BMU)



Vorsitzende Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag! Da Sie ja gerade drei Ministerinnen hier
hatten, die Ihnen einige der Themen aus dem Kabinett ausführlich
vorgestellt und Ihre Fragen dazu beantwortet haben, mache ich es zu zwei
Themen etwas kürzer.

Das eine Thema ist die Einführung eines freiwilligen staatlichen
Tierwohlkennzeichens, das das Bundeskabinett heute beschlossen hat. Das
wird vielen Verbrauchern, für die Tierwohl ein wichtiger und hoher Wert
ist, eine entscheidende Einkaufshilfe geben. Das Ziel ist, sichtbar zu
machen, bei welchen Produkten höhere Standards als die gesetzlichen
eingehalten wurden. Dieses Kennzeichen definiert sich nach den Standards im
Transport, in der Schlachtung und in der Haltung von Nutztieren. Die
Einzelheiten dieser Anforderungen werden dann in Rechtsverordnungen
geregelt. Zunächst wird das Kennzeichen für Schweinefleischprodukte
eingeführt. Produkte mit anderen Nutztierarten sollen folgen.

Das zweite Thema im Kabinett: Das Bundesumweltministerium hat ein
Aktionsprogramm Insektenschutz vorgelegt. Das Kabinett hat dieses
Insektenschutzprogramm beschlossen. Insekten sind ein ganz wichtiger Teil
unserer biologischen Vielfalt und spielen in unserem Ökosystem eine
wichtige Rolle. Aber leider ist sowohl die Gesamtmenge der Insekten als
auch die Artenvielfalt bei den Insekten in den letzten Jahren in
Deutschland stark zurückgegangen. Der Weltbiodiversitätsrat attestiert das
Gleiche leider für die gesamte Welt, also einen dramatischen Rückgang von
Arten und natürlichen Lebensräumen. Das sehen viele Menschen hier in
Deutschland mit großer Sorge, auch die Bundesregierung. Das Aktionsprogramm
Insektenschutz ist bereits im Koalitionsvertrag vereinbart und jetzt, wie
gesagt, beschlossen worden. Es soll einen Beitrag dazu leisten, dieser
bedrohlichen Entwicklung entgegenzuwirken.

Darin wird eine Vielzahl von ressortübergreifenden Maßnahmen
aufgeschrieben, mit denen man den Rückgang der Insektenpopulation begegnen
will. Das ist eine wichtige Maßnahme, um den Schutz der Artenvielfalt in
Deutschland insgesamt zu verbessern. Im Einzelnen - aber das haben die
Ministerinnen wahrscheinlich hier ausgeführt - geht es um Veränderungen im
Naturschutzrecht, im Pflanzenschutzrecht, im Düngerecht und im Wasserrecht -
 alles, was Belastungsfaktoren für Insektenpopulationen verringern und
Lebensräume für Insekten erhalten soll.

Die Bundesregierung wird 100 Millionen Euro pro Jahr mehr bereitstellen, um
den Insektenschutz zu fördern und die Forschung über Insekten auszubauen. -
Das dazu.

Ich weiß nicht, ob die Bundesforschungsministerin auch über ihren
Fortschrittsbericht zur Hightech-Strategie, der im Kabinett war, berichtet
hat. - Das hat sie nicht; dann mache ich das.

Die Hightech-Strategie - im September 2018 beschlossen - formuliert auch
wieder ressortübergreifend Ziele, Schwerpunkte und Meilensteine der
Forschungs- und Innovationspolitik der Bundesregierung in dieser
Legislaturperiode. Die Hightech-Strategie stellt die Forschung für den
Menschen ins Zentrum. Die wesentlichen Bereiche sind Gesundheitsforschung,
Klimaschutz, Klimaforschung und Energie. Das sind auch die Bereiche, die
die großen globalen Herausforderungen abdecken.

Uns ist wichtig, dass Forschungsergebnisse noch schneller überführt werden
können in neue Dienstleistungen, neue Produkte und neue Verfahren, die auch
tatsächlich angewendet werden. Deswegen will die Bundesregierung den
Transfer von Forschungsergebnissen fördern.

Wir unterstützen die Entstehung von Sprunginnovationen. Dieser Begriff ist
jetzt weitgehend eingeführt, aber ich kann es trotzdem noch einmal mit
meinen eigenen Worten sagen: Sprunginnovationen sind Innovationen, die
einen Markt, ein Produkt oder eine Dienstleistung völlig verändern und die
dadurch einen ganz neuen Markt entstehen lassen. Das wird jetzt durch die
Bundesregierung gefördert. Wir haben - daran darf ich erinnern - kürzlich
eine Agentur für Sprunginnovationen ins Leben gerufen.

Das Hightech-Forum mit 20 namhaften Expertinnen und Experten berät die
Bundesregierung bei der Umsetzung und Weiterentwicklung der 
Hightech-Strategie 2025.

Zum Schluss der Zweite Nationale Aktionsplan zur Teilnahme am Open
Government Partnership. Wer den Podcast der Bundeskanzlerin an diesem
Wochenende verfolgt hat, der weiß, dass sie das darin schon vorgestellt
hat. Open Government Partnership - als Erinnerung an alle - ist ein
Zusammenschluss von mittlerweile 79 Staaten, die sich vor acht Jahren,
2011, zusammengetan haben für Transparenz, für Teilhabe, für die Bekämpfung
von Korruption und die Nutzung neuer Technologien zur Lösung
gesellschaftlicher Herausforderungen. Diese Partnership heißt, dass man
Erfahrungen austauscht und dass man national regionalmäßig Aktionspläne
entwickelt, um den Zielen, die man sich da gesetzt hat, nachzukommen.

Deutschland ist seit Ende 2016 an dieser Open Government Partnership
beteiligt. Wir haben seit Anfang dieses Jahres einen Sitz im
Lenkungsgremium dieser Organisation und nehmen für die nächsten drei Jahre
im Kreise dieser 79 Staaten durchaus eine mitgestaltende Rolle ein.

Leitmotive dieses Zweiten Aktionsplans sind Zusammenarbeit und regionale
Innovationsfähigkeit. Es geht um Maßnahmen zur Förderung von
Innovationslaboren. Es geht darum, wie man Betroffene in die Gesetzgebung
einbinden kann. Es geht um die Stärkung von regionaler Expertenarbeit. Es
geht um Maßnahmen zur Verbesserung von Open Data. Ein Beispiel ist, dass
das Auswärtige Amt Teile seines politischen Archivs offenlegt.

Neun konkrete Verpflichtungen der Bundesressorts sind in diesem Aktionsplan
enthalten, erstmals auch Verpflichtungen der Regierungen einiger
Bundesländer, nämlich Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Schleswig-Holstein.

Das ist das, was ich Ihnen dazu jetzt sagen kann. Es gibt eine
Internetpräsenz: www.open-government-deutschland.de. Da werden Sie alles
Weitere erfahren können.

Frage (zur Hightech-Strategie): Herr Seibert - oder möglicherweise auch das
Ressort direkt -, Sie hatten jetzt aufgezählt, was innerhalb der Strategie
steht, die ja nun ein Jahr alt ist. Gibt es denn jetzt etwas Neues? Sind
möglicherweise Ziele, Richtungen korrigiert worden? Es irgendetwas schon
erreicht worden, was Sie vermelden können? Warum war das jetzt im Kabinett?

Strüder: Die Hightech-Strategie wurde letztes Jahr verabschiedet. Das ist
quasi die erste Jahresbilanz. Ich möchte jetzt nicht ausweichen, aber wir
haben eine Pressemitteilung dazu veröffentlicht, die eigentlich auf alle
Fragen eingeht. Die könnte ich jetzt vorlesen. Wir haben verschiedene
Meilensteine erreicht, die dort detailliert aufgeführt sind, unter anderem
in der Krebsforschung, im Klimaschutz, bei der Vermeidung von Plastik und
Ähnliches. Ich würde jetzt tatsächlich auf die Pressemitteilung verweisen.

Frage (zur Open Government Partnership): Herr Seibert, die Bundesregierung
möchte transparent sein und gibt sich transparent. Warum sieht eine
transparente Regierung, ein Open Government, kein verpflichtendes
Lobbyregister vor?

StS Seibert: Ich kann Ihnen sagen, dass wir, seit wir Mitglied dieser Open
Government Partnership sind, dabei auch erhebliche Fortschritte gemacht
haben. Dass der Zweite Nationale Aktionsplan jetzt weitere Maßnahmen
enthält, heißt ja nicht, dass alle Wünsche, die möglicherweise aus der
Zivilgesellschaft herangetragen werden, auch erfüllt werden. Das ist ein
Prozess. Ich denke, dass im Sinne von Transparenz, Teilhabe, Offenheit und
Einbeziehung der Bürger in den vergangenen Jahren erhebliche Fortschritte
gemacht worden sind. Das ist wichtig, weil es natürlich auch das Vertrauen
in Regierungshandeln fördert. Ich kann Ihnen aber jetzt nicht über
Einzelmaßnahmen, die darin nicht stehen, irgendetwas berichten.

Zusatzfrage : Aber ein fehlendes Lobbyregister fördert ja Misstrauen
gegenüber der Politik. Darum möchte ich wissen, warum Sie den Wunsch nach
einem verpflichtenden Lobbyregister nicht erfüllen, wie Sie gerade gesagt
haben. Was spricht dagegen?

StS Seibert: Es gibt keinen Grund für Misstrauen gegenüber der Politik. Im
Gegenteil: Wir haben uns dazu verpflichtet, Bürger einzubinden und Bürgern
die Möglichkeit einzuräumen, Entscheidungen und den Weg zu Entscheidungen
nachzuvollziehen. Da hat es Verbesserungen gegeben. Das wird es auch
zukünftig geben. Über weitere Einzelmaßnahmen kann ich Ihnen jetzt hier
nicht berichten.

Frage: Herr Seibert, wird das irgendwelche erkennbaren Auswirkungen auf die
Arbeit des Bundespresseamtes haben? Können Sie uns das skizzieren?

StS Seibert: Das Bundespresseamt fühlt sich der transparenten Kommunikation
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ohnehin verpflichtet. Das leitet uns
jeden Tag. Ich denke auch, dass wir jeden Tag den Nachweis erbringen, dass
uns das wichtig ist. Unter anderem ist unser dreimal wöchentliches
Auftreten hier in der Bundespressekonferenz als Gäste dieser Veranstaltung
ein gewisses Zeichen. Das finden Sie nicht in jedem europäischen
Nachbarland. Deswegen finde ich es ja so schön hier.

Zusatzfrage: Wie wir alle. - Gerade deswegen die Nachfrage, ob diese neuen
Regeln für Sie irgendwelche Auswirkungen haben werden, von denen Sie uns
berichten können.

StS Seibert: Wir werden uns die natürlich sehr genau anschauen und unser
eigenes tägliches Handeln auch daran messen.

Petermann: Drei Beispiele aus dem Ressort BMI für Open Data: Das eine sind
regionale Open-Government-Labore. Insgesamt sollen 16 solcher Labore mit
einem Mitteleinsatz von 3 Millionen Euro unterstützt werden. Dann soll eine
E-Government-Agentur aufgebaut werden. Diese wird ein Team im BMI aufbauen.
Konkret ist im Bereich des BMI die Weiterentwicklung und Förderung des 
Open-Data-Umfelds durch die aktive Bereitstellung von offenen Daten der Behörden
der unmittelbaren Bundesverwaltung geplant.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMF. Dabei geht es um den beginnenden 
Cum-Ex-Prozess in Bonn. Ich würde gerne wissen, nachdem wirklich viele Experten
sagen, dass es der Staat bei diesem nach Expertenmeinung größten
Steuerbetrug in der bundesdeutschen Geschichte es nicht geschafft hat, da
rechtzeitig hinzugucken, inwiefern nach Ihrer Ansicht das in Zukunft noch
einmal passieren kann oder nicht. Inwiefern hat der Staat Vorkehrungen
getroffen, dass so etwas nicht mehr passieren kann?

Kuhn: Unsere Haltung zu Cum-Ex-Geschäften ist ja bekannt. Die mehrfache
Erstattung von Kapitalertragsteuer - darum geht es ja hier -, die nur
einmal bezahlt worden ist, war und ist aus unserer Sicht illegal. Das ist
auch schon durch erste finanzgerichtliche Urteile bestätigt worden, zuletzt
in Köln am 19. Juli. Wir haben deshalb vor Jahren, nämlich 2001, eine
gesetzliche Änderung auf den Weg gebracht, um solchen Gestaltungen einen
Riegel vorzuschieben. Jetzt ist es natürlich die Aufgabe der zuständigen
Strafverfolgungsbehörden, aber natürlich auch der Finanzbehörden, diese
Fälle aufzuarbeiten. Wie Sie schon gesagt haben: Heute beginnt der erste
Strafprozess, in dem das aufgearbeitet wird.

Ich kann noch sagen, dass wir insgesamt 499 Verdachtsfälle mit einem
Volumen von insgesamt 5,5 Milliarden Euro aufgegriffen haben. Davon wurden
bisher 2,4 Milliarden Euro an Kapitalertragsteuer erfolgreich
zurückgefordert, oder sie wurde erst gar nicht ausgezahlt. An den anderen
Fällen arbeiten wir jetzt gerade noch.

Wenn Sie auf die Zukunft eingehen, ob es nach der Schließung der
Gesetzeslücke noch weitere Gestaltungen gibt: Uns, den Finanzbehörden der
Länder und auch dem Bundeszentralamt für Steuern liegen keine Hinweise vor,
dass weitere Gestaltungen erfolgt sind, in denen die Kapitalertragsteuer
mehrfach erstattet worden ist oder sein soll. Wir haben keine Hinweise,
dass das der Fall ist.

Zusatzfrage: Dieser ganze Skandal scheint ja auch damit zu tun zu haben,
dass viele Behörden, die dafür zuständig sind, offensichtlich nicht so
zusammengearbeitet haben, um das Ganze zu verhindern, jetzt einmal
abgesehen vom Gesetz und von Regelungen. Hält es das BMF für gegeben, dass
diese Zusammenarbeit jetzt besser geworden ist? Ist wirklich
auszuschließen, dass so etwas noch einmal passieren kann?

Kuhn: Die zuständigen Behörden - ich kann hier insbesondere das
Bundeszentralamt für Steuern auf Bundesebene nennen, die
Länderfinanzbehörden, die Landesfinanzministerien, wir als BMF und
natürlich auch die BaFin als zuständige Aufsichtsbehörde für den
Finanzsektor - arbeiten eng zusammen und sind in engem Austausch.

Frage: Herr Kuhn, noch eine kurze Nachfrage zu dem Betrag, den der
Steuerzahler möglicherweise zurückbekommen könnte. Habe ich das jetzt
richtig verstanden, dass Sie von einem Schaden von 5,9 Milliarden Euro
ausgehen, von dem dann 2,4 Milliarden Euro über die Kapitalertragsteuer
zurückgezahlt wurden? Denn normalerweise werden auch andere, wesentlich
größere Summen, über 30 Milliarden Euro, an Schäden genannt. Können Sie das
bitte noch ein bisschen aufschlüsseln? Wie viel, glauben Sie, kann der
Staat noch von dem Geld zurückbekommen, das aus Ihrer Sicht unrechtmäßig
erstattet wurde?

Kuhn: Ich kann auf das Bezug nehmen, was die zuständigen Finanzbehörden
aufgegriffen haben. Das sind 499 Verdachtsfälle. Die decken ein Volumen von
5,5 Milliarden Euro ab. Von diesen 5,5 Milliarden Euro haben wir schon 2,4
Milliarden Euro zurückgefordert, beziehungsweise wenn ein Antrag gestellt
worden und der nicht ausbezahlt worden ist, dann haben wir die Summe noch
nicht ausbezahlt. Das sind die Fälle, die wir derzeit aufgegriffen haben.

Zusatzfrage DR. RINKE: Sie glauben, dass Sie die Summe von 5,9 Milliarden
Euro am Ende auch noch zurückbekommen?

Kuhn: Ich korrigiere: Es sind 5,5 Milliarden Euro, die wir aufgegriffen
haben. Wir arbeiten gerade daran. Das hängt am Ende auch von der Solvenz
des jeweiligen Steuerschuldners ab.

Frage : Herr Seibert, ich weiß, dass Sie, wenn es um den Mord in Moabit
geht, auf die Berliner Behörden verweisen. Ich habe aber eine Frage nicht
zu dem Stand der Ermittlungen, sondern eine allgemeine Frage: Zieht die
Bundesregierung so, wie es auch die meisten deutschen Medien machen, eine
Parallele zu dem Fall Skripal und sieht sie eine politische Komponente in
diesem Mord?

StS Seibert: Na ja, das ist ja genau das zu Ermittelnde, deswegen sind wir
doch wieder bei den Behörden, die diese Ermittlungen durchführen: Zuständig
für das laufende Verfahren ist das Land Berlin, und ich kann Ihnen dazu
keine Auskunft geben.

Zusatzfrage : War das überhaupt ein Thema im Kabinett oder in den
Gesprächen am Rande des Kabinetts beziehungsweise im Bundeskanzleramt?

StS Seibert: Im Kabinett hat das Thema keine Rolle gespielt; vielmehr ging
es um die Themen, die ich hier vorgetragen habe. Ich habe ja am Montag
schon gesagt, dass das eine Tat mitten in Berlin am helllichten Tag ist,
die bestürzend ist. Wir haben die Berichterstattung auch über das
Wochenende zu dieser Tat und möglichen Erkenntnissen darüber zur Kenntnis
genommen. Gehen Sie deswegen davon aus: Die Bundesregierung hat großes
Interesse daran, dass das gründlich aufgeklärt wird. Trotzdem muss ich auf
das Land Berlin verweisen, das dieses Ermittlungsverfahren durchführt.

Frage: Frau Adebahr, die russische Botschaft hat mitgeteilt, dass die
angeblich russische Staatsangehörigkeit des mutmaßlichen Täters noch nicht
bestätigt sei. Sind Sie in diesem Zusammenhang von der russischen Botschaft
angefragt worden, was Papiere von diesem Mann betrifft? Ist er
beispielsweise mit einem deutschen Visum nach Deutschland eingereist? Ist
das Visum also von einer deutschen Behörde in Moskau beziehungsweise in
Russland ausgestellt worden oder war es ein Schengen-Visum? Wurde also
etwas angefragt, was seine Staatsangehörigkeit erklären könnte?

Adebahr: Ich kann von solchen Anfragen durch die russische Botschaft nichts
berichten, das wüsste ich nicht. Darüber hinaus kann ich auch nur das
unterstreichen, was Herr Seibert gesagt hat.

Frage : Frau Petermann, können Sie uns denn sagen, ob das BfV, das ja für
Spionageabwehr zuständig ist, irgendwie in die Ermittlungen zu diesem Fall
involviert ist?

Petermann: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen - außer dem Hinweis auf die
ermittelnden Behörden, den Herr Seibert Ihnen schon gegeben hat.

Zusatzfrage : Aber das BfV ist doch Ihnen unterstellt, das heißt, wenn das
BfV involviert wäre, müssten Sie es wissen, oder?

Petermann: Ich kann dazu keine näheren Angaben machen.

Frage: Frau Petermann, gibt es denn Bemühungen seitens der
Generalstaatsanwaltschaft, diesen Fall zu übernehmen?

Petermann: Diese Frage würde ich an das BMJV weitergeben.

Krüger: Der Generalbundesanwalt beobachtet die Geschehnisse und den
Mordfall in Berlin sehr genau und steht auch mit den ermittelnden Berliner
Behörden in Kontakt. Aber erst dann, wenn sich tatsächliche zureichende
Anhaltspunkte für eine Ermittlungszuständigkeit des GBA ergeben würden,
würde der GBA übernehmen.

Zusatzfrage : Was wären denn das für Umstände, die dazu führen würden, dass
die Ermittlungen durch den Generalstaatsanwalt übernommen werden?

Krüger: Die Voraussetzungen für die Ermittlungszuständigkeit des
Generalbundesanwalts sind im Gerichtsverfassungsgesetz genau festgelegt.
Wenn man hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte hätte, dass eine solche
Zuständigkeit hier berührt ist, würde der GBA eben die Ermittlungen
übernehmen, was bislang nicht der Fall ist.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert, angelehnt an die China-Reise der
Bundeskanzlerin: Mehrere Hongkonger Protestführer richten sich in einem
offenen Brief an die Kanzlerin und bitten sie um ein Treffen und um
Unterstützung. Wird die Kanzlerin ein solches Treffen gewähren? Wie
reagiert sie sonst eventuell auf diesen Brief?

StS Seibert: Wir haben den offenen Brief von Joshua Wong und möglicherweise
anderen - das weiß ich jetzt gar nicht - über die Berichterstattung in den
Medien zur Kenntnis genommen. Ich habe Ihnen das Reiseprogramm am Freitag
ja vorgetragen, und Neuigkeiten dazu kann ich Ihnen jetzt nicht
bekanntgeben. Die Bundeskanzlerin hat sich für die Bundesregierung, aber
auch im Rahmen der G7 zur Situation in Hongkong bereits geäußert - diese
Haltung kennen Sie -: Wir sind für eine Lösung im Dialog, vor allem für
eine gewaltfreie Lösung, und wir sind für eine Lösung auf der Basis der
Gesetze, die für die Bürger von Hongkong gelten.

Frage: An das Wirtschaftsministerium: Wie wird denn aus dieser Sicht und
angesichts der wirtschaftlichen Interessen, die Deutschland ja gegenüber
China hat, auf die Reise und auf die Entwicklung in Hongkong geblickt?

Baron: Ich kann dem nichts weiter hinzufügen. Klar ist: China ist für uns
ein wichtiger Handelspartner, das belegen die Zahlen; 2018 war China erneut
der größte Handelspartner von Deutschland. Aber wie wir immer deutlich
gemacht haben, ist Rechtsstaatlichkeit für uns auch eine wichtige Basis für
Handelsbeziehungen. Das gilt gegenüber allen Ländern und natürlich auch
gegenüber China.

Frage: Herr Seibert, wird ein Treffen mit Joshua Wong oder Vertretern des
Protests derzeit erwogen, ja oder nein?

In dem Brief wird auch die Parallele gezogen und vor möglichen Zuständen
wie bei dem Tiananmen-Desaster gewarnt. Halten Sie das für übertrieben, ja
oder nein?

StS Seibert: Ich kommentiere für die Bundesregierung grundsätzlich offene
Briefe nicht, ganz unabhängig davon, wer der Absender und was das Thema
ist. Ich habe Ihnen das Reiseprogramm hier am Freitag vorgetragen und ich
kann dazu jetzt keine Neuigkeiten vermelden.

Weil ich das vorhin vergessen hatte, möchte ich noch sagen - ich denke,
alle haben es mitbekommen, weil wir es ja auf elektronischem Weg
herumgeschickt haben -: Das heutige Briefing zur Chinareise musste aus
terminlichen Gründen auf 17.30 Uhr verschoben werden. Ich bitte da um Ihr
Verständnis.

Frage : Herr Seibert, den Hongkonger Aktivisten geht es ja um Unterstützung
durch die Kanzlerin. Genießen die Hongkonger die Unterstützung von Frau
Merkel?

StS Seibert: Ich habe hier ja jetzt mehrfach gesagt, was die Haltung der
Bundesregierung ist.

Zusatzfrage : Darum frage ich ja; ich habe es nicht verstanden.

StS Seibert: Ich glaube, dass man das sehr klar verstehen kann, aber ich
kann es jetzt nur wiederholen: Wir plädieren für eine Lösung im Rahmen des
Dialogs, und zwar auf der Grundlage der Gesetze und Freiheiten, die in
Hongkong festgeschrieben sind und die das Verhältnis zwischen der
Volksrepublik China und der Sonderverwaltungszone Hongkong regeln. Die
Menschen in Hongkong haben eine lange Tradition von Rechtsstaatlichkeit;
das "Basic Law" von 1997 verankert das gesetzlich. Das sollte nach unserer
Überzeugung die Basis für Dialog und Annäherung sein.

Zusatzfrage : Sie würden hier jetzt aber nicht sagen, dass die Kanzlerin
die Hongkonger Aktivisten unterstützt, korrekt?

StS Seibert: Ich lasse mich mal ganz grundsätzlich und zu jedem Thema nicht
auf das Spiel ein, dass Sie mir Sätze in den Mund legen. Sie müssen dann
schon mit den Antworten leben, so wie ich sie gebe.

Frage: Zum Thema Iran an Frau Adebahr: Iran hat jetzt ja den europäischen
Teilnehmern an dem Atomabkommen zwei Monate Zeit gegeben, damit aus
iranischer Sicht jetzt die Europäer die Verpflichtungen umsetzen. Da geht
es vor allem um den Verkauf von Erdöl, der ermöglicht werden soll. Hat sich
da auf deutscher Seite irgendetwas geändert, was die Position angeht? Aus
Frankreich gibt es ja Vorschläge, dass man Iran den Ölverkauf zumindest
partiell erlauben sollte.

Adebahr: Was mögliche Ankündigungen des Iran betrifft, ist es so, dass wir
nach wie vor - und das ist unsere "long-standing position", würde ich sagen
- Iran ausdrücklich auffordern, vollumfänglich zu seinen Verpflichtungen
aus dem JCPOA zurückzukehren und dieses auch zu erfüllen.

Zu dem zweiten Punkt: Es ist so, dass die Bundesregierung die französischen
diplomatischen Aktivitäten sehr unterstützt und da natürlich auch
eingebunden ist. Das sind im Moment vertrauliche Gespräche, deshalb will
ich mich zu einzelnen möglichen Aspekten, die in Medien zu lesen waren, was
dort Inhalt sein könnte, an dieser Stelle nicht äußern. Wir arbeiten aber
auf eine diplomatische Lösung dieser ganzen Fragen hin und unterstützen da
natürlich auch unsere französischen Partner in ihren Bemühungen.

Zusatzfrage: Es gab ja ein bisschen Unklarheit, was aus dem in Gibraltar
ursprünglich festgehaltenen Tanker geworden ist, der jetzt sein
Erkennungssignal ausgeschaltet hatte. Hat sich auf deutscher Seite der
Verdacht erhöht, dass Iran möglicherweise doch verbotenerweise Öl an Syrien
liefern könnte?

Adebahr: Ich habe dazu keine Informationen, die über das hinausgehen, was
in den Medien zum Teil zu lesen war. Insofern kann ich dazu jetzt nichts
weiter ausführen.

Frage : Frau Adebahr, der iranische Präsident hat heute angekündigt, dass
er am Freitag die dritte Phase des Teilausstiegs vollziehen wird. Meine
Frage ist: Was würde das für Konsequenzen haben?

Gestehen Sie dem Iran grundsätzlich das Recht zu, dass er sein Öl ohne
Behinderung verkaufen kann?

Adebahr: Wir sind dafür - und das beantwortet, glaube ich, in der
Gesamtheit Ihre Fragen -, dass das Nuklearabkommen mit dem Iran vom Iran
eingehalten wird. Wir bekennen uns zu diesem Abkommen mit allen
Bestimmungen, die es darin gibt, und fordern den Iran auf, dies auch zu
tun. Die Ankündigungen, die Iran möglicherweise zu machen gedenkt, nehmen
wir zur Kenntnis. Unsere Antwort darauf ist, dass wir den Iran auffordern,
zum JCPOA zu stehen - wir tun das. Zum anderen führen wir auch die
laufenden diplomatischen Gespräche fort und unterstützen unsere
französischen Partner darin.

Zusatzfrage : Es müssen ja auf beiden Seiten Verpflichtungen eingehalten
werden. Die Iraner sagen, in diesem Fall sei das aufseiten des Westens die
Normalisierung der Wirtschaftsbeziehungen, wozu auch der Verkauf des Öls
gehört. Deshalb noch einmal die Frage: Sie haben ja auch Verpflichtungen.
Würde das auch beinhalten, dass der Iran ohne Probleme sein Öl verkaufen
kann?

Adebahr: Ich verstehe Ihre Frage jetzt nicht ganz. Ich glaube, dazu - - -

Zusatzfrage : Sie haben die Verpflichtungen Irans angesprochen, das ist
ganz klar. Aber der Iran sagt: Der Westen hat ja auch Verpflichtungen - die
Europäer sind ja auch Verpflichtungen eingegangen -, und das sei die
Normalisierung der Wirtschaftsbeziehungen, was ja auch den Verkauf des Öls
beinhaltet. Darf der Iran dann aus Ihrer Sicht ohne Probleme Öl verkaufen?

Adebahr: Der Iran darf aus unserer Sicht alles, was das JCPOA erlaubt; das
JCPOA ist aus unserer Sicht der Rahmen für die Aktivitäten. Unsere
Bemühungen gegenüber Iran auch wirtschaftlicherseits zeigen sich ja zum
Beispiel mit der Agentur INSTEX, die wir gegründet haben. Das Abkommen ist
aber der Rahmen der Beziehungen.

Frage : Ich möchte zum Thema Brexit kommen, denn da hat sich jetzt ja ein
bisschen etwas getan. Abgeordnete in Großbritannien wollen per Gesetz einen
No-Deal verhindern. Eine Möglichkeit wäre, zumindest eine weitere
Verschiebung des Austrittsdatums zu beantragen. Der österreichische
Außenminister hat am Montag auch gesagt, die EU würde die Tür für
Großbritannien dahingehend weiter offenhalten. Sieht die Bundesregierung
das genauso? Wäre eine weitere Verschiebung des Austrittsdatums aus Sicht
der Bundesregierung möglich?

StS Seibert: Ich möchte zunächst einmal die parlamentarischen Vorgänge in
Großbritannien auch weiterhin nicht kommentieren, wie interessant sie auch
immer sein mögen.

Zur Frage einer Fristverlängerung: Generell wäre es an Großbritannien, an
der britischen Regierung, eine Fristverlängerung bei der EU zu beantragen.
Das ist in der Vergangenheit ja zweimal passiert, und wenn es noch einmal
passierte, dann würde sich die EU damit befassen. Diesen Ereignissen kann
ich und will ich jetzt aber nicht vorweggreifen.

Zusatzfrage : Sie verweisen jetzt darauf, dass es an der EU liegen würde,
sich damit zu befassen, aber Herr Johnson ist zu seinem ersten großen
europäischen Besuch ja nicht nach Brüssel geflogen, sondern nach Berlin und
nach Paris. Die Kanäle zur Bundeskanzlerin und zu Herrn Macron sind ihm
also wohl sehr wichtig. Wie läuft das denn anders herum: Sieht die
Bundeskanzlerin eine Möglichkeit, auf direktem Wege mit Herrn Johnson noch
innerhalb der Frist bis Ende Oktober etwas zu erreichen, oder ist eine
Fristverlängerung notwendig?

StS Seibert: Es war immer so und es bleibt auch dabei, dass Verhandlungen
nicht zwischen der britischen Regierung und der deutschen oder der
britischen Regierung und der französischen oder anderen
Mitgliedsregierungen geführt werden, sondern zwischen der britischen
Regierung und den Vertretern der Europäischen Kommission, die diese
Gespräche und Verhandlungen für alle EU-27 führen. Das ist das
grundsätzliche Verfahren. Alles Weitere, was sich aus möglichen
parlamentarischen Ereignissen dort ergibt, ist jetzt Spekulation, und ich
möchte daran nicht teilnehmen.

Frage : Herr Seibert, ich möchte auch noch einmal nachfragen, wie Sie im
Moment das Risiko eines harten Brexits einschätzen. Ich kann mich daran
erinnern, dass Sie vor einem Jahr hier saßen und gesagt haben: Die Zeit
drängt, dass Großbritannien einen Vorschlag vorlegt. Jetzt sind wir zwei
Monate vor dem offiziellen Austrittstermin. Drängt die Zeit und reicht die
Zeit überhaupt noch, auch angesichts der Möglichkeit, dass es zwischendurch
eventuell noch Wahlen in Großbritannien geben soll?

StS Seibert: Schon die Verwendung des Wortes eventuell zeigt ja: Sie
möchten mit mir jetzt ein bisschen spekulieren. Ich mache da leider nicht
mit. Jeder von Ihnen kann für sich selbst beurteilen, wie nah oder
mittelnah der 31. Oktober ist. Wir schauen uns die Ereignisse im Londoner
Parlament an, wir schauen uns die Schlüsse an, die die britische Regierung
daraus zieht, und ich werde das jetzt nicht weiter kommentieren.

Frage : Keine Spekulation sind die Kommentare der Kanzlerin beim Besuch des
britischen Premiers. Dabei hat sie nämlich gesagt, dass ein Deal, dass eine
Einigung noch innerhalb von 30 Tagen oder - das hat sie nachher gesagt -
bis Ende Oktober möglich sei. Steht die Bundesregierung weiterhin dazu?

StS Seibert: Die Aussage der Kanzlerin, wenn der Wille auf beiden Seiten
bestehe, dann könne man daran arbeiten, steht, und zwar auch noch heute am
4. September. Aber es ist auch klar, dass es dabei darum geht, dass
Großbritannien in Brüssel konkrete und realistische Vorschläge auf den
Tisch legt und mit der Europäischen Kommission als Verhandlungsführerin der
EU darüber spricht.

Frage: Ich versuche es noch einmal.

Erstens: Ist die Kanzlerin darüber enttäuscht, dass der britische
Premierminister, anders als hier angekündigt, noch keine Vorschläge in
Brüssel vorgelegt hat?

Zweitens: Es ist ja nicht nur Spekulation, sondern es ist eine
Güterabwägung. Wenn die Bundesregierung eine Position dazu beziehen muss,
was ihr lieber oder weniger lieb ist, ein No-Deal-Brexit oder eine
nochmalige Verlängerung, wenn das die beiden Optionen sind, was wäre für
die Bundesregierung der bevorzugte Weg?

StS Seibert: Auch diesem Versuch werde ich jetzt nicht nachgeben. Wir haben
mehrfach erklärt, dass wir einen No-Deal-Brexit für eine schlechte Lösung
sowohl für Großbritannien als auch für Europa hielten, eine Lösung, die wir
nicht anstreben und die erhebliche Nachteile mit sich brächte.

Nun warten wir ab, wie es im britischen Parlament läuft, was die britische
Regierung daraus macht und wie sie sich gegenüber den Vertretern der
Europäischen Kommission in der nächsten Zeit äußert.

Zusatzfrage: Und zur Frage nach einer Enttäuschung der Kanzlerin?

StS Seibert: Gefühle habe ich jetzt nicht mitzuteilen.

Frage: Es bahnt sich ein Beschluss des Parlaments an. Ist es, wenn er dazu
führt, dass ein weiterer Aufschub des Ausstiegsdatums ins Auge gefasst
wird, für die Bundesregierung eine positive Variante gegenüber dem 
No-Deal-Brexit zum 31. Oktober?

StS Seibert: Herr Kollege, die Bundesregierung beobachtet die Abläufe im
britischen Parlament mit Interesse.

Zusatz: Das war keine Antwort auf die Frage.

StS Seibert: Aber ich hatte einige Fragen vorher schon beantwortet und
gesagt, dass ich jetzt nicht über mögliche Abläufe spekulieren möchte.

Frage: Herr Johnson hatte hier in Berlin gesagt, er sehe Großbritannien
jetzt in der Pflicht, Vorschläge zu liefern. Gibt es eine Art Ankündigung,
bis wann Vorschläge auf dem Tisch liegen könnten, ob nun in Brüssel oder
Berlin?

Eine grundsätzliche Frage: Wie groß ist die Geduld der deutschen
Bundesregierung mit Großbritannien beim Thema des Brexits?

StS Seibert: Adressat der Vorschläge müsste Brüssel sein, also die
Verhandlungsführer der Europäischen Kommission, Herr Barnier und sein Team.
Dort wäre auch die Frage zu stellen, ob und wann Vorschläge angekündigt
worden sind.

Ansonsten bewegen wir uns in dem Zeitrahmen, der derzeit nun einmal gilt.

Zusatzfrage: Wie groß ist die Geduld?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich dazu ja geäußert. Wenn ein Wille
da ist, ist auch in der Zeit bis zum 31. Oktober noch ein gemeinsames
Arbeiten an vernünftigen Lösungen möglich. Wenn der Wille da ist.

Frage : Herr Seibert, die britische Regierung behauptet, dass in Brüssel
gerade aktive Verhandlungen zwischen der EU und der britischen Regierung
zum Brexitdeal stattfänden. Stimmt das?

StS Seibert: Ich empfehle, bei den Sprechern der Kommission, Mina Andreeva
und Kollegen, nachzufragen.

Zusatzfrage : Hat die Bundesregierung Kenntnisse über aktive Verhandlungen?

StS Seibert: Fragen Sie in Brüssel.

Zuruf : Ich frage Sie!

Frage: Offenbar hat der Bundeswirtschaftsminister Bundestagsabgeordnete
darüber informiert, dass es abschließende Genehmigungsentscheidungen für
Rüstungsexporte gibt. Sie beinhalten unter anderem die Lieferung von
Raketen an Indien. Ist Indien für die Bundesregierung eine Krisenregion? Es
befindet sich als Atomwaffenstaat im zugespitzten Kaschmirkonflikt mit dem
ebenfalls über Atomwaffen verfügenden Nachbarstaat Pakistan. Ist das für
Sie eine Krisenregion?

Baron: Herr Kollege, außenpolitische Bewertungen kann ich hier nicht
vornehmen. Sie kennen unsere Haltung zu Rüstungsexportentscheidungen im
Allgemeinen. Genehmigungsentscheidungen sind Genehmigungsentscheidungen der
gesamten Bundesregierung, die im zuständigen Gremium, dem
Bundessicherheitsrat, getroffen werden. Welche Einzelfallentscheidungen
dort ergehen, kann ich nicht kommentieren.

Sie wissen, dass diese Informationen - das hat das Bundesverfassungsgericht
angeordnet - vertraulich sind und ich darüber nicht berichten kann. Über
abschließende Genehmigungsentscheidungen informieren wir das Parlament. Es
gibt ein Transparenzrecht des Parlaments. Es gilt nur gegenüber dem
Parlament, nicht gegenüber der Öffentlichkeit. Insofern kann ich zu
Einzelentscheidungen hier keine Kommentierung vornehmen.

Zusatzfrage: Deswegen hatte ich auch explizit nicht nach dem Inhalt der
Entscheidung des Bundessicherheitsrates gefragt, sondern genau nach der
berichteten Information des Parlaments. Wenn Sie auch dazu nicht sagen
möchten, dann muss man das zur Kenntnis nehmen.

Aber Frau Adebahr spricht für das Auswärtige Amt. Ist die Region Indien und
Pakistan angesichts der aktuellen Konflikt eine Krisenregion?

Adebahr: Wenn Sie mich nach einer grundsätzlichen Einschätzung zu Indien
und zur aktuellen Lage in der Kaschmirregion fragen, dann ist es so, dass
wir seit, glaube ich, inzwischen 70 Jahren die Konflikte beobachten, die es
in der Kaschmirregion immer wieder gibt. Wir sehen natürlich auch im
Moment, dass es dort eine angespannte Situation gibt.

Wir haben deshalb in unseren Gesprächen und Telefonaten gegenüber allen
Seiten wiederholt deutlich gemacht, dass wir Frieden und Stabilität in
dieser Region sehr wichtig finden. Wir haben beide Seiten - Pakistan und
Indien - auch aufgefordert, zu deeskalieren, und sie ermutigt, den Dialog
über die Fragen zu suchen. Wir haben auch zur Kenntnis genommen, dass die
indische Regierung kürzlich angekündigt hat, eben im Moment noch bestehende
Restriktionen im ehemaligen Bundesstaat Jammu und Kaschmir in den kommenden
Wochen aufzuheben, und wir haben auch an Indien appelliert, alle Fragen im
Zusammenhang mit der Region oder Fragen, die den Bundesstaat betreffen, auf
Basis der indischen Verfassung zu lösen.

Frage : Werden eigentlich beide Seiten beliefert, also auch Pakistan?

Baron: Auch diese Frage kann ich nur mit der gleichen Antwort wie eben an
Herrn Jessen gegeben beantworten: Ich kann Einzelfallentscheidungen nicht
kommentieren. Unsere grundsätzlichen Richtlinien zur
Rüstungsexportkontrolle und die gesetzlichen Regelungen kennen Sie, aber
Einzelfallentscheidungen kann ich nicht kommentieren.

Zusatzfrage : Ich würde gerne wissen, ob diese Entscheidungen auf Basis der
neuen, überarbeiteten Rüstungsexportrichtlinien gefällt wurden, Herr
Seibert.

StS Seibert: Natürlich! Wenn wir gemeinsam Rüstungsexportrichtlinien in
einzelnen Punkten überarbeiten, dann gelten sie auch für alle ab dem Moment
des Inkrafttretens dieser Überarbeitung zu treffenden Entscheidungen.

Zusatz : Momentan gehen laut den Entscheidungen jetzt auch Waffen und
Rüstung nach Algerien und Israel. Sind das auch zwei Länder, die Sie nicht
als Krisenregion einstufen? Frau Adebahr, das würde mich jetzt bei Israel
überraschen.

Adebahr: Sie haben die Kollegin gehört. Sie kommentiert die Frage nicht
weitergehend.

Baron: So ist es.

Zusatzfrage : Sind Israel und Algerien für die Bundesregierung keine
Krisenregionen, Frau Adebahr?

Adebahr: Wir beobachten auch in Algerien ganz grundsätzlich die Lage genau.
Sie haben gesehen, dass es dort politischerseits in den letzten Wochen
Proteste gab. Die sind bislang weitgehend friedlich verlaufen, und die
Sicherheitskräfte und die Übergangsregierung, die dort gebildet wurde,
reagieren dort im Moment auf beiden Seiten relativ besonnen. Wir haben auch
zur Kenntnis genommen, dass der Armeechef Gaid Salah die Wahl einer neuen
Regierung noch in diesem Jahr plant und damit eben auf eine substanzielle
politische Lösung der Krise setzt.

Ich glaube, wir haben immer wieder und auch an dieser Stelle betont, dass
wir dafür sind und dass es für uns entscheidend ist, dass das algerische
Volk seine Zukunft selbst und eben in einem verfassungsmäßigen Rahmen
partizipativ und in einem demokratischen Prozess bestimmen kann. Dies sind
Ansätze, die wir im Moment, falls es denn tatsächlich zu Wahlen in Algerien
kommen wird, sehen.

StS Seibert: Zu Israel will ich, wenn ich darf, hinzufügen, dass sich diese
Bundesregierung wie auch Vorgängerbundesregierungen stets zu einer
besonderen deutschen Verantwortung für die Sicherheit Israels bekannt hat,
und dieses Bekenntnis gilt fort.

Frage: Ich würde etwas zum morgigen Windenergiegipfel fragen, Frau Baron:
Mit welcher Erwartung geht das BMWi an diesen Gipfel heran? Können Sie
vielleicht einmal kurz skizzieren, was die Maßstäbe sind, unter denen Sie
hinterher "Für uns war das ein Erfolg" sagen würden?

Vielleicht gibt es dazu auch noch einmal eine kurze Einschätzung vom BMU.
Herr Fichtner, können Sie einmal kurz skizzieren, wie wichtig aus Sicht des
BMU die Windenergie ist, wenn es um die Einhaltung der CO2-Ziele geht?

Baron: Ich möchte jetzt keine konkreten Erwartungen formulieren. Ich kann
Ihnen aber sagen: Ja, es trifft zu, dass es morgen, am 5. September, ein
Treffen im Bundeswirtschaftsministerium zum Thema Windenergie mit
Vertretern aus der Branche, aus Verbänden und aus weiteren Bundesländern
sowie mit weiteren Akteuren geben wird. Inhalt des Treffens ist der
aktuelle Zubau von Wind an Land. Es geht im Kern bei diesem Treffen darum,
über Rahmenbedingungen und darüber, wie Rahmenbedingungen verbessert werden
können, zu diskutieren. Zwar ist der Ausbau der erneuerbaren Energien
insgesamt über alle Technologien hinweg betrachtet sehr gut - wir liegen
bei mehr als 44 Prozent Ausbau innerhalb der ersten Monate; das betrifft
alle Technologien, technologieübergreifend betrachtet -, bei Wind an Land
ist es aber so, dass es eine Verlangsamung gibt. Also stehen die
Rahmenbedingungen, die dahinterstehen, auf der Tagesordnung. Das Treffen
dient dazu, die Verbesserung der Rahmenbedingungen morgen mit allen
Akteuren zu diskutieren.

Fichtner: Ja, das kann ich unterstreichen und auch gerne ergänzen. Wenn wir
unsere Klimaschutzziele im Energiebereich erreichen wollen, dann ist der
Kohleausstieg das eine und der entsprechende Ausbau der erneuerbaren
Energien das andere. Wir haben uns in der Koalition auf das Ziel
verständigt, bis 2030 einen Anteil der erneuerbaren Energien an der
Stromversorgung in Höhe von 65 Prozent zu erreichen. Dabei spielt die
Windkraft eine ganz wichtige Rolle. Dafür ist entscheidend, dass genügend
Flächen zur Verfügung gehen und dass auch die Akzeptanz bei den Bürgerinnen
und Bürgern vorhanden ist. Daran arbeiten wir.

Zusatzfrage: Es gibt ja viele Gründe, Frau Baron, aufgrund derer der Ausbau
der Windenergie sehr stockt. Was ist aus Ihrer Sicht denn der
entscheidende?

Baron: Ich kann jetzt nicht einen Grund nennen. Es geht, wie gesagt, um
Rahmenbedingungen. Es ist bekannt: Es geht um Genehmigungsverfahren, aber
auch um Rahmenbedingungen insgesamt. Das wird morgen diskutiert werden.
Deshalb möchte ich dem jetzt nicht vorgreifen.

Frage: Frau Baron, sehen Sie die Möglichkeiten denn beim Bund, oder müssten
Sie mehr auf die Länder einwirken, wenn es um die Genehmigung von Flächen
geht, was ja dann Diskussionsbedarf auslösen würde?

Baron: Wir werden morgen mit verschiedenen Akteuren diskutieren. Darunter
werden auch Vertreter der Bundesländer sein. Die Verbesserung von
Rahmenbedingungen müssen natürlich alle diskutieren, und alle müssen sie
verbessern.

Aber noch einmal: Ich bitte, auf das morgige Treffen zu warten. Falls wir
dazu nach dem morgigen Treffen Äußerungen zu machen haben werden, dann
würden wir Sie darüber auch entsprechend informieren oder auch entsprechend
einladen, falls es Pressetermine geben sollte. Aber ich bitte um
Verständnis dafür, dass ich dem morgigen Tag jetzt nicht vorgreifen möchte.

Zusatzfrage: Sie sagten, Sie würden informieren. Lässt sich schon absehen,
in welcher Form und wann das passieren wird?

Baron: Das werden wir morgen sehen. Wir können dem aktuell noch nicht
vorgreifen. Sollte es aber so sein, dass es im Anschluss an das Treffen ein
kurzes Pressestatement unseres Ministers geben sollte, dann würden wir Sie
darüber informieren. Es kann so sein, dass das im Nachgang so sein wird,
aber dann würden wir Sie entsprechend einladen und informieren.

Frage : Frau Baron, Sie sagten, Sie hätten keine Erwartungen an den
morgigen Gipfel. Laut der Branche und laut Experten stehen zehntausende
Arbeitsplätze in der Windenergiebranche auf dem Spiel. Haben Sie nicht die
Erwartung, Lösungen zu finden, damit diese Arbeitsplätze nicht mehr auf dem
Spiel stehen?

Baron: Ich habe ja formuliert, dass es darum geht, über die Verbesserung
von Rahmenbedingungen zu diskutieren, die ja gerade den Zweck haben, die
Situation zu verbessern. Das ist das Thema des Treffens. Dann wird morgen
der Austausch erfolgen, und dann werden wir weitere Informationen darüber
an Sie herausgeben.

Zusatzfrage : Was bringen Sie denn ein, damit die Arbeitsplätze nicht
abgebaut werden?

Baron: Auch das wird Gegenstand der morgigen Diskussion sein. Auch dem kann
ich jetzt nicht vorgreifen.

Frage : Frau Adebahr, eine Frage zum Jemen: Die Vereinten Nationen haben
gestern einen Bericht veröffentlicht, nach dem Saudi-Arabien und die
Emirate des Kriegsverbrechens in dem Land beschuldigt werden. Wie steht die
Bundesregierung zu dem Bericht?

Adebahr: Ganz ehrlich: Ich habe den noch nicht zur Kenntnis genommen. Ich
würde gerne hineinschauen. Vielleicht können wir eine Antwort nachliefern.
Ich glaube, unsere grundsätzliche Position haben wir hier oft genug
genannt. Wir werden Ihnen etwas nachliefern.

Frage : Heute ist der zehnte Jahrestag des tödlichen Luftschlags in Kundus.
Mich würde interessieren, Herr Seibert, wie die Bundesregierung auf dieses
Ereignis zurückblickt. Ist das Thema für Sie abgeschlossen?

Die Opferanwälte werfen der Bundesregierung vor, sie interessiere sich
nicht sonderlich für das Schicksal der Hinterbliebenen. Ist es richtig,
dass bisher von Deutschland lediglich ein Betrag von 5000 Dollar pro
Familie - also nicht pro Opfer, sondern pro Familie - gezahlt wurde?

StS Seibert: Herr Jordans, ich würde Ihnen darauf gerne eine präzise
Antwort geben. Das kann ich jetzt nicht. Das heißt, ich werde mich darum
bemühen, dass wir dazu etwas nachreichen.

Zusatzfrage : Aber zum zehnten Jahrestag allgemein, also auch dazu, ob sich
daraus irgendwelche - - -

StS Seibert: Ich werde Ihnen dazu insgesamt etwas nachreichen.

Frage : Vielleicht können Sie dies dann auch noch nachreichen: Die Opfer
erwarten eine Entschuldigung, Herr Seibert! Sie sehen das wie auch viele
andere und Experten als Kriegsverbrechen an; die Bundesregierung ja nicht
und die Gerichte auch nicht. Können die Opfer dann mit einer Entschuldigung
für diese Tat rechnen?

StS Seibert: Es gilt das, was ich gerade zu Herrn Jordans gesagt habe. Ich
werde versuchen, dazu etwas nachzureichen.

Zusatzfrage : Noch heute?

Vorsitzende Buschow: Dann warten wir auf die Nachlieferung. Wenn Sie heute
kommen sollte, wäre das schön. - Eine Frage zu einem nächsten Thema hat der
Kollege auf der linken Seite!

Frage: Es geht um einen Vorfall am 24. August dieses Jahres in Hannover bei
einer AfD-Demonstration. Es gibt die Behauptung, dass die Polizei sehr
massiv gegen eine Muslimin vorgegangen sei. Die Frage ist - vielleicht an
Herrn Seibert oder möglicherweise auch an Frau Petermann -, ob es da
überhaupt Ermittlungen gegeben hat und wie man diese Situation überhaupt
beurteilt.

Petermann: Mir ist der Vorfall nicht bekannt. Das liegt auch an den Regeln
hier in der Bundesrepublik Deutschland, wonach die Polizeien
Länderangelegenheiten sind und deshalb die Landespolizei auch für Maßnahmen
bei Demonstrationen zuständig ist. Deshalb habe ich die herzliche Bitte an
Sie, diese Frage an Niedersachsen zu stellen. Dort kann Ihnen
möglicherweise eine Antwort darauf gegeben werden.

Zusatzfrage: Es gibt diverse Filmaufnahmen im Netz. Da Sie darüber nicht
Bescheid wissen, ist die Frage: Gilt das allgemein?

Petermann: Noch einmal: Polizeien sind Angelegenheiten der Länder. Der Bund
hat das Bundeskriminalamt und die Bundespolizei, die ganz spezielle
Aufgaben haben, aber die Polizeimaßnahmen bei Demonstrationen werden
regelmäßig von den Landespolizeien erledigt. Ich kann dazu keine
Ausführungen machen.

Frage: Zu Argentinien: Das G20-Land befindet sich im Moment in einer
schweren Finanzkrise. Herr Seibert, können Sie mir vielleicht sagen, ob die
Bundesregierung glaubt, dass die Situation durch diese
Kapitalmarktkontrollen, die jetzt eingeführt wurden, selbst verschuldet
ist, und ob die Bundesregierung befürwortet, dass die IWF-Kredite für
Argentinien verlängert werden?

StS Seibert: Wie Sie wissen, befindet sich Argentinien seit 2018 in einem
umfangreichen IWF-Programm, und diese enge Zusammenarbeit zwischen
Argentinien und dem Internationalen Währungsfonds, die ja das Ziel hat, die
Widerstandsfähigkeit der argentinischen Volkswirtschaft zu stärken und das
Vertrauen der Märkte vollständig zurückzugewinnen, begrüßen wir. Genauso
begrüßen wir die Ankündigung des IWF, Argentinien in den aktuell wirklich
herausfordernden Zeiten auch weiter beizustehen.

Aus deutscher Sicht hat Argentinien wichtige Wirtschaftsreformen auf den
Weg gebracht. Deutschland hat diesen Reformkurs stets unterstützt. Es hat
ja immer eine sehr gute, enge Partnerschaft mit Argentinien gegeben, nicht
nur bilateral, sondern auch in den multilateralen Foren; denn Argentinien
folgte unserer G20-Präsidentschaft 2017 mit seiner G20-Präsidentschaft
2018. Da gab es eine enge Zusammenarbeit hinsichtlich der globalen Themen.
Die Bundeskanzlerin hat Argentinien in den vergangenen beiden Jahren
zweimal besucht. Das ist also das, was ich dazu jetzt zu sagen hätte.

Wir stehen natürlich sowohl mit der argentinischen Regierung als auch mit
dem IWF in Kontakt.

Zusatzfrage: Interpretiere ich es richtig, dass Sie, wenn Sie das 
IWF-Programm loben, dann auch dafür sind, dass es trotz dieser
Kapitalmarktkontrollen weiter fortgeführt wird?

StS Seibert: Wir begrüßen die Ankündigung des IWF, dass man Argentinien
auch in den schwierigen Zeiten, die jetzt herrschen, weiter beistehen will.

Petermann (zur Open Government Partnership): Ich halte es schon für
wichtig, dass das noch geklärt wird: Sie, Herr Jung, hatten nach
Initiativen zur Einrichtung eines Lobbyregisters gefragt. Dazu kann ich
jetzt nach Informationen aus meinem Haus sagen, dass solche Maßnahmen nach
unserer Staatspraxis aus der Mitte des Bundestages kommen, nicht von der
Bundesregierung.

Wir als Bundesregierung beziehungsweise als BMI sind allerdings auch der
Auffassung, dass für den Bereich der Bundesverwaltung hinreichende
Regularien für eine amtstreue Dienstausübung der Beamten und
Tarifbeschäftigten, die ihre Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen
haben, bestehen. Es gibt auch hinreichende Regularien zur Sanktionierung,
sodass wir Auffassung sind, dass es eines solchen Lobbyregisters nicht
bedarf.

Wenn aber Initiativen, dann aus dem Deutschen Bundestag!

Mittwoch, 4. September 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 4. September 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-4-september-2019-1667638

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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EUROPA/1638: Britisches Parlament muss eigenen Fahrplan entwickeln


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. September 2019

LINK: Britisches Parlament muss eigenen Fahrplan entwickeln



Zum Brexit-Streit erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Das Chaos in Großbritannien ist perfekt. Neuwahlen, zweites
Referendum, No-Deal-Brexit: All das liegt auf dem Tisch und Prognosen
sind unmöglich. Wichtig ist jetzt, dass das Parlament die Initiative
behält und einen eigenen Fahrplan entwickelt, wie es weitergehen
soll. Wünschenswert wäre, dass die Briten in der EU bleiben, zum
Beispiel durch ein zweites Referendum. Die Tür für die Briten steht
offen, aber durchgehen müssen sie selbst. Mindestens muss
sichergestellt werden, dass ein möglicher Austritt durch einen
Vertrag und keinesfalls ungeregelt erfolgt. Solange ein
No-Deal-Brexit noch nicht vom Tisch ist, muss die Bundesregierung die
Vorbereitungen für den schlimmsten Fall intensivieren."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3070: Brauchen bei der Windkraft beschleunigte Genehmigungsverfahren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. September 2019

THEURER:
Brauchen bei der Windkraft beschleunigte Genehmigungsverfahren



Zum Krisentreffen zur Windkraft erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Die Situation der Windkraftbranche weist erschreckende Parallelen
zum Niedergang der Solarindustrie auf, die lange von einer massiven
EEG-Überförderung profitiert hat und mit protektionistischen
Maßnahmen vor der Konkurrenz aus Asien geschützt werden sollte. Die
damaligen Fehler dürfen sich nun nicht wiederholen. Der Ausbau der
Windkraft ist richtig, darf allerdings nicht durch enorme
Subventionen erzwungen werden. Stattdessen brauchen wir beschleunigte
Planungs- und Genehmigungsverfahren. Diese müssen gestrafft und
digitalisiert werden. Darüber hinaus müssen die Behörden modernisiert
und besser ausgestattet werden. Auch darf der Netzausbau nicht länger
vernachlässigt werden. Energieminister Altmaier muss nun seine
Hausaufgaben machen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4863: BAföG-Zahlen - Reform reicht bei Weitem nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. September 2019

BAföG-Zahlen: Reform reicht bei Weitem nicht



Die Zahl der BAföG-Empfänger_innen in Hamburg ist im Vergleich zum
Vorjahr um 5,4 Prozent zurückgegangen. Wie das Statistikamt mitteilt,
erhielten im Jahr 2018 nur noch rund 22.300 Studierende und
Schüler_innen BAföG-Leistungen. Martin Dolzer,
wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, erklärt dazu: "In Hamburg müssen
Studierende überdurchschnittlich viel Geld vor allem für Miete und
Ernährung ausgeben. Wer keine reichen Eltern hat, muss mehr jobben und
hat weniger Zeit fürs Studium. Für Wohnen geben Studierende in Hamburg
durchschnittlich 423 Euro aus, teurer ist es für Studierende nur in
München. Die Wohnkostenpauschale des BAföG liegt hingegen deutlich
darunter und auch unter dem Wohnkostenzuschuss im SGB II. Das darf so
nicht weitergehen."

Zwar habe sich die Situation durch die im August in Kraft getretene
BAföG-Reform ein wenig verbessert. Das reiche jedoch bei Weitem nicht
aus. "Der Senat muss sich auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die
Wohnkostenpauschale im BAföG den realen Wohnkosten in Metropolen wie
Hamburg angepasst wird und BAföG als elternunabhängiger,
rückzahlungsfreier Vollzuschuss zu gewähren ist. Eine gesicherte
Studienfinanzierung ist entscheidend für die Aufnahme und den
erfolgreichen Abschluss eines Studiums", so Dolzer. Zudem müsste die
geförderte Regelstudienzeit verlängert werden, um den realen
Begebenheiten zu genügen und etwas gegen die Antragsbürokratie zu tun.
"Die Forderung des Studierendenwerks, dass BAföG-Anträge für 2 Jahre
gewährt werden können, begrüßen wir ausdrücklich."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4862: Hilfe statt Zwangsräumung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. September 2019

Hilfe statt Zwangsräumung!



Über 1.900-mal wurde im Jahr 2018 und in der ersten Jahreshälfte 2019
in Hamburg eine Wohnung zwangsgeräumt. Davon gingen 389 Räumungen auf
das Konto des städtischen Wohnungsunternehmens SAGA. Das ergibt die
Antwort des Senats auf eine kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/18138).

"Zwangsräumungen durch die SAGA sind skandalös. Hier kann und muss die
Stadt handeln. Sie darf nicht zulassen, dass Wohnungen geräumt werden,
ohne dass Ersatzwohnraum für die Betroffenen zur Verfügung steht.
Räumungen in die Obdachlosigkeit müssen unbedingt verhindert werden",
kritisiert Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion.
"Die Fachstellen für Wohnungsnotfälle leisten hierzu einen wichtigen
Beitrag."

Im Jahr 2018 konnten 4.946 Wohnungen durch die Fachstellen gesichert
werden. Zum Vergleich: In 2015 waren es noch mehr als 6.200. "Die
erfolgreiche Arbeit der Fachstellen sollte nicht darüber
hinwegtäuschen, dass 2018 in 1.383 Fällen der Wohnraum eben nicht
gesichert werden konnte. Zwangsräumungen haben in der Regel
vielschichtige Ursachen, so dass die Betroffenen weiterführende Hilfe
und Unterstützung benötigen", erklärt Özdemir, "es kann nicht sein,
dass die im Dezember letzten Jahres durch die Bürgerschaft
beschlossene Aufstockung des Personals in den Fachstellen immer noch
nicht erfolgt ist."

Die Arbeit der Fachstellen und die der Sozialen Beratungsstellen in
den Bezirken ist eng miteinander verknüpft, deshalb fordert DIE LINKE
die Sozialen Beratungsstellen in den Bezirken ebenfalls personell
aufzustocken.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3379: Bedrohte und Opfer politischer Gewalt brauchen unseren Schutz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. September 2019

Bedrohte und Opfer politischer Gewalt brauchen unseren Schutz



Der Landtag hat dem Antrag der SPD-Landtagsfraktion "Demokratie
stärken - Engagierte schützen" zugestimmt.

Dazu erklärt der Sprecher für Strategien gegen Rechtsextremismus der
SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Auch wenn es uns wie eine Szene aus einem sehr schlechten Film
vorkommen mag: Zu wissen, dass für einen selber oder für Freunde und
Verwandte schon der Leichensack und der Ätzkalk auf der Einkaufsliste
rechtsextremistischer Netzwerke stehen, ist schlicht grauenhaft und
macht vielen Betroffenen wirklich große Angst. Diesen bedrohten
Menschen zu helfen, sie zu unterstützen und zu schützen, muss unser
gemeinsamer Auftrag sein.

Es darf trotz der leider fortschreitenden Verrohung der politischen
Debatte keine Gewöhnung und keine Abstumpfung geben: Bedrohungen,
Einschüchterungen, Angriffe und Gewalttaten gegen
zivilgesellschaftlich und politisch engagierte Menschen sind ein
ernstzunehmendes Alarmsignal für unseren demokratischen Rechtsstaat.

Es ist im höchsten Maße demokratie- und staatsgefährdend, wenn
Menschen, die sich für unser Land, unsere Werte und das Gemeinwesen
engagieren, für diesen Einsatz bedroht werden, körperlich und seelisch
Schaden nehmen, oder sogar mit dem Leben bezahlen müssen. Auch die
Familien dieser vorbildlichen Menschen haben oft zu leiden.

Gegen diese Form der Bedrohung muss sich der Staat mit allen zur
Verfügung stehenden Mitteln und einer harten Gangart stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3378: Partnerschaftsvereinbarung mit dem Leningrader Oblast (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. September 2019

Erwin Sellering: Partnerschaftsvereinbarung zwischen der Legislativversammlung des Oblastes Leningrad und dem Landtag Mecklenburg-Vorpommern



Erwin Sellering, Ministerpräsident MV a.D.:

"Zwischen Mecklenburg-Vorpommern und dem Leningrader Oblast bestehen
seit vielen Jahren besondere partnerschaftliche Verbindungen.

Das hängt auch damit zusammen, dass nach der Wende das neue Bundesland
Mecklenburg-Vorpommern im wirtschaftlichen Aufholprozess neben vielen
Nachteilen und Problemen einen Vorteil aufweisen konnte: über
Jahrzehnte gewachsene, belastbare wirtschaftliche Beziehungen zu den
osteuropäischen Ländern, vor allem zu Russland.

Es drängte sich auf, an diese Kontakte anzuknüpfen, sie zu pflegen und
zu intensivieren. Das haben alle SPD-geführten Landesregierungen über
viele Jahre getan, mit gut organisierten gegenseitigen Besuchen,
begleitet von Wirtschaftsdelegationen, und später dann mit großen
Wirtschaftstreffen, dem auf unserer Seite so genannten Russland-Tag.

Das gegenseitige Vertrauen, die Verlässlichkeit ist übrigens erheblich
dadurch gestärkt worden, dass MV an diesem Russland-Tag auch 2014,in
politisch sehr schwierigen Zeiten, entgegen vielerlei Kritik,
festgehalten und den Gesprächsfaden aufrecht erhalten hat.

Ich halte das nach wie vor für richtig.

Deutschland darf nicht mitmachen bei einer Rhetorik, die einen
Rückfall in die Mechanismen des kalten Krieges bedeutet und leicht die
Vorstufe zu wirklicher militärischer Auseinandersetzung sein kann.

Das bedeutet Verantwortung auch für das Land Mecklenburg-Vorpommern.
Und die Landesregierung kommt dieser Verantwortung nach durch die
Aufrechterhaltung und Pflege guter und freundschaftlicher Beziehungen
zu ihrer russischen Partnerregion, dem Leningrader Oblast.

Ich halte für sehr wichtig, dass diese Haltung der Landesregierung
auch von der Zivilgesellschaft unterstützt und mitgetragen wird. Das
ist das Ziel der Deutsch-Russischen Partnerschaft, die sich vor einem
Jahr gegründet hat und sich als gemeinnütziger Verein für ein
gutnachbarschaftliches Verhältnis zu Russland einsetzt, auch in
Fortsetzung unserer Jahrhunderte langen gemeinsamen Geschichte, gerade
auch mit MV.

In Kultur, Sport, Wissenschaft und anderen sozialen Bereichen wollen
wir ein vertieftes gegenseitiges Kennenlernen ermöglichen, zum
Beispiel in Workshops, gemeinsamen Camps, gemeinschaftlichem kreativen
Schaffen usw., mit Schwerpunkt auf dem Austausch gerade von jungen
Menschen.

Viele der inzwischen über 70 Mitglieder des Vereins sind seit Jahren
ehrenamtlich in den verschiedenen sozialen Bereichen tätig und bringen
sehr engagiert ihre Erfahrungen und Kompetenzen als anerkannte
Multiplikatoren in die Vereinsarbeit ein. Zum Beispiel Herr Blum für
den Landessportbund, Prof. Schareck und Prof. Steininger für die
Wissenschaft, Frau Lutz-Auras für politische Bildung, Miro Zahra, Dr.
Neumann, Dr. Fein für Kunst und Kultur, der ehemalige Bildungsminister
Henry Tesch für Schüleraustausch usw.

Als ersten großen Event haben wir mit sehr engagierten Partnern im
Juli eine Deutsch-Russische Jugendwoche durchgeführt. In 7
verschiedenen Projekten, an unterschiedlichen Orten im ganzen Land
haben deutsche und russische Jugendliche sich beim Sport,
Denkmalschutz, in einem Politischen Planspiel, kreativem Schaffen,
gemeinsamen Musizieren, in der Feuerwehr kennen und verstehen gelernt.

Dabei sind viele gute Kontakte und Freundschaften entstanden. Das ist
ein wichtiger langfristiger Beitrag zu einem guten Verhältnis zwischen
unseren Ländern, zur Völkerverständigung und letztlich zu Erhaltung
und Stärkung eines friedlichen Zusammenlebens.

Darum geht es uns. Wir sind davon überzeugt, dass Menschen, die sich
in ihrer Unterschiedlichkeit kennen und schätzen gelernt haben, die zu
Freunden geworden sind, sich weniger leicht aufhetzen lassen, sich
weniger leicht weismachen lassen, ein anderes Volk sei böse, wollen
Krieg, müssen bekämpft werden.

Im nächsten Frühsommer wird die Deutsch-Russische Jugendwoche im
Leningrader Oblast stattfinden. Außerdem werden wir im Herbst 2020
hier bei uns eine große Kulturwoche, mit Workshops und anschließenden
Ausführungen beziehungsweise Ausstellungen in den Bereichen Musik,
bildende Kunst, Theater und so weiter durchführen.

Dieser wichtige Beitrag der Zivilgesellschaft wird unterstützt von
beiden Regierungen der Partnerregionen, die Ministerpräsidentin und
der Gouverneur engagieren sich persönlich. Das ist gut und sehr
wichtig.

Heute liegt ein Antrag vor, mit dessen Annahme auch der Landtag zu
einem wichtigen Akteur bei dem Ausbau und der Pflege guter Beziehungen
mit Russland, mit dem Leningrader Oblast werden soll. Das ist eine
großartige Sache.

Die SPD-Fraktion war vor einigen Wochen im Leningrader Oblast und hat
einen warmherzigen Empfang und viel freundschaftlichen Austausch
erfahren.

Es wäre schön, wenn die anderen antragstellenden Fraktionen es ihnen
gleichtun würden.

Dieses wichtige Bemühen um Frieden und Völkerverständigung zwischen
Deutschland und Russland muss ein überparteiliches Anliegen sein.

Wir alle wissen natürlich, dass viele in Westdeutschland und auch in
Europa eine andere Grundeinstellung zu Russland haben und uns Naivität
vorwerfen.

Ich denke, daran ist richtig, dass auch die Außenpolitik einen
moralischen Kompass haben sollte. Aber wir brauchen dabei einen
realistischen Blick auf die Politik aller drei Großmächte, USA, China
und Russland, die jede ihre eigenen Interessen an die erste Stelle
setzt und aggressiv verfolgt, im Zweifel sogar unter Missachtung der
Menschenrechte und des Völkerrechts. Ich halte für wichtig, da nicht
auf einem Auge blind zu sein.

Europa ordnet sich gerade neu. Ich wünsche mir sehr, dass es gelingt,
eine selbstbewusste, eigenständige Position im Verhältnis zu den drei
großen Weltmächten zu finden, und uns nicht auf einer Seite in einem
unkalkulierbaren Konflikt ziehen zu lassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3377: Doppelhaushalt befördert positive Entwicklung unseres Landes (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. September 2019

Doppelhaushalt befördert positive Entwicklung unseres Landes



Der Landtag hat sich in erster Lesung mit dem Doppelhaushalt 2020/21
befasst.

Dazu erklärt der haushaltspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Tilo Gundlack:

"Das Land Mecklenburg-Vorpommern steht mit dem vorgelegten Entwurf vor
einem Rekorddoppelhaushalt in der Geschichte unseres Landes. Erstmals
überschreiten wir die Grenze von 9 Milliarden bei Einnahmen und
Ausgaben. Schwerpunkte sind die Elternbeitragsfreiheit für die
Kinderbetreuung, die Verdoppelung der Ausgaben im Bereich IT und
Digitalisierung im Vergleich zu 2016, hinzugerechnet die Mittel für
den Breitbandausbau. Wir investieren in die öffentliche Sicherheit und
Ordnung. 500 Millionen Euro sind eingeplant für gut ausgebildete
Polizisten, eine gut ausgestattete Justiz und IT-Spezialisten zur
Abwehr von Cyber-Kriminalität. Gegenüber 2016 steigen die Ausgaben für
Theater, Kunst und Kultur um rund 40 Prozent. Im Bereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung steigen die Ausgaben auf über 2 Milliarden
Euro. Ein gutes und aus meiner Sicht überfälliges Signal ist hierbei
die Hebung der Gehälter von Grundschullehrerinnen und
Grundschullehrern von E 12/A 12 auf E 13/A 13.

Besonders betonen möchte ich die eigenfinanzierte Investitionsquote,
die auf 9,2 Prozent steigen wird. Wir investieren in die Polizei,
Feuerwehren, ländliche Räume, Hochschulbau, Schulsanierung
und -neubau, den Flughafen Rostock-Laage, in Krankenhäuser usw.

Wir setzen ein deutliches Signal für eine gute Zukunft ab 2020 aus
eigener Kraft für unsere Bürgerinnen und Bürger."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5230: Verzögerung bei Trierer Weststrecke bis 2024 (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.09.2019

Verzögerung bei Trierer Weststrecke bis 2024 ist Folge von
CSU-Irrwegen in der Bahnpolitik



Verschiedene Medien, unter anderem der Trierische Volksfreund, hatten
im August gemeldet, dass sich die Inbetriebnahme der Trierer
Weststrecke verzögere. Im Verkehrsausschuss des Landtags berichtete
die Landesregierung heute auf Antrag der GRÜNEN Fraktion über die
Verzögerung und ihre Ursachen. Dazu erklärt Jutta Blatzheim-Roegler,
verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Die Pendlerinnen und Pendler in der Region Trier müssen als Folge der
Irrfahrt des ehemaligen Bundesverkehrsministers Dobrindt in der
Bahnpolitik voraussichtlich noch bis 2024 auf die Fertigstellung der
Trierer Weststrecke warten. Eine satte Verzögerung um zwei Jahre,
deren Ursache Minister Dobrindts vorschnelle Festlegung auf eine
bundesweit einheitliche Bahnsteighöhe von 76 Zentimetern war. Denn der
Vorstoß des Bundesministers hätte den Verlust der Barrierefreiheit für
einen großen Teil des Nahverkehrsangebots in Rheinland-Pfalz bedeutet,
da die Regionalzüge im Land auf eine landesweit einheitliche
Bahnsteighöhe von 55 Zentimetern ausgerichtet sind.

In einem ernst gemeinten Dialog mit den Bundesländern hätte Minister
Dobrindt seinen Irrtum eigentlich rechtzeitig einsehen müssen. So
konnten aber erst mehrere Krisentreffen mit den Ländern den damaligen
Bundesverkehrsminister auf seiner Irrfahrt stoppen. Glücklicherweise
wurde Mitte 2018 auch auf Druck von Rheinland-Pfalz hin noch eine
pragmatische Lösung vereinbart.

Ein erheblicher Schaden ist durch den Irrweg des CSU-Ministers indes
bereits entstanden: Das Planfeststellungsverfahren beim
Eisenbahnbundesamt lag aufgrund des Fehlers des
Bundesverkehrsministers für eineinhalb Jahre auf Eis. Die Folge ist,
dass die Trierer Weststrecke voraussichtlich erst im Herbst 2024 in
Betrieb genommen werden kann."


Hintergrund:

Zwischen Anfang 2017 und Mitte 2018 rangen die Länder mit dem Bund
über die vom Bundesverkehrsministerium gewünschte Vereinheitlichung
der Bahnsteighöhen auf 76 Zentimeter. Eine Vereinheitlichung auf 76
Zentimeter hohe Bahnsteige hätte einen Großteil der dreistelligen
Millionensumme, die Rheinland-Pfalz seit 2011 in Bahnhaltepunkte
investiert hat, hinfällig gemacht. Denn seitdem galt die Einigung
zwischen dem Bund und Rheinland-Pfalz auf Basis eines
Bahnsteighöhenkonzeptes, wonach auf regionalen Strecken auch
Bahnsteighöhen von 55 Zentimetern gebaut werden durften. Auf dieser
Grundlage erfolgten im Land seitdem zahlreiche barrierefreie
Baumaßnahmen und Modernisierungen von Bahnhöfen. Mitte 2018 einigten
sich Bund und Länder dann darauf, dass die Länder Konzepte entwickeln,
wie ein sinnvolles Nebeneinander von unterschiedlichen Bahnsteighöhen
organisiert werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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AUSTAUSCH/355: Deutsch-japanisches Universitätskonsortium (idw)


Universität Heidelberg - 04.09.2019

Deutsch-japanisches Universitätskonsortium

Treffen in Heidelberg: Ausbau der länderübergreifenden Kooperation



Das deutsch-japanische Universitätskonsortium HeKKSaGOn veranstaltet sein
siebtes Rektorentreffen: Dazu kommen die Rektoren und Präsidenten der
sechs beteiligten Hochschulen am 12. und 13. September 2019 an der Ruperto
Carola zusammen. Begleitet werden die Hochschulleiter von zahlreichen
Fachwissenschaftlern, Vertretern der jeweiligen Administrationen sowie
Studierenden, um sich über den Fortgang bestehender Kooperationsprojekte
auszutauschen und zukünftige Vorhaben der Zusammenarbeit zu diskutieren.
Zu dem Treffen werden rund 220 Teilnehmer erwartet. In der 2010
gegründeten Hochschulallianz haben sich die Universität Heidelberg, die
Universität Göttingen und das Karlsruher Institut für Technologie mit drei
der führenden Hochschulen in Japan, den Universitäten Kyoto, Osaka und
Tohoku, zusammengeschlossen.

Das in der Zusammenarbeit beider Länder bisher einzigartige Konsortium
setzt sich für eine Intensivierung der Kooperation in Forschung und Lehre
ein. Dazu entwickeln die Partner in Deutschland und Japan gemeinsame
Forschungsprojekte, initiieren länderübergreifende Studien- und
Promotionsprogramme und fördern den Austausch von Wissenschaftlern,
Doktoranden und Studierenden, unter anderem auch mit Sommer- und
Winterschulen. Arbeitsgruppen innerhalb der HeKKSaGOn-Allianz bestehen in
verschiedenen zukunftsweisenden Forschungsfeldern, etwa in den Umwelt- und
Materialwissenschaften, den Neuro- und Lebenswissenschaften, dem
Wissenschaftlichen Rechnen sowie den Sozial- und Kulturwissenschaften. Die
Kyoto University und die Universität Heidelberg haben jeweils ein Büro auf
dem Campus der Partneruniversität eröffnet. Diese arbeiten unter anderem
als "Kommunikationsbrücken" für die HeKKSaGOn-Allianz.

Das aktuelle Rektorentreffen, das unter der Überschrift "Die Zukunft der
HeKKSaGOn-Allianz: Prioritäten, Herausforderungen, Chancen" steht, startet
mit einem Überblick über aktuelle Entwicklungen an den sechs beteiligten
Universitäten. So wird der Rektor der Universität Heidelberg, Prof. Dr.
Bernhard Eitel, über das Konzept der Ruperto Carola in der
Exzellenzstrategie informieren. In verschiedenen Arbeitsgruppen sollen
Ergebnisse aus laufenden Kooperationsprojekten präsentiert und Ansätze für
die künftige Zusammenarbeit diskutiert werden. Aktuell forschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Rahmen der Hochschulallianz
unter anderem zu "Data Science", zu regenerativen Energien, zur Robotik,
zur Katalyse, in der Nanotechnologie und den Transkulturellen Studien.

Die HeKKSaGOn-Partner werden im Rahmen des Heidelberger Treffens auch über
die strategische Ausrichtung der Allianz sowie vorrangige Bereiche der
zukünftigen Forschungszusammenarbeit beraten - unter Berücksichtigung der
von den Vereinten Nationen ausgerufenen Ziele für nachhaltige Entwicklung.
Wie dazu die deutsch-japanische Hochschulallianz beitragen kann, wird auch
Thema eines studentischen Workshops sein. Zum Abschluss unterzeichnen die
Präsidenten und Rektoren eine gemeinsame Erklärung zur Weiterentwicklung
der Zusammenarbeit in der HeKKSaGOn-Allianz.


Originalpublikation:

www.hekksagon.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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AUSTAUSCH/354: Hochschulen in Niedersachsen und Schottland wollen enger kooperieren (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 04.09.2019

Hochschulen in Niedersachsen und Schottland wollen enger kooperieren

Thümler: "Ermutigendes Zeichen für die Zusammenarbeit in Wissenschaft und
Forschung in Zeiten des Brexit"



Niedersachsens und Schottlands Hochschulen wollen ihre Zusammenarbeit in
den Bereichen Forschung, Studium und Lehre intensivieren. Ein
entsprechendes Memorandum of Understanding unterzeichneten der Vorsitzende
der Landeshochschulkonferenz, Prof. Dr. Wolfgang-Uwe Friedrich, und Prof.
Sir Anton Muscatelli, Principal and Vice-Chancellor of the University of
Glasgow, am gestrigen Dienstag im Beisein von Niedersachsens
Wissenschaftsminister Björn Thümler und seinem schottischen Amtskollegen
Richard Lochhead, Scottish Minister for Further Education, Higher
Education and Science, in Glasgow. Vermittelt wurde die Vereinbarung über
die Interessensvertretungen der Hochschulen - die niedersächsische
Landeshochschulkonferenz (LHK) und ihr schottisches Pendant, Universities
Scotland.

"Die geplante Kooperation ist ein gutes, ermutigendes Zeichen für die
niedersächsisch-schottische Zusammenarbeit in Wissenschaft und Forschung
in Zeiten des Brexit, der zu meinem größten Bedauern noch immer auf uns
lastet und zu großen Verunsicherungen führt", betont Thümler, der sich
aktuell auf einer dreitägigen Reise durch das Vereinigte Königreich
befindet. "Denn gerade auf dem Gebiet der Wissenschaft sind doch die
europäische Zusammenarbeit und der grenzenlose Austausch von Ideen und
Wissen zentrale Eckpfeiler für innovative Forschung zur gemeinsamen
Bewältigung der großen Herausforderungen unserer Zeit." Der Minister
stellte zudem finanzielle Unterstützung in Aussicht, um an den
niedersächsischen Hochschulen notwendige Prozesse zur Vertiefung der
Kooperation anzustoßen.

"Das Memorandum of Understanding dient der Intensivierung der
Zusammenarbeit. Wir möchten praktisch umsetzen, was den Hochschulen seit
Jahrhunderten innewohnt: das gemeinsame Forschen, Lehren und Lernen. Die
schottischen Partner haben nicht zuletzt aufgrund der aktuellen
politischen Situation ein besonderes Interesse an Kooperationen mit dem
europäischen Kontinent. Beide Seiten wollen mit Unterstützung der
Ministerien spezielle Programme für den wissenschaftlichen Nachwuchs und
gemeinsame Forschungsprojekte fördern", sagt Prof. Dr. Wolfgang-Uwe
Friedrich, Vorsitzender der LHK.

Universities Scotland spricht als nationaler Verbund für die 19
schottischen Hochschulen; die LHK vertritt die insgesamt 20
niedersächsischen Universitäten, Fachhochschulen sowie künstlerischen
Hochschulen in staatlicher Verantwortung. Ziel der
niedersächsisch-schottischen Kooperation ist neben der Förderung des
Austauschs von Studierenden und Wissenschaftlern, die Entwicklung
gemeinsamer Forschungsprojekte. Darüber hinaus sollen Hochschulen innerhalb
des Verbunds bei der Etablierung gemeinsamer Studiengänge unterstützt
werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 04.09.2019
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MELDUNG/343: Weltalphabetisierungstag - Unterstützung für Eltern mit Lese- und Schreibschwierigkeiten (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 05.09.2019

Karliczek: Wir müssen Eltern unterstützen, Lese-Vorbilder zu sein

Weltalphabetisierungstag: BMBF unterstützt Eltern mit Lese- und
Schreibschwierigkeiten



Am Sonntag, dem 8. September, ist Weltalphabetisierungstag, an dem weltweit
darauf aufmerksam gemacht wird, wie wichtig die Stärkung von Lese- und
Schreibkompetenzen ist. Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja
Karliczek:

"Auch in Deutschland müssen wir weiter daran arbeiten, die Zahl der
Menschen mit Lese- und Schreibschwächen zu verringern. Immer noch können
6,2 Millionen Erwachsene in unserem Land nicht richtig lesen oder
schreiben. Wir müssen dabei aber auch verstärkt an deren Kinder denken.

Laut neuesten Erkenntnissen im Rahmen der LEO-Studie der Universität
Hamburg wachsen rund 4,5 Millionen Kinder in Deutschland mit mindestens
einem Elternteil auf, das Schwierigkeiten beim Lesen und Schreiben hat.
Diese Kinder laufen Gefahr, ebenfalls nur ein niedriges Bildungsniveau zu
erreichen. Vor diesem Hintergrund müssen wir in den nächsten Jahren unsere
Bemühungen weiter verstärken, die Lese- und Schreibkompetenzen gerade
dieser Eltern gezielt zu fördern, damit diese wiederum ihre Kinder in der
Lese- und Schreibentwicklung unterstützen können.

Bildung wird auch über das Elternhaus vermittelt. Defizite in diesem
Zusammenhang haben für die Kinder langfristige Folgen. Daher fördert das
Bundesbildungsministerium in der AlphaDekade Projekte, in denen es darum
geht, dass Eltern besser lesen und schreiben lernen, damit sie ihren
Kindern vorlesen können. Denn Kinder, denen regelmäßig vorgelesen wird,
haben bessere Schulnoten, einen Vorsprung bei der Entwicklung ihrer
Persönlichkeit und wichtiger sozialer Kompetenzen.

Bereits 15 Minuten tägliches Vorlesen bietet Kindern prägende Hilfe beim
Lesenlernen, so die Stiftung Lesen. Mit unserer Info-Ausstellung "Lesen und
Schreiben öffnet Welten", TV, Hörfunk- und Online-Spots informieren wir
bundesweit über Lernangebote vor Ort.

Von frühester Kindheit an geht es darum, einen spielerischen Umgang mit
Büchern zu entwickeln, Geschichten vorzulesen und die Lust am Selberlesen
und Schreiben zu wecken. Das ist eine Aufgabe für alle Glieder der
Bildungskette. Von den Kitas über die Schulen bis hin zu Jugendamt und
Sozialberatung: Alle gesellschaftlichen Akteure sind gefragt, Eltern mit
Lese- und Schreibschwierigkeiten zu unterstützen. Alphabetisierung ist auch
Familienarbeit!"


Hintergrund:

Im Rahmen der AlphaDekade fördert das Bundesbildungsministerium eine Reihe
von Projekten im familiären Umfeld.

Das Projekt VOR BILD UNG in Hildesheim zum Beispiel bietet Eltern von
Vorschulkindern beispielsweise an, sie bei den schriftlichen Formalitäten
zur Grundschul-Anmeldung zu unterstützen. Auch weitere Alltagshilfen werden
angeboten mit dem Ziel, die Eltern auch für längerfristige Lernangebote im
Lesen und Schreiben zu gewinnen.

Das Projekt "Knotenpunkte für Grundbildung" in Trier zielt darauf ab,
bestehende Beratungsangebote für Eltern mit geeigneten Lerninhalten zu
verknüpfen.

Im Rahmen des Sonderschwerpunkts "Förderung der Lese-, Schreib- und
Rechenkompetenzen" entwickeln die Mehrgenerationenhäuser in Deutschland
niederschwellige Lernangebote in der Nachbarschaft.

Mit den bundesweiten Lesestart-Programmen der Stiftung Lesen wird das Lesen
und Vorlesen in den Familien durch Buchgeschenke für Kinder in den ersten
Lebensjahren und begleitendes Informationsmaterial für die Eltern
verankert.

Außerhalb der Schule können Kinder die Leseclubs und media.labs der
Stiftung Lesen nutzen, um Zugang zum und Spaß am Lesen zu entwickeln. Das
Angebot ist Teil des Bundesprogrammes "Kultur macht stark".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 096/2019 vom 05.09.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat
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MELDUNG/671: Verbesserungen beim Tierwohl, nachhaltiger Bewirtschaftung und Artenschutz (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 181 vom 04.09.2019

Verbesserungen beim Tierwohl, nachhaltiger Bewirtschaftung und
Artenschutz 

Bundeskabinett verabschiedet Gesetzesvorhaben des Bundesagrarministeriums:
Tierwohlkennzeichengesetz, Direktzahlungen-Durchführungsgesetz - ebenfalls
behandelt wurde das Aktionsprogramm Insektenschutz



Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen [4.9.2019] Sitzung das
Tierwohlkennzeichengesetz der Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, beschlossen. Damit hat ein wichtiges
Projekt des Koalitionsvertrags das Kabinett passiert. Das Kennzeichen
greift die Erwartungen der Verbraucherinnen und Verbraucher auf,
unterstützt die Landwirte und führt zu einer Verbesserung des Tierwohls in
der Nutztierhaltung.

Dazu die Ministerin: "Lange Jahre wurde über eine staatliche
Tierwohlkennzeichnung debattiert, heute hat das Kabinett unseren
Gesetzesentwurf angenommen. Das ist ein großer Erfolg. Es ist ein
entscheidender Schritt zu mehr Tierwohl, mehr Orientierung und Transparenz
für die Verbraucher sowie zur Einkommenssicherung der Tierhalter. Wir
setzen auf ein staatliches, glaubwürdiges Tierwohlkennzeichen, das wie das
Bio-Siegel eine Positivkennzeichnung ist für Erzeugnisse, die über dem
gesetzlichen Standard liegen. Der Verbraucher erkennt so auf einen Blick,
wo mehr Tierwohl drinsteckt - und warum es mehr kostet. Für den Tierhalter
ist es ein Vorteil im Wettbewerb. Wenn er verbindlich und nachprüfbar
höhere Kriterien einhält, mehr für das Tierwohl tut, kann er mit dem
Kennzeichen werben. Zudem gibt es eigene Kontrollen. Das macht seine
Bedeutung und Glaubwürdigkeit aus.

Mit aller Kraft werden wir nun weiterarbeiten, dass so schnell wie möglich
die ersten gekennzeichneten Produkte in den Ladenregalen liegen - die
Markteinführung unterstützen wir mit 70 Millionen Euro. Zudem wollen wir
Stallumbauten zugunsten des Tierwohls fördern und erleichtern. Dazu sind
wir in guten Gesprächen mit dem Bundesbauministerium zur Änderung des
Baugesetzes.

Wie Dänemark und die Niederlande fangen wir auf nationaler Ebene an und
wollen so eine Sogwirkung in Europa entfalten. Im Rahmen der
Ratspräsidentschaft im kommenden Jahr werde ich mich für ein EU-weit
verpflichtendes Tierwohlkennzeichen einsetzen."

Das staatliche Tierwohlkennzeichen ist ein wichtiger Baustein der
Nutztierstrategie des Bundesagrarministeriums, die einen Umbau der
Tierhaltung gemeinsam mit den Landwirten hin zu mehr Tierwohl zum Ziel hat

Der Gesetzesentwurf des Bundesagrarministeriums zum staatlichen
Tierwohlkennzeichen regelt unter anderem die folgenden Punkte:


	Es soll bundesrechtlich ein einheitliches Tierwohlkennzeichen zur Kennzeichnung von Lebensmitteln tierischer Herkunft eingeführt werden.

	Die Verwendung des Tierwohlkennzeichens ist an die Erfüllung bestimmter Anforderungen an die Haltung, den Transport und die Schlachtung von Tieren, die über dem gesetzlichen Mindeststandard liegen müssen, geknüpft.

	Die Kontrolle der Einhaltung der festgelegten Anforderungen an die Verwendung des Tierwohlkennzeichens erfolgt durch private Kontrollstellen, die von der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung zugelassen und überwacht werden.

	Die Ahndung von Verstößen gegen dieses Gesetz als Straftat bzw. Ordnungswidrigkeit gewährleistet die notwendige Abschreckungswirkung, um eine missbräuchliche Verwendung des Tierwohlkennzeichens zu verhindern und damit das Vertrauen der Verbraucherinnen und Verbraucher in das Kennzeichen zu sichern bzw. zu erhöhen.

	Einzelheiten zu den Anforderungen an die Verwendung des Tierwohlkennzeichens, die Voraussetzungen sowie das Verfahren zur Zulassung der Kontrollstellen und der Gestaltung des Kennzeichens, sollen in Rechtsverordnungen geregelt werden.



(Link zum Gesetzesentwurf des Tierwohlkennzeichengesetzes siehe unten.)


Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes


Ein Beitrag zu einer nachhaltigeren und umweltschonenderen Bewirtschaftung
sowie zu einer verstärkten Vitalisierung ländlichen Räume ist die vom
Bundeslandwirtschaftsministerium vorgelegte Änderung des
Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes. Im kommenden Jahr sollen in
Deutschland sechs Prozent der Mittel von der ersten in die zweite Säule der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) umgeschichtet werden. Bisher sind es 4,5
Prozent - der neue Prozentsatz gilt nur für das Jahr 2020. Etwa 90 Prozent
der umgeschichteten Gelder fließen an die Landwirte zurück.

"Mit den zusätzlichen Mitteln ermöglichen wir es den Bundesländern, ihre
Förderprogramme unter anderem für Leistungen der Landwirte im Klima- und
Umweltschutz und Projekte zur Belebung des ländlichen Raums
durchzufinanzieren - damit kommen sie auch der Landwirtschaft zugute.
Darüber hinaus können die Länder mit dem zusätzlichen Geld neue Anträge
bewilligen. Zum Beispiel für den Öko-Landbau. Die Erhöhung der Umschichtung
ist damit ein Beitrag zu einer nachhaltigeren und umweltschonenderen
Bewirtschaftung sowie zur ländlichen Entwicklung", so die Ministerin.

Weitere Informationen zum Gesetzesentwurf


	Für die Antragsjahre 2015 bis 2019 der GAP ist im Direktzahlungen-Durchführungsgesetz geregelt, dass 4,5 Prozent der für Deutschland festgesetzten jährlichen nationalen Obergrenzen für die Direktzahlungen als zusätzliche Mittel in die zweite Säule der GAP umgeschichtet werden.

	Für das Antragsjahr 2020 ist eine solche Umschichtung erst kürzlich aufgrund einer Änderung des EU-Rechts zulässig geworden. Der Gesetzentwurf sieht für das Jahr 2020 eine leicht, und zwar um 1,5 Prozentpunkte, höhere Umschichtung auf 6 Prozent vor. Konkret ist das eine Erhöhung um 4,50 Euro pro Hektar. Damit wird das Ziel verfolgt, dass insbesondere die bereits bisher aus Umschichtungsmitteln finanzierten Maßnahmen durchfinanziert werden können und zusätzlich mit diesen Mitteln Neuverpflichtungen eingegangen werden können.

	Die Erhöhung des Umschichtungssatzes leistet einen Beitrag, um den großen Herausforderungen, vor denen die Landwirtschaft in den Bereichen Klima-, Umwelt-, Natur - und Tierschutz steht, Rechnung zu tragen. Sie trägt ebenfalls zu einer Vitalisierung ländlicher Räume bei.

	Einführung einer Bagatellregelung, die vorsieht, dass bei einer Umwandlung von Grünland in Ackerland die Genehmigungspflicht entfällt, wenn ein Betriebsinhaber bis zu 500 m² im Jahr Grünland zu Ackerland umbrechen will.



(Link zum Gesetzesentwurf zum Zweiten Gesetz zur Änderung des
Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes siehe unten.)


Aktionsprogramm Insektenschutz

Verabschiedet im Kabinett wurde ebenfalls das 'Aktionsprogramm
Insektenschutz'. Mit dem Programm will die Bundesregierung wesentlichen
Ursachen des Insektenschwunds entgegenwirken und die Lebensbedingungen für
Insekten in Deutschland verbessern - in Zusammenarbeit mit der
Landwirtschaft.

Julia Klöckner: "Der Schutz von Insekten ist für unser Ministerium ein
zentrales Anliegen, ebenso für die Landwirtschaft. Denn wo keine Insekten
sind, findet keine Bestäubung statt. Auch gibt es viele Insekten überhaupt
nur, weil Böden landwirtschaftlich genutzt werden. Die Branche leistet in
vielen Bereichen schon heute ihren Beitrag. Gleichzeitig machen wir mit dem
Aktionsprogramm deutlich, dass Insektenschutz breit gedacht werden muss. Es
geht auch um Lichtverschmutzung in den Städten, die Versiegelung von
Flächen sowie den Verkehr und die Verkehrsinfrastruktur. Wir alle müssen
unseren Beitrag leisten, Insektenschutz beginnt im eigenen Garten. Klar ist
aber auch, dass wir gerade unseren Landwirten im Sinne des Allgemeinwohls
mit diesem Programm einiges abverlangen. Daher lassen wir sie damit nicht
allein. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz
soll es jährlich 50 Millionen Euro für einen Sonderrahmenplan
"Insektenschutz" geben."

Die Maßnahmen des Aktionsprogramms umfassen neun Handlungsbereiche:


	Insektenlebensräume und Strukturvielfalt in der Agrarlandschaft fördern

	Lebensräume für Insekten in anderen Landschaftsbereichen wiederherstellen und vernetzen

	Schutzgebiete als Lebensräume für Insekten stärken

	Anwendung von Pestiziden mindern

	Einträge von Nähr- und Schadstoffen in Böden und Gewässer reduzieren

	Lichtverschmutzung reduzieren

	Forschung vertiefen - Wissen vermehren - Lücken schließen

	Finanzierung verbessern - Anreize schaffen

	Engagement der Gesellschaft befördern




Den Gesetzesentwurf des Tierwohlkennzeichengesetzes finden Sie unter:

https://www.bmel.de/DE/Service/Gesetze-Verordnungen/_Texte/TierwohlKG.html

Den Gesetzesentwurf zum Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes finden Sie unter: 

https://www.bmel.de/DE/Service/Gesetze-Verordnungen/_Texte/ZweitesGAenderungDirektzahlung.html

 * 
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STANDPUNKT/882: Zentralamerika - Eine Region, die nicht zählt (medico international)


medico international - 5. September 2019

Zentralamerika

Eine Region, die nicht zählt

Von Moritz Krawinkel



Solange die Länder Zentralamerikas nichts als Beute ihrer Eliten sind
und die USA unter Trump die Lage weiter verschärfen, wird der Exodus aus
der Region weitergehen.

In Guatemala wurde gewählt und wie in so vielen Ländern Lateinamerikas hat
ein Ultrarechter gewonnen. Alejandro Giammattei steht für den "Pakt der
Korrupten", den Parlamentarier*innen gegen die Verfolgung durch die
Internationale Ermittlungskommission gegen die Straflosigkeit (CICIG)
gebildet haben. 2006 hatte eine Übereinkunft zwischen den Vereinten
Nationen und Guatemala den Weg für die Verfolgung von Schwerverbrechen
geebnet. Seitdem ist die Elite des Landes zunehmend in den Fokus der
Internationalen Ermittlungskommission geraten. Ihre Arbeit in Guatemala
steht nun endgültig vor dem Aus.

Dass der indigenen Kandidatin Thelma Cabrera bei den Wahlen mit über zehn
Prozent der Stimmen ein Achtungserfolg gelang und auch andere progressive
Kandidat*innen ein paar Prozent errangen, kann nicht über die
Aussichtslosigkeit der Lage hinwegtäuschen. Die einzige Gegenkandidatin mit
echten Erfolgschancen, die frühere Vorsitzende des Obersten Gerichts Thelma
Adana, ist im Vorfeld von den Wahlen ausgeschlossen worden. Das 
CICIG-Mandat wurde nach diversen Angriffen aus dem Lager des bisherigen
Präsidenten Jimmy Morales nicht verlängert und läuft im September 2019 aus.
2020 kann die Regierung außerdem Teile des bislang relativ unabhängigen
Verfassungsgerichts mit ihren Leuten neu besetzen. Auf weitere Erfolge in
der juristischen Aufarbeitung gegen die Eliten ist nicht mehr zu hoffen.

Unendlich lange scheint es her, dass mithilfe eines zufällig entdeckten
Polizeiarchivs und dank der institutionellen Aufbauarbeit von 
medico-Partner*innen eine Aufarbeitung der Bürgerkriegsverbrechen einsetzte und
der frühere Diktator Efraín Ríos Montt wegen Genozids verurteilt werden
konnte. Gerechtigkeit für indigene Frauen, die über Jahre in einer Kaserne
missbraucht wurden, wie im Fall Sepur Zarco? Kaum mehr vorstellbar. Auch
sind die Zeiten vorbei, in denen ein Ex-Präsident und seine Vize wegen
Korruption verhaftet werden, wie geschehen im Jahr 2015, und machtvolle
Proteste alle relevanten Parteien an den Pranger stellten, weil sie von
kriminellen Vereinigungen nicht zu unterscheiden sind. Dass in den letzten
Jahren immer wieder Tausende für ein Ende der Straflosigkeit auf die Straße
gingen und den Eliten manchen Kompromiss aufzwingen konnten, hat nicht
gereicht für eine grundsätzliche Veränderung der Spielregeln. Der Staat ist
wie in den anderen Ländern der Region Beute von Eliten, die keine Grenze
zwischen Verbrechen und Politik kennen. Ein Interesse am Leben und
Überleben der Mehrheit haben sie nicht.

Der neue guatemaltekische Präsident erklärt zwar öffentlichkeitswirksam
seine Ablehnung des Migrationsabkommens mit den USA, das sein Amtsvorgänger
Morales hinter dem Rücken der Öffentlichkeit ausgehandelt hat. Dabei
handelt es sich aber wohl eher um einen Versuch, mehr Geld für die
Erklärung Guatemalas zum "sicheren Drittstaat" nachzuverhandeln. Die Sache
selbst kann getrost als Erpressung bezeichnet werden: Trump hatte
unverhohlen mit wirtschaftlichen Sanktionen gedroht, sollte das Abkommen
nicht zustande kommen. Die Konsequenzen sind obszön: Wer vor der
anhaltenden Gewalt, der Armut und der Perspektivlosigkeit in Guatemala
flieht, kann in Mexiko Asyl beantragen. Wer vor der anhaltenden Gewalt, der
Armut und der Perspektivlosigkeit in El Salvador oder Honduras flieht, muss
in Guatemala Asyl beantragen.

Mexiko: Land als Grenze

Mit dem Abkommen verschieben die USA ihre Südgrenze weiter nach
Zentralamerika. Der Hinterhof wird zum bewehrten Vorgarten. Bereits seit
Jahren macht sich Mexiko mit dem Programm "Frontera Sur" zum Gehilfen der
US-Abschottungspolitik. Die Zahl abgeschobener Migrant*innen aus Mexiko
nimmt stetig zu, ebenso die von Asylanträgen aufgrund des versperrten Weges
in die USA. Die Kriminalisierung zwingt die Menschen in die Unsichtbarkeit
und damit in die Gewalt des organisierten Verbrechens, das eng mit dem
Staatsapparat verwoben ist. "Mit dem Krieg gegen die Drogenkartelle ist die
Migration dem organisierten Verbrechen übergeben worden", sagt Marta
Sánchez Soler von der mexikanischen medico-Partnerorganisation Movimiento
Migrante Mesoamericano. Im Dezember 2006 hatte die mexikanische Regierung
unter Felipe Calderón den "Krieg gegen die Kartelle" ausgerufen, der das
Land in den Abgrund katapultiert hat. Heute scheinen Schätzungen von
200.000 Opfern realistisch. Auch die Zahl der Verschwundenen geht in die
Zehntausende. Entführungen, Erpressungen, Morde und Vergewaltigungen von
und an Migrant*innen sind seit 2006 exponentiell angestiegen, sie sind
leichte Opfer für die Kartelle. Daran hat sich bis heute nichts geändert.
Die Nationale Menschenrechtskommission CNDH geht von an die 20.000 Menschen
aus Zentralamerika aus, die auf ihrem Weg durch Mexiko jedes Jahr spurlos
verschwinden.

Der neue mexikanische Präsident, der vermeintlich linke Hoffnungsträger
Andrés Manuel López Obrador, verschärft die Lage. Ebenfalls auf Druck der
USA militarisiert er gleich den ganzen Süden Mexikos, um den "Durchmarsch"
der Migrant*innen aufzuhalten. Ende letzten Jahres machten Tausende
Menschen aus Zentralamerika weltweit Schlagzeilen, die als Karawane aus der
Unsichtbarkeit traten. Ihre Masse schützte sie, ebnete den Weg durch die
gefährlichsten Regionen des Landes. Ein Exodus, sagte damals Marta Sánchez
Soler. Wie dramatisch die Situation inzwischen ist, zeigen Zahlen des
UNHCR: 2017 hatten 294.000 Menschen aus Guatemala, Honduras und El Salvador
in den benachbarten Ländern und den USA eine Anerkennung als Flüchtling
beantragt, doppelt so viele wie im Vorjahr - und 16-mal so viele wie noch
2011.

In Honduras verlassen die einen das Land, weil sie von Gangs mit dem Tode
bedroht werden oder sich ihre ökonomische Situation nicht verbessern lässt.
Währenddessen versuchen die Optimistischeren noch, mit Straßenprotesten
etwas im Land zu bewegen. Immer wieder flammen Proteste gegen die
honduranische Regierung auf, auch jetzt wieder, nachdem eine Zeugenaussage
in den USA nahelegen, dass der Präsident des Landes, Juan Orlando
Hernández, direkt in den Drogenhandel verstrickt ist. Er wurde Ende 2017 im
Amt bestätigt, wobei die Wahlen höchstwahrscheinlich manipuliert wurden.
Seitdem der gewählte Präsident Manuel Zelaya 2009 mit Billigung der USA aus
dem Amt geputscht worden ist, hat sich die Lage zunehmend verschlechtert.
Zelaya hatte den Mindestlohn angehoben, sich Venezuela angenähert und damit
den Ärger der eigentlichen Machthaber*innen (zu denen er vorher auch
gehörte) auf sich gezogen. Damals wie heute gehen die Repressionsorgane mit
aller Härte gegen Protestierende vor. Weil eine Veränderung im Land kaum
mehr wahrscheinlich ist, nimmt die Auswanderung zu.

Gleiches gilt für El Salvador, wo zwar das erste Mal seit Ende des
Bürgerkriegs das Zweiparteiensystem der einstigen linken Guerilla FMLN und
der rechten Arena durchbrochen wurde. Der neue Präsident, der ehemalige
Bürgermeister von San Salvador, Nayib Bukele, macht aber eher mit lustigen
Sprüchen auf Twitter von sich reden als mit einer ernsthaften Veränderung
der Lage im Land. Auch er setzt gegenüber den Maras, den kriminellen Gangs,
die das Land in Atem halten und für Tausende Jugendliche der einzige Weg
aus Bedeutungslosigkeit und Elend zu sein scheinen, auf Härte. Hierzulande
ist das Land nur dann eine Nachricht wert, wenn mal wieder einer dieser
Tage ist, an denen kein einziger Mord registriert wird - immerhin acht seit
dem Jahr 2000. Währenddessen hat der frühere Präsident, Mauricio Funes
(FMLN), der im eigenen Land wegen Korruption angeklagt ist, Asyl in
Nicaragua erhalten.

Nicaragua galt im Vergleich zu den Ländern des "Triángulo Norte" über viele
Jahre als Hort der Sicherheit. Das Land litt zwar schon lange unter dem
Autoritarismus des Ortega-Clans und die klientelistischen Sozialprogramme
erreichten vor allem die Getreuen der FSLN. In einer Region, in der auf
100.000 Einwohner*innen bis zu 100 Morde kommen, war die relative
Friedlichkeit in Nicaragua jedoch bemerkenswert. Aber selbst davon ist seit
der Niederschlagung der Proteste gegen das Regime seit April 2018 nicht
mehr viel übrig. Über 320 Tote forderte die Repression, 70.000 Menschen aus
Nicaragua haben in Costa Rica Zuflucht gesucht, aber auch in den Karawanen
Richtung USA liefen Viele mit, um der Verfolgung im einstigen Sehnsuchtsort
der Linken zu entkommen. So reiht sich Nicaragua inzwischen in die Liste
der Länder ein, aus denen die Menschen in Scharen fliehen.

Der Exodus wird weitergehen

Ein Ende des Exodus aus Zentralamerika ist nicht in Sicht. Gemeinsam sind
den Ländern der Region Armut und Perspektivlosigkeit, Gewalt und
Straflosigkeit. Das ist gewollt von den politischen und ökonomischen
Eliten, die "ihre" Länder als Beute betrachten und kein Interesse daran
haben, funktionierende Infrastrukturen und Ökonomien aufzubauen, die mehr
Menschen Teilhabe ermöglichen würden als nur ihnen selbst. Der Staat und
seine Institutionen sind Mittel zur Bereicherung und zur repressiven
Aufrechterhaltung der Besitz- und Machtverhältnisse.

Von der damit einhergehenden Rechtlosigkeit, von den
Menschenrechtsverletzungen gegen Umweltverteidiger*innen und den
Vertreibungen indigener Gruppen profitieren aber nicht nur die lokalen
Eliten, sondern auch die Importländer der zentralamerikanischen Güter.
Solange die Kernfunktion der zentralamerikanischen Länder auf dem
Extraktivismus von Primärgütern beruht, für den die Landbevölkerung
vertrieben und Natur zerstört wird, solange Menschenrechtsverletzungen
dafür inkaufgenommen werden, solange wird auch der Exodus aus der Region
weitergehen.

Dieser Beitrag erschien zuerst im medico-Rundschreiben 3/2019.
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INTERVIEW/447: Kinderrechte - Teilen als einzige Option ...    Sabine Boeddinghaus im Gespräch (SB)


Am 29. August wurde auf Einladung der Linksfraktion in der Hamburger
Bürgerschaft im DGB-Haus mit Ulrich Schneider und anderen Gästen über das
Problem der Kinderarmut in der Hansestadt diskutiert. Anschließend beantwortete
die Kovorsitzende der Linksfraktion, Sabine Boeddinghaus, dem Schattenblick
einige Fragen.




[image: Im Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Sabine Boeddinghaus

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Boeddinghaus, tritt Die Linke noch für die Abschaffung
von Hartz IV ein ?

Sabine Boeddinghaus: Auf jeden Fall, gerade nächste Woche machen wir eine
Veranstaltung zur Frage, was nach Hartz IV kommt [1]. Es gab ja zu Anfang das
Mißverständnis, daß Die Linke Hartz IV abschaffen will, ohne den Betroffenen
Alternativen anzubieten. Daran arbeiten wir natürlich schon lange und fordern,
daß es eine existenzsichernde Grundsicherung geben muß, daß die Sanktionen
aufhören müssen und damit Schluß sein muß, daß Menschen sich vor den Behörden
quasi ausziehen müssen, um den Nachweis erbringen zu können, daß sie
förderungswürdig sind. Das alles wollen wir nicht. Wir wollen, daß die Menschen
ihre Würde behalten und eine Grundsicherung bekommen. Dazu gehören natürlich
auch Maßnahmen, die dafür sorgen, daß man wieder in den Arbeitsmarkt
zurückzukehren kann, indem eine Weiterbildung angeboten wird, die wirklich zu
den Menschen paßt und Sinn macht. Das muß von Landesseite ausgebaut werden, da
könnte Hamburg viel machen. Hamburg ist das Bundesland mit der höchsten Quote an
Langzeitarbeitslosen. Es muß immer ein Maßnahmenpaket geben, aber Hartz IV ist
ganz klar Armut per Gesetz und muß überwunden werden.

SB: Sind die Kräfteverhältnisse in der Gesellschaft nicht sowieso schon so
verteilt, daß es kaum möglich ist, die Forderung nach Abschaffung von Hartz IV
durchzusetzen?

Sabine Boeddinghaus: Das wäre ja fatal, wenn man jetzt die Flinte ins Korn
werfen würde. Die Linke hat sich gegründet aus PDS und WASG zu Zeiten der Agenda
2010, um darauf hinzuweisen, daß es der falsche Weg ist, die Gesellschaft zu
entsolidarisieren und die soziale Spaltung noch größer zu machen. Leider ist
genau das eingetroffen. Natürlich könnte man jetzt nach Brecht sagen: Wäre ich
nicht arm, wärst du nicht reich und umgekehrt. Man könnte auch fatalistisch
sagen: Es gibt viele Kräfte in der Gesellschaft, die wollen die Armut, die
brauchen die Armut, damit sie sich abgrenzen und ihren Reichtum schaufeln. Aber
unsere Rolle und unsere Aufgabe ist, das Problem zu thematisieren und immer
wieder auf die Agenda zu setzen.

Deswegen fordern wir für Hamburg nicht nur einen Armutsbericht, sondern einen
Reichtums- und Armutsbericht, weil es immer eine Verteilungsfrage ist, und da
werden wir überhaupt nicht nachlassen. Natürlich ist es schwierig, die Menschen
davon zu überzeugen, daß es sich lohnt zu kämpfen, daß es sich lohnt, für sich
selbst, aber auch für die Solidarität mit anderen einzustehen. Das ist eine
immer wiederkehrende Arbeit, die man Tag für Tag tun muß. Im einzelnen erlebe
ich das auch, aber inzwischen ist in Hamburg, so mein Eindruck, ein bißchen die
Luft raus. Es ist zwar bitter, aber man merkt deutlich, daß das System nicht
funktioniert. Ich hoffe dennoch, daß es noch einmal eine Bewegung gibt. Auch bei
den Grünen wird Hartz IV durchaus thematisiert, zwar nicht in unserem Sinne,
aber zumindest wird wieder drüber diskutiert. Und wenn ein Robert Habeck das
sagt, dann wird noch einmal mehr hingehört, als wenn das von Katja Kipping
kommt, denn Die Linke sagt das schon immer. Von daher muß da ganz hart
weitergekämpft werden, das ist gar keine Frage.

SB: Mit einer CO2-Bepreisung, zu der es absehbar kommen wird, werden neue
soziale Ungleichgewichte entstehen. Haben Sie als Die Linke eine spezifische
Agenda, wie sich die soziale mit der ökologischen Frage verbinden läßt?

Sabine Boeddinghaus: Das versuchen wir immer wieder deutlich zu machen: Das
eine geht nicht ohne das andere. Die Klimafrage ist eine soziale Frage, beides
muß immer gemeinsam betrachtet werden. Wir versuchen das in konkreten
Forderungen jetzt gerade in Hamburg ein bißchen deutlicher zu skizzieren, zum
Beispiel indem wir fordern, daß der öffentliche Nahverkehr gebührenfrei für alle
sein soll. Das wäre ein großer Beitrag für die Menschen, aber auch fürs Klima,
für die Umwelt. Das ist ein Beitrag in der Verkehrspolitik, der hier in Hamburg
wirklich geleistet werden könnte. Wir haben auch den Hamburger Flughafen
thematisiert, Flugreisen dürfen nicht preiswerter sein als Bahnreisen, da muß
deutlich etwas verändert werden! Es muß mehr in Infrastruktur investiert werden,
damit Inlandsflüge auf jeden Fall gestrichen werden können. Es ist ja total
verrückt, daß Menschen sich letztendlich das Flugticket noch eher leisten können
als das Bahnticket! Das muß wirklich wieder vom Kopf auf die Füße gestellt
werden. Wir versuchen jetzt in Hamburg, ein Konzept zu erarbeiten, mit dem die
soziale Frage auch mit der Klimafrage verbunden wird.

SB: Hamburg verfolgt städtebaulich in einer gewissen Weise die Logik der global
city, indem versucht wird, die Stadt durch Repräsentativarchitektur wie bei der
Elbphilharmonie und Hafencity zu einem Standort des transnationalen Kapitals zu
machen. Zusätzlich zur Elbphilharmonie sollen jetzt noch der Elbtower und in
direkter Nachbarschaft eine große Sportanlage am Hafenrand gebaut werden. Was
sagt die Linke zu solchen Repräsentativprojekten?

Sabine Boeddinghaus: Wir haben als einzige Partei immer ganz klar den Bau der
Elbphilharmonie abgelehnt. Wir haben damals maßgeblich dazu beigetragen, daß es
den Untersuchungsausschuß gab. Wir kritisieren immer entschieden, daß für solche Bauten
Geld da ist, aber für den sozialen Wohnungsbau nicht. Der müßte hier in Hamburg
vor allem vorangetrieben werden! Auch dieser Elbtower ist eine Wahnsinnsidee des
ehemaligen Bürgermeisters, völlig überflüssig. Das ist unser Thema, das wir
immer wieder auf die Agenda setzen: Wir brauchen Investitionen in sozialen
Wohnungsbau, ohne Wenn und Aber. Das versuchen wir, durch ganz konkrete
Vorschläge zu befördern und zu unterfüttern, aber es ist ein harter Kampf.

Letztendlich lautet unsere Botschaft: Wohnen ist ein Grundrecht, Wohnen darf
nicht Spekulationsobjekt sein. Von daher ist es der völlig falsche Weg, der
gerade in Hamburg eingeschlagen wird. Leider werden trotz Schuldenbremse immer
wieder Mittel und Wege der Finanzierung überflüssiger Bauten gefunden. Aber wenn
wir sagen, wir brauchen 100 Prozent sozialen Wohnungsbau auf öffentlicher
Fläche, dann heißt es immer, ihr lebt im Wolkenkuckucksheim, Die Linke hat ja
die Gelddruckmaschine im Keller und solche Dinge. Aber ich hoffe, daß sich auch
da der Druck lohnt, weil wir schon festgestellt haben, daß SPD und Grüne manche
unserer Forderungen zwar nicht in unserem Antrag übernommen haben, diese aber
ein paar Monate später in ihrem eigenen Antrag zu finden sind. Also lohnt es sich
schon zu kämpfen.

SB: Was könnte die Linkspartei dafür tun, daß Leute, die den rechten Demagogen
der AfD hinterherlaufen, ihre Entscheidung überdenken?

Sabine Boeddinghaus: Das ist eine ganz schwierige Frage, denn wir kommen ja oft
auf der Straße, in Veranstaltungen und an Infotischen mit Bürgern ins Gespräch
und treffen auf Menschen, die die AfD wählen. Ich habe es leider selten erlebt,
daß diese Menschen für Argumente offen und gewillt sind, überhaupt zuzuhören und
selber zu reflektieren: Warum wähle ich jetzt eigentlich AfD? Statt dessen
trifft man auf eine grundsätzliche Haltung: Wir schließen uns jetzt zusammen,
wir haben ein Sprachrohr gefunden in der AfD, wir sind jetzt stark gegen die
Altparteien und gegen die da oben. Hierzu wird die Linke eben auch gezählt. 

Früher haben wir noch erlebt, daß Leute an den Infostand kamen und gesagt haben,
wir wählen euch ja, aber macht mal was gegen die Flüchtlinge. Wenn man versucht
nachzufragen, merkt man schnell, daß das eigentlich der Haupttreiber ist. Wir
sagen da immer ganz deutlich, dann bist du bei uns falsch. Es ist sehr,
sehr schwer, in den Dialog zu kommen, um überhaupt noch Menschen zu erreichen.
Ich glaube, die AfD ist im Moment leider so stark, weil mit ihrer Wahl
keineswegs verbunden ist, etwas Konkretes zu erreichen, sondern einfach nur
dieses Gefühl zu empfinden: Ich gehöre jetzt einer starken Gruppe an, wir können
endlich das sagen, was schon lange mal gesagt werden mußte. Deswegen ist es,
glaube ich, durchaus ein Mix aus Folgen der sozialen Härte, die die Menschen
gerade im Osten erlebt haben, aber auch einem schlummernden Rassismus in der
Gesellschaft, den es immer gegeben hat. Der wurde aber lange unter dem Deckel
gehalten und war nicht salonfähig. Die Menschen haben sich nicht getraut, es
laut zu sagen, weil der dagegen gerichtete gesellschaftliche Konsens zu stark
war. Da hat die AfD wirklich ein Ventil geöffnet, und das Problem ist nicht mit
einer Maßnahme oder einer Antwort zu lösen. Es ist schwer.

SB: Wäre Die Linke vielleicht gut beraten, sich auf ihre sozialistischen Wurzeln
zu besinnen und ein bißchen radikaler zu Werke zu gehen? Oder sind Sie eher der
Ansicht, daß ein vermittelnder Kurs erfolgversprechender ist?

Sabine Boeddinghaus: Ich glaube, daß man eine Mischung hinbekommen muß. Wir
könnten durchaus in manchen Formen radikaler werden wie bei der Mietendiskussion
in Berlin. Die wurde maßgeblich mit der Linken angestoßen und ein Mietendeckel,
finde ich, ist verdammt radikal. Die Enteignungsfrage zu stellen, ist verdammt
radikal, obwohl sie letztendlich grundgesetzlich abgesichert ist. Aber ich
finde, gerade wenn man sich dazu entscheidet, als Partei auch in die Parlamente
zu gehen, und das hat Die Linke einmal so entschieden, anstatt
außerparlamentarische Kraft zu bleiben, muß man es hinbekommen, die Vision und
das Ziel immer deutlich zu machen: Wir sind die Partei des demokratischen
Sozialismus, wir wollen eine andere Gesellschaft, wir wollen eine Gesellschaft
der Solidarität und des Zusammenhalts. Aber es gibt Schritte dahin, und die
müssen wir parlamentarisch und außerparlamentarisch immer wieder zu gehen
versuchen. Beides muß im Grunde zusammenwirken, andernfalls würden wir die ganze
Zeit im Parlament sitzen und nur unsere Verlautbarungen machen. Auf diese Weise
würden wir, denke ich, weniger für die Menschen tun als das, was wir in der
Opposition jetzt schon erreichen. Ich bin überzeugt, daß wir als soziale
Opposition in der Bürgerschaft, aber auch draußen auf der Straße eine wichtige
Kraft sind.

SB: Frau Boeddinghaus, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnote:


[1] Weg mit Hartz IV - und was dann? Alternativen und Perspektiven

10. September, 17:00 - 20:00 Uhr, GLS Bank, Düsternstraße 10, Hamburg 


Bericht und Interviews zur Diskussionsveranstaltung "Aktiv
werden gegen Kinderarmut!" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/348: Kinderrechte - ohne Abstufung und Unterschiede ... (SB)

INTERVIEW/446: Kinderrechte - Umverteilungsinitiative gefragt ...    Ulrich Schneider im Gespräch (SB)


5. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





FRAGEN/046: Indien jenseits der Schlagzeilen (Frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

Indien jenseits der Schlagzeilen


"Dass Indien als gewalttätiges Land gegenüber Frauen wahrgenommen
wird, ist ein Problem jener, die es so wahrnehmen", stellt Urvashi
Butalia im Interview klar.

von Denise Du Rieux



Urvashi Butalia wurde 1952 in der indischen Provinz Ambala
geboren. Sie studierte Literatur in Delhi und London. 1984 gründete
sie gemeinsam mit ihrer Kollegin Ritu Menon das erste feministische
Verlagshaus in Indien, Kali for Women. Sie ist eine der prominentesten
Stimmen der indischen Frauenbewegung. Im Interview erzählt sie von den
Entwicklungen der indischen Frauenbewegungen und der Bedeutung von
Medienvielfalt.


Denise Du Rieux (DDR): Sie haben Kali for Women 1984
mitgegründet, und neben Ihrem zivilen Engagement haben Sie später auch
noch Zubaan Books gegründet. Was hat sich in dieser Zeit verändert?

Urvashi Butalia (UB): Zwischen der Gründung von Kali for Women
und Zubaan Books 2003 liegen 19 Jahre - in dieser Zeit hat sich sehr
viel verändert. Vor Kali for Women wurden kaum Arbeiten über Frauen
publiziert. Es war gerade die Zeit, in der sich die Frauenbewegung in
Indien zu organisieren begann. Auch politisch und ökonomisch hat sich
einiges verändert: In den 1990ern öffnete sich Indien zunehmend dem
Weltmarkt, die Medienlandschaft wandelte sich, sodass Frauen und deren
Probleme mehr Gehör in der Öffentlichkeit fanden. Frauen fanden
zusehends eine Stimme.


(DDR): Indien ist die weltweit größte Demokratie, das
Land hat so viele Politikerinnen wie kaum ein anderer Staat, und doch
wird Indien von anderen oftmals als ein Land angesehen, das mit Gewalt
gegen Frauen Schlagzeilen macht.

UB: Dass Indien gegenüber Frauen als gewalttätiges Land
wahrgenommen wird, ist ein Problem jener, die es so wahrnehmen.
Diejenigen, die in Indien leben und arbeiten, wissen, dass die
Situation weit komplexer ist. Ja, es gibt diese Gewalt gegen Frauen in
Indien, gleichzeitig aber auch eine großartige Freundlichkeit und
Menschlichkeit im Umgang miteinander.

Ich denke, eines der Probleme ist, dass wir dazu tendieren, Gewalt
gerne "woanders" auszumachen, und sie damit im eigenen Land nicht
sehen müssen. Aber Gewalt gegenüber Frauen und gegenüber jenen, die
keine Macht haben, gibt es überall; sie nimmt nur andere Formen als
die rein körperliche an. Schauen Sie doch in die USA - dort ist ein
Präsident im Amt, der Kinder gewaltsam von ihren Eltern trennt; und
eine Professorin, die einem Kandidaten für den Obersten Gerichtshof
sexuelle Gewalt vorwirft, wird öffentlich verhöhnt. Schauen Sie in die
Türkei und darauf, was dort mit der kurdischen Minderheit passiert.

Indien hat sicherlich seine Probleme. Es versucht einerseits, mit
modernen globalen Entwicklungen mitzuhalten, andererseits ist Indien
ein sehr traditionell geformtes Land. Es ist aber auch ein Land, das
an der Schwelle zu großen Veränderungen steht. Verstehen Sie das nicht
als Vorwand oder Rechtfertigung, um wegzusehen, keineswegs! Wir dürfen
niemals wegschauen, aber gleichzeitig ist es wichtig aufzuzeigen, dass
es durchaus Widerstand gibt, dass es Frauenbewegungen gibt, die diese
Missstände bekämpfen und auch oft erfolgreich darin sind.


(DDR): Sie engagieren sich für die Freiheit der Presse,
dieser Einsatz zeigt sich auch in Ihren eigenen Verlagshäusern. Wie
wichtig ist eine vielfältige Medienlandschaft für eine Gesellschaft?

UB: Eine vielfältige Medienlandschaft, das Hochhalten der
Meinungsfreiheit, die Freiheit, Kritik zu äußern, sind unerlässlich
für eine Gesellschaft, ebenso wie Sicherheit und Gesundheit. Dennoch
gibt es Länder, auch Indien gehört dazu, in denen genau diese
Voraussetzungen nicht (für alle) gegeben sind. Und wenn eine Regierung
es nicht verträgt, dass diese Missstände aufgezeigt und kritisiert
werden, dann verdient sie es nicht, die Menschen in einem Land zu
vertreten. Dennoch gibt es überall auf der Welt Tendenzen, die genau
ein solches Klima verstärken, indem sie Oppositionelle und Menschen
anderer Meinung verhaften lassen. Gerade wurden in Indien einige
Intellektuelle wegen sogenannter Volksverhetzung zu Gefängnisstrafen
verurteilt. Das bedeutet für alle, die andere Meinungen vertreten,
einen enormen Druck.


(DDR): Über die Neuen Medien wird das Thema der
"Wahrheit" immer mehr zum Zentrum der Diskussion. Aber welche Rolle
können und sollen Neue Medien in der Frage um Wahrheit und Wissen
spielen?

UB: Es gibt das Sprichwort "Speaking truth to power" (es meint,
die Mächtigen in einem Land offen zu kritisieren und oppositionelle
Meinungen zu äußern, Anm. d. Red.). Aber genau diese Aufgabe, die
insbesondere den Medien zukommt, wird dadurch gehemmt, dass die Medien
sich zunehmend regierungspolitisch beeinflussen lassen.


(DDR): Immer wieder wird über die "Rolle der Frau"
diskutiert - aber lässt sich überhaupt von einer Rolle der Frau
sprechen?

UB: Es gibt diese eine Rolle der Frau nicht, Frauen haben
diverse Rollen, die ihnen angeheftet werden, gegen die sich aber auch
immer mehr Frauen auflehnen. Sie hinterfragen und kritisieren diese
Rollen und wollen sich ihre ganz eigenen Rollen selbst geben. Und
genau diese Tendenz wird sich meines Erachtens weiter ausbreiten,
Frauen werden mehr Raum und Mitgestaltungsrechte in der Gesellschaft
für sich beanspruchen.


(DDR): In Indien werden so viele Religionen praktiziert
wie kaum in einem Land - es gibt Sikhismus, Hinduismus, islamische und
christliche Glaubensgemeinschaften. Wie beeinflusst diese enorme
religiöse Pluralität Frauenbewegungen?

UB: Seit jeher ist das Verhältnis von Frauenbewegungen und
Religionen ein sehr kompliziertes. Anfänglich glaubten Frauen,
Religion müsse strikt von ihrem politischen feministischen Aktionismus
separiert werden. Aber mit der Zeit wurde erkannt, dass das nicht
funktionieren wird, denn das zivile indische Recht (Ehe-, Erbe-,
Sorgerecht etc.) ist stark an das religiöse Recht gekoppelt. Außerdem
vertreten wir die Meinung, dass Feminismus auch und vor allem
bedeutet, Entscheidungen treffen zu können - über sich selbst, und
damit auch über den eigenen Glauben.

Heute beobachten wir, dass Frauenbewegungen ganz unterschiedliche
Zugänge zur Religion haben: Manche Frauen treten aus ihrer religiösen
Identität heraus für mehr Frauenrechte ein, auch in den religiösen
Praktiken selbst. So haben beispielsweise muslimische Aktivistinnen in
Mumbai dafür gekämpft, Zugang zu einem heiligen islamischen Schrein zu
bekommen, den Haji Ali Schrein, und sie haben sich diesen Zugang auch
tatsächlich erkämpft. Ähnliches gelang Hindu-Frauen, die sich dafür
einsetzten, dass Frauen einen Tempel betreten dürfen, der bis dahin
nur Männern offen stand. Auch sie haben ihr Recht durchgesetzt. Dieses
Einbeziehen der Religion und ihrer verschiedenen Glaubenssätze hat die
indische Frauenbewegung letztlich auch so einzigartig gemacht!


(DDR): Sie wurden selbst in eine Familie geboren, in der
sowohl Hinduismus als auch Sikhismus praktiziert wird - welche
Bedeutung hat Religion heutzutage?

UB: In Indien ist Religion sehr wichtig. Meine Familie lebt
nicht sehr religiös, aber für viele bedeutet Religion sehr viel. Bis
vor kurzem war Religion allerdings etwas, das privat ausgelebt wurde.
Auch wenn wir einige der Rituale und Traditionen für patriarchal
hielten, störte es niemanden, wenn der/die Nachbar_in diese Rituale
feierte, es war schließlich seine/ihre Privatsache. Aber die
erstarkende rechte Hindubewegung instrumentalisierte Religion, um die
Gesellschaft zu spalten und damit Wähler_innenstimmen zu gewinnen.
Religion war plötzlich übermächtig geworden. Heute beobachten wir,
dass rechter Fundamentalismus auf religiöse Schemata zurückgreift und
diese für sich nutzt, um Menschen gegeneinander aufzubringen.


WEBTIPP:

https://zubaanbooks.com

ZUR INTERVIEWERIN:

Denise Du Rieux war Praktikantin bei der Frauen*solidarität.
Sie hat Philosophie und Politikwissenschaft studiert und interessiert
sich für Frauen*bewegungen auf der ganzen Welt.

 * 

Quelle:

Frauen*solidarität Nr. 147, 1/2019, S. 26-27

Text: © 2019 by Frauensolidarität / von Denise Du Rieux

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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LEISTUNGEN/640: Familienpflegegeld zur Unterstützung pflegender Angehöriger gefordert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 3. September
2019

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf: Paritätischer fordert
Familienpflegegeld zur Unterstützung pflegender Angehöriger



Ein "Familienpflegegeld" zur besseren Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
fordert der Paritätische Wohlfahrtsverband angesichts der extrem hohen Zahl
pflegender Angehöriger. Laut Statistischem Bundesamt werden 1,76 Millionen
pflegebedürftige Menschen von Angehörigen zu Hause gepflegt, was die Hälfte
aller Pflegebedürftigen in Deutschland ausmacht (3,41 Millionen Menschen).
In Anlehnung an das Elterngeld fordert der Verband einen Rechtsanspruch auf
Freistellung vom Arbeitsplatz und eine staatliche Lohnersatzleistung.
Darüber hinaus fordert der Paritätische die Stärkung von Angeboten zur
Entlastung pflegender Angehöriger, wie Leistungen der Kurzzeit- und
Verhinderungspflege.

"Neben verlässlichen Entlastungsangeboten brauchen pflegende Angehörige
einen einklagbaren Rechtsanspruch, Zeit und materielle Absicherung", so
Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Es
könne nicht sein, dass pflegende Angehörige deutlich schlechter gestellt
werden als junge Eltern. Der Verband fordert einen verbindlichen
Rechtsanspruch für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf eine drei Jahre
befristete Familienpflegezeit. Die Höhe der Lohnersatzleistung würde wie
beim Elterngeld im Regelfall 65 Prozent des letzten Nettoeinkommens
betragen, höchstens jedoch 1.800 Euro.

Die geltende Regelung zur Pflegezeit werde den lebenspraktischen
Anforderungen nicht gerecht, kritisiert der Paritätische, was sich auch in
der geringen Inanspruchnahme zeige. "Menschen dürfen nicht genötigt werden,
ihr Arbeitsverhältnis aufzugeben oder sich durch die Aufnahme eines
Darlehens verschulden zu müssen, um ihren Angehörigen beizustehen", so
Schneider. "Der derzeitige Anspruch auf befristete Freistellung ohne
jegliche finanzielle Absicherung nützt den Betroffenen im Ernstfall wenig."
Alarmieren müsse vor diesem Hintergrund, dass mehr als 280.000 Menschen auf
Grund von Pflegetätigkeiten dem Arbeitsmarkt nicht oder nur teilweise zur
Verfügung stehen und auf Hartz IV angewiesen sind. Auch der durch das
Bundesfamilienministerium berufene unabhängige Beirat für die Vereinbarkeit
von Pflege und Beruf habe in seinem Bericht jüngst entsprechenden
Handlungsbedarf formuliert und eine Regelung orientiert am Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz empfohlen.

Neben einem Familienpflegegeld seien mehr und verlässlich finanzierte
Entlastungsangebote notwendig. "Kurzzeitpflege- und
Verhinderungspflegeplätze sind derzeit Mangelware, dabei tragen sie
nachweislich enorm zur Entlastung pflegender Angehöriger bei. Die häusliche
Pflegesituation fordert alle Beteiligten heraus und strapaziert auf Dauer
selbst die innigste Beziehung. Die professionell abgesicherte, temporäre
Auszeit bietet sowohl Pflegenden als auch Pflegebedürftigen Entspannung",
so Schneider. Der Paritätische begrüßt, dass im Koalitionsvertrag von SPD
und Union entsprechende Maßnahmen verankert seien. Unter anderem habe die
Große Koalition ein jährliches Budget angekündigt, über das pflegende
Angehörige zukünftig in der Lage sein sollen, flexibel Entlastungsangebote
in Anspruch nehmen zu können. Auch sei angekündigt, Angebote für eine
verlässliche Kurzzeitpflege zu stärken. Entsprechende Eckpunkte lägen
jedoch bis heute noch nicht vor. Jetzt müsse die Große Koalition ihren
Worten zügig Taten folgen lassen.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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GEWERKSCHAFT/1858: Postbank - Beschäftigte verstärken Druck vor der dritten Verhandlungsrunde (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. September 2019

Postbank: Beschäftigte verstärken Druck vor der dritten
Verhandlungsrunde



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat für den
heutigen Donnerstag (5. September 2019) Postbank-Beschäftigte unter
anderem in Nordrhein-Westfalen und Frankfurt/Main zu erneuten
Warnstreiks aufgerufen, in Stuttgart und Karlsruhe wird es
Kundgebungen geben. In den kommenden Tagen werden die Streiks dann
bundesweit ausgeweitet. Damit soll Druck auf die Arbeitgeber der DB
Privat- und Firmenkundenbank AG gemacht werden, in der nächsten
Verhandlungsrunde am 9. und 10. September in Königswinter ein
verhandlungsfähiges Angebot vorzulegen. Auch in der zweiten
Verhandlungsrunde am 13. und 14. August hatten die Arbeitgeber kein
Angebot vorgelegt.

"Wir erwarten, dass die Arbeitgeber sich in der nächsten Runde
endlich bewegen, statt immer wieder mit neuen Gerüchten rund um den
Konzernumbau für Verunsicherung zu sorgen ", betont
ver.di-Verhandlungsführer Jan Duscheck. Die Erträge im Geschäft mit
Privat- und Firmenkunden würden sich in Deutschland im 2. Quartal
2019 auf 1,7 Milliarden Euro belaufen, das sei ein Anstieg um 2
Prozent gegenüber dem Vorjahr. Nach eigenen Angaben der DB PFK AG
glichen u.a. gestiegene Geschäftsvolumen niedrigere Zinsmargen im
Einlagengeschäft mehr als aus. "Dieser Erfolg wurde von den
Beschäftigten unter schwierigsten Bedingungen erwirtschaftet, das
muss jetzt Früchte tragen", so Duscheck.

Durch die Warnstreiks werde es in den kommenden Tagen zu
Verzögerungen in den Arbeitsabläufen, Einschränkungen im
Zahlungsverkehr und Filialschließungen kommen. Gestern hatte es
bereits Warnstreiks in München und im Großraum München gegeben.

Verhandelt wird für rund 12.000 Beschäftigte bei Teilen der DB
Privat- und Firmenkundenbank AG, Postbank Filialvertrieb sowie der
BHW-Kreditservice und weiterer Tochterunternehmen (Betriebscenter für
Banken, PB Service, PB Direkt, PB Firmenkunden AG).

ver.di fordert unter anderem die Erhöhung der Gehälter um 7 Prozent,
mindestens 200 Euro, bei einer Laufzeit von 12 Monaten. Die
Beschäftigten sollen dabei wählen können, ob sie mehr Geld oder mehr
Freizeit erhalten möchten. Des Weiteren fordert ver.di eine Erhöhung
der Ausbildungsvergütung um 100 Euro. Für ver.di-Mitglieder werden
außerdem sechs Gesundheits- und Entlastungstage gefordert.

Die dritte Verhandlungsrunde findet am 9. und 10. September 2019 in
Königswinter statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.09.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2785: Entwicklungsorganisation dämpft Erwartungen an den Grünen Knopf (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

INKOTA dämpft Erwartungen an den Grünen Knopf

Das staatliche Textil-Siegel kann Sorgfaltspflichten für Unternehmen nicht
allein durchsetzen



[Berlin, 5. September 2019] - Das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) will am 9. September den Grünen Knopf
einführen. Die Entwicklungsorganisation INKOTA dämpft die Erwartungen an
das staatliche Textil-Siegel. Freiwillige Initiativen für die Unternehmen
gebe es bereits, etwa das bekannte Textilbündnis. Solche Initiativen
konnten bislang nur eine begrenzte menschenrechtliche Wirkung erzielen. Es
sei nicht zu erwarten, dass dies beim Grünen Knopf anders wird. Der Trend
von Fast Fashion in der Textilbranche sowie der Preiskampf der Hersteller
und Handelsunternehmen führten noch immer zu Menschenrechtsverletzungen
entlang der globalen Lieferketten - jeden Tag. Deshalb ist es Zeit für ein
verpflichtendes Gesetz mit starken Sorgfaltspflichten für die
Menschenrechte und Haftung für Unternehmen, die ihrer Pflicht nicht
nachkommen.

"Es gibt offenbar einige Unternehmen, die einen Teil ihrer Produkte mit dem
Grünen Knopf kennzeichnen wollen", sagt INKOTA-Referent Berndt Hinzmann.
"Allerdings wäre es etwas schlicht anzunehmen, dass die Probleme in der
Lieferkette von Textilien mit dem Grünen Knopf erledigt sein werden. Einige
Grüne Köpfe an einigen Textilien werden nicht ausreichen, um innerhalb der
Branche strukturelle Veränderungen voranzutreiben."

Die Arbeits- und Menschenrechtsverletzungen sind lange bekannt:
Armutslöhne, Unterdrückung, Gesundheitsrisiken und katastrophale
Auswirkungen auf die Umwelt und das Lebensumfeld der Menschen. "Nach den
furchtbaren Katastrophen, die wir mit den Namen Rana Plaza oder Ali
Enterprise verbinden, sagen viele: Diese Mode ist untragbar und es braucht
Alternativen. An den Zuständen hat sich jedoch nur wenig geändert."

Grundsätzlich ist aber jeder weitere Vorstoß zu begrüßen, der die
Menschenrechte bei der Arbeit voranbringt. Textilbündnis und Grüner Knopf
könnten sich dabei durchaus ergänzen. Allerdings müssten für beide
anspruchsvolle und hohe menschenrechtliche Maßstäbe gesetzt werden. Das
Textilbündnis ist dazu nach der Überprüfung des Bündnisses durch die
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
aktuell in einer neuen Phase. Die OECD hat unter anderem eine Anpassung des
Review-Prozesses im Bündnis ins Hausaufgabenheft geschrieben - so wie es
die Zivilgesellschaft im Bündnis seit langem fordert.

Hintergrundinformationen zum Grünen Knopf

Der Grüne Knopf soll VerbraucherInnen eine ökologisch und sozial
nachhaltige Produktion von Textilprodukten versprechen. Siegelgeber ist das
BMZ, das die Kriterien und Bedingungen festlegt. Bei der Deutschen
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) ist eine
Geschäftsstelle eingerichtet. Unabhängige Prüfer kontrollieren die
Einhaltung der Kriterien. Die Deutsche Akkreditierungsstelle (DAkkS) stellt
verlässliche Prüfungen sicher. Bei erfolgreicher Zertifizierung wird das
Siegel Grüner Knopf im Auftrag des BMZ vergeben.


Weitere Informationen:

Pressestatement: OECD rät zu notwendigen Korrekturen im Textilbündnis

https://www.inkota.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2019/ps-oecd-raet-zu-notwendigen-korrekturen-im-textilbuendnis/#c16969

Pressemitteilung: Vier Jahre Textilbündnis: Was sich 2019 ändern muss

https://www.inkota.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2019/pm-vier-jahre-textilbuendnis-was-sich-2019-aendern-muss/#c16417

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. September 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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SCHACH-SPHINX/07019: Und es begann im Jahre 1823 (SB)


"Wir glauben, dass die erste Schachkolumne im Jahre 1823 in der London
Lancet errichtet wurde und zwar erregte diese neue, noch nie
dagewesene Spalte damals keineswegs so großes Auffallen, als man
vielleicht zuvor hätte vermuten sollen. Die zweite Schachkolumne
erschien 1828 in der Berliner Staffette, und dieser folgte im Jahre
1834 die wohlbekannte Spalte von Bell's Life in London", so in der
Schachzeitung von 1861, geschrieben von einem Herrn E. Quellmalz.
Heutzutage würde man sich die Finger wundschreiben, wollte man die
Kolumnen zum Schach nur der wichtigsten Zeitungen rund um den Globus
notieren. Der Wunsch nach einer kleinen Schachecke ist in den letzten
180 Jahren zu einem echten Bedürfnis von seiten der Leserschaft
angewachsen. Weder Landesgrenzen, noch der Grad an kultureller
Entwicklung scheinen diesem Trend Einhalt bieten zu können. Ob man nun
auf einer der südpazifischen Inseln eine Zeitung aufschlägt oder in
irgendeiner verschneiten Provinz Kanadas, stets wird man auf eine
Schachspalte stoßen. Das heutige Rätsel der Sphinx kommt diesem
Wunsche eiligst entgegen. Schachfreund Taylor spielte in der
vorliegenden Stellung 1.a2-a3!, worauf sein Kontrahent nach kurzem
Nachsinnen seinen König umlegte. Was mag an diesem Zug nur so
verteufelt sein, fragt man sich. Sicherlich, es droht 2.Sd6-e4 mit
Damenfang. Aber ließe sich diese Drohung nicht mit 1...b7-b6
entkräftigen, Wanderer durch tausend Schachspalten?






[image: SCHACH-SPHINX/07019: Und es begann im Jahre 1823 (SB)]



Taylor - Shamkovich

New York 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Großmeister Alburt sah wohl, daß er nach 1.c3-c4 De3-e1+ 2.Td2-d1 De1-
f2! 3.Td1xd3 Te5-e1+ 4.Td3-d1 Tb8xb2! verlieren mußte, hoffte die
Niederlage jedoch mit 1.Sg1-h3 verhindern zu können. Doch sein
Kontrahent Dorfman hatte weiter gedacht: 1...Sf6xd5 2.f3-f4 Sd5xf4 Da3-
a4 3.Tb8xb2! und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 16. August 2006

5. September 2019
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/272: Wiesbaden - "3 Musketiere - Das Musical", 7.9.-13.10.2019


HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Junges Staatsmusical »3 Musketiere - Das Musical« wieder im Kleinen
Haus

Wiederaufnahme am 7. September 2019



Ab Samstag, den 7. September 2019 um 19.30 Uhr ist das Musical »3
Musketiere - Das Musical«, in der Inszenierung von Iris Limbarth,
wieder im kleinen Haus zu erleben.

Frankreich im 17. Jahrhundert. D'Artagnan, ein junger Gascogner, macht
sich auf den Weg nach Paris, er will ein Musketier der Garde des
Königs werden und damit in die Fußstapfen seines Vaters treten. Kaum
angekommen gerät er in Konflikte mit den drei Musketieren Aramis,
Athos und Porthos. Doch plötzlich müssen sie sich gegen die Schergen
des Kardinals Richelieu verteidigen. Sie werden zu Freunden. Eine
Abenteuergeschichte um Macht, Intrige und Leidenschaft beginnt.

Das Musical von Rob und Ferdi Bolland nach der berühmten Romanvorlage
von Alexandre Dumas besticht durch kraftvolle Rock-Popmusik und
gefühlvolle Balladen, packende Szenen, spektakuläre Fechtkämpfe und
auch eine große Portion Humor. Für alle ab 12 Jahren.

Inszenierung & Choreografie: Iris Limbarth

Musikalische Leitung: Frank Bangert

Bühnenbild: Britta Lammers

Kostüme: Heike Korn

Kampfchoreografie: Atef Vogel

Gesangseinstudierung: Ulrich Bareiss

Es tanzt das Ensemble des Hessischen Staatsmusicals

Weitere Termine:

28.09./5.10./13.10.2019

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3

65189 Wiesbaden

Tel. +49 (0)611.132 1

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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TREFF/473: Magdeburg - Zugabe #1. Das Ensemble stellt sich vor, 8.9.2019


Theater Magdeburg

Zugabe #1: Das Ensemble stellt sich vor

Sonntag, 8.9.2019 um 11 Uhr



Mit dem neuen Schauspieldirektor Tim Kramer zieht auch ein neues
Format in das Magdeburger Schauspielhaus ein: die »Zugabe». Abseits
des regulären Spielplans entwickelt das Ensemble dafür kleinere und
größere Veranstaltungen zu besonderen Anlässen. Am So. 8.9.2019 um 11
Uhr stellt sich das komplette Schauspielensemble im Foyer des
Schauspielhauses mit sehr persönlichen Einlagen vor. Der Eintritt ist
frei.

Alte und neue Gesichter des Ensembles haben sich kleine persönliche
Schmankerl überlegt, um sich an diesem Vormittag dem Publikum zu
präsentieren. Ralph Opferkuch, der seit der Spielzeit 2014/15
Ensemblemitglied am Theater Magdeburg ist, trägt ein Gedicht vor, das
er im Sommer auf Reisen geschrieben hat. Zwei österreichische
Schauspielerinnen präsentieren Stücke aus ihrer Heimat: Carmen
Steinert (geboren in Graz) singt im Dialekt, Anja Signitzer (geboren
und aufgewachsen in Salzburg) präsentiert ein Gedicht in breitem
österreichisch. Susi Wirth (seit 2014/15 Ensemblemitglied) bietet mit
einer Jodel- und Akkordeoneinlage Einblicke in die Schweizer Kultur.
Das Schweizer Neu-Ensemblemitglied Christoph Bangerter gibt mit
treibenden Capoeira-Rhythmen auf der Trommel Einblicke in seine
Kindheit, die er in Brasilien verbracht hat, und Isabell Will, die in
Magdeburg ihr Erstengagement antritt, singt und begleitet sich selbst
auf der Ukulele. Zuschauer können sich auf weitere, persönliche
Eindrücke der anderen Ensemblemitglieder freuen. Der neuen
Schauspieldirektor Tim Kramer stellt die Akteure außerdem im Gespräch
vor. Das Format bietet sowohl regelmäßigen Besuchern des
Schauspielhauses als auch neuen Gästen die Möglichkeit, das neue
Ensemble und seine Schauspieler näher kennenzulernen.


Mitwirkende

Tim Kramer, Ralph Opferkuch, Carmen Steinert, Anja Signitzer, Susi
Wirth, Frederik F. Günther, Christoph Förster, Thomas Schneider,
Undine Schmiedl, Burkhard Wolf, Christoph Bangerter, Isabel Will,
Andreas C. Meyer, Iris Albrecht, Maike Schroeter

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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MELDUNG/515: BMU und BfN fördern insektenfreundliche Straßenbeleuchtung (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

 Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz -
Berlin, 5. September 2019

Insektenschutz

BMU und BfN fördern insektenfreundliche Straßenbeleuchtung



Viele nachtaktive Insekten fallen nachweislich der Lichtverschmutzung
zum Opfer, der Aufhellung der Nacht durch unachtsame Nutzung von
künstlichem Licht. Im Bundesprogramm Biologische Vielfalt startet
jetzt ein Projekt zur Entwicklung eines neuen
Straßenbeleuchtungsdesigns, das die Abstrahlung des Lichtes minimieren
soll. Das sechsjährige Verbundprojekt "Artenschutz durch
umweltverträgliche Beleuchtung" wird vom Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) koordiniert und mit rund
2,37 Mio. Euro durch das Bundesumweltministerium gefördert.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir müssen mehr für den Schutz
der Insekten tun, daher haben wir gerade unser Aktionsprogramm
Insektenschutz im Kabinett beschlossen. Nun setzen wir unsere Ziele
durch Maßnahmen und Projekte um. Ein wichtiger Faktor für den
Insektenschutz ist die Beleuchtung. Falsche Straßenbeleuchtung kann
den Insekten enorm schaden. Darum fördern wir die Entwicklung eines
umweltverträglichen Straßenbeleuchtungsdesigns, mit dem wir in Zukunft
nachtaktive Insekten und andere Tiere besser schützen können."

Prof. Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamts für Naturschutz (BfN):
"Gerade in Gewässernähe werden unzählige Insekten von der
Straßenbeleuchtung angelockt und ihrem Lebensraum entzogen. Deshalb
stehen aquatische Fluginsekten im Mittelpunkt des Vorhabens. Gemeinsam
mit Naturparkverwaltungen und Gemeinden werden Forschungsinstitute und
Universitäten in dem Projekt das neue Straßenbeleuchtungsdesign
entwickeln und zusammen mit Bürgerinnen und Bürgern im Praxistest
erproben."

Neben der Sogwirkung des Lichts können sich die Abstrahlungen
benachbarter Straßenleuchten überschneiden und eine Barriere
darstellen, die es Insekten wesentlich erschwert, eine beleuchtete
Straße zu passieren. Aus diesem Grund entwickelt das Leibniz-Institut
für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) in Zusammenarbeit mit
dem Fachgebiet Lichttechnik der Technischen Universität Berlin ein
Straßenbeleuchtungsdesign, das die Abstrahlung des Lichtes auf die
Flugbahnen von Insekten minimiert. Das Licht der Leuchten wird dann
nicht mehr an der Leuchte selbst, sondern nur auf den Gehwegen und
Straßen zu sehen sein. Nach einer wissenschaftlichen Evaluierung in
einem Experimentalfeld im Westhavelland wird das neue
Straßenbeleuchtungsdesign voraussichtlich im Herbst 2021 in vier
Gemeinden installiert und erprobt: der Stadt Fulda (Hessen), der Stadt
Krakow am See (Mecklenburg-Vorpommern) sowie in den Brandenburgischen
Gemeinden Gülpe (Landkreis Havellaue) und Neuglobsow am Stechlinsee.

Zwei Jahre vor und nach der Umrüstung wird die Anziehung und das
Verhalten von Insekten an den Straßenleuchten untersucht. Für die
Untersuchungen wird auch die Mitarbeit und Expertise von
ehrenamtlichen Entomologinnen und Entomologen benötigt, die für den
Wissensaustausch in ein europaweites Netzwerk eingebunden werden.
Weiterhin sollen Schulen an den Untersuchungen beteiligt werden, damit
Schülerinnen und Schüler die taxonomische Einordnung von Insekten
erlernen und mehr über ihre Bedeutung für Ökosysteme erfahren können.
Auch auf die Mitwirkung und Unterstützung der Anwohnerinnen und
Anwohner ist das Projekt angewiesen.

Ziel des Projektes ist, Beleuchtungslösungen zu entwickeln und zu
fördern, die die negativen Auswirkungen auf die Umwelt so gering wie
möglich halten. Zugleich wird die Umweltbildung im Bereich der
heimischen Insektenfauna gestärkt und der Wert der nächtlichen
Dunkelheit für Mensch und Natur vermittelt. "Die Einbindung von
Bürgerinnen und Bürgern in das Projekt ist vor allem auch deshalb so
wichtig, weil gerade die private Beleuchtung in Gärten und an
Hausfassaden mehr und mehr zunimmt", so Dr. Sibylle Schroer, die
Projektkoordinatorin.

In Anbetracht des dramatischen Rückgangs der Insektenbestände werden
im Rahmen des Projektes weiterhin Handlungsempfehlungen an Kommunen,
Behörden und Unternehmen herausgegeben, um den negativen Auswirkungen
durch Beleuchtung im privaten, wie auch im öffentlichen Bereich
entgegenzuwirken. Denn durch insektenfreundliche Beleuchtung kann in
Sachen Lichtverschmutzung im kommunalen, unternehmerischen und
privaten Bereich nahezu jede/r etwa tun.

Steckbrief zum Projekt: http://bit.ly/adub19

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Informationen und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 148/19, 05.09.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien
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ENERGIE/127: Mit Bioenergie zu mehr Klimaschutz in der Tierhaltung (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Mit Bioenergie zu mehr Klimaschutz in der Tierhaltung



Die Bioenergieverbände haben heute ein Maßnahmenpapier zum Thema
Güllevergärung vorgelegt. Darin schlagen sie gemeinsam Instrumente
vor, um die Nutzung von Wirtschaftsdüngern in Biogasanlagen auszubauen
und so zusätzlichen Klimaschutz und Erneuerbare Energien mit einer
nachhaltigen Tierhaltung zu verbinden.

"Gülle und Mist emittieren bei einer offenen Lagerung das Treibhausgas
Methan. Durch die Vergärung dieser Wirtschaftsdünger in Biogasanlagen
können die Methanemissionen auf ein Minimum reduziert werden. Das ist
eine der wenigen Optionen, um in der Tierhaltung Treibhausgase
einzusparen und den Klimaschutz zu stärken. Die gesetzlichen
Rahmenbedingungen sollten das auch widerspiegeln", erklärt Sandra
Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüros Bioenergie. "Momentan wird gerade
einmal rund ein Viertel des in Deutschland anfallenden
Wirtschaftsdüngers in Biogasanlagen vergoren, was allein durch die
Vermeidung der Methanemissionen jährlich über 2 Millionen Tonnen CO2
einspart. Hinzu kommt noch die Einsparung von Treibhausgas durch die
Bereitstellung klimafreundlicher Energie", so Rostek weiter. "Als
Bioenergieverbände schlagen wir daher vor, - und das ist ein
realistisches Ziel - die Güllevergärung auf 60 Prozent zu steigern.
Das würde zusätzlich ca. drei Millionen Tonnen CO2 vermeiden. Dafür
braucht die Bioenergiebranche aber wirtschaftliche Anreize seitens der
Politik", mahnt die Leiterin des Hauptstadtbüros. "Wir haben nun eine
Reihe von Vorschlägen unterbreitet, die auf dieses Ziel ausgerichtet
sind und gleichzeitig zum Erreichen der Klimaschutzziele beitragen, zu
denen sich Deutschland verpflichtet hat."

Das wichtigste Instrument, um die Vergärung von Wirtschaftsdüngern
weiter auszubauen und einen Rückbau der bestehenden Biogasanlagen, die
Gülle einsetzen, zu verhindern, sind Anpassungen im
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Hier muss vor allem die sogenannte
Sondervergütungsklasse für Güllevergärung weiterentwickelt werden,
über die neue Güllekleinanlagen eine Vergütung erhalten können.
Insbesondere muss die Weiterentwicklung eine Ausdehnung dieser Klasse
auf Anlagen beinhalten, deren EEG-Vergütungszeitraum ausläuft.
Weiterhin ist es sinnvoll, die Gebotshöchstwerte im
Ausschreibungsverfahren des EEG anzuheben, um auch güllevergärenden
Anlagen oberhalb der Güllekleinanlagenklasse eine Perspektive zu
geben. Darüber hinaus sollten ergänzende Instrumente abseits des EEG
erprobt werden. Ein Vorschlag der Bioenergieverbände ist hier
beispielsweise die Unterstützung von Investitionen zur Abdeckung von
Gülle- und Gärproduktlagern in Biogasanlagen über das
Agrarinvestitionsförderungsprogramm.

Weitere Vorschläge zum Ausbau der Güllevergärung haben die
Bioenergieverbände in einem Maßnahmenpapier zusammengefasst.


Über die Bioenergieverbände

Im "Hauptstadtbüro Bioenergie" bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen
und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesverband Bioenergie
e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband
Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzenergie (FVH). Gemeinsam
bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten,
Anlagen- und Maschinenbauern, Energieversorgern bis hin zu Betreibern
und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen
unterschiedlichen Akteuren und verschiedenen Technologien der
Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der
Politik. Insbesondere in den Sektoren Strom und Wärme setzt es sich
technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner
Trägerverbände ein. Im Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern
kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites
Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem
Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE).

www.hauptstadtbuero-bioenergie.de



Maßnahmenpapier der Verbände 

https://www.bauernverband.de/mediaarchiv/grab_pic_chris.php?id=720715

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019
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Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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EUROPA/453: Gemeinsame Agrarpolitik - Umschichtung von 6 Prozent beschlossen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.09.2019 / Landwirtschaft & Gentechnik

GAP: Umschichtung von 6 Prozent beschlossen



Am Mittwoch hat das Bundeskabinett beschlossen, die Umschichtung der
Gelder von der ersten in die zweite Säule der GAP für das Jahr 2020
von 4,5 auf 6 Prozent zu erhöhen.

Umweltorganisationen fordern seit Jahren den höchstmöglichen
Umschichtungssatz von 15 Prozent auszuschöpfen. Die Erhöhung auf 6
Prozent entspricht einer Aufstockung der Agrarprogramme um EUR 75
Millionen, gleichzeitig bedeutet dies eine Kürzung der Direktzahlungen
in Höhe von EUR 4,50 pro Hektar.

Die erste Säule der GAP besteht hauptsächlich aus den pauschalen
Direktzahlungen und dem Greening, welches sich in der aktuellen
Förderperiode als nicht ökologisch wirksam erwiesen hat.
In der zweiten Säule sind die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM)
angesiedelt, die einen positiven Effekt auf den Zustand von
Biodiversität, Klima, Wasser, Luft und Boden haben.

Angesichts der Herausforderungen, die die europäische Landwirtschaft
bewältigen muss, ist es daher sinnvoll, mehr Geld in die zweite Säule
zu geben, solange die Direktzahlungen noch nicht zielgerichtet auf die
Verbesserung des Umweltzustands in der Agrarlandschaft sind.

Dennoch: "Die erhöhte Umschichtung der EU-Mittel ist dabei nicht mehr
als ein Tropfen auf den heißen Stein. Deutschland könnte schon heute
15 Prozent der EU-Fördermittel zum Erhalt der Artenvielfalt einsetzen.
Mit gerade mal sechs Prozent bleibt die Regierung weit hinter dem
Notwendigen und Machbaren zurück, um Landwirtinnen und Landwirte bei
den gewaltigen Herausforderungen einer umwelt-, klima- und
tiergerechteren Landwirtschaft zu unterstützen.", so DNR-Präsident Kai
Niebert.

Die Verhandlungen über die Reform der GAP nach 2020 sind aufgrund der
Europawahl und der bevorstehenden Neubesetzung der EU-Kommission noch
nicht abgeschlossen. Daher ist mit Übergangsregelungen für die Jahre
2021 und 2022 zu rechnen. Der Kabinettsbeschluss gilt aber zunächst
nur für das Jahr 2020. [lr]



Artikel Top Agrar 

https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/so-sehen-die-details-des-agrarpakets-aus-11809122.html?utm_medium=email

Reaktionen der Verbände: 

DNR-Pressemitteilung 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/insektenschutz-jetzt-durchstarten-bitte/

BUND-Pressemitteilung 

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kommentar-zum-agrarpaket-der-regierung-bei-der-umschichtung-erste-wichtige-schritte-beim-tierwohl/

NABU-Pressemitteilung 

https://www.nabu.de/presse/pressemitteilungen/index.php?popup=true&show=27312&db=presseservice


BÖLW-Pressemitteilung

https://www.boelw.de/news/tierwohllabel-umschichtung-von-agrargeldern-insektenschutz/

 * 

Quelle:

EU-News, 05.09.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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EUROPA/452: "Bienen und Bauern retten!" - EU gibt grünes Licht für Bürgerinitiative (Umweltinstitut München)


Umweltinstitut München e. V. - 5. September 2019

"Bienen und Bauern retten!": EU gibt grünes Licht für Bürgerinitiative
zur Umgestaltung der europäischen Landwirtschaft



Die EU-Kommission hat gestern grünes Licht für die neue Europäische
Bürgerinitiative 'Save Bees and Farmers' ('Bienen und Bauern retten!')
gegeben und wird diese am 30. September offiziell registrieren. Die
europaweite Initiative tritt gegen den Kollaps der Natur und für den
Erhalt von bäuerlichen Betrieben an und möchte dies durch den
schrittweisen Verzicht auf Pestizide erreichen. Zivilgesellschaftliche
Organisationen aus der gesamten Europäischen Union unterstützen die
Kampagne. Sie fordern die Kommission dazu auf, neue Rechtsvorschriften
zum Ausstieg aus chemisch-synthetischen Pestiziden, zur
Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und zur Unterstützung der
Landwirtinnen und Landwirte bei der notwendigen Transformation zu
erlassen. Die Bürgerinitiative wird am 10. Oktober offiziell
gestartet, danach haben die unterstützenden Organisationen zwölf
Monate Zeit, um EU-weit eine Million Unterschriften zu sammeln.

Erst vor wenigen Monaten hat der Weltbiodiversitätsrat (IPBES) zu
einem raschen "transformativen Wandel" aufgerufen, um den
Zusammenbruch der Natur zu stoppen. Die Wissenschaftler warnten, dass
sich das Zeitfenster für Maßnahmen zur Abwendung des drohenden
ökologischen Kollapses bereits schließt. Ein Viertel der europäischen
Wildtiere ist stark bedroht, die Hälfte unserer Naturgebiete befindet
sich unter massivem Stress und die Ökosystemleistungen verschlechtern
sich. Der massive Rückgang der Insektenpopulationen stellt laut der
Welternährungsorganisation eine ersthafte Bedrohung für die
Welternährung dar. Um ihn aufzuhalten oder umzukehren fordern
Wissenschaftler eine Reduzierung des Pestizideinsatzes und den
Übergang zu einer ökologisch orientierten Landwirtschaft.

"Aktuell weist die europäische Landwirtschaftspolitik jedoch in die
entgegengesetzte Richtung", kritisiert Helmut Burtscher-Schaden,
Umweltchemiker bei GLOBAL 2000: "Die voranschreitende
Marktliberalisierung setzt Landwirtinnen und Landwirte einem massiven
Preisdruck aus, der kleine Familienbetriebe in ihrer Existenz bedroht
und einer Ökologisierung ihrer Produktionsweise im Weg steht." So
verschwanden zwischen 2005 und 2016 in der EU vier Millionen
Kleinbetriebe und wurden durch große, agrarindustrielle Unternehmen
ersetzt. Die notwendige Umgestaltung der Landwirtschaft verlangt daher
nach einer gemeinsamen europäischen Agrarpolitik, die diesem Trend
entgegenwirkt.

Carsten Berg, Campaign Director bei der Aurelia Stiftung, ergänzt:
"Über 300 Milliarden Euro fließen im aktuellen EU-Finanzrahmen in die
Gemeinsame Agrarpolitik (GAP). Industriell orientierte Betriebe, bzw.
deren große Flächen werden pauschal am stärksten gefördert.
Ausgerechnet bäuerliche und ökologische Betriebe, die durch ihre
Fruchtfolgen per se Struktur- und Artenvielfalt gewährleisten, werden
systematisch benachteiligt. Die EU fördert damit das dramatische
Artensterben und das millionenfache Höfesterben gleichermaßen".

Die nationalen Anstrengungen der EU-Mitgliedsstaaten reichen nach
Ansicht der InitiatorInnen bei weitem nicht aus, um den Kollaps zu
verhindern. Sie fordern mit ihrer Kampagne deshalb endlich eine
gesamteuropäische Strategie zur Wahrung der biologischen Vielfalt.

Veronika Feicht, Referentin für Agrarpolitik beim Umweltinstitut
München, erklärt dazu: "Die wichtigsten agrarpolitischen
Entscheidungen über Subventionen, Grenzwerte und die Zulassung von
Pestiziden erfolgen auf EU-Ebene. Die Mitgliedstaaten hätten zwar
Spielraum für eine bessere Landwirtschaftspolitik, aber allzu oft
verstecken sie sich hinter der EU - wie zuletzt beim bis Ende 2023
aufgeschobenen Glyphosatverbot in Deutschland. Wir brauchen einen
gesamteuropäischen Systemwandel in der Landwirtschaft, und die
Einleitung dieser EU-weiten Agrarwende fordern wir mit unserer
Kampagne."

Die Bürgerinitiative wurde von einem branchenübergreifenden
Zusammenschluss zivilgesellschaftlicher Organisationen aus den
Bereichen Umwelt, Gesundheit, Landwirtschaft und Bienenzucht
gestartet. Zum Träger- und Unterstützernetzwerk der Bürgerinitiative
gehören unter anderem die europäischen Netzwerke Friends of the Earth
Europe und das Pesticide Action Network (PAN), GLOBAL 2000 in
Österreich, die französische Umweltorganisation Générations Futures,
das Umweltinstitut München, der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland e.V. (BUND), die Aurelia-Stiftung, Campact und zahlreiche
weitere europäische Akteure.



Die drei Forderungen der EBI Save Bees and Farmers finden Sie hier.

http://icm-tracking.meltwater.com/link.php?DynEngagement=true&H=qJ9juQrYQnz1cqUgIm8psgUQ75z%2Bv%2FUt%2BmzLgDhho6nnEEJMrQdYl0KZ%2B7%2FWiqGEjU6nlx5R7g3km9RyV9AJ8ukSgJIJuLsHF0uLwdFxjiEAhooOwGmsQM3UGy905mrI&G=0&R=savebeesandfarmers.org&I=20190905092517.00000037ef5d%40mail6-42-usnbn1&X=MHwxMDQ2NzU4OjVkNzBjYWY3YzQyY2RkNDc1ZTk5YzE5Zjs%3D&S=bY5Q9Bp4pi3Z-S-qDTaH76_WC_0kZ0EGVIIErOdrRy8

 * 
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VERBAND/397: Deutliche Kritik am Gesetzespaket für Tier- und Umweltschutz (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Deutliche Kritik am Gesetzespaket für Tier- und Umweltschutz

Rukwied: Gesetzespaket für Landwirte toxisch



Aus Sicht des Präsidenten des Deutschen Bauernverbandes, Joachim
Rukwied, ist das Gesetzespaket für Tier- und Umweltschutz in der
Landwirtschaft, das am 4. September im Kabinett beschlossen werden
soll, keinesfalls akzeptabel: "Wir wissen, dass es Veränderungen hin
zu mehr Tierwohl und Insektenschutz geben muss, aber dieses Paket ist
für die Landwirte toxisch. Es ist im Grundsatz eine agrarpolitische
Fehlentscheidung der Bundesregierung, wenn über das gültige Fachrecht
hinaus zusätzliche Auflagen die Landwirtschaft belasten und in ihrer
Wettbewerbsfähigkeit deutlich schwächen", so Rukwied mit Blick auf ein
geplantes Verbot von Pflanzenschutzmitteln in Schutzgebieten. "Auch
das geplante Tierwohllabel wird vom Markt nicht angenommen werden. Die
Umverteilung bei der Agrarförderung bedeutet zusätzliche schmerzhafte
Einschnitte im Einkommen der Bauern. Wenn dieses Gesetzespaket so
umgesetzt wird, wird das zu weiterem Frust und Perspektivlosigkeit
unter den Landwirten führen. Wir haben große Sorge, dass dadurch der
Strukturwandel deutlich verschärft wird."

 * 

Quelle:
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KURSUS/1280: Kassel - Künstlerwerkstatt für Senioren "Auf Zack - mit Holzschnitzen", 13./14.9.19


Stadt Kassel

Künstlerwerkstatt für Senioren: Auf Zack - mit Holzschnitzen



Das Referat für Altenhilfe und das Kulturamt bieten im Rahmen des
städtischen Seniorenprogramms eine Künstlerwerkstatt für Seniorinnen
und Senioren mit dem Künstler Christof Kalden an. Vorkenntnisse sind
für den Workshop im Holzschnitzen nicht erforderlich. Die
Künstlerwerkstatt findet am Freitag und Samstag, 13. und 14.
September, jeweils von 11 bis 18 Uhr statt. Treffpunkt ist das Atelier
von Christof Kalden in der Schirmerstraße 12 in Kassel. An beiden
Tagen sind für die Teilnehmer Pausen vorgesehen, die Verpflegung
sollte allerdings selbst mitgebracht werden.

Menschen ab 60 Jahren sind herzlich eingeladen kreativ zu werden,
Neues auszuprobieren oder auch bereits Erlerntes aufzufrischen und
dabei Unterstützung von einem professionellen Bildhauer in seinem
Atelier im Stadtteil Wesertor zu erhalten.

In entspannter Atmosphäre, die Raum für Gespräche, Fragen und Pausen
nach Bedarf lässt, wird der Umgang mit den Werkzeugen Stechbeitel und
Klöpfel (Hammer), Raspeln, Feilen und Schleifpapier an verschiedenen
Hölzern erlernt werden. Darauf aufbauend werden kleinere Objekte wie
Schalen, Reliefs, oder auch Skulpturen gestaltet. Je nach Wunsch und
Vorerfahrung kann an einer ganz einfachen oder auch an einer
anspruchsvollen Form geschnitzt werden.

Christof Kalden ist Bildhauer und studierte an der Alanus Hochschule
für Kunst und Gesellschaft bei Bonn; seit 1995 besitzt er ein Atelier
in Kassel. Neben eigenen Ausstellungen, arbeitet er an Kunst-am-Bau-Projekten 
und führt mit Kasseler Schulen und der Museumslandschaft
Hessen Kassel kreative Beteiligungsprojekte für Kinder und Jugendliche
durch.

Die Kosten für diese Künstlerwerkstatt betragen 20 Euro, mit der
"Mittendrin! Teilhabecard Kassel" zehn Euro.

Um Anmeldung unter der Telefonnummer 787-5071 montags, mittwochs und
freitags von 9.30 bis 12 Uhr wird gebeten. Die Teilnehmerzahl ist auf
zwölf Personen begrenzt.

Hintergrund:

Dies ist der dritte Kurs innerhalb einer vierteiligen
Künstlerwerkstatt-Reihe in 2019, die Raum für kreatives Gestalten und
den sozialen Austausch mit Gleichgesinnten bietet. Gleichzeitig
eröffnet diese Form der Kunstvermittlung neue Betätigungsfelder für
Künstlerinnen und Künstler. Eine weitere Künstler-Werkstatt im Herbst
2019 befasst sich mit Trickfilm. Die Reihe wird in 2020 mit
Fotografie, Graffiti, Holzschnitzen und Trickfilm fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 22. August 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MARKT/4205: Magdeburg - Gratisflohmarkt am 14. September 2019


Stadt Magdeburg

Nächster Gratisflohmarkt am 14. September

Anlieferungen auch vorab möglich



Der nächste Gratisflohmarkt des Städtischen Abfallwirtschaftsbetriebes
ist am 14. September. Gut erhaltene und funktionstüchtige
Haushaltsgegenstände, Bücher, kleinere Möbel und Geschirr können von
10.00 bis 13.00 Uhr auf dem Betriebshof in der Liebknechtstraße 84
verschenkt oder getauscht werden.

Auch Schallplatten, CDs, Spielzeug und andere Dinge, die zum Wegwerfen
zu schade sind, können kostenlos abgegeben werden. Für jeden
Flohmarktliebhaber wird am 14. September sicher etwas dabei sein.

Anlieferungen dafür sind auch am 3. und 10. September, jeweils von
14.00 bis 17.00 Uhr, möglich.

Ziel des Gratisflohmarktes ist es, zur Abfallvermeidung beizutragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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